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JL/ie Dachstehenden Bemerkungen sind im Laufe des 
Jahres 1857 niedergeschrieben. Der Verfasser hat 
in ihnen die Anschauungen zusammengedrängt>, wel- 
che er in den drei Jahren vor dem Pariser Frieden 
und in dem Sommer nach demselben während sei- 
nes Aufenthaltes in der Hauptstadt des osmanisehen 
Reiches durch den Verkehr "mit den verschiedensten 
Persönlichkeiten und die unmittelbare Beobachtung 
denkwürdiger Ereignisse sich anzueignen Veranlas- 
sung fand. Seitdem hat sich dort Nichts zugetra- 
gen, wodurch eine Aenderung der gegebenen Dar- 
stellung erheischt zu werden schiene. Wenn auch 
Männer von grofser Bedeutung dem Schauplatz ihrer 
ruhmvollen Thätigkeit entrückt worden, wenn auch 
auf dem an diplomatischen Incidenzpunkten so frucht- 
baren Boden von Constantinopel deren wiederum 
einige hervorgetreten sind, so ist die Lage der Dinge 
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darum im Allgemeinen doch dieselbe geblieben ; neue 
Elemente von eingreifender Wichtigkeit haben sich 
nicht geltend gemacht. Die Beziehungen der Völ- 
ker untereinander, die Politik der Regierung, ihre 
Bestrebungen und ihre Gesetze, die Schwierigkeiten, 
welche sich der Ausführung der letzteren entgegen- 
stellen, die tief in den Verhältnissen wurzelnden Ur- 
sachen dieser Schwierigkeiten, — das AUes ist noch 
ebenso wie es war, als der Verfasser im Herbst 1856 
die Ufer des Bosporus verliefs. 

Nicht die Befürchtung, ein veraltetes und über- 
lebtes Thema zu berühren, hätte ihn daher abhalten 
können, diese Blätter dem deutschen Publicum dar- 
zubringen, vielmehr war es die volle Lebendigkeit 
des Gegenstandes, welche Zweifel darüber erweckte, 
ob die öffentliche Besprechung desselben sich für 
ihn, den Verfasser, gezieme. Wer wichtige Fragen 
der Gegenwart einer aufrichtigen und gewissenhaf- 
ten Untersuchung unterziehen will, ist genöthigt, das 
Gute dem Schlecht.en, das Weise dem Thörichten 
entgegenzustellen, er mufs sich erkühnen ein Urtheil 
zu fällen über Personen, über Gesetze, Einrichtun- 
gen und Sitten der Völker. Wie aber, wenn er ein 
Gast in dem Lande gewesen ist, dessen Verhältnisse 
den Gegenstand seiner Untersuchung bilden, gebietet 
ihm da nicht die Pflicht Schweigen, weil er nicht 
reden kann, ohne sich der Gefahr auszusetzen, dafs 



der Gastfreund verletzt werde? Die Beantwortung 
dieser Frage glaubt der Verfasser sich selbst und 
seinen Landsleuten schuldig zu sein. 

Wer in einem fremden Lande gelebt, dort an- 
genehme Beziehungen angeknüpft und von den Ein- 
wohnern Freundlichkeit erfahren hat, der würde 
zweifelsohne sehr unrecht thun, wollte er in der 
Heimath die Gebrechen und Schäden, die man dort 
arglos seinen Blicken enthüllte, mit Schadenfreude 
ans Licht der Oeffentlichkeit ziehen. Mag er dann 
auch noch so geistvoll seine Geschichten erzählen, 
mag er auch noch so treffend das Tadelnswerthe 
tadeln, edeldenkenden und zartfühlenden Menschen 
wird er immer zuwider sein. In einer ganz anderen 
Lage aber scheint sich der zu befinden, welcher ein 
mit warmer Theilnahme erfüllter Zeuge der Anstren- 
gungen gewesen ist, die eine fremde Nation macht, 
um sich aus gefahrvoller und verderblicher Lage 
herauszuarbeiten und glücklichere Zustände zu be- 
gründen, und nun von dem Wunsche beseelt, in sei- 
nem eigenen Vaterlande das Interesse für jene An- 
strengungen zu wecken, die Schilderung derselben, 
zwar mit Schonung und fern von jeder gehässigen 
Bekrittelung, doch wahrheitsgetreu unternimmt. Nicht 
kleinliche Scheelsucht leitet einen Solchen, wenn er 
die üebel bezeichnet, die zu beseitigen sind, nicht 
Mifsbrauch des Vertrauens ist es, wenn er den öf- 
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f entlichen Beifall für diejenigen zu gewinnen sucht, 
deren Handlungen und Beweggründe kennen zu ler- 
nen ihm vergönnt war. Statt den Vorwurf des Un- 
dankes für die genossene Gastfreundschaft zu ver- 
dienen, darf er hoffen, sich den Gastfreund enger 
und besser zu verbinden. 

Eines s^olchen Strebens sich bewufst sieht der 
Verfasser mit Zuversicht dem ürtheil entgegen, wel* 
ches diejenigen Personen im Orient über sein Ver- 
fahren fallen werden, zu denen in geistige Wechsel- 
wirkung tretend er die Ideen zu gewinnen vermochte, 
welchen diese Blätter Ausdruck zu verleihen be- 
stimmt sind. 

Berlin, im März 1858. 
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Der Organismus des osmanischen Reiches unterscheidet 
sich dadurch wesentlich von demjenigen europäischer Staa- 
ten^ dafs tlie dem Scepter des Sultans unterworfenen Völker- 
stamme in religiöser und politischer Trennung nebeneinander 
leben, dafs sie, jeder für sich, ihre eigenthümlichen, wenig- 
stens idministrativen Einrichtungen haben und ihre bürger- 
lichen Verhältnisse besonderen Ordnungen und Gesetzen un- 
terliegen. Während in Europa fast alle grofsen Nationen aus 
der Mischung der Stamme entstanden sind und die politi- 
schen Institutionen durch das n^onale Leben der Völkei^ 
getragen werden, stehen sich im Orient noch heute dieselben 
Gegensätze in voller Kraft gegenüber, welche die Eroberung 
der Türken im XV. Jahrhundert nur materiell zu überwälti- 
gen vermochte, über die sie den Schleier barbarischer Scla- 
verei warf, den die menschenfreundliche Politik eines wohl- 
wollenden Herrschers und aufgeklärter Staatsmänner in unse- 
rer Zeit allmälig zu zerreifsen bemüht ist. 

Da es dem Islam niemals gelungen war, in den von 
ihm eroberten Ländern die christlichen Bevölkerungen zur 
Lehre des Propheten hinüberzufahren, da diese Lehre wohl 
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die Unterwerfung der Ungläubigen durch Gewalt gebietet, 
nicht aber ihre Bekehrung durch die Predigt des Glaubens, 
da ihre Vernichtung eine politische Unmöglichkeit war, so 
mufste eine Form für ihre Existenz in dem Staate der Gläu- 
bigen gefunden werden. So kam es, dafs man die christli- 
chen Gemeinschaften mit ihren kirchlichen und administra- 
tiven Ordnungen fortbestehen liefs, dafs man dieselben dem 
Reiche der O^manen einverleibte und sie darin rechtlich an- 
erkannte. Aber es war ein eigenthümliches Recht, das man 
ihnen zugestand, es war das Recht, als Ungläubige, als Un- 
terworfene, als Sclaven fortzuexistiren und für das geschenkte 
Leben dem Sieger Tribut zu zahlen. Sie bildeten daher eine 
von dem herrschenden Stamme gänzlich gesonderte Masse, 
welche an seinen politischen Rechten keinen Antheil haben 
konnte. 

Der Islam ist nicht nur eine Religion, sondern zugleich 
ein politisches und bürgerliches Gesetz; ein Gesetz, dessen 
Wirkungen sich in der Türkei nach allen Richtungen ihres 
staatlichen Lebens mit Entschiedenheit geltend gemacht hatten. 
Nach Äufsen hin stellte es den Sultan in den feindlichsten 
Gegensatz zu den christlichen Herrschern Europa's, im In- 
nern zeichnete es die Grundsätze vor, nach denen die Ver- 
waltung geregelt, das Heerwesen organisirt, die Finanzen 
geordnet, die Polizei geübt, Grund und Boden vertheilt imd 
besessen. Recht über Mein und Dein, über Leben und Tod 
gesprochen werden sollte. 

Aus diesem muselmanischen Gesetze, dessen Diener als 
Geistliche und Richter die Gelehrten des Islam, die Kenner 
des Koran und seiner Auslegungen, die Ulemas waren, als 
dessen oberster Wächter der Cheyk-ul-Islam (höchster Aus- 
leger des Gesetzes) mit einer Machtvollkommenheit, der sich 
noch heute selbst der Sultan unterwerfen mufs, ausgerüstet 
war, konnten die Ungläubigen keine Berechtigungen ableiten. 
Dieses Gesetz konnte den Zutritt zu der Gesellschaft der 



Gläubigen denen nicht gestatten^ welche die Göttlichkeit der 
Sendung des Propheten verleugneten, welche die Lehre : Gott 
ist Gott und Mahomed sein Prophet verwarfen und den drei- 
einigen Gott anbeteten. Die Christen durften keinen An- 
spruch darauf machen^ vollberechtigte Glieder an dem Or- 
ganismus zu sein, dessen Lebensprincip der Islam war. Sie 
blieben daher auch immer aufserhalb des osmanischen Staa- 
tes und seiner im gewissen Sinne theocratischen Einrichtun- 
gen stehen. 

Während also in Europa die Religion gerade das Ele- 
ment war, welches die Vermischung der verschiedenen Stämme 
vermittelte und allmälig eine Ausgleichung zwischen den Vor- 
rechten der Eroberer sowie den Pflichten der Besiegten her- 
beiführte, während dort die Kirche unaufhörlich darauf hin- 
arbeitete, die Bacen mit einander zu versöhnen und zu Na- 
tionen zu vereinigen, war es im Orient der Gegensatz der 
Religionen, welcher die Gesellschaft bis in ihre untersten 
Schichten in Fractionen zerspaltet hielt. Der Eroberer ver- 
zichtete darauf, den religiösen Gegensatz durch Gewalt oder 
Ueberredung zu heben; er liefs den imterworfenen Völkern 
ihren Glauben, ja er versprach, sie darin zu schützen. Er 
hatte ihre politische Existenz, ihre staatlichen Einrichtungen 
zerstört, und es war unmöglich, ihnen für den erlittenen 
Verlust in dem neugegründeten muselmanischen Staate einen 
vollen Ersatz zu gewähren. Dagegen wurde ihnen mit der 
Religion auch die Kirche gelassen ^ und zwar nicht nur als 
eine geistliche Anstalt, sondern die Kirche, ausgerüstet mit 
neuen, weitgehenden administrativen Befugnissen, als Regen- 
tin der tributären Völkerschaften, aber auch für deren Ge- 
horsam solidarisch verantwortlich. Sie wurde auf diese Weise 
das Medium zwischen Christen und Moslems: für die Reli- 
gion, die Nationalität und Sitte der ersteren eine Schutzmauer, 
für die anderen ein bequemes Instrument, durch Welches der 
Staat die politisch nicht berechtigte Masse in Ordnung halten, 
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ihre Besteuerung bewirken konnte. Der zweifache Charakter^ 
der auf diese Weise der Kirche beigelegt wurde ^ entsprach 
durchaus dem eigenthümlichen Wesen der musehnanischen 
Gesellschaft^ in der Religion und Gesetz^ Kirche und Staat 
mit einander vermischt waren; es erschien daher natürlich, 
den imterworfenen Völkern eine dem herrschenden Stanmie 
analoge Organisation zu geben, um so natürlicher als, wie 
gesß.gt, die kirchlichen Ordnungen die einzige Form ihres 
nationalen Lebens waren, welche die Eroberung verschont 
hatte. Wenn der Herrscher des Staates, als EJialif (Nach- 
folger des Propheten) zugleich mit einem religiösen Character 
bekleidet war, so konnte er keinen Anstofs daran nehmen, 
dem Patriarchen, als dem geistlichen Haupte seiner tributä- 
ren Bayah, auch deren weltliche Administration zu überlas- 
sen. Wenn der Kadi, das heifst der Gelehrte des Islam, für 
den Muselman Richter war, warum sollte es für den Christen 
nicht der Bischof sein? Aber freilich, wenn man der Kirche 
die innnere Administration der Christen überliefs, so geschah 
das in der Voraussetzung, dafs sie sich von der muselmani- 
schen Gesellschaft getrennt hielten und in keiner Weise die 
Sitte, den Stolz und die Vorrechte des herrschenden Stammes 
verletzten. Sobald sie aus dem engen Kreise ihrer Glau- 
bensgenossen heraustraten und mit den Gläubigen in Berüh- 
rung kamen, wurden sie mit Strenge an den Sieg erinnert, 
den der Halbmond über das Kreuz davon getragen, dann 
muTsten sie es bitter fühlen, dafs sie auch ihre Existenz nur 
der Gnade des Siegers verdankten. 

Das ist der Sinn, in welchem vom politischen Stand- 
punkte aus die vom Khalifen Omar den Christen von Jeru- 
salem im Jahre 637 gewährte Capitulation verstanden werden 
mufs. Ebendas ist der Beweggrund, welcher Mahommed 
den Eroberer bestimmte, den Gennadius auf den Patriarchen- 
stuhl von Constantinopel zu setzen, ihm als dem Haupte 
der griechischen .Kirche, d. h. desjenigen Organismus, der 



die grofse Mehrzahl der unterworfenen Christen vereinigte, 
die bedeutenden geistlichen und politischen Pritilegien zu« 
zusichern, welche dann allmälig auch den übrigen Häuptern 
christlicher Kirchen im osmanischen Beiche, wie dem Ober- 
Rabiner der Juden verliehen worden sind. 

Wenn daher in früheren Jahrhunderten die Christen, 
trotz der ihnen zugesicherten Privilegien, dennoch grausamen 
Verfolgungen und Unterdrückungen seitens der Organe der 
Regierung sowohl, als auch der muselmanischen Bevölkerung 
ausgesetzt waren, so erklärt sich das nicht nur, wie Aaly 
Pacha in seinen Memoire (siehe Aktenstück No. 3) behaup- 
tet, aus der Wildheit der Zeiten und d^ allg^nein in Eu- 
ropa herrsch^iden Heftigkeit religiöser Gegensätze, sondern 
namentlich auch aus der principiellen Stellung des Islam zu 
den ihm unterworfenen Völkern. Jedoch es liegt uns ferne, 
in gehässiger Weise an die traurigen Ereignisse der Vergan- 
genheit zu erinnern. Vielmehr mufs anerkannt werden, dafs 
der Grundsatz, nach welchem der Islam seine Herrschaft 
über die Christen regelte, es diesen möglich gemacht hat, 
ihre ReUgion und ihre NationaUtät bis auf den heutigen Tag 
zu erhalten, und es ist unleugbar, dafs die Sultane im Prin- 
cipe nie aufgehört haben, die den chrislichen Kirchen zu- 
gesicherten Privilegien zu achtel und selbst zu beschützen. 

In neuerer Zeit sind diese Verhältnisse nun wesentlich 
modificirt und, man mufs es bekennen, wesentlich zum Vor- 
theil der Christen modificirt. Die Pforte geht heute in der 
Auffassung der Stellung ihrer nichtmuselmanischen Unter- 
thanen von anderen Ideen aus, als diejenigen es waren, welche 
den Eroberer zu der Investitur des Gennadius bewogen hat- 
ten. Sie will in allen Unterthanen des Grofsherm Burger 
desselben Staates erkennen, welche ihre bisher noch verschie- 
denen, politischen und religiösen Rechte m gleicher Weise 
der souveränen Gerechtigkeit des Sultans verdanken; sie ist 
bestrebt, alhnälig die Unterschiede dieser Rechte aufzuheben. 



alle ihre Unterthanen^ welcher Religion und Nationalität sie 
auch angehören mögen ^ in gleichmäfsige Beziehungen zum 
Staate zu bringen und auf diese Weise eine Verschmelzung 
der Racen im osmanischen Reiche zu bewirken. Ob diese 
Verschmelzung möglich ist, ob durch die neuen Ideen, nach 
denen die Pforte reformiren will, das türkische Reich er- 
starken wird, das ist ein Problem, dessen Lösung wir nur 
von der Zukunft erwarten dürfen. Jedenfalls ist jetzt die 
Pforte auf dem einmal eingeschlagenen Wege zu weit vor- 
geschritten, um zurückzukönnen; sie ist sogar in dem Pariser 
Frieden deshalb moralische Verpflichtungen eingegangen, de- 
ren Lösung sie sich, ohne eine völlige Veränderung ihrer aus- 
wärtigen Politik, nicht mehr entziehen kann. Der letzte Krieg, 
in "welchem grofse christliche Nationen mit der Türkei alliirt 
waren, zahlreiche christliche Heere ihren Boden als Freunde 
betreten haben, hat sie mit den europäischen Mächten in 
Beziehungen gebracht, mit denen die Festhaltung an den alt- 
türkischen Ideen unvereinbar ist; endlich hat die Civilisation 
des Occidents durch die Religion, durch die Politik, durch 
den Handel, durch die Industrie, selbst durch die Wissen- 
schaft einen solchen Einflufs auf den Orient zu gewinnen 
angefangen, dafs jeder Versuch, zu dem barbarischen System 
der alten Helden des Islam zurückzukehren, im Keime un- 
terdrückt werden würde. 

So sehr wir nun auch davon überzeugt sind, dafs eine 
eiserne Nothwendigkeit die Pforte zwingt, den Weg der Re- 
formen weiter zu verfolgen, sowie dafs mit diesen Reformen 
die oben geschilderten Grundprincipien des Islam in Betreff 
der Regierung der Christen gänzlich unvereinbar sind, so 
dürfen wir doch nicht verkennen, dafs die Zustände der Ge- 
genwart das Resultat einer praktischen Durchführung jener 
Principien sind, welche Jahrhunderte lang gedauert hat. Wir 
werden uns daher auch nicht darüber täuschen dürfen, dafs 
in diesen Zuständen eine grofse Kraft und Zähigkeit liegt. 



ohne deren Berücksichtigung die Reform niemals würde er- 
spriefsliche Wirkungen erzielen können. 

In der gegenwärtigen Schrift nxm hat man es sich zur 
Aufgabe gemacht, die neuesten reformatorischen Bestrebun- 
gen der Pforte von dem doppelten Gesichtspunkte zu beleuch- 
ten, der sich nach den vorstehenden Bemerkungen einerseits 
aus dem durch eine lange Vergangenheit starken Frincip der 
Trennung der Racen ergiebig andrerseits aus der Tendenz 
der türkischen Staatsmänner, durch die Civilisation die ver- 
schiedenen Nationalitäten des Orients zu verschmelzen und 
um die nach europäischen Begriffen umgestaltete Souveräni- 
tät des Sultans zu einem neuen Staate zu vereinigen. Zu 
diesem Zweck sind in einer möglichst vollständigen Samm- 
lung die betreffenden Documente zusammengestellt, unter de- 
nen der Hattihoumayoim vom 18. Februar 1856 gewisser- 
mafsen als die Charte, als das Grundgesetz gelten kann. Ehe 
wir an eine nähere Prüfung dieser verschiedenen Aktenstücke 
gegangen sind, haben wir jedoch versucht, eine Schilderung 
der Zustände zu geben, für deren Reformirung der Hattihou- 
mayoun die leitenden Principien aufstellt. Der Leser wird 
beurtheilen, iu wie weit es uns gelungen ist, ihm ein deut- 
liches, klares Bild von Verhältnissen zu geben, die wir durch 
eine Jahre lange, aufmerksame Beobachtung kennen zu ler- 
nen bemüht gewesen sind. Diese Verhältnisse aber sind frei- 
lich so eigenthümlicher, so verwickelter Art, die Regel ist 
dabei so von unzähligen Ausnahmen durchbrochen, das Ge- 
setz ist so mit Willkür gemischt, dafs es ungemein schwie- 
rig ist, die Wahrheit in diesem Chaos herauszufinden, das 
Wichtige von dem Unwesentlichen zu sondern, und unter 
colossalen Ruinen in der allgemein scheinenden Verwesung 
die Keime des neuen Lebens zu entdecken. 

Wir würden uns glücklich schätzen, wenn unsere Be- 
merkimgen den Anstofs zu weiteren und genaueren Untersu- 
chungen eines Feldes geben, könnten, auf dem die civilisirten 
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Nationen Europa's ohne Zweifel eine grofse Thätigkeit ent- 
wickeln werden und wo einige unter ihnen bereits den Grund 
zu weitgehenden Unternehmungen gelegt haben. Die deut- 
sche Nation wird hinter den anderen nicht zurückbleiben 
und die Ausbeute der unermefslichen Schätze^ die der Orient 
birgt und die die christliche Civüisation zur Hebung brin- 
gen wird. Anderen nicht ganz überlassen wollen. Wenn der 
Deutsche dort seine Energie, seine Intelligenz, seine Hulfs- 
kräfte verwerthen will, so findet er viele ihm besonders 
günstige Umstände vor. Nicht nur dafs die beiden deutschen 
Orofsmächte vollständig in der Lage sind, ihn ebenso kräf- 
tig und mit demselben Erfolg zu schützen, wie jede andere 
Weltmacht, sondern sowohl Türken als Christen werden ihm 
mit Bereitwilligkeit entgegenkommen. Die ersteren werden 
in dem Deutschen gern einen Concurrenten ihrer anderen 
übermächtigen Freunde erblicken, und die Christen werden 
eine Nation mit Freuden begrüfsen, bei der sie immer Sym- 
pathien für ihre Sache gefanden und von der sie die Ver- 
kümmerung glücklicherer Zustände, welche ihnen die Zukunft 
vorbehalten mag, nicht zu fürchten haben. 

So können wir denn hoffen, dafs eine Darstellung der 
Reformen des osmanischen Reiches für imsere deutschen 
Landsleute nicht ohne einigen Nutzen sein wird» 

Jene Reformen nun sind zweifacher Art, einmal solche, 
welche den gesammten Staatsorganismus der Türkei demje- 
nigen des civilisirten Europa's näher bringen sollen; und 
dann solche, welche die Stellung der nichtmuselmanischen 
Unterthanen der Pforte Terbessern und womöglich in eine 
vollkommene Gleichheit mit der Stellung der Türken brin- 
gen sollen. Die ersteren beziehen sich also auf das Heerwe-^ 
sen,f die Finanzen, die Verwaltung der Provinzen, die An- 
lage von Communications -Mitteln, die Beförderung von Han- 
del und Industrie, die Ausbeute der Bergwerke und über- 
haupt auf alle die Gegenstände, welche unmittelbar der Auf- 



sieht und Leitung der eigentlichen Staatsgewalt unterliegen; 
die anderen Eeformen müssen Yorziiglich die Verfassungen 
der christlichen Kirchen herühren^ welche^ wie bereits be- 
merkt^ den alten türkischen Staat mit den tributären^ nicht- 
muselmanischen Völkern in Verbindung hielten. Offenbar 
liegt aber die Hauptschwierigkeit in diesen letzteren Befor^ 
men, denn sie sind es^ die das Material zu den neuen Staats- 
formen liefern sollen. Sie sind es daher auch, für welche 
das christliche Europa besonderes Interesse gezeigt hat und 
bei denen die Pforte durch den Bath der Cabinette unter- 
stützt worden ist. Wir denken uns daher mit ihnen haupt- 
sächlich zu beschäftigen. Aber sie hängen genau mit der 
allgemeinen Staatsverfassung zusammen: der Hattihoumayoun 
vom 18. Februar 1856 liefert dafür einen schlagenden Beweis; 
obgleich aus den Berathungen der türkischen Minister mit 
den Bepräsentanten der drei allürten Mächte*) hervorgegan- 
gen, bezieht er sich dennoch nicht nur auf die Bechte der 
Christen im osmanischen Beich, sondern auch auf die Um- 
gestaltung dieses Beiches selbst. Zwischen beiden Angele- 
genheiten besteht aber ein nothwendiger innerer Zusammen- 
hang; wir werden indefs auf die letztere nur insofern näher 
einzugehn haben, als die nationalen und religiösen Fragen 
uns dahin führen. Der Ausgangspunkt unserer Betrachtun- 
gen wird das christliche Leben im Orient sein. 

Zwei Gegensätze sind es, die dasselbe vor allen anderen 
durchdringen und bewegen: das orthodoxe Griechenthum und 
die römisch-katholische Kirche. An diese Gewalten knüpft 
sich der politische Einflufs zweier grofser europäischer Mächte, 
Rufslands und Frankreichs. Gegenüber dem sich immer üppi- 
ger entwickelnden Griechenthum, gegenüber den mit Energie 
imd grofsem Geschick geleiteten . Bestrebungen der katho- 



*) Sardinien hat yergeblich verlangt, zu diesen Berathungen zugezo- 
gen zu werden. 



10 

lischjen Geistlichkeit^ gegenüb^ den bald gemeinsam auftre- 
tenden^ bald sich bekämpfenden Diplomatien Bufslands und 
Frankreichs sucht die Osmanische Pforte mit allen Mitteln 
orientalischer Schlauheit und europäischer Staatskunst, bis- 
weilen den fast erstarrten Gliedern des muselmanischen Or- 
ganismus Leben einhauchend, ihre ^Unabhängigkeit und In- 
tegrität" aufrecht zu erhalten. Schon seit einer langen Reihe 
von Jahren glaubt sie das Geheimnils ihrer Wiedererstartog 
in der Umformung des Staates nach den Grundsätzen euro- 
päischer Civilisation gefunden zu haben. Diejenige Macht 
aber, nach der sie sich bei diesem gefährlichen Werke um 
Unterstützung umsieht, bei der sie vor AUen dazu Bath 
sucht, ist England. 

Von den bezeichneten Gesichtspunkten ausgehend, wer- 
den wir unsere Betrachtung einer entsprechenden Eintheilung 
unterwerfen. Wir werden daher untersuchen 

den Organismus der griechisch-orthodoxen Kirche; 

die Beziehungen, in denen Rufsland zu diesem Orga- 
nismus gestanden hat, theilweise auch nach dem Paiiser 
Frieden noch steht und noch lange stehn wird; 

den Organismus der katholischen Kirche und den Schutz, 
den diese Kirche bei Frankreich findet. 

Ist es gelungen, über diese höchst schwierigen und ver- 
wickelten Materien einigermafsen zum Verständnifs zu ge- 
langen, so wird an der Frage der heiligen Stätten und an 
den sich daran knüpfenden Reclamationen RuTslands am 
Besten deutlich gemacht werden können, wie die Pforte im- 
mer mehr dahin gedrängt wurde, durch Reformen, welche^ 
alle Theile ihres Staatswesens umfassend, die Gleichberechti- 
gung ihrer sämmtlichen Unterthanen, jedes Glaubens uß^ 
jedes Stammes, die Assunilining ihres Staatswesens mit dem- 
jenigen europäischer Mächte und die Verneinung der alt^^ 
Grundsätze des Islam erstreben, wie die Pforte dahin gß* 
drängt wurde, durch solche Reformen sich den Gefahren und 
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Verlegenheiten zu entziehen, die ihr die Gegensätze bereite- 
ten, in denen ihre christlichen Unterthanen zu einander 
und zu ihr selbst standen. Bei diesen Reformbestrebungen 
wird der EinfluTs englischer Politik so zu sagen von selbst 
zum Vorschein kommen. Die Einwirkungen eines der be- 
deutendsten jetzt lebenden Staatsmänner, des englischen Bot- 
schafters in Constantinopel, sein überwiegender, sein domi- 
mrender EinfluTs. auf den Divan wird uns dann aus der Welt- 
stellung einer Macht begreiflich werden, die mehr als jede 
andere die moderne Givilisation vertritt, welche unermefsliche 
politische Interessen im Orient zu schützen hat, und dafür 
mit materiellen und geistigen Hülfskräften zu arbeiten im 
Stande ist, denen Widerstand zu leisten andere Mächte bis- 
her vergebens gesucht haben. 

Ist es uns auf diese Weise gelungen, die wahren Motive 
des Tanzimat und die allgemeinen Gesichtspunkte zu erken- 
nen, nach denen die türkischen Staatsmänner auf den Rath 
hauptsächlich von Englands Botschafter bei ihren Reformbe- 
strebungen sich leiten lassen, so werden uns die einzelnen 
Bestimmungen der verschiedenen Gesetze, die in dem Anhange 
dieser Schrift gesammelt sind^ leichter verständlich werden. 
Wir werden dann für die Beobachtung der sich in der Türkei 
entwickelnden Krise einen Anhaltepunkt gewonnen haben; 
wir werden besser im Stande sein zu beurtheilen, in welchem 
Zusanmienhange die neuen Reformen mit den alten Elementen 
des osmanischen Staates, muselmanischen wie christlichen 
stehen. Aber die grofse Frage, ob die völlige Reorganisa- 
tion eines musehnanischen Staates nach den Principien christ- 
licher Civilisation überhaupt möglich ist; ob es möglich ist, 
auf dem eingeschlagenen ' Wege zur Heranbildung einer le- 
bensfähigen, kräftigen, nach Aufsen unabhängigen Macht, an 
den Ufern des Bosporus zu gelangen, diese Frage zu beant- 
worten, werden wir uns bescheiden müssen. Sie ruht in den 
Händen der Vorsehxmg, vor deren unetforschlichen Absich- 
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ten vir uns b«ugen. Menschliclie Weisheit, Menschlic^s 
Wissen und Forschen, menschliches Beobachten wird ai«h 
vergebens bemühen, ans dem chaotischen Wirrwaar der heu- 
tigen Zustände des Orients das künftige Schicksal der Völ- 
ker, die den Boden des osmanischen Beiches bewohnen, her- 
auszuerkennen. Je genauer wir uns mit seinen Zustanden 
bekannt machen, JB mehr müssen wir zu der Uebenseugung 
kommen, dafs eine Berechnung ihrer künftigen Entwicklung 
vergeblich, eitel und unmöglich ist. Nur Eine Thatsache 
wird uns klar werden, die nemlich, dafs es mit den letzten 
Resten muhamedanischer Einrichtungen in Europa zu Ende 
geht, dafs sie zusammensinken vor der Macht einer Civili- 
sation, welche das Christenthum geschaffen hat. 



Die GriecliisGlie Kirche imd du Patriarchtt von 

Constantinopel. 

Die griechisch-orthodoxe Kirche hat seit dem Concil 
von Chalcedon (451) die vier Patriarchate von Constantino- 
pel, Alex^ndrien, Antiochien (heute mit dem Sitz in Damas- 
cus) und Jerusalem anerkannt. Diese Patriarchate, welche 
grundsätzlich zwar gleichberechtigt nebeneinander stcmden, 
unter denen aber der Sitz des Kaiserlichen Thrones dem- 
jenigen von Constantinopel den ersten Rftng verlieh , regier- 
ten vor det Eroberung die gesammte orthodoxe Kirche. In 
der neueren Zeit ist der Umfang ihrer Autorität wesentlich 
beschränkt durch die Constituirung der russischen National- 
kirche seit Peter dem Grofsen im Anfange des vorigen Jahr- 
hunderts, sowie durch die Begründung der besonderen Kirche 
des Königreichs Griechenland, deren Unabhäi^igkeit von dem 
Patriarchat von Constantinopel durch Synodal-Beschluls vom 
^^' j^! 1850 festgestellt worden ist. Demohngeachtet ver- 
ehren noch heute sämmtliche griechisch-orthodoxen Kirchen 
in eben diesem Patriarchat ihre vornehmste und ehrwürdigste 
Hirtenstelle. 

Innerhalb des osmanischen Reiches muTs wiederum ein 
Unterschied zwischen den geistlichen und weltlichen Befug- 
nissen des Patriarchats von Constantinopel gemacht werden. 
Die ersteren erstrecken sich auf sämmtliche Diöcesen in der 
Europäischen Türkei, in gewisser Beziehung wenigstens selbst 
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mit Einschlofs der Moldan und Wallachei, sowie anf die DiÖce- 
sen Asiens^ insoweit dieselben nicht den Patriarchaten von An- 
tiochien und Jerosalem angehören. Eine nnabhängige Stel- 
lungy ähnlich derjenigen der genannten beiden Patriarchate, 
behaupteten früher die Erzbisthumer von Okhrida und Ipek; 
sie sind indefs in neuerer Zeit mit dem Patriarchat von Con- 
stantinopel durch einen Kaiserlichen Hatticheriff wieder ver- 
einigt worden; eine solche unabhängige Stellung behauptet 
noch heute der Erzbischof von Cypem als cnrroxitpaXoq und der 
yiadika von Montenegro^ der seine Investitur von der Synode 
in St. Petersburg erhält*). Montenegro hat sich überhaupt seit- 
her der Autorität der Pforte zu entziehen gewufst. RuTsland 
hat diesen Zustand anerkannt und zahlt dem Yiadika eine 
Rente. Es scheint, dafs man jetzt sucht das Volk und die 
Kirche von Montenegro zur Anerkennung der türkischen Ober- 
hoheit und der geistlichen Autorität des Patriarchats von Con- 
stantinopel zu Bewegen. Ganz getrennt von letzterem ist die 
serbische Kirche; eine Trennung, die sich bereits in dem XIV. 
Jahrhundert vollzogen hat. Die Wahl des serbischen Patriar- 
chen geschieht durch die Vertreter der serbischen Nation, und 
Serbien ist daher sowohl in kirchlichen als weltlichen Dingen 
von dem Patriarchen von Constantinopel unabhängig. 

Die weltlichen Befugnisse dieses Patriarchats erstrecken 
sich auf alle Unterthanen der Pforte griechisch-orthodoxer 
Religion, ohne Rücksicht auf die in geistlicher Beziehung 
unabhängige Stellung der Patriarchate von Antiochien^ Je- 
rusalem imd Alexandrien. Aber die verschiedene politische 
Stellung, die diese Unterthanen im Reiche einnehmen, übt 
natürlich auch einen entscheidenden EinfluTs auf die weltli- 
chen Beziehungen aus, in denen sie zu der kirchlichen Cen- 



*) In neuester Zeit ist die höchste geistliche Würde in Montenegro 
von der weltlichen Gewalt getrennt. Der Fürst Danilo ist lediglich Inhaber 
der letzteren. 
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tralbehörde in Conatantinopel stehen. In den drei Donau- 
förstentlitimern^ welche völlig geordnete, von der muselma- 
nischen Verwaltung getrennte christliche Regierungen besitzen, 
kann das Patriae diat von Gonstantinopel keine weltlichen 
Befugnisse haben; ebensowemg iA Montenegro. In ähnlicher 
Weise rnnfsten sich dieselben in Aegypten modificiren, seit- 
dem der dortige Pascha in Bezug auf die innere Administra- 
tion seiner Provinz eine von der Pforte unabhängige Stellung 
sich gesichert hat. 

Nach diesen Unterscheidungen mufs natürlich die Zahl 
der dem Patriarchat untergeordneten Individuen, je nachdem 
man dessen weltliche oder geistliche Autorität berücksichtigt, 
sehr verschieden sein. Alle deshalb aufgestellten Berech- 
nungen sind sehr ungenügend, da sich die Statistik in der 
Türkei in dem Zustande der Eondheit befindet. Neuere Schrift- 
steller haben ^ie Zahl der dem Patriarchat von Gonstantino- 
pel bürgerlich untergeordneten Individuen auf 6 Millionen 
geschätzt, während sämmtliche ünterthanen der Pforte grie- 
chisch-orthodoxen Glaubens über 12 Millionan zählen^ Wir 
müssen für die Richtigkeit dieser Angaben, die uns eher zu 
niedrig als zu hoch gegriffen scheinen, die Verantwortlich- 
keit jenen Schriftstellern überlassen. 

Die Pforte begreift diejenigen ihrer ünterthanen, über 
welche sie dem griechischen Patriarchen von Gonstantinopel 
eine gewisse bürgerliche Autorität verliehen und für welche 
derselbe ihr als Bürge zu haften hat^ unter dem Namen der 
Griechischen Nation roum milleii. Man würde aber sehr 
irren, wenn man glaubte, dafs alle diese ünterthanen der 
griechischen Nationalität, nach europäischen Begriffen, ange- 
hören. Das Wort Nation, milleti, hat in der Türkei eine 
staatsrechtliche technische Bedeutung; es bezeichnet diejenige 
Gemeinschaft, welche ein administratives Band umfafst und 
als politische Corporation, wenn man so sagen darf, der Pforte 
untejrordnet. Die Organisation dieser Gemeinschaft ist eine 
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kirchliche mit weltlichen Befugnissen; ihr Bindemittel ist 
die Reli^on und nicht die Nationalität. 

Nur Ein Dritiheil der dem Patriarchat von Constanti- 
nopel in bürgerlicher Beziehung subordinirten Untertlumen 
des Grofsherm gehören dem Griechischen Stamme an; die 
übrigen sind Slaven^ und unter den Slaven sind wiederum 
die Bulgaren die zahlreichsten und bedeutendsten. Wahrend 
die Griechen an den Küsten Kleinasiens und Syriens^ in 
Constantinopel^ auf den Inseln des Archipel, wo sie fast aus- 
schliefslich die Bevölkerung bilden^ in den Häfen, in Thra- 
cien und Thessalien, in den andern europäisphen Provinzen 
aber sehr vereinzelt und zerstreut wohnen, überall den 
Handel an sich reifsend und durch bessere Bildung, Mug- 
heit und Gewandtheit hervorragend, nehmen die Bulgaren, 
deren Zahl man bis auf 3 Millionen schätzt, den gröfsten 
Theil der Europäischen Türkei ein und dehnen sich von dem 
Thracischen bis zum Schwarzen Meer hin aus, ^ördlich durch 
die Donau von Feti Islam bis Silistria, Westlich durch Al- 
banien und Serbien begrenzt. In Bosnien und der Herze- 
govina zählt man auTserdem noch Eine Million orthodoxer 
Slaven. Hierzu kommen mehrere Hunderttausende von 
Wlachen oder Zingaren, wallachischen Ursprungs, die über 
die ganze Europäische Türkei hin zerstreut sind. 

Wenn somit das roum milleti ein buntes Gemisch ma- 
nigfacher Nationalitäten enthält, so ist es doch auf der an- 
deren Seite eine unleugbare Thatsache, jidSs die Pforte durch 
den höheren Clerus der griechischen Kirche diesen bedeu- 
tendsten Theil ihrer christlichen Unterthanen administriren 
läfst und dafs dadurch in gewissem Sinne der ^iechisehen 
Nation eine Art Herrschaft über die anderen orthodoxen Na- 
tionalitaten des Orients eingeräumt oder bewahrt ist. 

Seit der Revolution des Jahres 1821 hat man sich in 
Europa daran gewöhnt, in den eigentlichen Griechen den 
wahren und gefährlichen Gegner der türkischen Herrschaft 
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zu erbHcken. Eine genauere Kenntnifs der Zustände des 
Orients lehrt das Irrthumliche dieser Auffassung* 

Der kräftige und wilde Stamm^ der das Gebiet des heu- 
tigen Königreichs Griechenland bewohnte, und der trotz des 
schweren Druckes, den die muselmanische Herrschaft Jahr- 
hunderte lang (im Peloponnds und in Hellas, sowie auf 
einer Anzahl der Inseln des Archipels) ausgeübt hatte, sei- 
nen Unabhängigkeitssinn bewahrte, ist sehr verschieden von 
der Bace, die an den Centralpunkten der türkischen Hacht 
lebend, zum Theil die Sitten und Gewohnheiten ihrer He^- 
scher angenommen und sich längst an ein Begiment gewöhnt 
hat^ aus dem sie vielfcK^h Nutzen «u ziehn weifs^. Nicht' 
die Prälaten, die häufig- durch die Protection der Pascha'^s 
zu den höchsten Aemtem der griechischen Kirche gelangen 
und die Würde und Heiligkeit eben dieser Kirche ihrem Ei- 
gennutz opfern, nicht die Notabein, die den Ministem des 
Divan schmeicheln» ihnen jede Art Dienste mit tiefster De- 
votion leisten, um einflufsreiche Stellen zu erhaschen, mit 
den fremden Gesandtschaften ; und den Factionen der türki- 
schen Greisen intriguirend imd cabalirend, nicht die grofsen 
Banquiers, welche ihr Geld der Begierung, dem Sultan, den 
Pascha's, den Frauen des Kaiswlichen Harem zu Zinsen leihen, . 
vor denen in Europa selbst minorenne Verschwender zurück- 
schrecken würden» nicht dies^ Leute sind es, die der Pforte 
gefahrlich werden können. Ihr eigenes Interesse ist eng mit 
der türkischen Herrschaft verknüpft. Es . ist dne traiirige 
Wahrheit, dafs sich die oberst$ Behörde der griechischen 
Nation zum grofsen Theil in den Händen von Manschen ohne 
unabhängigen Character befindet, tmd dafs sie bisher der 
Pforte die geeigneten Organe zu sein schienen, welchen die Ad- 
ministration ihrer orthodoxen Unterthanen anvertraut werden 
köime. Wir sagen /dies nicht aus üebelwbllen gegen eine 
Nation, deren Schicksal jedem gebildeten Europäer lebhafte 
Sympathien einflöfsen inufs. Wir sind vielmehr überzeugt, 

2 .' 
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dainit die Ansicht der immer zahlreicher werdenden ver- 
nünftigen und wohlgesinnten BEitriaten unter den Griechen 
auszusprechen^ und wk glauben^ dafs dilese traurigen Verhält- 
nisse allerdkigs eine Folge des Drucks und der Knechtschaft 
smd, unter denen die Nation in den vergangnen Jahrhun- 
derten geseufet hat. Ihid dennoch ist es eine Wohlthat ge- 
wesen^' dafs die Knechtung^ der die Nation nun einmal ver- 
fallen war^ «durch das Medium ihrer eigenen Söhne> durch 
ihre eigene Kirche vollbracht wurde. Nur dadurch war es 
möglich, die Sprache und Nationalität vor dem völligen Un- 
tergang zu tetten und sie, wenn auch in einem jämmerli- 
chen Zustande, zu erhalten. Hätten sich die Patriarchen 
und der höhere griechische Glerus den Türken nicht ge- 
fügig gezeigt, hätte der F«&ar (die griechische Aristocratie)*), 
statt sich dem Dienste der Pforte zu weihen und in diesem 
Dienste Reichthum und EinfluTs zu erwerben, eine nationale 
Oppositioa gemacht, ^o ist kaum zu bezweifeln, dafs die bar- 
barische' Energie der Osmanen das kleine und schwache Grie- 
chenvolk völlig vertilgt haben würde. Nur uüQter der Be- 
dingung, dais er sich unterwarf und Tribut zahlte, wurde 
dem Ungläubigen die Existenz gegönnt; nahm er diese Be- 
dingung nicht aU;, so blieb ihm nur die Wahl zwischen dem 
\Eode und der Bekehrung zum Islam. Aber der Grieche ist 
auf die Bedingung eingegangen; das war die Bedeutung der 
Investitur des Gennadius mit der Patriarchenwürde durch 
Mahomed den Eroberer. Der Grieche hat sich xum wiUigen 
Werkzeug der türkischen Herrschaft hergegeben, und indem 
er es that, rettete er nicht nur die eigene' Nationalität, son- 
dern erwarb auch mittelbar die Herrschaft über die Millionen 



*) Fanar neant man. das Qilartier in der eigentUchen Stadt ypn Con- 
Btantmdpel» welche» die Griecl^en bewohnen. Dort liegt das Patiiarehats- 
Gebände nnd dort lagen die Palläste der Tomehmen Griechen, die mau Fa- 
narioten nannte. 
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von ' orthodoxen Slaven, welche das Schwerdt der Sultane 
nicht nur der Pforte, sondern anch dem griechischen Fatri^ 
archat vcmi Constantinopel unterwürfig machte. Ja eine Zeit 
lang duxffcen selbst die Fauarioten sich des stolzisn und eiiH 
träglichen Privilegiums erfreuen^ die Herrschaft Übet die bei« 
den roumanischen Provinzen an der Donau im Namen der 
Pforte -auszuüben^ nachdem sie deren Minister einen ange^ 
messenen Tribut sdavischer Unterwürfigkeit und fursflicher 
Geldspenden gezahlt. 

Eine nShera Schilderung des Patriarchats von Constanti' 
nopel und der damit verknüpften Einrichtungen wird nun 
noch deutlicher machen , wie die Pforte es verstanden hat^ 
ihro orthodoxen Unterthanen durch die Griechen zu regieren. 

Die Diöcesen des Patriarchats von Constantinopel zerfaU 
len in zwei Classen; von diesen bilden die folgenden 12 Erz» 
bisthümer die erste: nemlich diejenigen von Caesarea, Ephesus, 
Heraclea, Cyzicus^ Nicomedien^ Nicaea, Chalcedon^ Dercos, 
Tomova, Adrianopel und Amasla. Wenn die Erzbischöfo 
dieser 12 Diöcesen in Constantinopel vereinigt sind^ so con- 
stituiren sie mit dem< Patriarchen die heilige Synoda. Je* 
doch sind nach der von der turkis^chen Begierung ausdräck^- 
lieh anerkannten Sitte alle in Constantinopel gerade^ anwe- 
senden Patriarchen und Erzbischöfe der griechischen Kirche 
berechtigt^ an den Berathungen und Beschlüssen der heiligen 
Synode Theil zu nehmen. Es geschieht dies auch bei allen 
wichtigen Angelegenheiten. Bei den minder wichtigen und 
namentlich bei denjenigen, welche auf die Verwaltung der 
Kirche Bezug haben^ genügt die Entscheidung des Patriar- 
chen und derjenigen Erzbischöfe/ unter denen' das aus. 4 
Stücken bestehende Siegel des Patriarchats vertheilt^ ist. Da 
die Inhaber dieses Siegels stets in der Hauptstadt ^gegen 
sein müssen und die Diöcesen. von Heraclea, Cyzicus, Nico- 
medien und Chalcedon d^e .derselben zunäch^ gelegenen 
sind, so nehmen deren Erzbischöfe^ als besonders mir steti- 
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gen Mtverwaltang der Synodal- Geschäfte geeignet/ eine ei- 
genthÜBÜiclie Stellung ein^ weklie Ton der Pforte dorcli eine 
specielle AnfzäMung derselben in dem Berat ausdrücklich 

.anerkannt wird. Die genannten Prälatmi haben ^aher auch 
das Recht,, immer in Gonstaatinopel zu residiren> und dem 
Patriarchen steht nicht die Befugnifs zu, sie in ihre .Diöce- 
sen zu relegiren; eine Befugüifs, die. ihm in Gemeinschaft 
mit der Synode in Bezug ^auf die anderen Bczbischöfe und 
Bischöfe ausdrücklich in dem Berat (Diplom) der Pforte 
zuerkannt und selbst dahin erweitert wird, dafs auch die 
Patriarchen von Antiochien und Alexandrien ohne Zustim- 
mung desjßnigtßn Ton Oonstantinopel und seiner Synode nicht 
na^h der Hauptstadt kommen dürfen. Dagegen hat der Pa- 
^ triarch von Jerusalem regelmafsig sei^n Sommeraufenthalt 
auf den Prinzeninseln., an- der Mündung des Bosporus in das 
Marmora-Meer. 

Das erste und yomehmste Recht der Synode ist die 
Wahl des Patriarchen, im Fall einer Yacanz. Die Mitglieder 
der Synode und die in Constantinopel anwesenden Erzbischöfe 
und Bischöfe yersa^mmeln sich in dem Synodicon, d. h. im 
Patriarchatsgebäude, welches in« dem 'griechischen Viertel 
Stambul's, dem s. -g. Fanar gelegen ist, und schreiten, in 
Gegenwart einos Kaiserlichen Gommissärs, zur Wahl von 
drei Candidaten durch Abstimmung. Ist diese Wahl erfolgt, 
80 wird das Resultat der in dem Vorhofe des Synodicons 
Versammelten Nation, d. h. den Mtgliedem der beiden Pen- 
tas des weltiichen Clearus, oder den Laien, die Inhaber ge- 
wisser, der griechischen Kirche eigenthümlicher Ehrenämter 
sind-, wi(B dem Grofslogotheten, Skevophylax, Chartophylax 

, und Anderen, ferner den von den Kaufleüten und Bürgern er- 
nannten Notabein und den Häuptern der Gewerke, esnafs ge- 
nannt, verkündigt. Die Versammlung bezeichnet alsdann durch 
Acclamation und den Zuruf Axios ! denjenigen der drei von 
der Synode in Vorschlag gebrachten Candidaten, dem sie 
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den Vorzug gi«bt. Letrteres. ist in dar Regel nichts als eine 
blofse Form, weldie indefs immerhin noch an das alte Recht 
der^ christlichen Gemeinde^ sich an der WaU ihres Hirten 
betbeiligen zu dürfen^ erinnert Die Wahl selbst ist das 
Ergebnifs einer vorhergegangenen geheimen Berathung zwi- 
schen den einfinTsreichsten Mitgliedern dar Synode uÄd den 
hervorragendsten Notabeln*. Sobald die Zustimmung des 
profanum vülgus erfolgt, und von allen Anwesenden das Pro- 
tocoU unterzeiclmet ist, wird von d«. Synode ein officieller 
Bericht über den Wahlact an die Pforte erstattet welche dem- 
gemafs das Berat ausfertigen läüst, in dem alle dem Patriar- 
chen und der Synode, sowie der griechischen Kirche über- 
haupt zustehenden Befugnisse und Bechfce im Einzelnen an- 
gegeben sind. Dieses Berat wird am Tage nach der Wahl 
dem neuen Patriarchen von dem Grofa-Yizir bei einem o£S- 
ciellen Besuch ausgehändigt. Von dem Amtslocal des Grofs- 
Vizirs begiebt sich der Patriarch alsdann zu den anderen 
Ministem der Pforte, um ihnen ebenfalls, einen officiellen 
Besuch zu machen. 

Diese Eormen werden^ von dier- türkischen Regierung 
jetzt streng geachtet.. Eine Modification derselben, welche 
im Jahre 1847 versucht wurde, ist an dem Widerstände 
der Synode gescheitert Ein Befehl der Pforte wollte damals 
der Synode dred weltliche Mitglieder, nenüich den Qrofslo- 
gotheten Äristarchi, den Exfürsten v<m Sames Vogorides und 
einen reichen, sehr aagesehenen chk)tischen Kaufmann Psy* 
chari^ gewöhnlich Misseyanni ^nannt, für aUe nicht auf 
das Dogma und die* Disciplin der Kirche bezüglichen Ange- 
legenheiten beigeseirerr. ^Die Pforte hat indefs, wie gesagt, 
ihren Willen nicht durchsetzen können. 

Es würde indefs nicht genügt haben, die Unabhängig- 
keit der Kirche bei der Wahl ihres Oberhauptes zu schützen, 
wenn die gesetzlichen Formen die ITnabsetzbarkeit vor den 
willkürlichen Eingriffen der türkischen Behörden nicht sicher- 
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gestaut hatten. Aber auch dafür ist Sorge getragen: zunäohst 
durch die Bestimmungy dafs die Pforte keine Reclamationen 
gegen den Patriarchen scdtens der griechischen Unterihanen 
anders als durch Yermittelung d» Synode annehmen kann. 
Dadurch ist ein gesetzliches Einschreiten der Pforte gegen 
den P^atriarchen wegen der inneren Verwaltung der Kirche 
unmöglich gemacht ohne die Mitwirkung der Synode. Aus 
eigener Autorität steht der Pforte nur im Falle des Hoch- 
verraths daa Recht zu^ den Patriarchen in Anklagezustand 
zu versetzen^ In diesem Falle, oder/ "wie sich das Berat 
ausdrückt, ,, wegen Untreue gegen des Sultans ruhmvolle Herr- 
schaft ^S gebührt der Pforte ohne Zuziehung der Synode die 
riohteriiche und die Strafgewalt über den Patriarchen, nur 
in diesem FaU darf sie ihn proprio motu absetzen. Unseres 
* Wissens ist die Pforte von dieser Bestimmung in neuerer 
Zeit nur Ein Mal abgegangen: nemlich im Jahre 1840, wo 
die Absetzung des Patriarchen durch die türkische Regieruug 
wegen seiner unehrerbietigen Sprache gegen Grofsbtitannien 
erfolgte. Wenn dadurch die Privilegien einer diristlichen 
Kirche verletzt sind, so ist es geschehen nicht aus türkischem 
Uebermuth, sondern auf Andringen einer christlichen Macht, 
die der Unterstützung des Divan bedurfte, um der Unzufrie- 
denheit ihrer griechischen Unterthanen auf Gorfu Herr zu 
werden. Nach dem Gesetze aläo soll das Amt des Patriar- 
chen, wenn er sich keines politischen Verbrechens schuldig 
machte lebenslänglich sein; jedoch steht es der Synode 
frei, in zwei Fällen seine Absetzung bei der Pforte zu bean- 
tragen, wenn er nemlich die Verwaltung der Kirche schlecht 
geführt oder wenn er gegen das Dogma der orthodoxen Eorche 
gefehlt hdt. In diesen beiden Fällen gehört allein der Sy- 
node das Recht, über Schuld oder Unschuld des Patriarchen 
eine Untersuchung anzustellen und eine Entscheidung zu 
fallen. Erst wenn die Entscheidung gefallt und durch 
of&ciellen Bericht zur K^mtnifs d^ Pforte gebracht ht, erst 



_^ 

dann sehrdtet dieselbe, auf den «osdr&cklicheB* Antmg der 
Synode^ ein und spricht dieAbseteung des Patriarchen aus: 
worauf die Synode in der oben angegebenen Weise die Neu- 
wahl vominunt. 

Nachdem die Pforte der griechischen Kirche die freie 
Wahl des Patriarchen und, einen einstgoi Fall aufgenommen, 
seine Unabsetzbarkeit garantirt hat, so sählt sie in dem Be- 
rat die ihm in Gemeinsamkeit mit der Synode zustehenden 
Rechte und Befugnisse auf. 

Diese Rechte aserfallen in geistliche und weltlidie. 

I. Die geistlichen Rechte des Patriarchen. 

Der oberste Grundsatz ist in dieser Bexidhung, dais der 
Patriarch seine Rechte nur in Gemeinsamkeit mit der Sy- 
node ausüben kann. . Zu dem Zweck gut eine von der com- 
petenten Behörde der Pforte, nemlich dem pi$eopu$ eaiem^ 
sanctionirte Bestimmung, dafs. den Befehlen des Patriarchen 
das Synodalsiegel beigedruckt sein mufs. Dieses Siegel besteht 
aus vier Stucken; eines derselben befindet sich in den Hfinden 
des Patriarchen, die drei anderrai. werden den von der Synode 
dazu aus ihrer Mitte gewählten Erzbischöfen übergeben. 

Mit dieser Einschränkung steht dem Patriaiircken die Di- 
rection sämmüicher Kirchen und Klöster der griechischen 
Religion, sowie die Aufsicht aber ihre okonomisclMn Ver- 
haltnisse zu. 

Der Patriarch kann nach Belieben sämmtliidie Erzbisdhöfe 
und Bischöfe ein- und absetzen, ohne irgend Jemand dafür 
Rechenschaft schuldig zu sein. Auf seinen Antrag erläfst 
die Pforte die erforderlichen Firmane für die neu ernannten 
Prälaten. Werden seitens der türkischen Verwaltengs- oder 
richterlich^i Behörde Klagen über Bischöfe eAobeo» so darf 
darüber nur mit Zuziehung des Patriarchen von der Pforte 
entschieden werden. 

Der Patriarch hat das 6echt, sammtfiche Metropolitett 
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und Bischöfe in ihre Diocesen zu relegiren; eine Au&nahme 
besteht nur zu Gunsten' der oben genannten vier Erzbiächofe^ 
die ihre Sitze in der Nähe von Gonstanfinopel haben, sovne 
derjenigen Prälaten, 4i^ ^^ dem. Patriarchen im Besitz des 
Synodalsiegels sind. 

-Dem Patriarchen steht das Strafrecht über den gesamm- 
ten Cle^s nach dem Ritus der lOrche zu. 

Ihm und der Eirche' überhaupt ist der Besitz aller, der 
griechischen Religion im Reiche von Alters her geweihten Ge- 
bäude garantirt. Auch darf eine Reparatur derselben nach 
dem alten Plane vorgenommen werden, wenn deshalb die 
Ei^laubnifs der Magistrate eingeholt ist Kein türkischer Be- 
amter darf über diese Gebäude verfögen oder sie durchsu- 
chen lassen. 

Die Beerdigung der Todten darf überall ungestört nach dem 
Ritus der Kirche vorgenommen werden. Die Kirchhöfe werden 
ebenso geachtet wie die der Kirche geheiligten Gebäude. 

in den Wohnungen des Patriarchen, sowie des Clerus über^ 
haiqit, ist die Ausübung sämmtlicher religiöser Gebräuche 
-und Ceremonien nach dem Ritus der Kirche gestattet 

Die Verhaftung' eines Metropoliten oder überhaupt eines 
Prälaten darf nur mit Bewilligung des Patriarchen und mit 
Zuziehung seiner Beamten vorgenommen werden. 

Niemand darf gezwungen werden, zum Islam überzu- 
treten. Minderjährigen ist der Religionswechsel überhaupt 
nicht gestattet. 

% 

IL ^Die weltlichqn Rechte des Patriarchen. 

Absolute Jurisdiction des Patriarchen und seiner Vicare 
in Ehesachen. 

_ * 

Das dem Patriarchen deshalb zuiätehende Strafrecht über 
Clerus und Laien. 

Seine. Jurisdiction in allen Civilsachen, welche mit Zu- 
stimmung der Parteien, wenn sie beide der griechischen 



25 

Religion angeboren , vor die geistlicben Gerichte gebracht 
werden. 

Verpflichtung sänuntiicher Anhänger der griecbischMi 
Kirche zum Gehorsam gegen den Patriarchen; in Folge de- 
ren ein gewisses^ ihm zuBtehendes correctionelles Polizei- 
recht. ^ 

Garantirung des der Kirche gehörigen Eigenihuma. 

Recht des Patriarchen und des Olerus auf die ihnen 
nach dem Gebrauch zustehenden Gebfihren. 

Recht des Patriarehen von dem Clerus und den Laien 
Abgaben zu erheben für kirchliche Zwecke. 

Sein desfalsiges Strafrecht gegen Widerspenstige. 

Abgabenfreiheit für die dem Patriarchen imd dem^ Cle- 
rus zu zahlenden Gebühren, mögen sie in Geld oder {Natu- 
ral- Leistungen bestehen^ 

Jeder Grieche darf bis zu J seiner Succession zu Gun- 
sten des Clerus oder der Kirche testiren. Desfalsige testa- 
mentarische Bestimmungen sind erzwingbar. Ebenso sind 
Erbschaftssteuern zu Gunsten des Clerus erzwingbar. - 

Privilegirter Gerichtsstand für den Patriarchen, die Erz- 
bischöfe und Bischöfe, die nur vor dem Kaiserlichen Diyan 
in ConstantiQopel Verklagbar. sind» . 

Abgäbenfreiheit des Patrlachen sowie einer gröfsen Zahl 
seiner Beamten imd Diener ; abgesehen von den speciell durch 
das Berat festgestellten, dem Kaiserlichen Schatz zu zahlen» 
den Gebühren. 

Das Recht des Patriarchen, Kavassen (Polizeisoldaten) 
in seinem Djienst zu halten. 

Verpflichtung der Pforte alle ihr unter dem Synodalsie- 
gel übergebenen Vorstellungen in Erwägung zu .ziehen. 

Es lag nur in unläerer Absicht, in Obigem übersichtlich 
die vorzüglichsten Rechte und Befugnisso der griechischen 
Kirche zusammenzustellen; wegen des Details verweisen wir 
auf das Werk von d'Ohsson: Tableau de PEmpire otioman^ 
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sowie auf die neuere Schrift von übicini: £• ri forme en 
Turquie^ welche beide den Text des Berat für einen Pa- 
triarchen von Gonstantinopel publiciren, sowie auf daa Me- 
moire der Pforte unter No. 4 dw beigefügten* Aktenstficke. 
Dies Memoire ist im Anfang des vergangenen Jahres .ausge- 
arbeitet worden und hat den Berathungen der türkischen 
Minister mit den Botschaftern von Frankreich und- England 
und dem Internuntius über den Erlals des Hatdhouiaayoun 
vom 18. Februar zu Grunde gelegen. Es wiederholt im We- 
sentlichen die Bestimnxungen des Berat und fügt nur einzelne^ 
interessante Erläuterungen über die in neuerer Zeit einge- 
tretene Verbesserung in der Lage der Christen hinzu. 
, Aus dem Gesagten geht zur Genfige ' hervor, welche 
Vgroise Macht die Pforte dem griechischen Clerud anvertriuit 
hat. In seinen Händen befindet sich die Jurisdiction in d^ 
wichtigsten bürgerlichen Angelegenheiten, eine ausgedehnte 
Straf- und Polizeigewalt, ein imbeschränktes Recht der Be- 
steuerung, die Pflege der geistigen Interessen über eine Be- 
völkerung von nahe an 10 Millionen Menschen. In die 
Hände eben dieses Clerus ist das Recht gelegt, Vorstellun- 
gen zu Gunsten der ihm untergebenen Christen an die tür- 
kischen Provinzial- Behörden und an die Pforte gelangen zu 
lassen. Wenn der Patriarch und die Kirche überhaupt dem 
Sultan für den> Gehorsam und die Treue seiner orthodoxen 
Unterthanen Bürgschaft leisten sollen, wenn er durch den 
Patriarchen die Orthodoxen zur Erfüllung ihrer Pflichten ge- 
gen den Staat, dem sie unterworfen sind, anhalten läfst, so 
ist doch auch eben diesen Bürgen die Befugnifs gegeben, das 
Recht ihrer Glaubensgenossen zu schützen und vor den höch- 
sten politischen Behörden des Reiches zu vertreten. Bedenkt 
man, dafs über die 'Ein- imd Absetzung dieses Clerus von 
seiner höchsten Spitze bis in seine niedrigsten . Organe hin- 
unter die Pforte sich jeder Einmischung begeben, dafs sie 
in dieser Beziehung vielmehr Formen sanctionirt hat, die 
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dem Cleros eine YöUige Unitbfaiiif^eit sichern kfinnen, ao 
scheint es nnbegreülich, wie die siegreichen Snitane solche 
Macht einor nnterdrnckten Natianalitit anvertrauen konnten. 
Verschiedene ümstSnde lösen dieses Bathsel. Leider müssen 
vir saerst als eiaen der entscheidendsten die Verderbtheit 
und den sdavischen Sinn der meisten yemehmen Griechen 
belehnen. 

Durch die Wahl der Synode gelangt man mm Patriar^ 
chenstohl von Constantinopel. Wie aber gelangt man im 
dieser Wahl? Es ist seit Jahrhunderten in der griechischen 
Eixche Praxis geworden, dafs der Patriarch alle zwei oder 
drei Jahie wechselt. Trotz des hohen Alters, in dem man 
nur zu dieser Wnrde gelangen kami, sind die Fälle, in de- 
nen deren Inhaber als solche das Ende ihres Lebens erreicht 
haben, sehr selten. Die Lebenslänglichkeit der Patriarchen- 
würde ist daher ein nicht in Ausfohrong gebrachtes Princip, 
ein todter Buchstabe des Gesetzes. 

Obgleich die Pforte mm formell for diesen Umstand 
nicht Yeraotwortlich gemacht werden kann, so ist ihr mondi- 
scher Einflnfs auf die Geistliohkeit und die Notabein doch 
so bedeutend, dafs wir nicht anstehen zu behaupten; dafs 
weder die Absetzung noch die Wahl eines Patriarchen ge- 
gen den Willen der türkischen Regierung durchgesetzt wer- 
den könne. Die Synode wird in dieser Beziehung nie ent- 
scheidende Schritte zu thun wagen, wenn sie sich nicht vor- 
her der Zustimmung imd Billigung der Regierung vergewis- 
sert hat, und sie wird stets dem ihr von oben gegebenen 
Impulse bereitwillig nachgeben. Wenn der Minister des 
Aeufseren, zu dessen Ressort die Angelegenheiten des Pa- 
triarchats gehören, die Absicht eines Wechsels durchblicken 
läfst, so ist es Ihm ein Leichtes, mit Beobachtung aller ge- 
setzlichen Formen, diese seine Absicht zu verwirklichen! 
Er hat deshalb nur notbig, durch Vermittelung seiner Crea- 
turen den Mitgliedern der Synode wissen zu lassen, dafs er 
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einen neuen Patriarchen wünsche. Sogleich setzt sich als- 
dann die Intrigue in Bewegung. Die s. g. Notabein der 
griechischen Nation treten mit den Mii^Iiedem der Synode 
in Verbindung. Beide hoffen, bei einem Wechsel im Patriar- 
chat zu gewinnen: die einen als Wähler des Hauptes der 
Kirche, die anderen als die geheimen und vertrauten Vermitt- 
ler des Willens der muselmanischen Regiorung. Die Abset- 
zung des seitherigen Patriarchen wird wegen seiner schlech- 
ten Verwaltung beschlossen, die Neuwahl fallt auf denjeni- 
gen, der die mächtigste Parthei'für sieh zu. gewinnen ge- 
wußt hat, und man kann mit Sicherheit darauf rechnei^ dafs 
nur die von dem Pascha begünstigte Parthei die mächtigste 
ist. Geld aber ist der Nerv der Intrigue und nur mit Geld 
vermag der glückliche Candidat den Sieg zu: erringen. Die 
bedeutenden Summen, die er dafür ausgeben mufs, sucht 
er bei der Ausübung seiner Würde wieder zu erlangen. 
Es geschieht dies hauptsächlich durch den Verkauf der Erz- 
bisthümer und Bisthümer, deren Inhaber sich ihrerseits wie- 
der an dem niederen Clerus und an der Nation erholen. Seit 
Jahrhunderten erneuern sich diese Scenen, wie gesagt, alle zwei 
oder drei Jahre; Meistens ist es nicht die Pforte, ^ die deshalb 
die Initiative ergreift, sondern der Ehrgeiz unddie Habsucht der 
Synode, und jene Klasse von Mäklern der höchsten geistli- 
chen Würde ruht nicht eher, als bis sie den türkischen 
Minister für ihre Pläne gewonnen hat. Es ist unnöthig da- 
rauf näher einzugehn, welche Personen sich bei diesem 
schmachvollen- Handel um die höchste Würde der griechi- 
Bchen Kirche betheiligen; nur soviel kann mit Bestimmtheit 
versichert werden, dafs bei dieser Gelegenheit nicht die 
Türken, sondern die Griechen die thätigsten sind; dafs die- 
sen letzteren der: gröfste Theü der enonndn Summ^i zu" 
fliefst, mittelst deren der glückliche Candidat seine Wahl 
durchsetzt und die er sich oft zu unerhörten Procenten von 
deinen Landsleuten borgt. Wenn aber auch bei diesem trau- 
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rigen Handel die Griechen nur Käufer, die TäilLen «ber 
Yerkäuffflr waxen^ was gebt den Muselman das Ansehn und 
die Ehre der orthodoxen Eircke an? soll er gewissenhafter 
und zartfühlender in den Angelegenheiten des Christenthums 
sein als die Christen, selbst? Und wenn die Christen« denen 
das Staatsge^etz völlige Freiheit in Besetzung ihrer kirchli« 
chen Aemter läfst, dayon keinen Gebrauah machen wollen, 
wenn sie nicht im Stande sind, die ihnen gewährte S^lbslr 
ständigkeit zu behaupten, warum soll der Türke ihr Ver^ 
langen nach seiner Dazwischenkunft zurückweisen und die 
Yortheile yeirschmähen, die ihm der freie Wille der Christea 
bietet? Die Tugend der Stoiker wkd doch Niemand in 
Stambul suchen wollen. 

Bei dieser wenig erfreulichen Schilderung der Verhält 
nisse des griechischen Patriarchats, wo das Recht in rinem 
80 schneidenden Gegensatz zu den Thatsachen steht, dürfen 
wir das wichtige und einflufsreiche Amt des Grofslogotheten 
nicht unerwähnt lassen. Um die Eigenthümlichkeiten des- 
selben zu verstehen, mnfs man sich der« doppelten Eigen- 
schaft erinnern, die dem Patriarehen von Constantinopel inne- 
wolmt. Als Haupt der Kirche ist er ein Priester, der das 
religiös Leben einer christlichen Bevölkerung leiten soll 
und also für die Ausübung der ihm unbedingt von der- mu- 
selmanischen Regierung zugestandenen geistlichen Befugidsse 
nur der Kirche verantwortlich sein kann; als oberste Admi* 
nistrativ-Behörde der griechischen Nation ist er. ein Beam- 
ter der Pforte und hat mit derselben in steter geschäftlicher 
Verbindung zu stehn. Bereits- zur Zeit des byzantinischen 
Reiches war* die Vermittlung der Beziehungen des Eirch^Oh 
Oberhauptes ix^t dem Staate einem der ersten Würdenträger 
der Kirche, dem Grofslogotheten, der zur ersten Penta der 
griechisäien Laien -Prälatur gehörte, übertragen. Ui^r der 
türkischen HerrsehafI; hat derselbe eine ähnliche, nur noch 
erweiterte und bedeutendere Stellung, angenommen. Der Lo- 
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gothet ist das Organ geworden^ durch weldiee( das Patriar- 
ohat alle aof seine weltliclien Privilegien bezüglichen Ange- 
legenheiten mit der Pforte verhandeln mufs. Auf diese Weise 
ist d«r Logothet zugleich Würdenträger der Kirche und Beam* 
ter der Pforte; er wird von dem Patriarchen und der Synode 
aud der Zahl der Notkbeln gewählt und auf Lebenszeit er- 
nannt, von der Pforte bestätigt ^ und er kann rechtUch nur 
durch einen übereinstimmenden Beschluß beider Gewalten 
abgesetzt werden. Alle officiellen Mittheilungen des Patriar- 
chats an die Pforte müssen durch seine Hände gehen und 
sind daher seiner Sanction unterworfen. Es ist leicht er- 
dchtlich^ wie einflufsreich dadurch die Stellung^ des Logothe- 
ten werden kann und werden mufs, wenn sie von einer Persön- 
lichkeit eingenommen wird, welche sie mit Geschick sowohl den 
Türken als der Synode gegenüber auszubeuten versteht. Die 
wichtige Rolle, welche ihr jetziger Inhaber in der Yerhand- 
rung über die Frage der heiligen Stätten gespielt hat, liefert 
dafür einen schlagenden Beweis. 

Aber die Vermittlung der weltlichen Angelegenheiten 
des Patriarchats mit der Pforte ist nicht die alleiaige Befag- 
nifs des Logotheten, sondern ihm steht auch in der geistli- 
chen Verwaltung der Kirche das Recht zu, sämmtliche Sy- 
nodalbeschlüsse, welche auf die Ernennung der Srzbischöfe 
und Bischöfe Bezug haben, zu contrasigniren und dabei für 
die Ausfertigung der betrefifenden Diplo];Qe gewisse Gebüh- 
len zu erheben. Ohne seine Conträsignatur würden solche 
Synodalbeschlüsse keine rechtliche Giltigkeit haben. Erwägt 
man nun, dafs, die Ernennung der Bischöfe die wichtigste 
Befugnifs des Patriarchatis und der Synode ausmacht, s<rwird 
ersichtlich, welchen bedeutenden Einflufs der Logothet, na- 
mentlich wenn er an dem Divan einen festen Halt hat, auf 
die inneren Angelegenheiten der Kirche ausüben kann. Man 
wird dann auch nicht mehr bezweifeln, daß; er den allerleb- 
haftesten Antheil an dein beklagenswerthen Intiigueh nimmt. 
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ZU denen die Absetzung lind die NeuwaM eines Patriarchen 
Anlafs geben. Der Logothet findet gewShnlieli nnter den 
Notabein eine starke Opposition^ und in dem Kampfe mit 
ihren Gegnern nimmt keine der streitenden Partiieten An- 
stand, die türkischen Minister zu Hülfe zn mfen. 

Dieses weltliche Yermittlungs-flement zwischen dem Pa» 
triarchat und der Pforte führt uns auf die Frage, in welcher 
Weise der Clerus in den Provinzen die Vertretung der Be- 
völkerungen den türkischen Behörden gegenüber ausübt. 

Das türkische Reich ist in 36 General -Gouvernements, 
Eyalets, getheilt, jedes derselben zerfallt in eine gewisse An- 
zahl von Bezirken, Livas oder Saudjaks, diese wieder in Di- 
stricte oder Cazas^ und diese endlich in Cantone von Land- 
gemeinden oder Nahiyes. An der Spitze dieser verschiede- 
nen provinziellen Eintheilungen stehen die Yalis öder Givil- 
Gouvemeure, die Kaimakams für die Bezirke, die Mudirs fBr 
die Districte und die Eodja-Bachis für die Landgemeinden. 
Dem General-Gouverneur steht zur Seite, mit deni Sitze an 
der Hauptstadt der Provinz, ein Verwaltilhgsrath, Medjilis, 
der aus drei von der Pforte speciell ernannten Beamten, fer- 
ner dem Defterdar oder General-Steuereinnehmer, dem grie- 
chischen oder armenischen Metropoliten und einer Anzahl von 
Abgeordneten der türkischen und christlichen Municipalitäten 
zusammengesetzt ist. 

Dem Metropoliten fallt also hier eine ähnliche Rolle zu, 
wie dena Patriarchen in Constantinopel, nur mit dem Unter- 
schiede, dafs er selbst Mitglied des Provi^zialrathes, und da^ 
durch sein Zusammenhäng mit der Staatsbehörde wesenüich 
vereinfacht ist. In diesem Provinzialrath, vor dem die 
sämmtlichen Verwaltimgs- Angelegenheiten der Eyalets, in so- 
fern sie zur Ccmpetenz des Staats gehören und nicht innere 
Sachen der verschiedenen Religions- Genossenschaften sind, 
verhandelt werden, hat der Metropolit die Interessen der 
Kirche xmd seiner Glaubensgenossen zu vertreten. Glaubt 



.y 



32 

er^ dafs man seinen gerechten Anforderungen nieht nachge- 
kommen ist^ so steht es ihm frei^ darüber an das Patriarchat 
zu l)erichten9 welches sich seinerseits wieder bei der Pforte 
beschweren kann. 

Diese administrativen Einrichtungen sind erst in neue- 
rer Zeit und in Folge der von > Sultan Mahmoud durchgeführ- 
ten Refohnen eingeführt. Erst seit der üeberwindung der 
mit der vollen Autorität des Staats administrativ^^ militai- 
rischer und finanzieller ausgerüsteten^ selbstständigen Paschas 
ßo wie der erblichen Derebeys sind äiß Yalis zu einfachen 
Civil -Beamten geworden^^ welche jeden Augenblick, nach 
dem Willen der Pforte abberufen werden können ^ welche 
weder den Befehl über die Jruppen^ noch die Befugnifs ei- 
ner eigenmächtigen Verwaltung der Finanzen für eigene Rech- 
nung haben. In letzterer Beziehung namentlich, so wie über- 
haupt für die administrativen Angelegenheiten, soll ihnen der 
grofse Medjilis zur Seite steheii und ihre Machtvollkommen- 
heit beschränken. Leider aber hat bisher die Erfahrung ge- 
lehrt, dai's die>Beschlüsse der Provinzialräthe mehr dazu die* 
nen, den Gouverneuren die Verantwortlichkeit ihrer Hand- 
lungen abzunehmen, als die Bevölkerungen vor Bedrückun- 
gen und Willkürlichkeiten zu schützen. Nur zu häufig ist 
es vorgekommen, daTs ein Theil der Mitglieder des Medjilis 
mit dem Pascha im eigenen Interesse gemeinsame Sache ge- 
macht, während der andere Theil es njcht gewagt hat^ den 
Ungerechtigkeiten eines vornehmen Beamt^ und seiner Mit- 
schuldigen entgegenzutreten. Habsucht . und Servilismus ha- 
ben den Paschas ein. leichtes Spiel gelassen, und zu .unserem 
Bedauern können wir nicht yerhehlen> dafs dabei oft der Me- 
tropolit und die christlichen Notabein in dem Medjilis hin- 
ter den Türken nicht zurückgeblieben sind. 

Demobhgeachtet läTstsich die wohlwollende Absicht, die 
der Einriphtüng dieser Provinzialräthe zu Grunde liegt, nicht 
verkennen. Sie scheint nach Analogie der a]jten communa- 
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len und mumti^alen InstitutioneB gegrfindet zu seilt, und 
wif d Bttit denselb'en durch Mittelglieder verschiedener Art in 

■ 

Zusammenhang gehalten. Zunächst geschieht da3 durch die 
oben beschriebene Hierarchie der administratiTen Staatsbe- 
hörden. Wie nun neben dem Yali der Defterdar, so ateht 
neben dem Kaimakam im Liva> der Mal-Mudiri t)der Unter- 
Steuereinnehmer und Zahlmeister. ' Dieser njmmt jahrlich in 
Verbindung mit dem Kaimakam und «iner von den Muni- 
cipalitaten ernannten Gommission die SteuerVertheilung vor/ 
weshalb er mit den Mudirs (Distriei-Yorstehem) cerrespon- 
dirt^ die, von einem Bathe von Notabela unterstfitzt, die finan- 
cielle Verwaltung ihrer Districte leiten und in letzter Instanz 
wieder mit den Et>dja-Bachis in Verbindung stehen, die dann 
in den Gemeinden selbst die Repartitiön der Steuern vorneh- 
men. Steuerpflichtig sind alle Unterthanen des Grofsherm 
in ganz gleicher Weise; die Beziehungen der türkischen Fi- 
nanzbeamten sind daher dieselben mit Muselmanen wie mit 
Christen. ' Nur der Haradsch ist eiife ausschliefslich die Chri- 
sten betreffendoy- und daher nach der Gesetzgebung Sultai^ 
Mahmouds den Beamten des Fiscus entzogene* Kopfsteuer. 

Eine ähnliche Abstufiong findet ftir die Gerichte statt; . 
denn wie das Reich für die Administration in Eyalets ge- 
theüt ist^ so für [die Bechtspflege in Mevleviets, oder, wie 
wir sagen würden, Ober-'Appellationsgerichte, denen die Ge- 
richte der Kadis oder die Ca^as (wohl zu unterscheiden von 
den administrativen Cazas) untergeben sind, von welchen 
wieder die üntergerichte der Naibs abhängen. 

Vor diesem türkischen Gerichte, deren generelle Bezeich- 
nung Mekheme ist, wird lediglich nach dem Gesetz des Isn 
lam entschieden > und vor demselben sind die Christa nur 
dann ihre civilen Rechtsansprüche zu verfolgen oder gich zu 
vertheidigen genöthigt, wenn, die gegnerische Parthei eine 
muselmanisehe ists Die Criminal- Justiz aber gehart unbe- 
dingt vor dem Kadi. 

3 
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Keben den Hevleviets und d^n Cazas haben die Christen 
för alle Fälle civiler Rechtsstreite^ in denen beide Partheien 
derselben Religions-Gemeinschaft angehören , die kirchlichen 
Gerichte^ mit einem Instanzenzuge von dem Bischöfe bis zum 
Patriarchat von Constantinopel. In- der Hierardiie dieses 
richterlichen Glems ist selbst eine den törldschen Behörden 
entsprechende Abstufung: Wie der Metropolit in dem Eya- 
let dem Yali gegenübersteht^ so in dem Liva der Bischof 
dem Eaioiakam. Doch betreffen die geschäftlichen Beziehun- 
gen beider kirchlichen Behörden, wir wiederholen es, ndt den- 
jenigen, des Staates nur solche Angelegenheiten, bei denen 
die christliche Bevölkerung entweder mit der n^uselmanischen 
jua Berührung gekommen ist, oder gegen den Staat Pflichten 
zu erfüllen, namentlich also Steuern zu zahlen hat Um die 
innere Verwaltung der Christen, um die Kirche, das ^chul- 
W^sen, die Rechtspflege, die Administration des Kirchen- und 
Gemeiude -Vermögens, um die Erhebung von Abgaben für 
Kirche und Gemeinde, ja selbst um die Bepartition des Ha- 
radsch bekümmert sich der Staat gar nicht. Alles dieses 
bleibt dei^ Gemeinde -Vorstehen^, den Bischöfen und Erzbi- 
schöfen und dem Patriarchat von Constantinopel übierliassen. 
I Um diesen verwickelten Organismus der Administration 
diCs osmanischen Reiches zu verstehen,, ist es nöthi^ auf ih- 
ren Grundpfeiler, die Gemeinde, näher einzugehen. Hier 
hauptsächlich zeigt sich das Princip der Trennung der Ra-- 
een^ dem wir in fast allen allgemeinen Institutionen des 
Staats begegnen, in seiner ganzen Entschiedenheit. Die Ge- 
meinden werden immer nur von einer uud derselben Reli- 
gions*Genossenschaft gebildet. ^ Nirgends, od^ doch so gut 
als nirgends im Orient finden wir Dörfer von einer gemisch* 
ten Bevölkerung, überall sind sie rein griechisch, rein arme- 
nisch oder rein türkisch; in den gröfsern Städten wohnen 
die verschiedenen Racen xsx verschiedenen ..Vierteln, s und je- 
des dieser Viertel wacht n^it Eifersucht darüber, dafs die 
Bevölkerung der andern, nicht in seine Grenzen eindringt; 
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Die Strenge dieseis auf der Sitte beruhenden Quartier - Ge- 
setzes kann man noch heute selbst in den Vorstädten Con» 
stantinopels beobachten. Nirgends hat die chrütliche Bevöl- 
kerung einen solchen Aufschwung genommen, als in der 
Hauptstadt, nirgends hat sich ihre Zahl so vermehrt Aber 
sie findet sich demohngeachtet in wenigen engen, schmutzi- 
gen Vierteln zusanmiengedrängti wo der Raum einen unglaub- 
lichen Werth erlangt hat, während dicht neben den unbe- 
quemen Wohnungen reicher Franken, Griechen und Anne- • 
nier immense Gebäude ärndicher Türken auf weiten Flätsen 
stehen, ohne dafs die einflufsreichsten Christen es wagen 
dürften, solche in dem türkis/shen Viertel gelegenen Grund-, 
stucke um das Doppelte oder Dreifache des Preises zu er- 
werben, den Türken dafür zahlen würden. Nur ganz all- 
mälig erweitert sich in Pera der Ejreis christlicher und na- 
mentlich europäischer Wolyiungen. Der Erwerb jedes dem 
törkischeii Viertel näher gelegenen Hauses erfordert Unter« 
handlungen der schwierigsten Art, bei denen nicht selten 
Minister der Tfoirte und fremde Gesandtschaften lebhaft in- 
teressirt sind. 

Die Orgai^sation der Gemeinden ist einfach und sein* 
gleichmäisig'; sie ist bei den Türken und den vörschiedenen 
christlichen Beligions- Gemeinschaften im Wesentlichen die- 
selbe. Der einzig bedeutendere Unterschied, der dabei g^ 
macht, werden mufs, ist ^ der von Landgemeinden und städti- 
schen Mimicipalitaten. 

Auf <^em Laude vereinigt sich die männliche Bevölke- 
rung der Griechen an der Thür der Kirche oder unter eimaim 
alten Baum am heiligen Georgs -Tage, den 23* April alten 
Styls, um 2 oder 3 Primaten, die je nach d^ Localitat 
Proesti, Protiyeri, Demogerphten.u. s. w. heiTsen, und d^ 
EodjarBachi, Gemeinde-Vorsteher, wählen. Bisweilen kommt 
es auch vor, dafis eine Anzahl Dörfer, die ^u derselben Re- 
ligions-Gemeiuscdiaft gehören, sich unter einem Kodja-Bachi 

; 3* 
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vereinigen. D^ Eodja-BacM, imterstfitst ^on den Primaten^ 
hat die VerwaltiULg der Gemeinde -Angelegenheiten^ welche 
der yerffchiedensten Art sind. Je nach der Nätor derselben 
hat er , entweder mit den Yerwaltongs-Behörden des Staates, 
wie dem Mudir imd dem Mal-Madirl oder mit dem Bisehof 
in Geschäftsverkehr zu treten. 

Seit einer Verordnung Sultan Mahmonds vom Jahre 1834^ 
welche durch dn neueres Gesetz von 1850 bestätigt ist^ liegt 
dem Eodja-Bachi die Erhebung des Haradsch ob, dessen Be- 
trag er durch den Bischof an das Patriarchat von Constan- 
tinopel auszuliefern hat. 

Es liegt ihm femer ob die Verwaltung* des* Budgets der 
Gemeinde in Bezug auf deren Schulden, Aufbringung der 
Kosten für die Schule, fiir die. Erhaltung der Kirche, für Be- 
zahlimg des Geistlichen, . des Papos, sowie in Bezug auf den 
der Gemeinde zufallenden Beitrag zu den Steuern der Kirche 
überhaupt. 

Ebenßo liegt dem Kodja-Baehi die Haltung der Civil- 
stands-Begister ob, deren Etat er jährlich durch den Bischof 
dem Patriarchat von Constantinopel einzureichen hat. 

Endlich steht dem Kodja-Bachi auch eine schiedsrich- 
terliche Stellung in allen den Fällen zu, in denen die Par- 
theien sich nicht direct an ^n Eadi oder den Bisehof wen- 
den wollen. Letztece Behörden beauftragen ihn mit der Aus- 
fühnmgr ihrer Sentenzen. 

In den Städten fallen die Gemeinde-Sezirke mit denje- 
pigen der Pfarren zusammen, und stehen überhaupt in noch 
engerem Zusammenhange mit den kirchlichen Behörden, wel- 
che dort eine gr^fsere AutoVität besitzen. Jede Gemeinde 
wählt auch hier jährlich drei Vorsteher, Ephdren,. die von 
der Kirche bestätigt werden und dieselben Befugnisse h^ben, 
wie die Notabein auf dem Lande. Da ihr. Gesehäftskreis 
aber in den Städten bedeütend^ie Angelegenheiten umfafst, da 
die Verwaltung der Kas^ensachen, der Kirdien, . Schulen und 
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Hospitäler dort eine gröfsere Sorg&lt als auf dem Lande er- 
heischt^ so ii^ BXLQk ihre Stellung eine wichtigere. Dage- 
gen sind ihre richterlichen Functionen unbedeutender eb^i 
wegen der gröfseren Wichtigkeit der Streitobjeete^ welche die 
Fs^hei^ vorziehen Unmittelbar vor die gröfseren Gerichte 
zu hringen. ^ 

Diese so eben beschriebenen oommunalen Einrichtungen 
sind in Verbindung mit den kirchlichen Institutionen die Mit- 
tel gewesen^ durch welche die Türken seit der Broberung ihre, 
christlichen Unterthanen regiert und administrirt haben. Der 
Punkt; auf den es ihnen dabei vor Allan ankam, war die 
Eintreibung der Steuern. .Auch der wärmste Ereund der Os- 
jüsmen wird nicht leugnen können, dafs die Pforte bis ^ur 
Regierung des gegenwärtigen Sultans nichts für die Pflege 
alier der. Interessen des Landes zu thun gewufst hat, durch 
deren Schutz tmd Förderung in Europa die^ Gresellschaft zu. 
einer civilisirten geworden ist. Weder der Bau yim Com-r 
municationsmitteln noch die Ermiintening von Ackerbau; In- 
dustrie und Handel» noch die Volkserziehuiig, noch £e hö- 
here Bildung beschäftigte die Yerwaltungs- Behörden in der 
Türkei. Selbst die Aufrechterhaltung der öffentli^en Ord- 
nung lag ihr nur in sehr geringem Grade atn Herzen. Der 
alleinige Grundsatz, den die Türken zur Geltung brachten^ 
war die Herrschaft ihrer Bace über die anderen, durch die 
Eroberuiig unterworfenen. Die Völker> welche ihr Unglaube 
von den politischen Bec&ten des Staates ausschlofs, standen 
mit demselben ajjer nur durch die zu zahlenden Steuern in 
Verbindung. ^Arbeite, zahle und bete^ wie du willst**, das 
war die Maxime^ nach der der Türke den Christen regiferte: 
vor Allem aber zahle! Von diesem Gesichtspunkt aus wurde, 
das Oe]£beindewesei^ der Christen geduldet und geschätzt, 
wenn anders die Wijlküt und das persönliche Interesse' der 
Paschas und- Derebeys ihnen gestatteten, jene allgemeine 
Maxiine zu achten. So lang^ .^ber die Dinge \hf:on gewöhn-. 
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ser Bezieliimg in neuester Zeit unter den Bulgaren stattge- 
fanden .haben und noch ertattfiQden^ geben davon ein ent- 
schiedenes Zeugnifs. Die sphlechte und eigennützige Ver- 
waltung der griechischen Bischöfe, w^che darauf bedacht 
«ein mufsten, das für ihre Stellen bezahlte E^ufgeld wie- 
der zuerwerben, konnte nur dazu . beitraget^, die 'Opposition 
des Slayenthums gegen die Griechen wachzuhalten« Wenn 
x^an nun bedenkt, didTs die Abneigung der katholischen Un- 
terthanen des Grofsherrn gegen die Griechen beinahe noch 
ebenso entschieden ist, als zu den Zdten der Eroberung, 
daTs die schismatisch-Biinenische Kirche in einem nicht we- 
niger entschiedenen Geg^satz zu der griechischen steht^ und 
daTs ^eit ;den Zeiten der fanariotischen Herrschaft in der Mol- 
dau und Wallachei - die roumenische Bevölkerung dieser Für* 
stenthumer ihren Hafs gegen die Tütken auf die Griechen 
übertragen hat^ dafs Serbien, schon seit dem XIV. Jahrhun- 
dert von den^ Patriarchat von Gonstantinopei unabhängig, 
mchts weniger als geneigt ist zu einer Wiederherstellung des 
byzantinischen Reiches beizutragen, so wird .die Politik ver- 
Standlicht welche die Pforte unter den mannigfachen, sich 
gegenseitig abstofsenden Kirchen und Nationalitaten ihres 
Reiches gerade in den Griechen die willigsten und gefügig- 
sten 'Lenker der grofsen Mehrzahl ihrer christlichen, TJnter- 
thanen finden liefs. 

Allerdings hat die Revolution v(«n Jahre 1821 diese Ver- 
hältnisse migermafs^i modificirt. Die Expedition des Für- 
sten Tpsilaati in die DonaufQrstenthümer, der Aufstand in 

^ Griechenland erweckte in den Türken den Argwohn gegen 
den Fanar, gegen das Patriarchat und gegen den reichen grie- 
ehisphen Handelsstand; Mit furchtbarer Grausamkeit und 
Hafte Uefs die Pforte ihre früheren Günatlinge Ereignisse 
entgelten, denen die meisten v(m ihnen an&ngs wohl ferne 
gestanden hätten. Die Hinrichtung des Patriarchen und vie- 

, 1er vornehmer Griechen, zahllose Verinögens-Confiscationen, 
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welche ^dem Glan^ des Fanär .för immer» und dem Beichtlium 
des griechischei; Handelsstandes für kurze Zeit eine Ende 
maekten/ erf&llten die iN^ation mit Schrecken. Die ^wichtigen 
und einflufsr^chen Stellen des ersten Pforten-Doliaetach imd 
des Dolmetsch des Capudan - Pascha» die Hospodarate der 
Moldau und Wallachei» welche seit dem XYII. Jahrhundert 
in den Händen der faaariotischen Familien gewesen .waren» 
wurden ihnen entzogen. Dennoch aber blieb die ^Stellung 
der- griechischen Ruche dieselbe; an ihren Privilegien wurde 
rechtlich nichts geändert. Nach der Begründung des helle- 
nisäicai Königreichs» nach der. Einführusig des rdgkment oT' 
ganique. in den DonaufKrstenthumem fuhr die Pforte fort» 
das rown miUeti in- derselben Weise zu administriren» wie 
das seit der &oberung geschehen. Die Natur der Verhalt- 
Bisse war aber starker als die Aufiregimg einer gefahrvollen 
Katastrophe. Dte Türken begriffen» dafs. es im XIX. Jahr- 
hundert ebenso wie im XV. unmöglich sein, würde» «o viele 
Millionen ihrer christlidken Unterthanen zur Apostasie zu 
Zwingen, sie aftben aber auch ein», dafs ohne eine radicale 
Aenderupg. ihrer* eigenen» auf den Geaetzen der Religion be- 
ruhenden Verfassung die Pforte nicht im Stande war» ihre 
Beziehungen zu den Bajas nach anderen Principien zu re- 
geln, sie in an^^en Formen* dem herrschende Stamm zu im- 
terwerfen» mit dessen politischer und religiöser Organisation 
in Verbindung zu erhalten» als in den idthergebrachten» wel- 
che den Vorschriften des Islam entsprechen» und welche seit 
Jahrhundeli^n von beiden. Theilen» Türken wie Christen» als 
unumstöfsliche . Staatsgrundgesetze acceptirt- worden waren« 
Auf der anderen 8ei^ mufsten aber, auch die eifrigsten An- 
hänger und Beförderer der nationalen Bestrebungen unter den 
Griechen des o^smanischen Reiches nach dem Frieden von 
Adrianopel zu der Einsicht kommen» dafs die Vertreibung 
der Türken aus Eulropa und die Gründung eines christlichen 
Kelches an den Ufern des Bostporus Chimären waren» für 
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welche^-^eder eine Insiurrection der dtristlicken Bevölkerun- 
gen^ noch die Sympattüen irgend einer der europäischen 
Grofslnächte zn erwarten standen. Der böhete. griecMscIie 
Gleri^s und die Notabein dieser Nation hatten die foxchter- 
liehe Energie des Sultans Mähmond zu schwer gefühlt, sie 
hatten zu sehr in ihren individuellen und privaten Interes- 
sen durch die Revolution von 1821 gelitten, als dafs sie ei- 
nen) grofsen Beruf hätten fühlen sollen, d^ch eine opposi- 
tionelle Haltung oder gar durch die Begünstigiing revolutio- 

" näjrer Bewegungen neue Gefahren über sich selbst und über 
diejenigen Institutionen der griechischen Kirche heraufzube- 
schwören, die dem Griechenthum in der TüAei eine ein- 
'flufsreiche imd bevorzugte Stellung auch femer noch zu ge- 
l>en vermochten. 

So ist denn die Stellung 'der griechischwi Kirdie und 
der griechischen Nation nach den Erschütterungen der zwan- 
ziger Jahre im Wesentlichen die alte geblieben. Die Kirche 
^hat alle ihre Rechte und Privilegien erhalten; durch den 

' höhern Clerus hat das Griechenthum fortgefahren die bürger- 
liche Administration und eine weitgehende Jurisdiction über 
die verschiedenen Stämme orthodoxer Eeiigion auszuüben, 
durch das Patriarchat von Constantinopel hat eben dieses 
Griet5henthum auch fernerhin der Pforte gegenüber die Bürg- 
schaft für den Gehörsam der Unterthanen orthqdo^ten Glau- 
bens und, diesen gegenüber^ die BürgschsCft für die Erhaltung 
und den : Schutz ihrer Rechte seitens der Pforte übernom- 
men. Wenn somit die Lage des Clerus dieselbe geblieben 
ist, so hat sich diejenige der Laien freilich einigermaßen 
verändert. Det Reichthum, die Jdacht, ^der Einflufs der fa- 
nariotischeii Familien sind geschwunden, nachdem die Hos- 

, podareü-Würde in der Moldau und Wällaehöt den Bing«' 
bomen dieser Länder zurückgegeben ist, nSu)hdem die Pforte 
die Leitung ihrer auswärtigen Politik ausschliefslißh musel- 
manischen Beamten vorbehalten und die Aemter der beiden 
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Gro&dohiietscher Türken anvertxwit hal Freilieb hat sie 

mehrere, selbst ihrer wichtigsten Missionen im An^lan^e 

Griechen überlassen, aber die Bedeutung derselben l&fst sich 

in keiner Weise mit den Aemtem vergleichen^ die die Fa- 

narioten einst in Constantmopel, dem eigentlichen Brenn 

pimkt orientalischer Politik und Intrigne, einnahmen. Ein* . 

zelne kleinere, wenn auch nach europäischen Begriffen recht 

einträgliche Stellen sind den Griechen geblieben: dahin ge-^ 

hören namentlich diejenigen des Eapukehajas der Moldau 

und WaUachei und das Gouvernement der Insel 8amos. Auch 

üben Ae noch als Aerste der türkischen Greisen oft einen 

nicht unbedeutenden Einflufs aus. Derselbe laTst sich in- 

deis nicht mit dem vergleichen, den enorme Reichthümer 

mehreren der griechischen Handelshäuser in Gonstanlinopel 

sichern. 

Richtiger würde es sein diese EtabliiSsements als Blink* 
häuser zu bezeichnen. Wenn auch der eigentliche Handel 
Europa's mit dem Orient hauptsächlich in griechischen Hän- 
den liegt, so sind doch die Coinptoire der angesehensten Finnen 
dieser Kategorie nicht in Constantinopel selbst, sondeib auf 
den grofsen Handelsplätzen Europa's zu finden. London, 
Marseille, Triest durften in dieser Beziehung in erster Reihe 
zu nennen sein. Dort haben sich die Eaufleute niederge- 
lassen, die die Erzeugnisse der Türkei und Persiens dem 
Occident zuführen; in Constantinopel, in Smyma, in Trape- 
zunt und an anderen Plätzen des Orients unterhalten sie nur " 
Commanditen. Die in der Hauptstadt des osmanischen Rei- ' 
ches residirenden grofsen griechischen Eaufleute dagegen trei-' 
ben keinen Handel mit Waaren, sondern mit Geld. Sie 
sind also Banquiers, nur dafs die Bankgeschäfte der Türkei 
von den . in Europa betriebenen ganz verschieden sind. ' In 
einem Lande, wo der übliche Zinsfufs 12 Procent ist, und 
wo die Regierung sich oft genothigt sieht bis zu 30 Prbcent 
für baares Geld zu bewilligen, wo sieh das Münz^ystem in 
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einer gräulichen Unordnung befindet, wo der gt'öÜBta Theil 

- der tSteuem, wo alle Zölle yei^achtet werden, wo jedes Mi- 
nisterinmSchuldBcheine für Recbnung des Slaates aus^Ut, 
wo die Interessen der höchaten Beamten von denen der Be- 
gieruhg oft gar nicht getrennt werden können, — in einem 

< solchen. Lande ist die RoRe des BaQquiors eine andere, als 
in uDfieren geordneten Staaten. Obgleich wir später darauf 
.. eingehender- zurückkoipmen werden, so darf doch schon hier 
bemerkt werden, dafs unter der scheinbaren Leitung türkischer 
ßrofsen iq Wahrheit die Finanzverwältung des ösm^nischen 
Reiches schon seit laager Zeit in den Händen von firi^chen 
und Armeniern, namentlich aber von Griechen sich befindet. 
Es ist leicht be^eiQioh, daß; diese klugen Intendanten eines 
vornehmen Hauses, dessen Herr zu bequem ist selbst Ord- 
nung in seine Angelegenheiten zu bringen, und dessen Be- 
dürfnisse fortwährend steigen, grofsen EinfluTs gewinnen 

r müssen. Ohne - Geld läfst sich v nun . einmal weder innere, 
noch äufsere Politik machen, und es ist daher nicht mög- 
; lieh, den Rath derer ganz abzuweisen, die das Geld schaffen 
sollen. Das sind in Constantinopel die griechischen Banquiers. 
, Sonderbar ist es, dafs diese Leute, die sich in alle möglichen 
Staatsgeschäfte einmischen, zum grö&fcen Th^ unter frem- 
dem Schutze stehen uüd also den territorialen Gesetzen nicht 
unterliegend Sie haben dadurch Personen und Eigenthnm 
'gegep, extravagante Willkürlichkeiten sicher stöllen , wollen; 

. bei ihren Geschäften bedürfen sie, die über Millionen ver- 
fügen, nur sehr selten einer gesandtschaftliehen Unterstützung. 
Dßs Geld steht da nicht in geringerem Ansehn als^die mäch- 
* tigsten ' Regierungen des Auslandes. Es. characterisirt aber 
den iJmschwung der Epoche, dafs das poätische Erbiheil 
der *Fanarioten den Tinanzfürsten anheim gefallen- ist. 

Wir können diese Schilderung der nationalen und kirch- 
lichen Zustände des Griechen nicht schliefsen, ohne in dank- 
barer Erinnerung einige Worte dem geselligen Leben ihrer 
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angesehenen Familien zu widmen. Alle die Europäer, die 
in def jüngst vergangenen, so bewegten Zeit das Gtück ge- 
habt haben, dprt eine frenndliehe Aufnahme zu finden, wer- 
den uns gewifs gerne bestätigen, d^s man vergebens in 
irgend einer Gesellschaft der ocddentalen Hauptstädte mehr 
wahre Bildung, einen regeren Sinn fiir Kunst und Wissen- 
schaft, ein lebhafteres Interesse für alles Edle und Schone,^ 
mehr Amhuth und Grazie suchen wurde, als in gewissen; 
griechischen Kreisen Constantinopels. Herz und Geist wer- 
den dort gleich angenehm- berührt^ weü man immer durch- 
fohlt, dafs die Bildung nioht ein oberflächlicher FirnlTs, «on* 
dem die schone Frucht fest in der Familie gewurzelter, edler 
Sitten ist Nicht nur, dafs Deutsche, Engländer und Franzosen 
sich in je'neb Kreisen in ihrer eigenen Sprache über alles das un- 
terhalten können, was die gebildete Welt ihrer Heimath in- 
teressirt, nicht nur daJfe der Weltmann die Gewohnheiten der 
guten Gesellschaft, der Gelehrte wissenschaftlichen Geist, der 
Künstler Geschmack und wurme Bewunderung seiner Ta^ 
lente,, der Schöngeist eine überraschende Kenntnifs aller 
Zweige europäischer Literatur an den Ufern des Bosporus 
wiederfindet) — nein, der' Mensch kann sich dort dem Men- 
schen nähern in allen guten, anständigen imd edlen Dingen. 
Auf dem Grunde dieser wohlthuenden Erscheinung aber liegt 
ein ieuriger Enthusiasmus für nationale Bestrebungen, liegt 
em patriotisches Gefühl, das sich mit der vollen Lebendig- 
keit südlicher Naturen geltend macht. 

Man kpnn sich dem Gedankea nicht erwehren, daTs die 
Nation, in deren höheren Ständen sich ein so schönes,' rei- 
nes Zusammenleben der Familien entfalten konnte, ihrer mo- 
ralischen Regeneralion mit schnellen Schritten entgegengeht. 
Es ist nicht >nders möglich, als dafs die Erziehung, welche 
der heutigen gtiechiscfaen Jugend im Orient gegeben wird, 
nicht nur kluge^ unterrichtete, gewandte Menschen — denn 
an solchen hM es nie gefehlt -i-, sondern auch edle, imab- 
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hangige und patriotische Gharactere heranbilden mufs. Yoa 
ihnen darf dermaleinst mit Zuversicht die Abstdlung der 
vielen Mifsbräuche^ die Beformirung der traurigen Yerhällr 
nisse erwartet Werden, die wir. nicht aus üebelwoUen, son- 
dern mit der treuen Absicht dargestellt haben, so vid wir 
vermochten zur Erkenntmfs der Wahrheit mitzuhelfen. Auch 
sind wir überzeugt^ dafs all& einsjichtigen Griechen die Noth- 
wendigkeit der Besserung der alten Zustände schon langst 
begriffen haben. Eine Nation aber, die sich ihrer Fehler be- 
- wuTst zu .werden anfangt, ist nicht mehr fem davon, sie zu 
überwältigen. Möge das den Griechen gelingen, dann wird 
ihnen in der Zukuiift des Orients die Rolle zufallen, zu der 
sie durch ruhmvolle Erinnerungen, glänzende Eigenschaftieii 
und ein warmes Nationalgefühl berufen ^heinen. 
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RuTslands EinflnTs im Orient Seiae Bexiehiiigeii inr 

griecMscli-ortliodoxen 



Die Entwicklung, welche die christlichen der Pforte in 
Europa unterworfeneti Yölkersch^-ften genommen haben, ist 
eine zwiefache gewesen. Die Einen haben eine administrar 
tive Abgeschlossenheit, ei^e provinzielle Selbstständigkeit 
sich zu erhalten und auf diese "^eise ^ine gesondette poli- 
tisch-^nationale Stellung zu erringen gewuTst; die Anderen 
sind durch die centrale Adminiätratian des Patriarchats von 
ConstanÜBopel in einem engeren Zusammenhange unt^eiur 
ander iqid in strengerer Abhängigkeit von der türkischen 
Regierung geblieben. . Die Wallache! , die Moldau und Ser* 
bien sind Fürstenthümer, die eine eigene nationale Regierung 
mit völlig in siph ausgebildeten administrativen, finansüieÜen 
und militairischen Institutionen besitzen. Nur in Fällen, wo 
die aÜgemeinen Verhältnisse .des ' osmanischen Reiches, .na^ 
mehtlicb seine Beziehungen zum Auslande, in Betracht kom- 
men,, übt die Pforte einen unmittelbaren Einflufs auf die in- 
neren Angelegenheikien jener Fürstenthümer aus. Im Uebri- 
gen beschränkt sie sich darauf, von denselben den gesetz- 
lich festgestellten Tribut einzuziehen, und den Inhabern der . 
höchsten Regierungsgewalt, welehe I^isher nirgends erblich 
war, ihre ölierlehniäherrlLche Investitur bei jedem Regierungs-' 
Wechsel zu verleihen. . Es war anfänglich die Absicht der 
Mächte gewesen^ das insurgirte Grieohenlaad in ein ähnliches 
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.' Vasallen- Verhältnifs zur Piforte zu bmgen, vie die genann- 
ten Länder. Wenn es dazu nicht gekommen ist^ so lag der 
Grund davon in dem Bestreben der Pforte, Griechenland, 
welches früher nicht gleich den Donaufürstenthümem eine 
administrative Selbstständigkeit genossen hatte, sondern eben 
so wie die gewöhnlichen türkischen Provinzen verwaltet wor- 
den war, in diesen Zustand wieder zurückzubringen. , Aber 
die Bevölkerungs -Verhältnisse der Territorien, welche jetzt 
das hellenische Königreich bilden, waren ganz analog den- 
jenigen der Donaufürstenthümer. Hellas und der Peloponnes 
mit den dazu gehörigen Inseln de» Archipel waren von ei- 
ner einzigen christlichen Nation, der hellenischen, bewohnt; 
die Türken, in deren Händen sich die politische -Gewalt be- 
fiind, waren dort vereinzelt, imd hatten nicht sowohl die 
»Stellung eines herrschenden StammBS, als vielmehr diejenige 

. öines fern von der Hauptarmee in Feindesland- eini^uartierten 
detachirten Cotps. .Daher ist es denn auch möglich gewe- 
sen, dafe nach der Revolution jeda Spur der türkischen Be- 
völkerung aus dem Königreich Griechenland entschwunden 
ist. Hätte Griechenland Ton Anfang eine diesen Bevölke- 
rungs-Verhältnissen mehr entsprechende Organisation gehabt, 
•vielleicht wäre es der Pforte gelungen, das Land unter ihrer 
Oberbotmäfeigkelt ebenso zu erhalten wie die Donaufürsten- 
thümer. Nuf selten krönt der Erfolg eine Politik, welche 
g^gen diß Katur der Dinge anstrebt; und wenn dies auch 

' bisweilen bei^ einer sehr starken, sich auf kräftige Elemente 
stützenden Regierung der fall ist, so wird doch eine Macht, 

' welche über die männigfaclien Gefahren, die ihrem Lebens- 
prfncip drohen, in keinen Hlusionen mehr befangen sein 

. kann, > wohl thün, 90 gewägte Versuche nicht nachzuahmen. 
'Auf die zwiefache Ent\^ckelung der dem Soepter des 
Sultans unterworfenen' jchristlichen Bevölkerungen ist Rufe- 
land von entscheidendem Einflufs gewesen. Es hat ;iur Stär- 
kung der nationalen Selbstständigkeit der Völker aif der Do- 
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nau^ ebenso wie • zur Begründung der hellenischen Unabhän- 
gigkeit mitgewirkt; es hat aber auch in Constantinopel sei- 
ne;! gewaltigen Eiftfltifs für die Erhaltung der Rechte und 
Privilegien der griechischen Kirche geltend gemacht. 

Schon in den siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
suchte die maritime Expedition des Grafen Orloff den Aufstand 
der Griechen tM fordern und zu unterstützen. Die Bestre- 
bungen der Hetärlsten in Anfange dieses Jahrhunderts fan- 
den in Bufsland wenigstens leibhafte Sympathien; später, 
nach dem Ausbruch der Revolution, nahm das Petersburger 
Gabinet an der diplomatischen und an der militärischen In- 
tervention der beiden Seemächte zu Gunsten der griechischen 
Insurgenten einen entschiedet^en Antheil, und ohne Zweifel 
sind die Feldzüge der Jahre 1828 und 1829 für. die Be- 
gründung des hellenischen Königreichs von dem gröfsten 
Nutzen, gewesen. 

Die Rolle, Welche Ruftland in der neueren Geschichte 
der drei Donaufürstenthümer gespielt hat, ist zu allgemein be- 
kannt, als dafs es nothwendig wäre, hier näher darauf ein- 
zugehen. Die lange Reihe der russisch- türkischen Vertr^ 
von dem Frieden von K^inardji bis auf den von Adrianopel 
liefert den Beweis, dafs Rufsland stets darauf bedacht war, 
die Selbstständigkeit seiner. Länder der Pforte gegenüber zu 
schützen und zu befestigen. Die Pforte war genothigt, deshalb 
gegen das Petersburger Cabinet die genaikesten, unzweideutig- 
sten Verpflichtungen einzugehen, und es kann keinem Zwei- 
fel unterliegen^ dafs die nationalen Institutionen der Donau- 
fürstenthümer ihre Ausbildung^^ und ihren sicheren Be'stsmd 
eben jenen völkerrechtlichen Stipulationen verdankt haben. 

Schon seit langer Zeit haben die Erfolge, welche Rufs- 
land über die Pforte davoili tr^g\ die Eifersucht und die 
Befürchtungen der europäischen Mächte erweckt. Die öffent- 
liche Meinung hatte sich daran gewöhnt, dem Petersburger 

- 4 * . 
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uabinet^ emö traditionßlle,. gmndBatxIich feindselige Politik 
gegen das türkische Ee'icli beizumessen. M^n iibjersah über 
der in erschreckender Weise im Orient znnehm^enden Macht 
Bufslands dessen B^skebungen zii Gunsten unterdrückter 
christlicher Bevölkerungen. Man wallte nicht an die Auf 
Vichtigkeit : dieser Bestrebxmgen glauben; man legte ihnen 
nur ehrgeirige Motive unter, und man klagte die russische 
Tolitik an, unter dem Deckmantel' des Eifers für Christen- 
thum und Humanität die selbstsüchtigsten, für das politische 
• Gleichgewicht und die Freiheit, von Europa gefahrlichsten 
Zwecke zu verfolgeii. Es liegt nicht in tmserer Absicht, zu 
untersuchen, ob diese Anklagen der öffentlichen Meinutig be- 
gründet oder ob sieTJebertreibungen einer RuTsland principiell 
feindseligen Parthei waren. Für uns ist es nur v^n Inter- 

' ' esse, welche Wirkung-^die russische Politik auf -die Bevöl- 
kerungen des osmanischen Reiches ausübte. 

Die chrislichen Unterthanen des Sultans konnten nie 
■darüber im »Zweifel sein, dafs der iniiselmanische Stamm, 
unter dessen Herrschaft sie sich befanden, über sie fortwäh- 
• rend das Becht der Eroberung geltend machte. Selbst wenn 
die ihnen und ihrer Kirche von. der Pforte zugesicherten 
Rechte und Privilegien stets heilig und unverletzt gehalten 
wären> selbst wenn alle törkischen Behörden mit der gröfs- 
ten Gewissenhaftigkeit ihre Aemter im Sinne des wohlwol- 
lendsten und müdesten Monarchen verwaltet und -sich nie 
Willkürlichkeiten und Gra.usamkeiten hätten zu Schulden 
«kommen lassen; selbst dann mufste der Christ gich dem 
Muselman gegenüber stets wie. der Besiegte neben dem Sie- 

, * ger fühlen/. Der Christ hatte keinen Antheil an der Regie- 
rung' des Staats, die Öffentlichen Aemter waren IbT« nicht 
zugänglich, das feecht Waffen zu tragen, in der Armee zu 
dienen stand ihm nicht zu, für das Privilegium sfeiner Kirche, 
ja für seine Existenz mti&te er eine. Kopfsteuer zahlen, an- 
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dere Steuern draokten ihn mehr als den Muaelm&n*), hatte 
er mit. diesem einen Rechtstreit^ so mu&te er ihn vor dem 
türkischen Richter^ dem Eadi^ durchführen^ und dieser nahm 
das Zengnifs seiner Glaubensgenossen' nicht an^ der Schnitt 
seiner Kleider^ die Form und Farbe seiner Behausung^ die 
Art des persönlichen Verkehrs und das Geremonidl des Um- 
ganges erinnerten um daran^ dafs er^ der Christ^ der Sclaye, 
und der Muselman der Herr sei. Aber die Zustande des 
osmanischen Reiches waren dorchaua nicht der Art, dafs 
für die Achtung der den Christen zugestandenen Rechte ir- 
gend eine Sicherheit bestanden hätte. Die Bedrückungen 
und WilHürlichkeiten der Paschas in den. Provinzen- waren 
an der Tagesordnung. Nur in den allerseltensten Fällen 
wurde den Reclamationen^ die Christen dagegen bei der Pforte 
erhoben, Gerechtigkeit gewährt. Der Uebermuth und die 
Habsucht der Gouverneure und Derebegs (Inhaber der miü- 
tarischen Lehne) konnten f^.st iumier ungestraft sich an dem 
Leben, der . persönlichen Freiheit und dem Eigenthum der 
verachteten Rajah vergehen. Eine zügellose Soldateska, die 
Janischaren, erlaubten sich jede Art von Excessen, und la^ge 
Zeit forderte das Gesetz ein Fünftheil der christlichen Kin- 
der für die Rekrutirung dieser musehnanischen Truppe^ 
Wir woUen uns hier nicht weiter auf die Schilderung einer 
traurigen Vergangenheit einlassen. , Was aber konnte, so 
fragen wir, anders die Folge eines solchen Systems und 
solcher .Zustände sein, als der Hafs der Christen gege!n die' 
türkische Herrschaft? Wie konnte man von so gedrückten 
Bevölkerungen ein zärtliches Interesse für die Unabhängige 
keit und Integrität der Pforte erwarten? War e& nicht nar 



*) Die Gleichmäfsigkeit der Besteuerung, die hetite für Christen und 
Moslems besteht, ist erst ein Werk der neueren reformatorischen Gesetz- 
gebung, wie das in dem'M^mqire der Pforte unter No, 4 ausdrücklich an- 
erkannt ist. <. ' • 
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tärlich, däfs sie die Fortsolititte der russischen Macht mit 
' anderen Augen ansahen^ als die öffentliche Meinung in den 
mit eben dieser Madit rivalisirenden Staaten? Wenn die 
* slavischen und gtiechisdien ünterthanen des Grofsherrn von 
den Siegen russischer Heere hörten, von den Verträgen, in 
denen Rufsiand den 6renz|>rovinz^[i des osmanischen Reiches 
eine selbststandige und nationale Stellung sicherte, keimte 
man da yon ihnen verlangen, dafs ^ie politische Betrach- 
tungen über die Erhaltung des Gleichgewichts von Europa 
anstellten und in Schrecken über die Gefahren geriethen, 
die einem Stamme drohten, dessen Religion ihnen ebenso 
verhafst war als seine politische Herrschaft?. 

Das System, nach welchem Rufsland seine Beziehun- 
gen zur Pforte, während des vorigen und zu Anfang dieses 
Jahrhunderts regelte, die Grundsätze, welche es in den häu- 
figen Kriegen mit der Türkei auf öeine Fahnen schrieb, 
und auf deren Sanctionirung in den Friedensschlüssen es 
bestand,' mufsten- bei den Christen Sympathien erwecken, 
uiid diese Sympathien, denen politische Motive zum Gründe 
Jagen, wurden noch erhöht durch die Gemeinsamkeit nicht 
nur der Religion^ sondern auch des Bekenntnisses. Di^ 
bei Weitem grofse Mehrzahl der christlichen, üntertha- 
nen der Pforte in Europa gehörte und gehört noch heute 
zu der griechisch-orthodoxen Kirche und stand unter der 
Jurisdiction des Patriarchats von Gonstantiriopel. Ebenden- 
selben Glauben bekannten die ünterthanen des Kaisers von 
Rufsland; aber, während in der Türkei die Orthodoxen ihres 
Glaubens wegen in einem VerhS-ltnifs der Erniedrigung u»^ 
V Unterdrückung lebten und die Herjrsöhaft eines fremden, na^" 
seimanischen Volkes erdulden mufsten, feierte die Orthodoxie 
< in Rufsland ihre schönsten Triumphe. Dort War sie die 
herrschende Staatsreligion, der Glaube einer Nation, zahl- 
reicher als irgend eine andere der christlichen Welt, über 
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angeheuere Länderstrecken gebietend, unter einem groJTsen 
Fürstengeschleoht .durch die gewandteste Politik und glän- 
zende militärische Erfolge, zu einem der einfluTsreichsten und 
mächtigsten Staaten dei: civilisirten Welt herangezogen. Diese 
Ecclesia triumphans, sie erkannte in der Eecksia oppressd 
des Orients. ihre Schwester, sie verehrte in dem Patriarchat 
von Constantinopel den vamehmsten und beüigaten Bischof 
sitz. Wie war es anders möglich, als dafs Bevölkerunged, 
die von ihren nationalen Institutionen fa^t nichts weiter ab 
die Kirche geretjbet hatten, deren von dem Islam gesonderte 
politische Existenz allein durch die Kirche noch gehtQten 
wurde, und die in der Kirche allein noch den Schutz der 
ihnen von dem Eroberer zugestandenen B.echte finden keim- 
ten, wie war eis anders möglich, als dafs diese Bevölkerun- 
gen hoffend und harrend zu der mächtigen Schwesterkirche 
BuTslands hinaufblickten, und von dem Haupte derselben^, 
dem Czaren, Hülfe und Beistand gegen die Macht des lalam 
erwarteten? Bevölkerungen, die den sehr geringen Grad von 
Bildung und Cultur, den sie besafsen, nur dtirch ihre Kirche 
empfangen hatten, waren nicht im Stande, die innersten Ab- 
sichten der Politik des Petersburger Cabinettes zu durchs 
achauen und 2iu beurtheilen> ob nur Ehrgdz und Länder- 
sucht, oder ob der Eifer für den Glauben das Motiv der 
Feindseligkeiten- BuTslands gegen die Pforte waren? Ihnen 
genügte die Thataache dieser Feindseligkeiten; sie sahen den 
Uebermuih und die Macht ihrer muselmanisohen Herrscher 
durch, die n;issischen Siege gedamüthigt, imd sie erfuhren, 
dafs die Pforte in jedem Friödejisschlul's Verpflichtungen zu 
Gunaten christlicher Länder griechisch-orthodoxen Gltobens 
einzugehen genöthigt wurde. Ob in diesen Ländern dadurch . 
wirklich eine Verbesserung, des Zustandes der Völker herbei^ 
geführt wurde, oder ob es sich dabei, wie die Gegner BuTs- 
lands behaupteten, nur um die Erweiterung seines Einflusses 
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ha&delte^ das waren die Christen des Orients nicbtim Stande 
ztt beurtheilen. Sie ergriffet Farthei für ihre- Glaubensge- 
nossen gegen den Xslam. 

Es unterliegt keinem Zweifel^ dafs Rufsland seinerseits 
dieser ihm günstigen' Stimmung der Orthodojcen, Slaven wie 
Griechen^ entgegenkam. Der freundschaftliche Verkehr zwi- 
schen den OrganetL der orientalischen und russischen Kirche 
wurde möglichst befördert durch, den Zuspruch von Reisen- 
den, durch Uebersendung geistlicher Schriften an den Cle- 
rus, durch reiche -Geschenke, die Kirchen und Klöstern ge- 
macht wurden. Diesem Entgegenkommen entsprach die Hal- 
tung der Diplomatie in Constahtinopel und der Consulate in 
den Provinzen gegen den Clerus und die Bevölkerungen. Al- 
lein damit begnügte man sich nicht, ^enn es auch nicht 
möglich war, die Pforte zu so weit gehenden und genauen 
.Verpflichtungen zu Gimsten der gesammten orientalisehen 
Kirche zu bewegen, wie das in Bezug auf die Donauforsten- 
thümer der Fall gewesen, so gab die Pforte doch in dem 
Artikel VH. des Friedens von Kainardji das Versprechen, die 
christliche Religion und deren Kirchen, also auch die grie- 
chische, zu schützen; sie gestattete in dem Artikel XIV. des- 
selben Vertrages der russischen Gesandtschaft in Constanti- 
nopel aufser ihter besonderen Kapelle in Pera eine öffentli- 
che Kirche griechischen Ritus bauen zu lassen/ und sie räumte 
in Artikel VE. den rassischen Gesandten das Recht ein, zu 
Gunsten dieser neuen Kirche officiellzu interveniren. Di^se 
Stipulationen wurden durch die Späteren Verträge, und na- 
mentlich denjenigen von Adrianöpel, bestätigt. 

- Man hat in neuerer Zeit vielfach über die Tragweite der 
angeführten Bestimmungen von Kainardji gestritten, und nBr 
mentlich hervorgehoben,, dafs die Verpflichtung der Pforte, 
selbst die christlichen Kirchen zu beschützen, eine vage ge- 
wesen sei, und für JBufsländ in keiner Weise ein Protectorat 
über die orientalisch-griechische Kirche habe involvireu kön- 
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Qen; dafs vielmehr das Recht der diplomatischen Interven- 
tion Rufslandd ausdrückUcfa auf eine einzelne Kirche in Pera 
beschränkt worden sei. Es scheint völlig überflüssig, iieute^ 
V70 ein neue& Hecht an die Stelle desjenigen der älteren Ver- 
träge getreten ist, jenen Streit hier wieder anffeanehmen. Da- 
gegen behaupten, wir^ dafs der Vertrag von Eainardji that- 
sächlich allerdings eine Auslegung erhalten hatte, die der rus- 
sischen Jifission gestattete^ sich für die Rechte und Privilegien 
der orientalischen Kirche zu verwenden. 

Um dies deutlich zu machen, ist es erforderlich, auf den 
Zustand der Dinge am Sitze der türkischen Regierung eini- 
germafsen naher einzugehen. 

An dem Hofe von Stambul haben sich Gewohnheiten er- 
halten, die dem an geordnete Zustände gewohnten Europäer, 
unbegreiflich erscheinen. Freilich ist das Institut der seide-' 
nen Sdinur abgeschafft, und Niemand wird mehr von der 
Mauer des Sers^ils in den Bosporus gestürzt, Leben, Eigen- 
thum und Ehre, Auch der Diener des Sultans sind seit dem 
Uatticberiff von Gulhane gegen Willkürlichkeiten geschützt: 
Aber eine aufgeklärte Gesetzgebung, und der milde, edle und 
menschenfreundliche Sinn des Sultan Abdule Medjid haben 
die €haractere der Menschen und die Sitten der Nation nicht 
zu ändern vermocht. Die Staatsbeamten haben nicht ver- 
gessen könnei), dafs sie nach dem alten System Sclaven des > 
Grofsherrn waren. Viele von ihnen, welche in einein solchen, 
nach den pätriarclmlischen. Sitt^i des Orients übrigens duürch- 
aus nicht erniedrigenden Abhängigkeits-Verhältnifs zu vor- 
nehmen Privaten ihre Laufbahn begonnen, vermögen ihrer ' 
absoluten und unbedingten Unterwerfung imter den Willen 
des Souverains nicht den adelnden Stempel ritterlicher Treue 
imd freien Gehorsams aufzudrücken. Da aristocratische Ein- 
richtungen in der Türkei nicht exi^tiren, Handel und Acker- 
bau von den höhern Classen der Muselmane verachtet wer- 
den^ so gißbt es für sie nur Eine Art reich, vornehm und 
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mächtig zu- Werdens den Sta^t^dieiisi . In ihm sucht der Ehr- 
geizige vor Allem die Befriedigung seiner persckilichen Wün- 
sche. Mögen nun auch die Absichten des Herrschers noch 
so rein und edel> mögen Einzelne seiner Vertrauten noch so 
gewissenhaft sein^ so ist es doch ganz unvermeidlich ^ dals 
ein System^ in welchem für unabhängige Stellungen, kein 
Raumist^ auf die Charactere der Menschen von entsittlichen- 
dem EinfluTs sein muTs, und dafs das Beispiel Vieler^ die 
nicht durch Verdienst^ sondern durch niedrige Mittel glän- 
zende Erfolge erringen, auf die Masse verderblich wirkt. 
Wenn rein aristocratische und rein demo^atische Institutio- 
nen, die jedes Gegengewichts entbehren, in Oligarchie oder 
Demi^ogie ausarten, so darf man sich nicht wundern, dafs 
eine absolute Büreaucratie ebenfalls mannigfache Mifsbr^che 
und üebelstände erzeugt. 

Unter solchen Verhältnissen ziehen auch die edlen Ei- 
genschaften der Nation üble Folgen nach sich. Das der os- 
manischen Race eigenthümlicho Herrschertalent erweckt den 
Ehrgeiz in einer Menge von Menschen, denen auch die noth- 
wendigsten Erfordernisse der Bildung für die Ausübung der 
öffentlichen Gewalt in einem geordneten Staat abgehen. Seit- 
dem die Centralisation die Unabhängigkeit der Provinzial- 
Begierungen gebrochen hat, strömen jährlich Hunderte von 
Glücksrittern nach der Hauptstadt, um dort durch alle er- 
denklichen Mittel der Intrigue einträgliche Stellen zu erha- 
schen, für welche sie selten auch nur einigerma&en befähigt 
sind. Begreiflich ist es, dafs die glücklichen Inhaber der 
'^Gewalt alle Kräfte anstrengen, um .sich möglichst lange darin 
zu erhalten, und 'daf» sie nichts vernachlässigen, um aus ih- 
ren Stellungen möglichst viel Nutzen zu zi^m. Bedenkt 
man nun, dafs den türkischen Grofsen ein Luxus imentbehr- 
lich scheint, für den ihre Gehalte, so hoch sie auch sind, 
fast nie genügen, dafs der doppelte Haushalt für deti Mann 
(Selamlik) und für die Frau (Harem) colossale Summen ver- 
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sohlingt^ dafB es zahllose Mittel giebt, um sich aufserordrat- 
lich^ Einnahmen zu verschaffen^ dafs ein ganzes Heer von 
Mäklern die Wohnungen der Inhaber der Gewalt umlagert; 
und ihnen seine, Dienste für jede Art der Bereicherung an- 
bietet, so mufs man die Staatsmänner staunend bewundern, 
die, frei von jedem Eigennutz, nur das Wohl ihres Monar- 
chen und ihres Landes im Auge behalten. Aber es liegt in 
der menschlichen Natur, dafs die höchste Tugend der schöne 
Vorzug nur weniger Auserlesener ist:, die Masse giebt dem 
Drange der Verhältnisse nach. 

Wir sind weit entfernt behaupten zu wollen> dafs in Eu- 
ropa die Staats-Regierungen vollkommen und frei von jedem 
Mifsbrauch wären, aber hier besitzt der Souverain, besitzen 
seide höchsten Bäthe doch wirksame Mittel der Controle; die 
öffentliche Meinung und alle unabhängigen Elemente des Lan- 
des kommen ihnen dabei zu Hülfe. Von, dem Allen existirt 
nichts in der Türkei. Jedermann, dessen Ansichten über- 
haupt bei . den Staats- Angelegenheiten in Betracht kommen^ 
richtet seine Sprache so ein, wie sie sein persönlidies Liter- 
esse erheischt. Ist er mit den Mini^ern nicht zufrieden, 
und das ist er nur unter der Bedingung, dafs sie seinen 
Ehrgeiz befriedigen, so sucht er sie auf dem Wege der In- * 
trigue zu stürzen. Freilich hat die Regierung eine offline 
Opposition niemals zu fürchten. Alles unterwirft sich ihren 
Befehlen mit dem Schein unbegrenzter Ehrerbietung^, aber 
im Geheimen werden die f äden gesponnen, in deren verfä- 
therischem Netz die Gewalthaber gefangen werden. Jeden 
Fehler, jede Vetlegenheit weifs die Intrigue zu. benutzen, 
niclft um eine schlechte Politik durch eine weise zu ersetzen, 
sondern um Personen durch Personen zu verdrängen. 

Die Zeiten, in denen die Osmanen mit stolzer Verach* 
tung auf die mächtigsten Reiche Europa's herabsahen, sind 
schon lange nicht mehr. Niemand zittert heute vor dem. 
siegreichen Türkensäbel, und die Gefahren des Krieges sind 
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nicht mehr für die Nachbarn der Pforte, scgadern für sie selbst 
zu furchten. -. 

In Folge dessen ist das politische System der türkischen 
\' Regierung von einem aggressiven zu einem defensiven gewor- 
' den. Da lehrt die Klugheit auf den Rath, auf die Wünsche 
des Mächtigen zu achten, ihm so viel als möglich zu Wil- 
. len zu sein, und nicht immer -allzu ängstlich zu forschen, 
' ob er eiü unbedingtes Recht zu rathen habe, und öh die 
.Ausübung dieses^ Rechtes mit der Theorie absoluter Unab- 
hängigkeit und absoluter Souverainität zu vereinen sei. Der 
Orientale vertieft sich überhaupt nie in abstracte Speculatio- 
nen", er begreift schneller den Beweis der Thatsachen, ge- 
waltige Erfahrungen machen ihü für das Argument des Star- 
ken sehr zugäjiglich. 

Keine der Mächte, die im Orient grofse Interessen zu 
« vertreten haben, hat die Mittel vernachlässigt,- welche auf 
einem solchen Terrain zu wirken geeignet sind. Ihre Mis- 
sionen sind so ausgestattet, dafs auch äufserlich der Eifi- 
^ druck hervorgebracht werden mufs, hier handele es sich um 
, die Vertretung grofser- einflufsreicher Regierungen. Pracht- 
tolle Pälläste in der Stadt, herrliche Landsitze an den Ufern 
des Bosporus, ein zahlreiches Personal, ein grofser Haushalt, 
«tets bereite Dampfschiffe, glänzende Feste, das sind die Mit- 
tel, mit denen die Diplomatie in Gonstantinopel der Masse 
imponirt, sich den Grofsen angenehm macht; das sind die 
Mittel, die ihr nothwendig sind, um Verbindungen der ver- 
schiedensteji Art und mit den verschiedensten Persönlichkei- 
ten zu unterhalten, sich die nützlichen Informationen zu 
schaffen und das Schlofs selbst der geheinmiJGsvollsten Thüre 
zu öffnen^ . den Zugang zu den innersten Gemächern zu fin- 
den, in denen die Intrigue gesponnen und die Politik ver- 
handelt, das Interesse des Reiches erwöge^ und dasjenige 
seiner Diener nicht vernachlässigt- wird. Ueberall werden 
die wichtigsten Geschäfte nicht eben immer* im Geschäfts- 
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zimmer gemacht; übBraU ist es nfttzlich zu wissen, welches 
Cliaractdrs die'lienschen sind^ mit denen man unterhandeln 
soll, die besonderen Interessen zu kennen, welchen sie erge- 
ben sind, die Verbindungen, in denen sie stehen, die Feinde, 
die sie hassen, die Freunde, die sie lieben. Ueberall ist das 
der Fall; nirgends aber in dem Grade, wie in Constantino- 
pel; und nirgends ist es zugleich schwieriger. Dort existirt 
weder eine Presse,, noch die Püblicität irgend welcher Ver- 
handlung, noch jenes Parlament der Diplomaten, das man 
Salon nennt. Alles ist geheim, aber, wie so oft an absolu- 
ten Höfen, es giebt Mittel um alle Geheimnisse zu erfahren. 
Wir erinnern "uns einer Geschichte, die selbst eine der des 
dortigen Terrains kundigsten Persönlichkeiten in Erstaunen 
setzte. Der Botschafter einer grofsen Macht erhält einen 
Courier; er öffnet seine Depeschen, er läfst ohne Zögern eir 
nen seiner Secretära rufen und befiehlt ihm, deren ganz ge- 
heimen Inhalt dem Minister der auswärtigen Angelegenhei- 
ten mitzutheilen: Der Secretär nimmt sich eben nur die 
Zeit, die seine Diener brauchen^ um die Pferde zu satteln 
und sich zur Begleitung bereit zu machen, er durcheilt das 
Franken- Viertel Pera, überschreitet die dicht mit Menschen 
gefüllte Br-ücke des goldenen Homs, um durch die engen 
Sirafsen Stambuls . nach der Pforte zu gelangen. Dort Im 
Vorzimmer des Ministers flüstert ihm Jemand die Worte -zu: 
^Der von Ihnen erwartete Courier ist vor wenigen» Standen 
angekommen; nach den mir gewordenen Andeutungen konnte 
er Ihnen nur Depeschen des und des Inhalts bri^Qgen. Ich 
habe bereits mit dem Minister darüber in seiner Wohnung 
gesprochen, und Sie finden ihn nun hier auf Ihre Mitthei- 
lung vorbereitet. ** 

Auiser ihren Missionen in Constantinopel unterhatten 
die Regierungen zahlreiche Consulate in den Provinzen. Off 
ereignet es sich^ dafs die Diplomatie früher von dem unter- 
richtet ist, was in den türkischen Provinzen vorgeht, als die 
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Pforte. Letzterer kommen- so di^ genauesten Details über die 
Angelegenheiten ihrer inneren Verwaltung nicht selten durch 
eine fremde Botschaft zu, und wenn es im Interesße dersel- 
ben liegt, die Nachricht mit einem Rathe zu begleiten, das 
Verfahren des türkischen Gouverneurs zu tadeln oder zu lo- 
ben, so wird der Minister bei diesem Bathe, jüesem Lobe, 
diesem Tadel sich nicht nur fragen, ob es sich um eine in- 
nere Verwaltungs*Angelegenheit huidelt^ sondern auch, tvel- 
che Rücksichten die Pforte der. durch den Botschafter ver- 
tretenen Macht, welche Rücksichten er persönlich dem Ein- 
flufs des Botschafters schuldig ist. 

Niemand wird sich sicherlich darüber wundem können, 
dafs die russische Difflomatie in Constantinopel hinter den- 
jenigen anderer Machte nicht zurückgeblieben war. Allein 

. ihr^ standen noch ganz besondere Vortheile zu (jebote. Es 
lagen dieselben in den Sympathien, welche die Griechen an 
die Vertreter der Schutzmacht ihres Glaubens und ihrer Kir- 

' che knüpften. Diese. Macht war zugleich eine der einflufs- 
reichsten, gefürchtetsten, sie war diejenige, deren Gewicht die 
Pforte aus der Erfahrung nur zu gut kennen gelernt hatte. 
Nicht nur religiöse Sympathien also wiesen die Griechen an 
den russischen Gesandten, ihr persönlicher Vortheil führte 
sie auf denselben Weg. Wer aber hätte bessere Dienste lei- 
sten könn^, als diese Griechen, die seif Jahrhunderten mit 

jiem türkischen Treiben verwachsen wafen? Der Sprache voll- 
kommen piächtig, persönlich auf das genaueste mit den Grofsen 
bekannt, in deren intimste Geheimnisse durch langen Umgang 
eingeweiht, mit ihren Sitten vertraut, in den Formen und in 
der eigenthümlichen Weise erfahren, in denen sie zu verhan- 
deln gewohnt sind, als Banquiers von ihrer finanziellen Lage 
unterrichtet und häufig dabei interessirt, als Aerzte in das 
Innerste ihrer Häuslichkeit, in den der übrigen We)t ver- 
schlossenen Harem eindringend, als Beamte mit den gehei- 
men Absichten und der Politik der Pforte vertraut, mit den 
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Partheieo am Hofe, mit Weibern imd Schwanen, mit den 
Gonstüngen des Seiails, mit den Ministem und der persön- 
lichen Umge1)iing des Sonverains in enger Verbindung ste- 
hend, mnfsten die Griechen unschätzbare Instrumente in den 
Händen einer Diplomatie werden, die so lange in dem Rufe 
gestanden hat, die erste der Welt zu sein. 

Wenn man alle diese Verhältnisse berücksichtigt, so wird 
man sieh nicht mehr wundem können, daTs die Stipulatio- 
nen von Eainaidji goiügten, um Rufslaad einen weitgehen- 
den Fiinfluf« auf die griechische Kirche im osmanischen Rei- 
che zu sichern. Vielleicht war es auch gerade das Vage; 
TJnbestiHmite dieser Stipulationen, welches den Reclamatio- 
neu und Vorstellungen des russischen Gesimdten eine gün- 
stige Anfiiahme bei der Pforte yerschaSte. Der Stolz der 
Osmanen sucht, wenn auch in der Sache nachgegeben wer- 
den muls, wenigstens den Schein, die Form zu retten. Will 
man etwas von ihnen als ein unbedingtes Recht ohne Um- 
schweif und rücksichtslos fordern, so wird man znm Wider- 
stand reizen, der sich bis aufs Aeufserste steigern kann. 
Wird aber die Forderung in eine Form gekleidet, welche die 
GeShle einer Nation, Tor der einst Europa erzitterte, nicht 
verletzt, scheint man sich mehr an ihre Grofsmuth, an ihre 
Frenndächaft, als an ihr Pflichtgefahl zu wenden, yersteht 
man es, sieh in der richtigen Weise den rechten Leuten zu 
näbetn und die Unterhandlung mit all den mannigfachen 
Mitteln zu unterstfitzen, die eine genaue Eenntnifs des Ter- 
rains an die Hand giebt, begnügt man sich namentlich mit 
der Hauptsache, und nimmt es nicht so genau mit der osten* 
sibeln Deutung; welche ihr beigelegt wird, so kann man fast 
immer auf Erfolg rechnen. Es ist eben eine eigenthümlicbe 
Kunst, welche der Verkehr mit den Türken Erheischt, und 
RoTslands Vertareter verstanden diese Kunst. 

Nachdem wir die eigenthümlichen Verhältnisse zu schil- 
dern gesucht haben, unter denen der russische Einfiufs in 
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> Constantinopel thatsächlich dem Vertrage von Eainardji eine 
dem Schutzrecht über die griechische Kirche günstige Aus- 
legung zu geben vermocht hatte, wollen wir die Zwecke näher 
ins Auge fassen, die man dabei verfolgte, das System, in 
dem man sich bewegte. 

Es giebt noch heute eine grofse Parthei,- und zu ihr 
gehören vielleicht die erfahrensten Kenner des Orients, welche 
eine Reform des osmanischen Reiches im Sinne der europäi- 

, sehen Civüisation für unmöglich^ oder wenigstens mit der 
türkischen Herrschaft für unvereinbar hält. Naoh ihrer An- 
sicht ist es vergeblich, das Lebensprincip einer Nation, wenn 
dasselbe nun einmal durch die Zeit abgescbwächt ist und ^ 

• 

neuen Verbältnissen nicht mehr pafst, durch andere^ diesen 
Verhältnissen entnommene, jenem Princip diametral entge- 
gengesetzte Ideen ersetzen zu wollen. Das Princip des Os- 
manenreiches aber war der Islam als ßtaatsreligion und als 
politisches Gesetz, war die Herrschaft der Bekenner' dieses 
Gesetzes über die Ungläubigen, welche die Eroberung dem 
Scepter des Sultans unterworfen hatte. Eine natürliche Folge 
dieses Principes war die Trennung der Racen gewesen und 
deren verscl^edene Berechtigung im Staate. Den Nicht-Mu- 
hamedanern. liefs man ihren Glauben, man vergönnte ihnen 
selbst, so lange sie mit den Osmanen nicht in Berührung 
kamen, ihre Angelegenheiten nach ihren eigenen Gesetzen, 
durch ihre eigenen Organe zu verwalten; dem herrschenden 
Staate aber blieben sie ferne, dieser gehörte den Bekennern 
des Islam, ^ und wurde regiert nach den Gesetzen des Islam, 
nach den Sitten des türkischen Stammes. Wie sollten nun 
die Türken ihre Superiorität aufgeben, ihre politischen Rechte 
mit ihren christlichen Untergebenen theilen, und den so ent- 
standenen neuen Staat nach Ma:dmen regieren können, wek 
che mit den Lehren des Islam in Widerspruch standen und 
in dem Christenthum ihren Ursprung gehabt hatten? Wie 
sollten sie das können, ohne aufzuhören Muhamedaner zu 
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sein? Wenn diese Frage von manchem uapartheüschen Be- 
obachter verneint wird^ so mufste sie in einer stolzen, einst 
übermächtigen Nation Vielen als eine Gotteslästerung, als 
eine Erniedrigung, als ein Hohn erscheinen. Die Beform« 
Parthei, meist aus Leuten bestehend, die ihre Bildung in Eu- 
ropa empfangen haben, fand 4^her von Anfang an ein^i 
mächtigen Widerstand b^i dw Masse, welche mit Fanatismus 
an dem Gesetze des Propheten festhält, bei den MoUahs, bei 
den Kadis, bei den Imans, bei den geistlichen und richter- 
lichen Dienern, des Muhamedanismus und bei der grofsen . 
Mehrzahl der Paschas und höheren Beamten, namentlich in 
den ProTiüzen, denen das fränkische Wesen verhaßt, die Ci- 
vilisation imbekannt war, und die wohl ftthlten, dafs sie in 
dem neuen Staatssystem vollständig unbrauchbar sein würden. 

Diese Parthei hat lange in BuTsland einen ÄlUirten ge- 
habt, um sich das zu erklären, braucht man dem Peters- • 
burger Cabinet keine andere PoKtik zuzuschreiben als dieje- 
nige, zu der es nie angestanden hat sich öffentlich zu be- 
kennen. * 

Sini ut sunt aut non sintI das war der. Wahlspruch 
seiner Politik. Es schien derselben freilich unverkennbar, 
dafs die Herrschaft der Türken in Europa ihrem Ende ent- 
gegenging; die Kraft des Islam war eben im Erloschen^ und 
als. eine christliche Regierung glaubte man vielleicht keine . 
Ursache zu haben, dies besonders zu bedauern; ab^ man 
war auch entfernt von dem Gedanke^, ohne eine zwingende 
Veranlassung d^zu? die Schwierigkeiten, mit denen die Pforte 
zu kämpfen hatte, zu vermehren, ihren Untergang zu beför- 
dern. Die Idee eijier Regeneration des osmanischen Reiches 
durch die europäische Civili^tion verwarf man als unaus- 
führbar; ja man glaubte, dafs in diesem Sinne angestellte * 
Versuche den Auflösungsprozefs, dessen Symptome, immer 
beunruhigender würden,, nur beschleunigen könnten. Man ^ 
venirtheilte die Reform-Bestrebungön als Utopien, und man 
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rieth, an dem Alten mit Entschiedenheit festzuJialten. Da- 
für bot man seine moralische Unterstützung, wenn es noth 
-war, seine materieUe Hülfe. Der Vertrag von Hunkiar Ske- 
lessi ist eins der sprechendsten Zeugnisse die^ßT Politik ge- 
wesen. Eine enge Alliance zwischen den Leiden Mächten; 
die Verfolgung des von Bufsland angerathenen Systems im 
Inneren; russische Hülfe ün Fall einer gewaltsamen Krise. 
Man nahm wohl an, dafs bei dem alten System das osma- 
nische, Beich noch eine geraume Zeit fortbestehen könne. 
Wenn man die bedenklichen Complicationen, die sein Zu- 
sammensturz hervorrufen müfste, ins Auge fafste, die Gefah- 
ren, die dem politischen Gleichgewicht Europa's und seinen 
gesellschaftlichen Zuständen dann drohten, so konnte ein Ca- 
binet von conservativer Gesinnung, wie dasjenige von St. Pe- 
tersburg war, unmöglich die Krise im Orient herbeiwünschen. 
Auf der anderen Seite aber suchte es auch seine Anstalten 
so zu treffen, dafs wenn di«se Krise nun doch kommen sollte, 
es im Stande wäre, mit dem vollen Gewicht seiner Macht 
auf die Verhältnisse drücken und dieselben in die ihm wün- 
schenswerthen Bahnen lenken zu können.. Eine seit einem 
Jahrhundert mit Consequenz verfolgte Politik schien alle noth- 
wendigen Vorbereitungen deshalb getroffen zu haben., In den 
iirei Donaufürstenthümern war der Einflnfs Bufslands über- 
wiegend; es stand ihm dort ein vertragsmäfsiges Schutzrecht 
zu; der Ehrgeiz des hellenischen Königreiches sah aufBufs- 
land, und die orthodoxe Kirche in der Türkei verehrte in 
dem Czaren ihren Patron. Gelang es also, den Divan sich 
zu verbinden und für ein System zu gewannen, unter dem 
die Dinge ihren natürlichen Lauf gehen konnten, so war das 
Petersburger Cabinet Herr der Situation, und konnte mit 
Buhe einer Krise entgegensehen. • 

Aber auch' wenn die Krise weit femer lag, als man im 
Anfange des gegenwärtigen Jahrzehentes allgemein anzuneh- 



S5 



men geneigt war» auch dann noch erheischte das Interease 
Rufslands eine den Reformen entgegengehet^ Politik. 

Auf der Trennung der Raoen beruhte ja nicht nur die 
Superiorität des türkischen Stammes, sondern auch die ei- 
genthümliche privilegirte Stellung der griechischen Kirche, 
Waren einmal alle Untertiiakien des Sultans gleichberechtigt» 
war für sie alle dasselbe Gesetz maisgebend» hatten sie den«i 
selben Richter gefunden und sorgte dieselbe Verwaltung in 
gleicher Weise für alle ihre Interessen» so waren die weit* 
liehen Privilegien und Vorrechte der Kirche uimätz» ja un* 
moglick geworden. Diese Privilegien konnten, nur solange 
eine Bedeutang» einen Grund haben» als der Staat nach den 
Vorschnften des Islam verwaltet wurde» wichen dieselben 
aber vor den Einrichtungen europäischer» christlicher Civüi* 
sation zurück» so konnten die orthodoxen Griechen» obgleidi 
. sie die Majorität der Bevölkerung wenigstens in der .euro- 
päischen Türkei bilden, ebensowenig eine gesonderte Ver- 
waltung durch ihre Kircbe beanspruchen» als das die Pro- 
testanten in Frankreich oder Katholiken in England thun 
können. Wurde aber die griechische Kirche ihrer Rechte^ 
und Privilegien entkleidet» so verlor damit BuTsland den 
stärksten Hebel seines Einflusses. 

Kur wenn eine von dem allgemeinen Staatswesen ge-f 
sonderte» mit bestimmten» geistlichen und weltlichen Privi- 
legien ausgestattete^ und zwar zu dem Zwecke damit aus- 
gestattete Kirche bestand» die ihrer Autorität untergebenen 
Bevölkerungen zii administriren^ ihre Interessen und Rechte 
der Pforte gegenüber zu vertreten» nur in diesem Fall konnte 
es für eine fremde Macht einen grofsen politischen Wertb 
haben» die Kirche zu beschützen, Nur in diesem Falle aber 
mch war das völkerrechtlich denkbar; denn wenn die iunäre 
Organisation des osmaniscben Reiches einmal ganz analog der» 
jenigeii' anderer europäischer Staaten gestaltet war» wenn di^ 
Souveränität der Pforte sich in gleicher Weise gegen alle 
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ihre Unierthaii^i in&erte, wenn es im politischai Simie 
keine Tärkeii, Aman», Griedien, Latein» de mehr gab, 
sondern alle als ITntarthanen des Sultans das TcOe Bnigerrecht 
erlangt hatten, dann wäre das Schntzredit eines fremden Staa- 
tes nb^ irgend welche Idichliclie Edmidstangen in der Türkei 
eine Beschränkung d» Sonverinitat gewesen, die sich in 
keiner Weise ans den Yerhaltnissot hatte rechtCutigen lassen. 
Eboisowenig aber wie Rniäand die Yefindemng dm Status 
quo nach dies» Richtung hin wnnsch«i konnte, ebensowe- 
nig konnte das die griechische Nation, welche durch den 
Clems und den Oiganismns der Kirche übeihanpt eine die 
slayische Bevolkerang orthodoxen Glanbois gewissermajsen 
dominirende Stellnng einnahm. Waren die Slaven einsnal 
Ton der civilen Gewidt des Patriarchats von Gonstantinopel 
CTiancipirt nnd allen übrigen Unterthanen des Grolsherm 
gleichgestellt, so war Toransznsehen, dafs sie, dem Beispiel 
der Serben folgend, sich auch in kirchlich» Beziehimg "von 
der Suprematie des GriechenÜiums frei machen und nationide 
Tendenzen verfolgen würden. Die Ne^UB^ dam hat man 
schon seit einiger Zeit bemerkt. 

Aufser diesen, dem - allgemeinen Int»6sse entnommenen 
Gründen, gab es deren für viele ausgezeichnete griechische 
Persönlichkeiten auch noch besondere, privater Natur. Um 
dieselbe» anzudeuten, erinnern wir nur an die Schilderung, 
£e oben von der Wahl eines griechischen Patriarchen gegeben 
. worden ist. Mit dem Aufhören der alten christli(^4drchliohen 
und musehnanisch^türkischen Verhältnisse fiel d» Grund zu 
einer Menge von einfluTsreichen und eintra^chen Stellungen 
oder besser gesagt Existenzen förl^ welche der Fanar seinen 
Nachfolgern, den heutigen ffotabeln, vererbt hat Diese Leute 
würden sich in einem europaisch -ge(»rdneten Staatswesen 
nicht zureclit finden, sie M^ürden imglücklich sein, wenn alle 
die Intriguen ihren Zweck verlören, deren Fäden bisher von 
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dem Patriiffdiat in die Yorzimmer der Paschas , in den Se- 
rail und in die Palläste der fremden iBotsohafter führten».. . 

Doch man .wnrde der griechischen Nation Unrecht thun, 
wenn man in ihren höheren Classen mir einen Hanfeii Toa 
Intriguanten finden wollte. Es fehlt ihr nicht an patriotisch-^ 
gesinnten Männern^ die das Wohl der Nation hoch über das 
eigene Interesse stellen und die Noihwendigkeit einer Reformi 
ihrer heutigen kirchlichen und politischen Zustande bogrei' 
fen. Diese Männer aber^ selbst wenn sie zu den die Re- 
formbewegung leitenden türkischen Politikern Vertrauen haben, 
schrecken vor dem Gedanken zurück, die einmal zu B^cht 
bestehenden Privilegien gegen Institutionen zu vertauschen, 
iur welche die Zustände des osmanischen Reiches nieht reif 
zu sein scheinen. Sie finden es bedenklich, eine durch die 
Geschichte überlieferte, ehrwürdige imd ihnen theure An- 
stalt, wie, die orthodöxo Kirche, der sie in Wahrheit die 
Erhaltung der griechischen Nationalität verdanken, ihrer be- 
deutendsten Rechte zu berauben und in ein ideales Osmanen-- 
thum aufzugehen, welches freilich nadi den Absichten der 
Theoretiker die schönsten Früchte tragen soll, das aber in 
der Wirklichkeit auch eine Entkräftung imd Auflösung allef 
Einrichtungen in der Türkei herbeiführen und zu einer grau- 
liehen Anarchie fuhren kann. Darum würden patriotische 
Griechen es vorziehen, wenn mau die orthodoxe Kirche in' 
den Grenzen ihrer Abgeschlossenhett fortbestehen und es" 
ihr überlassen wollte, aus sich heraus selbststandig die noth- 
wendigsten Beformen zu bewirken. 

In gewissem Sinne stimmen damit die Ideen, die Rufs- 
land zu verschiedenen Malen in neuerer Zeit formulirt hat 
Wir beziehen uns deshalb auf das ptqjet de contenHon A<q^ 
Fürsten Menchicoff unter der No: 10 der beigefügten Akten- , 
stücke und auf das von dem russischen Bevollmächtigten tnf . 
den Wipner Conferenzen- dem Baron ProckescH übergeb^ne- 
Memoire unter No. 11. • r ' *" ' 

5* ' 
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Bei der Beurtheüung dieser beiden Aktenatficke mufs 
man die verschiedenen Umstände, unter deüen sie entstanden 
sind, berücksichtigeiL Der Zweidk der Sendungen des Fürsten 
Menchkoff war bekanntlicli gewesen, . den thatsäcMicli be- 
stehenden Einflufs Rufslands auf die griechisöhe Kirche durch 
einen internationalen Akt zu sanctioniren und gegen eine 
Reactiön der Pforte sicher zu stellen. Auf dem Wiener 
Congrefs handelte es sich dftrumy eine Verständigung der 
Bevollmächtigten von Oestreich, Frankreich, England, Rufs- 
land und. der Türkei über die s. g. vierte Garantie zu Wege 
zu, bringen, d. h. diejenigen, religiösen Privilegien der irer- 
schiedenen christlichen Gemeinschaften im Orient festzustel- 
len, deren Oonsecration und Observanz die Mächte von der 
Initiative der osmanischen Regierung erlangen wollten. So 
verschiedene Situationen konnten nicht ohne Einflufs auf 
die Aufserungen des St. Petersburger Cabinettes sein; den- 
noch hielt dasselbe sowohl im Jahre 1853 als im Jahre 1855 
an denselben Ideen fest. 

Nach dem prcjei de eoHventien des Fürsten Menchicoff 
sollte von beiden Contrahenten die Verpflichtung übernommen 
werden, die griechisch-russische Religion, welcher die Bewol- 
nta* der Moldau, der Wallachei und Serbiens, sowie verschie- 
delie andere christliche Nationen im türkischen Reiche an- 
gehören, in allen ihren Kirchen zu beschützen: zu dem Zwecke 
sollte Rufsland das Recht haben, sowohl mit dem Patriar- 
chat von Constaritinopel, als. auch mit anderen kirchlichen 
Behörden und dem Clerus überhaupt in directe Verbindung 
zu treten und auf dieselben durch seinen Rath einzuwirken: 
die Pforte sollte sich verpflichten, alle den vier Patriaxchar 
ten.der orientalischen Kirche sowie deren Erzbischöfen, Bi- 
schöfen und anderen Prälaten in den respectiven Berats ^' 
gesicherten Rechte zu achten und in Kraft zu erhalten: ebenso 
sollte sich die Pforte Ruiajatid gegenüber, verpfliehteü, ^^ 
Princip der Ernennung der Patriarchen auf Lebenszeit un- 
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verändert fortbestelieii-tuid die Absetsmig eines Patriarchen 
nnr in den drei im Berat ausdrüeklick bexeicluieten Füllen 
antreten zu lassen. , 

Man sieht, es handelte sioh in jener Convention einfach 
darum, die von Alters her bestehenden Rechte und Privile- 
gien der gtiechischen Kirche im Orient «u befestigen und 
in derselben Weise. unter den Sohuts Bufslands zu stellen, 
wie das bereits in Bexug auf die drei Donaufurstentbümer 
der Fall war. Eine Reorganisatibon der Türkei nach den 
Grundsatz»! der ^politischen und bürgerlichen Gleichstellung 
aller Unterthanen des Grofsherrn ohne Unterschied der R^r 
ligion und eine Umformung der Souvei^ität der Pfortd nach 
Begriffen des europäischen. Staatsrechts wurde durch solche 
Stipulationen, wie die eben bezeichneten,, ohne Zustimmung 
Buislands unmöglich. Das türkische Element w&re dadurch 
also noch entschiedener von dem ohristlichen im Orient ge- 
trennt und eine Fo]:tentwickelung und Reform der gri^obi* 
sehen Kirche in die Hand Bufslands gelegt worden. 

Auf dem Wiener Congrefs konnte das Petersburger CIei* 
binett nicht mehr daran dexücen, so weit gehende Ansprüche 
geltend zu maohen. Selbst wenn beschlossen wäre, die Becbte 
der Christen ind^ Türkei unter eine europäische Garantie 
zu stellen — und die FormuUrung des vierten Qarantiepunk- 
tes muTste das Zustandekommen eines, solchen Beschlusses 
schon sehr zweifelhaft erscheinen lassen -r- selbst daün hätte 
Rufslanil mit. den übrigen. Mächten seinen jrechtliehedü Ejox- 
fluTs auf die diristlichen Kirchen des Orients theilen und 
dem Gedanken einer ausschliefslichen Eii^wirkung auf die ' 
Geschicke der Türkei ebt^on müssen. Um so dringender 
wurde daher das Bedürfnifs, den %n fassenden Entechjüefsun-« 
gen der Mächte eine den russischen Xdeen entsprechende Bicb* 
tong zu geben und wo möglich durch eine gemeinsame Ac- 
tion ganz Europa's dasselbe zu erreich^n> was das Peters- 
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burger Cabinett ursprünglich allein angestrebt hatte. Früher 
hatte ' es genügend erscheinen können^ sich das Recht des 
Schutzes zu sichern und sich c^e Art der Ausübung dessel- 
ben vorzubehalten. In Wien dagegen galt es, die ungleich 
genauere und vollständigere Eenntnifs, welche das Peters- 
burger Cabinett von den orientalischen. Zuständen vor den 
anderen Mächten voraus hatte, dasu zu benutaen, letztere 
zur Aneignung seiner Ideen zu bewegen. Dieser eigenthüm- 
liehe Umstand verleiht dem Memoire No. lt. ein ganz beson- 
deres Interesse, und dürfte vor unseren Lesern eine genauere 
Analyse desselben rechtfertigen. 

Das Memoire geht von der Ansicht aus, dal's die neue- 
ren reformaiorischetiL Bestrebungen der Pforte durch ihre cen- 
tralisirende Tendenz für den Zustand dw* Christen im Orient 
von nachthi^iligen Folgen gewesen sind. Nach drei Richtun- 
gen haben sich dieselben-, wie behauptet wird, geltend ge- 
macht; durch Eingriffe des allmächtigen türkischen Beamten- 
"thums in die Gerechtsame der christlichen Kirchen und in 
die Selbstständigkeit der Landgemeinden und Municipalita- 
ten; durch Verpachtung der die Grundsteuer vertretenden 
Zehnten an eine Menge habsüchtiger Individuen, welche die 
Beamten in ihr Interesse ziehn, und gegen deren Bedruckun- 
gen die Reolamationen der Gemeinden sowie einzelner Pri- 
vate vergeblich sind; durch Fanatisirung der Moslems, die 
ihren Zorn über die neueh Reformen, ihren durch* Abschaf- 
fung gewisser localer Privilegien und Proclamirung allgemei- 
ner, mit den Lehren des Islam angeblich in Widerspruch 
stehender Prinoipien gekränkten Stolz den wehrlosen Chri- 
sten entgelten lassen. Das beste Mittel, um diesen dreifa- 
chen Uebelständen entgegenzuwirken, sieht das russische Me- 
moire vor Allem in einer Befestigung, Erweiterung und Sicher- 
stellung der Privilegien der christlichen Kirchen. und der 
Rechte der Gemeinden. 

Zu diesem Zwecke sollen die administrativen, richterli- 
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eben und fiBanziellen Befagnisse der Gemeindeir in Yekrbiii» 
dtmg sät denjemg^Qi det Eiidke erJbatteü und au^gebijjdet 
werden. Die Gonstituinmg dör Gemeinden aoU unter . den 
Anspielen der kirchlichen Behörden jedes Ritus erfolgen. . Ih« 
nen soll es sost^n, s&nuntliche Abgaben iett StaatsbehSr- 
den m btoc zvl leisten^ ohne dereii EinmiscüiiLUBg in die Re^ 
parütion der Abgaben und mit Abschaffung des Systema der 
Steuerverpachtufig. ' Auf dieselbe Weise soll eine an Stelle 
des Haradsch^ der Kopfsteuer ,. tretende Kriegscontributioni«- 
Steuer von den christlichen Gemeinden, je nach ihrem nu* 
merischen Yerhältnirs, erhoben und zur Yertheilung gebracht 
werdexL Alle Rechtsstreitigkeiten unter Christen desselben 
Situs sollen den geistlichen Gerichten atiBschlieMich über- 
wiesen» und für alle jControv^sen, sowohl civüe als crimi- 
nale zwischen Christen und Muselmanen, mit Räoksicht auf 
die yerschied^ien Nationalitäten der Partheien^ ganischte Ga-^ 
rickte organisirt werden, vor denen das Zeügnifs der. Chri- 
sten ebenso wie das der Muselmjanen angenommen werden soll; 

Wenn so die innere Verwaltung ein^s jeden christlichen 
Milleti, einer jeden Religions - Gemeinschaft gegen Bingrife 
der Staatsbehörden sichergestellt ist^ so.sdl bei der Orgäni* 
sation der* allgemeinen Provinaial -Verwaltungen dem Bevöl- 
kenmgs-Verhältpiirsder Christen zu doa Aiuhttmedanern Rech- 
nung getragen', die Unterdrückung irgend einer Nation 
durch eine andere verlondert, den christlichen Gemeinden 
eine Vertretung in allen Instanzen der Administrativ-Behor- 
den des Staates zugesichert^ und da wo eine . der clmstlichen 
Nationen eii^n hinreichend bedeutenden, abgesdblossenen 
Körper bildet, ihr die. Vertretung bei der Pforte durch einen 
Kapukehaja, gleich den Dobaufürsteathümern, g^sd^attet sein.!) 

Ebenso wie die inn^e Verwaltung 4er (dlristlichen Re- 
ligions - Gemeinschaften sedbstet&ndig und ven jeder Einmi- 
schung der Staatsbehörden freigehalten wird, ebenso soll es 
in Bezug auf die geistlichen Gerechtsamen der Kirchen ^ ge- 
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schehen. Ihnen allein sali die Wahl und Ernennung des Cle- 
ruS) die religiSse Erziehung derNiation und dieUeberwachung 
der auf Doctrin und Cultus bezüglichen Presse überlassen blei- 
ben. Die Selbstständigkeit der Patriarchen und geistliclien 
Häupter der christlichen Religioüs-Gemeinschaft^n soll auf alle 
Weise geschützt, und selbst durch ein Recht der Intervention 
der Bepräsentanten del* europäischen Mächte sichergestellt wer- 
den. Das den Patriarchen zustehende Recht der Vertretung der 
ihrer Nation gewährten Privilegien bei der Pforte soll durch 
besondere, von der Nation gewählte, ihr und der Regierung ver- 
antwortliche Beamte ausgeübt werden. Diese Beamten «ollen 
einen entsprechenden Rang in der Hierardrie dei^ Staatsbe- 
hörden haben, sowie denn überhaupt die Christen für alle 
Arten von Staats- und Gemeinde-Aemtem qualificirt sein sol- 
len. Durch die bezeichneten Beamten und unter Aufsicht 
der kirchlichen Behörden sollen die besonderen Revenuen der 
Religions- Gemeinschaften, die für den Unterhalt des Cultus 
bestimüit sind, sowie das Kirchervermögen überhaupt ver- 
waltet werden. Die Ünveräufserlichkeit der den Kirchen ge- 
hörigen Grundstücke soll garantirt, die Reparatur kirchliche 
Gebäude soll in keiner Weise gehindert, und die Erbauung 
neuer von der Staatsbehörde auf Griind einer Vorstellung des 
betreffenden Patriarchen nach dem Grundsatz gestattet wer- 
den, dafs keine au,ch noch so kleine christliche Gemeinde 
einer Kirche, einer Schule oder eines Hospitals entbehren 
dürfe. 

Nicht nur in administrativer Beziehung soll das Princip 
der Na4;ionaiität geacjhtet werden, sondern auch in kirchlicher 
soll es ungehindert zur Geltung kommen können. Es soll 
daher der Kirche einer jeden christlichen Religions-Gemein- 
schaffc freistehen, bei ihrer inneren Verwaltung den Wünschen 
und den Bedürfnissen der Nationalitäten Rechnung zu tra- 
gen, namentlich aber bei dem Gottesdienst die nationale Spra- 
che einzuführen, sowie die Bischöfe und Priester aus der 
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Mitte der Nation^ über welche sie ihr geistliches Amt aus* 
üben sollen, zn erwählen. 

Aus der Torstehenden kurzen Analyse des russischen 
Memoires erhellt, dafs es dabei nicht sowohl auf eine Reform 
des osmaniacheB Reiches nach Grundsätzen ^irc^äischer Ci- 
idlisation, als yielmehr auf eine Orgaiusirung der christli-^ 
chen, in der TürKei wohnenden Nationalitäten in strenger 
Absonderung von dem muhamedanischen Staate abgesehen 
war. Bofsland beabsichtigte nichts weniger^ als durch Yer* 
Schmelzung der Racen im Orient einen Staat nach europäi. 
schem Muster zu gründen; es hielt im Gegentheil entschie- 
den an dem Princip der Trennung der Nationalitäten fest, 
und versuchte, von diesem. Princip ausgehend, eine Reform 
der bestehenden kirchlichen und communalen Zustände. In 
der centralisirenden Tendenz der Pforte für die Rechte der 
Christen Grefahren erblickend, stellte es den modern libera- 
len Ideen, welchen die türkischen Staatsmänner bei ihrer 
reformatorischen Thätigkeit huldigen, zwei mächtige, ajtbe- 
grandete Thatsachen, die Kirche und das Gemeindewesen, 
entgegen. Beide waren bisher nach dei^ Politik der türki- 
schen Regierung als Instrumente- behandelt worden, durch 
welche die YeWaltung der christlichen Bevölkerungen in dem 
maselmanischen Staate und zu dessen Nutzen bewerkstelligt 
wurde. Die Erhaltung der christlichen Nationalitäten war 
davon eine yon der Pforte mehr geduldete als begünstigte 
Folge gewesen. Das russische Memoire drehte dieses Yerhält- 
nifs um, es machte die Entwicklung des christlichen Lebens 
im Orient zur Hauptsache, und liefs' seine Beziehung zu dem 
muselncianischen Staate gewissermafsen als eiüe zufällige Com'^ 
binatioii noch fortbestehn. Weit entfernt, dahin wirken zu 
wollen, dafs alle Nati<Mmlitäten (jles osmanischen Reiches in 
dem Begriff eines allgemeinen Staatsbürgerthums aufgehen 
sollten, rieth Rufeländ viehnehr, diejenigen Institutionen zu 
befestigen und weiter auszubilden, welche geeignet waren. 
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die verscliiedeneii chrisüiclieii Nationalitäten in sich und der 
Pforte gegenüber abznscUiefsen^ sie zu kraftigen, und ihnen 
allmälig eine- so gesonderte^ selbst^täadige Stellung zu* ver- 
schaffen, wie sie die Donanfürstäithnm^ ber^ts besitzen. 

Die russischen Ideen widerstrebten ebenso der türkischen 
Centralisation als der von den Griechen bisweUen getraoni" 
ten Wiederherstellung des byzantinischen Reiches. Der Zahl 
und Bedeutung nach scheint ja in Wahrheit keine der christ- 
lichen Nationen im Orient berufen, die Erbschaft des kran- 
ken Mannes dermaleinst zu übemehm^x. Die oräiodoxe Eir- 
che ist nur nach dem türldschen Staatsrecht eine politische 
Macht, und der technische Ausdruck .der griechischen Na- 
tion, das roum mületi, beigreift in Wirklichkeit verschiedene 
Nationalitäten, welche sich gegenseitig entschieden abstofsen 
würden, wenn das gemeinsame Interesse, ihre ReUgion ge- 
gen eine nichtchristliche Regienmg zu v^rtheidigen, fortge- 
fallen wäre. Die orthodoxj^ ^aven sehen, in dem -Patriar- 
chat von Oonstantinopel und in dem sie administrirenden 
griechischen Clerus wohl kirchliche, nicht aber nationale Or- 
gane. ' ' 

Die Absicht RuTslands ging aber keines^nreges dahin, das 
üebergewicht des Griechenthums in der orthodoxen Kirche 
auf Kosten der anderen Nati(malitäten:zu' befestigen, <im Ge- 
gentheil die Kirche sollte ihre Einrichtungen nach Maafsgabe 
der Nationalitäten modificiren, imd letztere sich durch eine 

• 

Fortbildung der bestehenden communalen Verhältnisse kräf- 
tigen un^ zur Selbstständigkeit entwickeln. Darum wurde 
ausdrücklich in Bezug auf die Sprache bei dem Gbttesdienste 
und die Wahl des Clerus den Wünschen der Nationalitäten 
Gehör geschenkt, darum sollte ^as Privilegium, sich durch 
eigene, nationale Organe (Kapukehajas) bei der Pforte ver- 
treten zu lassen, welches die Donaufürstenthümer bereits be- 
sitzen, auf solche Provinzen ausgedehnt werden, in. denen 
christliche Bevölkerungen derselben Nation eine genügende 
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nuxaeriflclie imd lebenskräftige EQtwioUung gefund^Mi hätten. 
Freilicli wurden die cammunalen Verhältnisse mit der Kir- 
che noch in Verbindung gehalten, allein man begreift, dikfs, 
wenn das Princip der . Nationalität seine Wirkung auf die 
Oi^anisation der Ei]^che ausgeübt hat, diese eine andere 
Stellung zu der Bevölkerung einnehmen muTs, als jetzt/ wo 
unter den Slaven der höhere Clerus griechisch ist. Demohn- 
geachtet finden sich in dem russischen Memoire mehrere Be- 
stimmungen, welche eine Lostrennung d^ administrativen 
Befugnisse der Kirche und den Uebergang derselben an na- 
tionale, rein welilichb Organe anbahnen sollten. Wir bezie- 
hen uns deshalb auf die Bepartition der Steuern durch die 
Gemeinden, sowie auf die Creirung von weltlichen, der. Na- 
tion verantwortlichen Beamten, welche den Verkehr zwischen 
dem Fatriarchat und' der Staatsregierung in politischen Aj^ 
gelegenheiten vermitteln sollen. 

Wenn andi die Christen für civile Staatsämter befähigt 
sein sollten, eine nan^entlich dem Ehrgeiz der Griechen ge- 
machte Goncession, so soHten ihnen doch militärische Be^ 
fehlshab^stellen nicht offen stehen, noch sollten sie über^ 
haupt zum Kriegsdienste herangezogen werden können, viel- 
mehr von demselben durch eine KriegscontribuüonS'- Steuer 
befreit werden. Der Grund davon lag offenbar darin, dais 
man sie durchaus nicht durch die Pflicht der Vertheidigüng 
des genieinsamen Vaterlandes an den türkischen Stsüat knü- 
pfen, sondern im GegenÜieil ihre Beziehungen zu demselben 
möglichstjoose halten wollte. Nicht in ihm, sondern Inder 
sich heranbildende^ a^ninistrativen Selbstständigkeit der 
Provinzen sollten die Christen den Mittelpunkt ihrer natio- 
nalen Existenz such^i 

Wir werden "weiter unten sehn, dafs die Tendenz die- 
ser russischen IdeiBn bei Ausarbeitung des Hattihumayoun 
vom 18. Februar. 1856 verworfen wurde, obgleich anschei- 
nend manche Bestimmungen desselben dem Wiener Memoire 
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jCTTtnmmTM Ti fiintf. JUCD SMBM QfiL bcmui 

wiitLi mh lU^cin in dem lLji:gasDfi& iwri i fm , 
Zeil tiHt Aeuii4enmoec öäb I'sieTslnEirar i jdmea im Expopa 
beGPesD^ sind. 1l üol vürii*tM»äta: IaJI "«Br «im soldies 
yihgsrw>PTj Tun «o i»egrfciflJciHr« veL Trn' lir l« Eatver- 
firnr «oiH» TTkaier ^Kia&fiiT» tut Aliem iJt iatiaAoamf der 
dnisiüciieii lüenieiiTe im Ltritan n Anrf- luBXe« aine adi 
sDIfsiücii dsnmi sn TM*turni^**" ot aiumrcb mis Zmia— immcp* 
hkhen äe$^ osniamxici)e& iLeif^fi» MÜcmsi wxB*de. Die Se- 
priiiesiiaiiTen ^»esireii^. Jmmkriijciiß bic TTlgt^f^^.> die im 
ATTTiLTif Tf. Qt^ J&hr» 1S>6 lun Aknr hhü Tuiö Pmjhl dam be- 
roimiT^ii Hsn:Iboinc£yoiiL ma^sfsKrtHfji^ imXütiL. crngcm thi der 
Idee aus. äu^ äit Tic^td ünrcL ±mt Teisc^omelziaig der Ra- 
^oen irekzifäirt imd hfh bek*ia weriier mmaee. lÄe Ez&h- 
Tmr wird ieiireiu ot* diesir joee f^iiip tvfitsgmft. im den. Ver* 
iiiütmäsieii iH^rrnuäf^f war. £& «el sms iöer n^ i«i^oBBt 
die £rwüinnu: rehcoid zbl mmciiezL diiis mnr asi^tiut Bdormen 
wüi2i(cäMsn$^e!nhc- LesnJia::^ lusr^fcnJireai klumoL die der !Xa- 
tor der I*hi^ emsnrecbeiL I*ie«^ Xamr der Idiw lic^dg 
zn W.imiieijeL. >k in J3xrm vulkai ITmiiilieh zm *»fcii^^n^ 
is^ im itrieni Xiemxnd so bftikVjjgi. «i^ die mssSfidie &e.^i£- 
TUDS^ w-ejcbe «ch einem JiJsrbuDdfrt däzi i nmuim Zmsänden 
^ne £Taii(«re Aiüfmerkssrnkfa: raxffvmD^i bai. mis ii^iend eine 
mmderb. £s ksnm äkhsr i^^i okzK- Beüeiikem Mn. dmis die 
mf^oen Keii*nz>en in der Tü:^^': iramx okM 'RnhliBidfi Mxtwir- 
kmig xfi Siia)ä<' ^{-kämizien ^Dr«. xmd diJs cie» Mmdit fori- 
fÜixTL. ach xrft£r{ai:ci»er dfsr IHirrihiiJknmc der KefiSiziem passiv 
zm Teriuiiteii. Steine <ack imt^r joidfs^x yo'riii^Aem ConjmiK^ 
torem di<<is»e Ftssmiii tdiimfti in C^THtsiriiiii versmmdelm, so 
djkif nuai niri^i Tmresis^j;, dik.»> trc<2 d«s Pazi^^r Fiiediäis der 
£mfiiJ$ SniV^andi: «Gf die Chrbom im der TmdBM mocfa im- 
wm höchst be^i'ia^iDd i><^ vmd d^js dikber« wcam sk^ die 
ri^M^HT des E&n:iio«xna;i«.tXui d^iD^rii ^cdiit loübem eilten, 
es vieUeichi za l^üduicm seim diirn<v. dm^ dms PetoEsbojqger 
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Cabinett für die Wirkungen jenes Gesetzes keine Verantworte 
lichkeit treffen kann. Eine richtige, für die Erhaltung des 
Friedens und der Ordnung im Orient besorgte Politik wird 
nicht dal^in trachten, Rufslands EinfluTs dort auszuschlieiken, 
sie wird sich yielmehr angelegen sein lassen, diese Macht 
zur Theilnahme an ^le das Wohl der Türkei berührenden 
Verhandlungen heranzuziehen. Nur eine solche Politik kann 
unserer üeberzeugung nach dem Pariser Frieden eine auf die 
Dauer segensreiche Wirkung sichern. 



\ 



Die katholische Kirche und der Einflnüi Frankreichs. 



- 1 



Wenn das Aiisehn und die Bedeutung einer Nation stets 
in gleichem Verhaltnisse zu der Masse ihrer Bevölkerung 
stände, und wenn die Kraft einer religiösen Sekte unbedingt 
von der Zahl ihrer Anhänger abhinge, so müfsten wir im 
Orient der orthodoxen Kirche nicht die katholische, sondern 
die schismatisch-armenische, welche im Widerspruch mit den 
Beschlüssen des Concils von Chalcedon zu der Lehre dfes 
Eutyches hinneigt, entgegensetzen. Nach den Orthodoxen, die 
im ganzen osmanischen Reiche über 12 Millionen Seelen rech- 
nen, sind die Armenier die zahlreichste christliche Religions- 
^ Gemeinschaft, denn man schätzt sie, und gewifs nicht zu 
hoch, auf 2,400,000 Seelen. Aber die Armenier sind eine 
von den Nationen, die in der Culturgeschichte des mensch- 
lichen Geschlechts niemals eine irgendwie hervorragende 
Rolle gespielt haben. Obgleich sie noch bis gegen das Ende 
des XIV. Jahrhunderts eine Art von Selbstständigkeit wenig- 
stens theilweise an den Abhängen des Kaukasus und Tau- 
rus sich erhalten hatten, so war doch der Ruf ihrer Thaten 
kaum bis in die Regionen der civilisirten Welt gedrungen; 
wenn daher auch ihre Chronik für den Gelehrten" als ein Cu- 
riosum von Interesse sein mag, den politischen Historiker 
kann sie nur völlig gleichgiltig lassen. 

Keine der christlichen Nationen des osmanischen Rei- 
ches hat sich so in die Herrschaft der Türken zu finden ge- 
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wuTst als die- Armenier. .Schon lange 3aran gewöhnt das 
Joch der Freinden zu trag^i^ l^onnte bei ihnen die Erin* 
nemng an eine grOfse Vergangenheit bittere 6«f&hle> nicht 
erregen. Es wurde ihnen leicht^ die Sitten und selbst die 
Sprache eines Stammes sich anzueignen^ mit dem sie - den 
asiatischen Ursprung gemein hatten; und da die Pforte sie 
in der Ausübung ihrer Religion unangefochten liels und ihrer 
Kirche dieselben geisüichen und weltlichen Privilegien si- 
cherte^ wie den Griechen^ so schien ihnen die Herrschaff; 
des Sultans ^her eine Verbesserung ihrer Lage als ein na- 
tionales Unglück. 

Keine der grofsen e\iropäischen Machte fand Veranlas- 
sung, besonderes Interesse für eine Nation zu zeigen, die sich 
in ihr Schicksal mit so viel Gleichmuth ergeben hatte. Wenn 
auch, selbst noch während des letzten Krieges, als der Fall von 
Kars immer wahrscheinlicher wurde, in den altarmenisohen 
Provinzen Aliens Sympathien für Rufsland hier und da in 
der Bevölkerung sich gezeigt* haben, so lag der Orund da- 
für nicht sowohl in nationalen Unabhängigkeits-Bestrebimgen 
als vielmehr in 4er den Orientalen eigenthümlichen Ehrfurcht 
vor jeder grofsen Macht und militärischen Erfolgen, sowie 
in dem Umstände, dafs der vornehmste Patriarchensitz der 
armenischen Kirche, das Kloster Ekmiazin, seit dem Frie- 
den von Tuckmanchai (1828) sich auf russischen Gebiet 
befindet und daher von dort aus ein gewisser Einflufs auf 
den Clerus und die Notabein' der benachbarten armenische^ 
Districte in der Türkei ausgeübt werden kann. 

Trot:& dieses und anderer eicepöoneller Symptome einer 
Hinneigung zu dem tshristiichen Auslände, sind die ^J^menier . 
die harmlosesten, gefügigsten und tfuyerlässigsten unter den 
tributaren Unterthänen der Pforte. Dies ist von den Tür- 
ken anerkannt und dürcK ein gröfseres . Vertr^en zu den 
Individuen,\ durch eine wohlwollendere Behandlung der Na- 
tion und durch mehrfach der* armenischeu Kirche» in ihrem 
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Streite mit dem. Eatholiclsmus gewährten Schutz belolmt 
worden. Hierzu kommt nodh ein beBonderer Umstand, der 
den angesehenen Armeniern einen bedeutenden persönlicilen 
Einflufs siohetn miiTste. Da sie ähnlich den Juden ein aufsei- 
ördentliches mercantiles Talent i:^d namentlich groTse Fähig- 
keit in Geldspeculationen besafsen und Beichthümer erwar- 
ben; empfahlen sie sich von «jeher den vornehmen Türken 
als Banquiers. Die armenischen ^Sarrafs^ waren nament- 
lich den Gouverneuren der Provinzen ganz unentbehrliche 
Agenten für die Finanz- Verwaltung, sowohl den Steuerpflich- 
Atigen als der Regierung. gegenüber; sie schössen die Summen 
vor> welche die Paschas als General-Steuer-Pächter dun Staate 
zu zahlen hatten und sie theilten mit ihren Patronen den 
enormen Gewinn^ der bei Erhebung der Steuern realisirt 
wurde. So wurden sie zugleich Banquiers, Gläubiger, In- 
tendanten tmd Vertrauensmänner der einfluibreichsten Per- 
sönlichkeiten , und wenn sie sich auch meistens begnügten, 
diese Stellung zu ihrem eigenen Vortheil und zu ihrer Be- 
reicherung auszubeuten, so konnten doch auch bei mehreren 
Gelegenheiten ihre nationalen und kirchlichen Institudonen 
daraus Nutzen ziehen. 

^ Wenn man mit dieser bleichen Existenz einer nilun- 
losen Nation und einer . sektirerischen Kirche die geistige 
Macht des weltumfassenden Katholicismus vergleicht, der im 
Orient mit allen Hülfsquellen streitet, weldie ihm die dem 
römischen Stuhle treu gebliebenen Nationen deä Abendlan- 
des zu Gebote stellen,^ so wird man begceifen, dafs der rö- 
mischen. Kirche in dem religiösen Leben der Christen des 
osmanischen. Belizes der griechischen Orthodoxie gegenüber 
die Hauptrolle zufallen mufste. 

Wie bei den Türken Kirche und Nation zwei sich ein- 
ander durchdringende Begriffe sind, so auch Religion und 
Politik. Die Erobetungen der Osmanen hatten ihre Bechir 
fertigung ebenso in den Geboten des Islam als ihre Anre- 
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gung in dem Ehrgeiz und der Ländersucht eines kraftigen 
Barbarenstanimes gefunden. Mit der Einnahme von Con- 
stäntinopel war der Grundstein eines mächtigen Reiches in 
JEuxopa gelegt und zugleich das erste Bollwerk der christ- 
lichen Welt, das byzantinische Griechentlium überwunden. 
In schnell auf einander folgenden Schlägen wurden alle die 
Positionen genommen, welche die Anhänger der orthodoxen 
Kirche in Europa inne hatten. Rufsland blieb unberührt, 
denn es war noch nicht eine europäische Macht. Der An- 
griff des Osmanenthums warf sich auf den Occident. Nach- 
dem die Orthodoxie 'ihm tributpflichtig geworden war, sollte 
nun dem Eatholicismus ein gleiches Schicksal bereitet, d^r 
Papst von Rom sollte in dieselbe Stellung wie der Patriarch 
von Constantinopel gebracht werden. Aber die Nationen des 
Occidents waren andere Feinde als das verfallene Byzanz, 
und der Katholicismus, der einst dem Islam die heUige 
Stadt Jerusalem zu entreifsen vermocht hatte, besafs in Eu- 
ropa Vertheidigungs- Mittel, an denen der Fanatismus der 
Moslems abprallte. 

Nach mehreren heroischen, aber vergeblichen Versuchen 
in das Herz Europa's, das deutsche Reich einzudringen, fan- 
den sich die Sultane darin, mit der christlichen Welt in 
Frieden imd in gewissen geregelten Beziehungen zu leben. 
Man kann diese ersten friedlichen Anknüpfungen des Osma^ 
nenthums mit dem Occident einem WafifensüUstand verglei- 
chen, welchen der Islam mit der Einen von den beiden 
grofsen Parthöien der christlichen Welt, denen er begegnet 
war, sich genothigt sah zu schliefsen. Die Partheien nannte 
er die Griecjien und die Franken. Es war gelungen die er- 
steren in den Zustand zu versetzen, welcher den Vorschrif- 
ten des Koran entspricht; bei, den Franken war es nicht ge- 
glückt; man gab darum die floi&iung auf spätere Erfolge 
noch nicht auf ; nur vorläufig entschlofs man sich zur Ruhe 
und während derselben blieb nichts weiter übrig als mit 
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diesen mächtigen und tapferen fränkischen Christen rechtlich 
verpflichtende Capitulationen ^einzugehn^ nach denen beide 
Theile von einander unabhängig blieben^ nach denen die 
Moslems nicht die Herren und die Ungläubigen nicht die 
tributpflichtigen Sclaven wurden. Während also in dem 
Verhältnirs der Osmanen zu den Griechen die Grundsätze 
des Koran die Politik regelten, nahm dieselbe nothgedrungen 
in dem Yerhältnifs der Osmanen zu den Franken, d. h, den 
Katholiken, die Richtung, welche die Lehren des Christ^nthums 
vorzeichneten. Dieser schneidende Unterschied der Stellun- 
gen, welche die Pforte gleich nach ihrem Eindringen in Eu- 
ropa zu den beiden christlichen Kirchen, mit denen sie in 
Berükrung kam, einnahm, übt noch heute seine Wirkung. 
Während die orthodoxe Kirche eine Begierungsansti^lt des 
osmanischen Reiches geworden ist, stellt sich die Pforte zu 
den auf ihrem Territorium etablirten. Organen der katholi- 
schen Kirche wie einer fremden Macht gegenüber, auf welche 
nicht die Bestimmungen des inneren Staatsrechtes, sondern 
die Artikel internationaler Verträge anwendbar sind. Wäh- 
rend das griechische Patriarchat von Constantinopel in ge- 
wissem Sinne eine Staatsbehörde geworden ist, trätem die 
katholischen Erzbischöfe und Bischöfe in ein Yerhältnifs, 
das man fast mit demjenigen der firemden Missionen ver- 
gleichen möchte. Wollte man aber darum in den Griechen 
einfach Unterthanen der Pforte und in den Katholiken Fremde 
sehen, so würde man doch wiederum die Zustände des Orients 
nicht richtig beurtheilen; denn die Pforte hat nahe an eine 
Million katholischer Unterthanen, die natürlich nicht die 
exterritorialen Rechte der Fremden geniefsen, sondern in 
einem ähnlichen Yerhältnifs wie die Griechen und Armenier 
stehen. Die Pforte classificirt ja ihre tributären Unterthanen 
nicht nach Nationalitäten, sondern nach Religions- Gemein- 
schaften, sie läTst dieselben nicht durch nationale, sondern 
durch kirchliche Oifane adnümstriren. Bereits bei den Or- 
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thodoxen haben wir gesehen, wie durch die oberste Behörde 
der griechischen Kirche die verschiedensten Nationalititen 
in einen administrativen Zusammenhang gebracht worden 
sind. Ganz etwas Aehnliches ist bei den Katholiken der 
Fall; bei denselben ist sogar die nationale Verschiedenheit 
eine noch grpfsere als bei den Grriechen. Wenn die Pforte 
sie dennoch staatsrechtlich zusammenfafst, so liegt das eben 
nur in der ihnen gemeinschaftlichen Religion. Und obgleich 
die kirchlichen Einrichtungen des Katholicismus dem inneren 
Staatsrecht des osmanischen Reiches fremd, obgleich sie ein6m 
Oberhaupte untergeben sind, über welches die Pforte gar 
keine Macht hat, so war das Grundprincip der Organisation 
dieses Reiches doch bisher so stark, dafs die Gemeinsamkeit 
der Religion auch für die Katholiken der Grund ihrer ge- 
meinsamen administrativen Einrichtungen geworden ist. Aber 
man sieht schon jet^, welche Gegensätze die Verschiedenheit 
der Stellungen hervorrufen mufste, in denen sich die Pforte ^^ 
zu der Orthodoxie und dem Katholicismus befand. Bei den 
Griechen haftet die ganze Kirche für den Gehorsam und die 
Treue ihrer Anhänger, der Patriarch und die ihm unteige* 
benen Erzbischöfe und Bischöfe sind nicht nur Priester, son- 
dern auch Beamte des Staates; die Pforte herrscht durch 
die Kirche, weil sie sich die Kirche unterworfen hat. Bei 
den Katholiken aber hat die Kirche mit dem Staate gar 
nichts zu thun, ihre Organe stehen, aufserhalb des Staates 
und übernehmen keinerlei Garantie für seine Unterthanen; 
die Pforte herrscht über die Katholiken obgleich, sie raier 
von ihr imabhängigen Kirche angehören. 

Der Islam an sich freilich macht keinen Unterschied 
zwischen Griechen und Katholiken, beide sind ihm Ungläu- 
bige, beide sollten nach seinem Staatsrecht Glieder von dem 
Sultan unterworfenen Kirchen sein. Aber die Geschichte 
hat sich dem Koran nicht gefügt; die Thatsachen sind in 
Widerspruch mit den Grundsätzen des Gesetzes getreten, 

^ 6^ . 
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weil diö Macht des Islam an dem Widerstände der katho- 
lischen Welt sich gebrochen hat, weil sie genöthigt worden 
ist zu/capituiiren, wo sie nicht herrschen konnte. Trotz der 
Capitulation indef» dauerte der geistige Kampf fort. Der 
Katholicisinus, gestützt auf die ihm ergebenen europäi«clien 
Maciite, ging von -der Vertheidigung zum AngrifE über; er 
drang in das osmanische Reich ein, er eroberte allmälig 
dprt seinen Anhängern rechtliche Stellungen. Biese Stel- 
lungen, welche ihnen gleiche. Privilegien wie den Griechen 
gewähren, sucht das Regiment der katholischen Kirche,' sucht 
Rom für seine Zwecke auszubeuten, und diese Zwecke sind 
.keine anderen als die Bekehrung der ganzen christliehen 
Welt des Orients zu dem allein selig machenden Glauben. 
Die propagandistische Tendenz des Katholicismus steht im 
Widerspruch mit dem Interesse der Pforte, welche unmög- 
lich die Hand dazu leihen kann, dafs an die Stelle des von 
ihr abhängigen griechischen und armenischen Clerus eine 
fremde .Hierarchie tritt; eine Hierarchie, deren Haupt zugleich 
dasjenige der katholischen Christenheit ist, die dem Eindrin- 
gen der Türten einen tmübersteiglichen Damm einst entge- 
gensetzte, die den Sultan genöthigt hat, mif den KönigcD 
der Ungläubigen auf dem Fufse der Gleichheit Verträge ab- 
^uschliefsen. Wenn die Pforte ihr heutiges Verhaltnifs zii 
Europa mit demjenigen des XVI. Jahrhunderts -vergleicht. 
so kann sie sich über die Abnahme ihrer Macht nicht täu- 
schen, und wenn sie erwägt, zu welcher Entwictelung di^ 
christliche Welt in Europa gelangt ist, während das Grie- 
chenthum imter ihrem Scepter sich Jiur^ mühsai^a a^ ^^^ 
Barbarei hervorarbeitet, so kann feie darüber nicht zweifel- 
haft sein, dafs sie einen Selbstmord begehen würde, wenn 
sie den religiösen Bestrebungen des OccidQnts das Werk der 
Eeformirung überlassen wollte. Daher verbändet sie dem 
Katholicismus gegenüber ein gleiches Interesse, mit den Grie- 
chen;, daher sucht ßie die auf religiösen' Grundlagen l>^"' 
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hende Organisation ihrer christlichen Unterthanen allnuUig 
in eine rein politische zu verwandeln. 

Ans den obigen Bemerkungen geht hervor, dafs man, 
um die Organisation der katholischen Kirche im Orient rich- 
tig zu verstehen, vor Allem den Unterschied berücksichtigen 
muTs, welcher zwischen dem griechischen und dem katholi- 
schen Clerus in ihren Beziehungen zur Pforte besteht. Der 
griechische Clerus hängt von dem Patriarchat von Constan- 
tinopel ab und dieses Patriarchat ist, wie wir gesehen ha-' 
ben, eine von der Kirche gewählte, aber von der Pforte ein- 
gesetzte geistliche Staatsbehörde; die katholische .Geistlich- 
keit erkennt in dem Papst das Haupt, von welchem die 
oberste Leitung ihrer Kirche ausgeübt wird, sie geniefst da- 
her auch des Schutzes, den ihr die katholischen Mächte 
und namentlich Frankreich im Orient zu gewähren kraft der 
Verträge berechtigt sind, und sie kann aus diesen Gründen 
keins von den Organen sein, durch welche die Pforte ihre 
christlichen Unterthanen administriren läfst, sie tritt zu der 
Pforte vielmehr in ein ähnliches Verhältnifs wie in pro^ 
testantischen Staaten zur Landesherrschafte 

Dieser eben bezeichnete Unterschied ist nun zwar ein 
allgemeiner, aber die eigenthümliche Stellung des katholi- 
schen Clerus zeichnet si6h doch mehr oder weniger scharf, 
je nach, der inaigeren oder loseren Verbindung, in der die 
verschiedenen Fractionen der katholischen Welt des Oriente - . 
mit Rom stehen. In dieser. Beziehung treten uns drei 
Gruppen entgegen, deren Verhältnisse wir einer näheren Be- 
trachtiuig unterziehen wollen. Es sind die unirten Arpienier, 
die unirten .National -Kirchen Asiens und die lateinische 
Kirche. . , . / ^ 

L Die unirten Armenier. 

Schon gegen das Ende des XVL Jahrhunderts hatte 
Rom Versuche gemacht, die verschiedenen dissentirenden 
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Kii^hen des Orients zum EaÜioUcisiiuis hinüber zu fahren. 
Obgleich anfangs yergeblich, wnrde dennoch mit Eifer fort- 
gearbeitet. Im Anfange des XVllL Jahrhunderts nament- 
lich betrieben die Jesniten mit Heftigkeit die Propaganda 
nnter den Armeniern und es gelang ihnen eine grofse Zahl 
derselben zor Annahme des katholischen Bekenntnisses zu 
bewegen. Diese Erfolge und der Schutz, den sie bei der 
französischen Botschaft fanden, entflammten den Muth der 
Jesuiten zu einer entschieden feindseligen Thätigkeit gegen 
die schismatisch-armenische Kirche. Die Kanzeln hallten 

. wieder von Schmähungen gegen den armenischen Patriar- 
chen, der armenische Gottesdienst wurde als eine Terwerf- 
liehe heidnische Ketzerei geschildert und den l^eubekehrten 
streng jeder Zusammenhang mit ihren früheren Glaubensge- 

. nossen untersagt. Die Nation gerieth dadurch in grofse 
Aufregung, die Intriguen, die Beschimpfimgen mit That, 
Wort und Schrift, die Verfeindungen der Familien unterein- 
ander drohten eine Spaltung in der Nation herbeizuführen. 
Dadurch wurde natürlich die Besorgnils des armenischen 
Patriarchen und der Nötabeln dieser Nation erweckt, deren 
bedeutenden Einflufs bei den Türken wir oben angedeutet 
haben. Es gelang ihnen, die Pforte von der Gefährlichkeit 
der katholisch-propagandistischen Bestrebungen zu überzeu- 
gen und ihre Mitwirkung zu einer grausamen Verfolgung 
gegen die abtrünnigen Armenier zu gewinnen. Zwar suchte 
die französische Botschaft sich diesem Bestreben zu wider- 
setzen und erlangte auch die Verbannung des Patriarchen, 
aber ihr zu grofser Eifer erregte bald wieder das Mifstrauen 
des Divan, der sich nun zu entscheidenden Mafsregeln ent- 
schlofs. Die Jesuiten wurden streng überwacht, ihre Druckerei 
geschlossen und jede Propaganda bei Strafe mit der Auswei- 
sung verboten; ein, Haiti- Cheriff endlich befahl die Gefan- 
gensetzung sämmtlicher zum Katholicismus übergetrener Ar- 
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menier, von denen mehrere im November 1707 hingerichtet 
wurden. 

Während so die der armenischen Nati<m durch eine 
jesuitische Propaganda drohende Spaltung gewaltsam besei- 
tigt schien^ bereitete sich im Stillen eine nationale , Bewe- 
gung im katholischen Sinne vor. Ein gegen das Ende des 
Xyn. Jahrhunderts in Aleppo von den Jesuiten zum Eatho» 
licismus bekehrter Armenier aus Eappodocien, Namens Me- 
chitar, faTste den Gedanken einen geistlichen Orden in seiner 
Nation selbst zu bilden und auf diese Weise, im Gegensatz 
zu den fremden Missionären, das Bekehrungswerk unter den 
Armeniern ¥om nationalen Standpunkte aus aufzunehmen. 
Von den Jesuiten und dem armenischen Patriarchen zugleich 
angefeindet, war er genöthigt Constantinopel zu verlassen 
und sich nach Modon zu begeben, von wo ihn die Siege 
der Türken vertrieben, so dafs er in Venedig Zuflucht suchte 
und fand. Hier ^begründete er auf der Insel San Lazaro 
ein aus armenischen Mönchen bestehendes Kloster nach der 
Benedictiner-Regd. Die Aufgabe dieser nach ihrem Grün* 
der die MecMtaristen genannten Möpche sollte es nicht üur 
seii^ für die Wiede^ereinigung der schismatisch -armenischen 
Kirche mit der grofsen katholischen Welt zu arbeiten, son- 
dern auch die politische Reorganisation des Volkes vorzube* 
reiten. Die Brcligion ^sollte der Hebel sein, um di0 Eman- 
cipation und geistige Wiedergeburt einer unter der türkischen 
Herrscliaft i^pmer mehr verkommenden und eigenthümliches 
Leben verlierenden Nation zu bewirken. Nicht auf die Los* 
trennung Einzelner von der schismatisch- armenischen Kirche 
war es abgesehen, andern vielmehr es galt deren B.efonni- 
rung; nicht in feindlichen Gegens$.tz wollte man sich zu 
ihr Seiten, sondern in ihr selbst an ihrer Reinigung arbei- 
ten. Durch Beförderung der ' Volkserajiehung, durch Ent- 
Wickelung der imtionalen Literatur, durch Verschmelzung 
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religiöser und patriotischer Bestrebunj^en sollte dieser Zweck 
erreicht werden. 

Wenn so nach der Verfolgung im' Anfange des XYIII. 
Jahrhunderts das Bekehrungswerk unter den Armeniern auf 
einer neuen Basis wieder aufgenonunen wurde ^ so ruhten 
daneben doch die propagandistischen Bestrebungen der Jesui- 

^ ten durchaus nicht. Eine grofse Anzahl Armenier und un- 
ter ihnen auch viele der angesehensten und reichsten Ban- 
quiers traten zum Eatholicismus über. Die Pforte folgte 
dieser* Bewegung immer mit Argwc^, es konnte ihr die 
Schwächung der völlig ergebenen schikmatisch-armemsclien 
Eir<;he nicht gleichgiltig sein imd, die Bemühui^en der Me- 
chitaristen^ welche die- Nation d^<^h die Religion zu neuem 
Leben erwecken sollten, mufsten den Türken ebenso unbe- 
quem erscheinen als die Propaganda der Jesuiten, welche 
dem EinfluT» des katholischen Auslandes auf die Untertha- 
nen des Gror^herrn einen gefährlichen Anhalt gewahrte. Es 
fehlte daher auch nie an Verfolgungen, und das armenisclie 

'Patriarchat fand bei der Pforte. oft Unterstützung in der 
Vertheidigung seiner geistlichen und weltlichen Herrschaft. 
Als nun die europäischen Mächte offen fqr den griechischen 
Aufistand Parthei nahmen, die Botschafter.. von Frankreich, 
England und Bufslaiid Constantinopel y^lassen hatten und 
im December 1827 gegen die letztere Macht der Krieg er- 
klärt wurde, wandte sich -der muselmanische . Tanatisinus 
mit Entschiedenheit auch gegen die katholische^ Armenier. 
Ein Bericht des damaligen 'J^iaya-Bey eder Ministers des 

' Inneren, Pertew Effendi, gab das Signal zu einer grausa- 
men und unmenschlichen Verfolgung. ^Wenja, so« heifst es 
in diesem Bericht, eine der dem Papst unterworfenen Natio- 
nen wie die Deutßchen, die Venetianer und Audere, sich 
mit der osmanischen Macht in Krieg befinden, so thun die 
^kath(dischen • Rajas ,alles Mögliche, um durch ihren Verrath 
die Feinde der Pforte zu begünstigen; ja wenn sie dieselben 
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nicht in aller Weise untergtützen wollten, so würden sie sich^ 

nach ihren religiösen Uelierzeügungen, der gröfdten Sünde 

und der Empörung gegen den Propheten Jesus schuldig 

machen. Die Haltung der grieehisehen Nation beweist zur 

Genüge die Wahrheit dieser Behauptung, während diejehigen* 

unter den Armeniern, welche dem Glauben ihrer Väter treu 

blieben, weder die inneren noch die äulseren Feinde der 

Pforte begünstige, ihr vielmehr ganz offenbar' treu ergeben 

sind.** 

Man sieht, wie der alte Geist des Islam wieder zum 
Yorschein gekommen . war. Der Moslem ist der. natürliche 
Feind des Christenthums, welches er in seinen beiden grofsen 
Fractionen, dem Griechenthum und dem Katholicismus, be- 
kämpft. Das erstere schien unterworfen, als es in Bufsland 
plötzlich zu lieüor Macht erstand und durch die Hülfe die- 
ses Bundesgenossen ermuthigt, das Joch der osmanischen 
Herrschaft abschütteln wölke. Der Eatholieismus, über den 
der Türke nie einen entscheidenden Sieg zu erringen ver- 
mocht hatte, ist in - das Iilnere des Reiches eingedrungen 
und hat ünterthanen der Pforte für sich zu gewinnen ge- 
sucht. Daher muTs sich die Raehe des Grofsherrn, in dem . 
Augenblick, wo der Kampf mit dem christlichen Auslande 
wiedep aufgeliommen wird, gegen die Bundesgenossen der 
fremden Fieinde, ^q^bü Griechen tmd Katholiken wenden, 
während, die ihm sclavisch ergebenen und aulser aller Ver- 
bindung mit der grofsen chdsüichen Welt stehenden, schis- 
matischen Armenier sich seines Wohlwollens zu. erfreuen 
haben. Aber dieses Auflodern der alten fanatischen Politik, des 
Islam war von .kurzer Dauer; noch Vor Beendi^ping des Krie- 
ges mit RuTsland wui'den 4ie Beziehungen der PfdHrte 2u den 
beiden europäischen Seemächten wiederhergestellt; und diie 
Botschafter kehrten nach Constantinopel zurück. Sogleich 
beschäftigte sich der Vertreter Frankreichs, der General. Graf 
Guillemenot, mit der Rehabilitirung der katholischen Arijie- 
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ttier^ von denen Keinen die Verfolgung zum Abfall zu be- 
wegen vermocht hatte. In einer energischen Note verlangte 
er voii dem Divan die Bäckberafadg der verbannten Katho- 
liken^ die Bestitution ihrer Güter und ihre Anerkennung als 
eine besondere Nation unter einem Patriarchen ihres Ritus; 
später erweiterte er dies Verlangen dahin ^ daTs auTser den 
Armeniern auch die katholischen Kirchen Asiena m ihrem 
rechtlichen Bestehen von der Pforte ausdrücklich geschützt 
werden sollten. 

Nur sehr allmällg gAb die Pforte nach; sie überwies 
'zuerst die katholischen Armenier der geistlichen Jurisdiction 
des Erzbischofs der Lateiner und ernannte für ihre bürger- 
lichen Verhältnisse einen muselmaMschen Dirigenten^ Nasir. 
Man suchte dieser Neuerung eine refbrmatorische Färbung zu 
geben, indem man behauptete^ es sei die Absicht damit eine 
AH Cultus- Ministerium zu gründen, unier dem> nach Unter- 
drückung AßT weltlichen Befugnisse der Patriarchate, sämmt- 
liehe christliche Unterthanen ^der Pforte ohne Unterschied 
des Bekenntnisses vereinigt werdfen sollten. Aber die Arme- 
nier ebenso wie die französische Botschaft sahen Meriii nur 
eine listige Vorspiegelung, di^ die Katholiken in einem un- 
tergeordneten VerhältniTs gegenüber den anderen christUchen 
Nationen liefs. DiiB Pforte gab neuen Vorstellungen nach; 
sie übertrug mittelst eines Bei'ats vom Januar 1831 einem 
Bischof die höchste geistliche und weltliche Gewalt nicht 
nur über die Armenier, senden auch über die katholischen 
Kirchen Asiens, milK ganz denselben Befugnissen, wie sie 
dep Patriarchen der griechischen und armenischen Kirchen 
zustehen. Auch damit indefs begnügte man sich noch nicht, 
und bald darauf wurde an die Stelle des Bischofs ein Pa- 
triarch gesetzt, aber ein Patriarch nur mit weltlichen Be- 
fugnissen, während, davon ganz getrenfit, die geistliche Ju- 
risdiction und zwar nur über die unirten Armenier dem Pri- 
maten von Constantinöpel überlassen blieb. 
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So tritt uns hier zum ersten Male in der kktholisclien 
Welt des Orients das Princip der Scheidung der geistlichen 
von der weltlichen Gewalt für die Administration der christ- 
üclien TJnterthanen der Pforte entgegen. Es i^t dies das 
Principe aof welchem, wie wir später sehen werden, der Hatti- 
honmayoun vom Februar 1856 die Reform sammtli^er Eir* 
chen begründen wiU. Es scheint daher eine nähere Unter- 
suchung der Umstände und Verhältnisse, die jenes Princip 
bei den katholischen Armeniern in's Leben riefen, am Orte 
zu sein. 

Es ist bereits hervorgehoben worden, dkfs bei der Con- 
stituirung der armenisch -katholischen Gemeinde zwei sehr 
verschiedene Kräfte zusammengewirkt haben, nendich eine 
von Born ausgehende Propaganda und ein nationale Ten- 
denzen verfolgender armenischer Mönchsorden. Solange als 
die junge Gemeinde gegen die Verfolgungen der Pforte und 
des schismatisch -armenischen Patriarchen zu kämpfen hatte, 
arbeiteten diese beiden Kräfte, wenn auch im Stillen auf ein- 
ander eifersüchtig, doch mit mehr oder weniger Eintracht 
für denselben Zweck. Allein nachdem, in Folge des Da- 
zwisohentretens der französischen Botschaft, die früheren 
Gefahren beseitigt waren und das rechtliche Bestehen der 
katholischen Nation anerkannt war, betrieb der Ultramon- 
tanismus, wie wir sagen würden, rücksichtslos die Unter- 
drückung der unabhängigen nationalen Tendenzen der Me- 
diitaristen und setzte Alles in Bewegung, um die armeni- 
sche Kirche im strengsten Zusapimeiihang mit Born zu er- 
halten. Der päpstliche Stuhl, der französische EinfluTs und 
derjenige des lateinischen Glerus unterstützten dieses Stre- 
ben mit Entschiedenheit; Zwei Fragen waren es vor Allem, 
bei denen der heftigste Krampf entbrannte: diejenige wegen 
des Modus der Besetzung des erzbischöflichen Sitzes von 
Constantinopel und diejenige wegen Ernennung der Bischöfe 
in den Provinzen. 
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Die geistliche Hierarchie der Armenier begreift erstens 
den Patriarchen von Cilicien,'*' der zu Bezummar im Libanon 
residirt. und dessen Jurisdiction sicl^ über Cilicien, Meso- 
potamien, Cappadoeien und' Klein -Armenien erstreckt; er hat 
unter sich zwei Erzbischöfe in pardbus und drei Suffragan- 
Bischöfe in Aleppo, Merdin und Amasia-Tokat. Der erste 
. Patriarch von Cilicien erhielt im Jahre 1 742 das PaUinm 
in Rom von dem Papste Benedict XIV. Zu dieser Zeit er- 
kannte ,die Pforte das rechtliche Bestehen der armenischen 
Katholiken noch nicht an und kümmerte sich daher auch 
nicht um die Ernennung eines Patriarchen, dör lediglich die 
Stellung eines Missionars einnahm. Die Zähl seiner Ge- 
nieinde- Mitglieder war übrigens und ist noch so gering, seine 
Entfernung von dem Centrum des Reiches so grofs, dafs 
er unbeachtet bleiben konnte Und seine unbedeutende Wirk- 
samkeit geduldet wurde. Neben ihm wurde im Jahre 1830 
zweitens der erzbischöfliche Primaten -Sitz in Coüstantino- 
pel errichtet; seine Jurisdiction erstreckt sich über die euro- 
päische Türkei,, sowie in Klein -Asien, über die Diöcesenvon 
Brussa, An'gora, Trapezunt, Erzerum und Artewin.; von ihm 
hängt die grofse Masse der armenischen Katholiken ab, welche 
übrigens im Ganzen die Zahl von' 40,000 nicht übersteigen; 
der Primat in der Hauptstadt residirend, mit den übrigen 
Organen der katholischen Welt des Orients in fortwähren- 
der Berührung stehend, bildet den eigentlichen Mittdpunkt 
des geistliehen Lebens der' Nation, und. von seiner Stellung , 
zu ihrer inneren Administration mufs daher auch diejenige 
des übrigen Clerus abhängen. 

Bis zum Jalrfe 1845 min war es öebrauch gewesen, 
dafs di$ Nation dem päp&tlichen Stuhle drei Candidaten pra- 
sentirte,. von denen derselbe einen zum Primaten erwähltC' 
Indern genannten Jahre aber, wo eine Vac'anz eingetreten 
war, ernannte der Papst direct und ohne Mitwirkung der 
Nation den Nachfolger. Diese Neuerung gab zu dön aUer- , 
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leidenschaftlichsten Streitigkeiten unter den beiden klichli- 
chen Paxtheien Anla/s, Streitigkeiten^ unter denen auch die 
Administration der weltlichen Angelegenheiten der Nation 
immer mehr in Verfall gerieth. Kaum waren sie einiger- 
mafsen beigelegt;^ ais^ der Frhnat im Jahre 1851 'wahrend 
eines Aufenthalts in Rom von dem Papste Pius IX. die Er- 
richtung von bischöflichen Sitzen in Brussa, Angora, Tra- 
peznnt^ Erzemm xmd. Artewin erlangte. Zugleich ernannte 
das betreffende Breve, nachdem eine Verständigung zwischen 
dem päpstiichen Stühle tmd dem Primaten vorhergegangen 
war, die Inhaber d^ ueiien Bisthümer^ ohne die Nation ir- 
gend ^e zu befragen und ohne ihr irgend welche Mitwir- 
kung dabei zu gestatten. Auch diese Mafsregel begegnete 
einer starken Opposition. Obgleidi man eine solche Ver- 
mehning des böheren Clerus durch die umstände nicht ge- 
rechtfertigt finden konnte, so willigte man doch in die Ein- 
setzung der Bischofssitzer, verweigert.e aber die Bechtskräf- 
tigkeit der päpstlichen Ernennungen anzuerkennen und er- 
neuerte den Anspruch einer Betheiligung der Nation, den 
man bereits bei der Ernennung des Primaten erhoben hatte. 
Dies Mal mischte sich indefs auch di^ Pforte in den Streit. 
Wenn ihr au'ch die Ernennung eines Primaten, der eine rein 
geistliche Jurisdiction hatte, hatte gleichgiltig sein könn^, so 
war das doch nicht bei den Bischöfen der Fall, die in den Pro- 
vinzen ihre Gwneinden den Staatsbehörden, gegenüber in 
weltlichen Angelegenheiten zu vertreten hatten, denn dort 
war die .Trennung der geistlichen von der weltlichen Ge- 
walt nicht durchzuführen. Die Pforte trug Bedenken, diö 
Ernennung von Bischöfen, welche über ihre ünterthanen ad- 
ministrative Rechte auszuüben hatten, und daher gleich den 
griechischen Bischöfen in gewissem- Sinne ihre Beamten sein 
sollten, einem fremden Souverän zu überlassen. Abei; auch 
<lies Mal trug der Katholicismus, von denv Einflufs Frank- 
reiche unterstützt, den Sieg davon. Man umging zwar die 
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Principienfrage^ thatsächlich indefs erkannte die Nation die 
neuen Bischöfe an und die Pforte erthöilte ihnen die nothi- 
gen Berats. ^ 

Man wird ans dieser übersichtlichen Schildenmg der 
verschiedenen Fragen, welche die armenisch -katholische Na- 
tion seit ihrer rechtlichen Gonstituirung bewegt haben, er- 
sehen^ mit welcher Energie das römisch-katholische Element 
bemüht gewesen ist, sich des religiösen Lebens eines Theils 
der christlichen Unterthanen de» Grofsherm zu bemächtigen. 
Wenn man sich aber aus der allgemeinen Schilderung der 
Stell^g der Christen im osmanischen Reiche vergegenwäxtigt 
von welcher Bedeutung für dieselbe die Religion ist, so wird 
man leicht auch die politische Trägweite der Bestrebungen 
des Katholicismus ermessen. Man darf dabei kein 2^ grofses 
Gewicht auf die geringe Zahl der unirten Armenier legen; 
freilich kann Rom jetzt nicht daran denken, durch die ma- 
terielle Macht seiner Anhänger die Souveränität des Sultans 
zu vernichten, aber es sind grofse Principienfragen, die auf 
einem kleinen Felde zum Austrag gebracht werden sollen. 
Hinter den. 40,000 katholischen Armeniern und ihrem ultra- 
montanen Clerus steht die ungeheure Macht der römischen 
Kirche, welche imaufhörlich mit Eifer, mit Energie, mit allen 
Waffen des Geistes an der Bekehrung der, wie sie behaup- 
tet, von ihr abgefallenen akatholischen Welt arbeitet. Einer 
solchen moralischen Macht »gegenüber, welche sich des welt- 
lichen Schutzes Frankreichs im Orient zu erfreuen hat, 
mufete die Pforte bedacht sein, das Recht der Verwaltung 
ihrer Unterthanen durch von ihr allein abhängige Organe 
zu- wahren. Daher kam die Trennung der geistliehen von 
den weltlichen Befugnissen bei der Organisation der katho- 
lischen Armenier. Jene fieleü dem Patriarchen von CilicioD 
und dem Primaten von Constantinopel anheim, die weltli- 
chen wurden dem armenisch -katholischen Patriarchen vor- 
behalten. Letzterer wird von der Gemeinde gewählt und 
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von der Pforte bestätigt; seine rein weltlichen Rechte sind 
dieselben^ wie die den Patriarchen anderer Nationen zuste- 
henden, Yon denen er sich dadurch unterscheidet, dafs' er 
von der Nation und nicht von der Kirche gewählt wird, dafs 
er ein rein weltlicher Beamter ohne irgend einen priester^ 
liehen Character ist 

Neben dem Patriarchen steht ein weltlicher Administra- 
tionsrath von 12 Mitgliedern, die von. der Nation gewählt 
und von der Pforte bestätigt werden. 

Auf dem Berat des armenischen Patriarchen waren seit 
dem Jahre 1830 sämmtliche katholische Gemeinden des 
Orients mit Ausnahme der Lateiner eingeschrieben; ihm stand 
daher auch ihre Vertretung bei der Pforte in allen weltli- 
chen Angelegenheiten zu. Dieser umstand mufste der ar- 
menischen Nation trotz ihrer geringen Volkszahl eine beson- 
dere Bedeutung in den Augen der Pforte und ein höheres 
Ansehen in der katholischen Welt des .Orients verleihen. 
Auch hätte er vielleicht dazu beitragen können, die natio- 
nalen Bestrebungen und die Tendenz zu befordern, durch 
die katholische Religion die Bevölkerungen zu neuem geisti- 
gen Leben zu erwecken und für die Pflege desselben die 
Kirche als ein nationales Institut möglichst unabhängig von 
Rom hinzustellen. In der That mit einer gröfseren Kräfti- 
gung der. Nation, mit der Befestigung und mit der Ausbil- 
düng ihrer büifgwlichen Einrichtungen inuTste ihre Wider- 
standsfähigkeit gegen das latinisirende Element des höhe- 
ren Clerus zunehmen. Die glücklichen Anfänge, die in die- 
ser Be2iehiing gemacht worden sind, mögen bei manchem 
patriotischen Armenier wohl kühne Hoffnungen erregt haben, 
und eine Zeit lang leuchtete die Verwaltung des armeni- 
schen Patriarchats d^n anderen als ein nachahmenswürdiges 
Beispiel vcHran. Doch dies war von kurzer Dauer. Das Le- 
bensprincip der katholisch- armenisclien Gemeinde lag nicht 
in dorn nationalen, sondern in dem religiösen Element. Es 
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war etwas von AuTsen an sie Herangekommenes. Rom wachte 
eifersüchtig über seine Interessen und die religiösen Strei- 
tigkeiten erstickten bald die politischen Tendenzen. Die 
Nation bot ejm traoriges BUd innerer Zerwürfiiisse und so 
verlor ihr Patriarchat die Befugnüs die anderen, kaöioli- 
scbon National -Kirchen zu vertreten; diese Befugnifs wurde 
dem, Vekil der Lateiner übertrs^n. Ehe wir un^die Stel- 
lung dieses Beamten vergegenwärtigen, werfen wir einen 
schnellen: Blick auf 

' H. Di$ mit Rom unirten National-Eirchen Asiens. 

Auf den Trümmern des oströmisch^n Reiches in Asien 
hat jöine Anzahl von Völkerschaften, die zum Theil auf eine 
grofse ruhmvolle Vergangenheit Anspruch erheben, eine im- 
merliche, aber kirchlich unabhängige Existenz sich gefirisftet. 
Sie standen fast alle im Gegensatz zu der ^echischen. Kirche 
und waren den verschiedenen Sekten verfallen, die aus den 
kirchlichen 'Streitigkeiten des V. Jahrhunderts hervorgingen. 
Rom hat sich seit dem XVI. Jahrhundert bemüht sie an 
sich zu ziehen, indem es ihn.en gewisse Joeale Privilegien, 
zu denen namentlich die Priesterehe und die Wahl ihrer 
Bischpfe gehören, zugestand. 

Diese Völkerschaften sind: 

1) Die unirten Griechen Syriens oder die Mel- 
kiten, seit dem Anfange des XVII. Jahrhunderts von Rom 
als- mit der. katholischen Kirche vereinigt anerkannt. Man 
nimmt sie zu einer Seelenzahl von 55,000 an; sie wohnen 
in Syrien und Palästina, namentlich in den Hafenstädten 
von Saida, Aqre und Jaffa. Der Sitz ihres Patriarchen ist 
Damascus; er hat unter sich 9 Suffiragan- Bischöfe. 

2) Die Chaldäor gehören zu derjenigen Race, die vat 
VI, Jahrhundert im Reiche der Sassaniden die Lehre des 
Nestorius annahmen und in Persien eine zahlreiche Anhän- 
ger zählende Kirche bildeten. Ein kleiner Theil dieses Völ- 
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kerstammes blieb in den Grenzen^ des römischen Reiches der 
katholischen Kirche tren; hiervon gehorchen etwa 25,000' in 
der Türkei dem chaldälschen Patriiskrchen von Kossul, der 
imter sich 7 Snf&agan-Bischöüd hat. 

3) Die unirten Syrier. Unter der Regierung des 
Kaisers Anastasius war durch den Patriarchen Severus yon 
Antiochien die monophysitische Lehre in Syrien verbreitet; 
aber die Nachfolger des Änastashis eiferten für die Ortho- 
doxie, Severus wurde vertrieben und eine grausame. Verfol- 
gung traf die Monophysiten; den Anstrengungen eines Mönch's, 
des lacob Baradäus . indefs gelang es ihrem Glauben eine 
Anzahl Anhänger zu erhalten; die bis heute in Syrien den 
Namfen Jacobiten führen und gegen 80»000 Seelen zählen 
mögen. / Von diesen hat Rom einen kleinen Theil, etwa 
9000, zur katholischen Kirche neuerdings zurückgeführt. Sie 
nennen sich nui^ im Gegensatz zu ihren ketzeriaehen Brü- 
döm ünirte Syrier und gehorchen einem Patriarchen in Aleppo 
mit 8 Süffragan -Bischöfen. 

4) JDie Maroniten. 

^la dem Style der orientalischen Christen, sagt Gibbon, 
werden die Monotheliten jedes Zeitalters unte^ der Benen- 
nung von Maroniten begriffen, /ein Name, der allmäUg von 
einem Eremiten auf ein Kloster und von einem Kloster auf 
eine Naidon- übergegangen iM. Maren, ein Heiliger oder ein 
Wilder des V* Jahrhunderts, ; entfaltete seinen religiösien 
Wahnsinn in Syrien; die Städte von Apamea und Emesa 
stritten xim seine Reliqlüen, eine groftartige Kirche wurde 
auf seinem Gra^e errichtet und Sechshundert -seiner Schüler 
erbauten ihre einsiedlerischen Zellen an den Üförn des Orön- 
tes. In den Streitigkeiten der Fleischwerdung wufsten sie 
die haarscharfe Linie der Orthodoxie zwischen den Sekten 
desNestorius und Butyches zu finden, aber die unglückliche 
Frage -von Einem Willen in den beiden Naturen Christi er* 
wuchs den Forschungen ihrer^Mufse.** Die heftigen Ver- 

7 
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folgungen der Eaiset rotteten . den Monothelitismus nnter den 
Bewohnern der Ebene kus, nnr in den Bergen des Libtoon 
leisteten die Anbänger' dieser Lehre einen nnbezwingMen 
Widerstands weshalb sie auch in dem syrischen Idiom als 
Mardaiten d. h. Rebellen be:seiohnet wurden. So hat diese 
Nation, deren Niederlassungen sich Ton den Höhen des Li- 
banon bis an die Küsten von Tripolis erstrecken, auch in 
unserem Zeitalter eine Art^ Unabhängigkeit sich erhalten. 
Bis zum Jahre 1842 hatten sie eine eigenthumliche feudale 
Organisation, in der die weltliche 'Gewalt getrennt von der 
geistlichen in den Händen aristocratischer Familien sich be- 
fand, welche einen Emir wählten, der wiederum seinersrits 
die Scheikhs der Bö2irke ernannte. In dem. genannten Jahre 
hat Chekib Effendi ihre Verwaltung derjenigei^ der übrigen 

.Bajahs zu assimiliren gesucht. 

Seit dem Xu. ' Jahrhundert sind ' di« Maroniten mit der 
romischen Kirche unirt, haben indessen gewisse nationale 
Eigenthümlichkeiten in Ritus und Liturgie bewahrt. Das 
Privilegium Glocken in den Barchen führen zu dürfen, hat 
ihnen die Pforte als Völkerschaft; und nicht als religiöse 
Gemeinde zugestanden. 

Der maronitische Patriarch residirt im Winter in Kes- 
ruan', im Sommer in dem Kloster Canobln; -er wird von 
den Bischöfen gewählt und ;van dem Papste bestätigt, und 
seine Jurisdiction erstreckt sich auf die Suf&agan- Sitze von 

. Baibek, Tripolis, Damascus , Aleppo und Cyperri. Mit Ein- 
schufs der in den drei letzteren Diöcesen zerstreut lebenden 
Maroniten mag sich die. Bevölkerung dieses Stammes 9xi 
140,000 Seelen belaufen. 

Die mit Rom unirten Kirchen Asiens werden den tfir- 
kischen Provinzial- Behörden gegenüber durch ihre Patriar- 
chen und Bischöfe vertreten, welche durch die Wahl der 
Nation zu jhren Sitzwi gelangen. Die Bestätigung, die dem 
Papsta^ dabei nach den (resetzen der Kirche zusteht, ^^ 
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von der Pforte ignorirt; wohl aber hat sie selbst sich das 
Recht der Investitur durch die entsprechenden Berats ganz 

• 

in derselben Weise wie bot den Griechen vorbehalten.' Ohne 
Bolclie Berats würden die Bischöfe einen pf&ciellen Verkehr . 
mit den Civil -Gouvemenren nicht unterhalten können^ üocli 
fähig sein an den BerathuHgen der Provinzial-Bäthe Theil 
zu nehmen. In Gonstantinopel dagegen, vor der Xentral-R^- 
gierung, hat der Vekil der Lateiner die weltlichen Angelegen- 
heiten der unirten National- Kirchen, in den seltenen FSUen^ 
wo sich dazu Veranlassung bietet, zu fuhren. 

m. Die lateinische Kirche des Orients. 

Wenn XJbicini die Lateiner als die katholischen Unter- 
thanen der Pforte bezeichnet, welche die römische Liturgie 
befolgen, so ist • diese Definition eine unvollständLge. Das 
dgenthfimliche Merkmal der lateinischen Kirche ist ^ehnehr, 
dafs ihr Glerus, ganz unabhängig von den Bevölkerungen, 
die sein^ geistlichen Jurisdiction unterworfen sind, in, einem 
organischen Zusammenhange nur mit dem päpstlichen Stuhle ' 
steht^ der die Bischöfe ohne jede Einmischung der Gemein- 
den und ohne jede Betheiligung der Pforte ernennt. Hier 
besteht das VerhältniTs schon rein und klar, dessen Einfuh- 
Tung ibei den unirten «Armeniern von Rom noch ange- 
strebt wird. Wir werden cUe obige Definition daher dahin ', 
zu präcisiren haben, dafs die Lateiner solche Untertha- 
nen der Pforte sind, die der römischen Liturgie folgen und 
die geistliche Jurisdiction einer von Rom emanirenden Hie- 
rarchie anerkennen. 

Die verscluedenen Classen der Lateiner sind folgende: 

1 ) Die Aleppiner oder Katholiken von Aleppo ; ungefähr 
7000 in dem Paschalik dieses Namens, und gegen 9000 in 
Gonstantinopel und anderen Theilen des Reiches. 

2 ) Die katholischen Albaneser> die in verschiedehe Stämme 
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zerfäften, von denen derjenige der Myrdit^n der bedeutendste 
ist Sie sind eine .kräftige, ]^iegerische B>ce, und in ent- 
scl^edenem Gegensatz zu den «^eoMsclien Albanesem, der 
. Bforte 'stets dann' ergeben, weidn diese eine den Griechen 
feindliclie Politik ^insdhlägt. In dem letzten Kriege haben 
sie Mch unter Omer Pacha an der Donau tapfer, wenn' auch 
barbarisch gesehlagen. Man schätzt sie auf 100,000 Seelen. 

3) Die katholischen Bulgaren in den Livas von Philop- 
popdlis^ und Mcopolis; man nimmt sie zu 20,000 Seelen an, 

'ihre Zahl ist aber im Abnehmen, da sie ganz vereinzelt un- 
ter den Griechen sind. . 

4) Die Croaten der Türkei, nordlich von der Herzego- 
vina, zusammenwohnend in eüxer Masse von etwa. 2OO>000 
Seelen. . 

5) Die katholischen Bosnier, die übicini bis zu 160,000 
' Seelen schätzt. Unter den zur griechiso}ien Kirche gehöri- 
gen Bosniern wird eine- lebhafte Propaganda getrieben, wel- 
che deshalb besonders wirkungsvoll zu seiia^i^scheint, weil die 
katholische Geistlichkeit hier nationale Elen^ente m sich auf- 

< genommen ha*. . . ^^ . 

,. Wena wir die verschiedenen statistischen Angaben, de- 
ren. Geniftuigkeit indefs nicht verbürgt werden kajon, zusam^ 
menfassen, so classilBicirt sich- die katholische Bevölkerung des 
' Qamanischen Reiches folgendermaisen:. 
'_ ; ünirte Ajcmenier .-, . . 40,00i) 

-XJnirte, Kirchen Aliens . \. . 230,000 
Lateiner . ... . . . 500,000 

zusammen . . 770,000 
Es würde* der Eatholicismus danach noch nicht eine MUlion 
Anhänger im Orient zählen. Wir wiederholen indefs, dafs 
diese Berechnung lediglich ein approximatives Resultat ge- 
ben kann. ' , t ^ . - . 
,■ Die Verwaltung der bürgerlichen Angelegenheiten der 
' lateinischen Nation, der Laiin räyas^i, wie der Ausdruck der 
^fficiellen Geschäftssprache Jautet, überläfst die Pforte der la- 
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teinischen Canzlei^ welche von dem Yekil oder Repraseuian- 
ten der Lateiner^ xind einem permato^nten^' ihm zur Seite ste- 
henden Rathe yon Vier durch die Nation ge.wAhlt^' Abg^ 
ordneten gebildet wird. Diesem Yekil stehen dieselben bür- 
gerlichen Befugnisse wie dem griechischen Patriarchen m 
Er vermittelt die Zahlung und die Yertheilung 4es Kharadj» 
oder, wie es jetzt heifst, der, Eriegscoiitributions- Steuer^ er 
hat die oberste richterliche und administrativei Ge^dlt, er 
vermittelt die JQagen^ Beschwerden omd Gesuche seiner Ad- 
ministrirten- bei der Pforte; in den hauptsächlichsten Plätzen, 
an denen eine Vertretung der Lateiner den Provinzial-Behor- 
den gegenüber erforderlich ist, wie in Smyrna, Adxianopel, 
Cbio3 und anderen y. unterhält er Unterbeamte, die dojrt die 
bürgerlichen Functionen, welche unter den anderen christlir 
chen Religions-Gemeinschaften den Bischöfen 2U3tehen> aus- 
zuüben haben, da die Geistlichkeit der Lateiner rechtlich mit 
ihren weltlichen • Angelegenheiten nichts zu schaffen haben 
soll. . Für die unirten ]^<;hen Asiens dagegen unterhäU der 
Yekil keiüe Unterbeamten; diese lassen sich, wie bereits be* 
merkt, in den Provinzen durch ihre Patriarchen vertreten; 
nur wenn sie weltliche Angelegenheiten bei -der Pforte zu 
betreiben haben, correspondiren sie deshalb mit dem Yekil; 
Die Isolirthext, in der sich diese Bevölkerungen an den End- 
punkten des 'Eeiches befinden, die Art von nationsjer Unab- 
hängiglceit, die sie bewahrt haben, der geringe Grad von Ci- 
vilisation, deäsen sie sich erfreuen upd der ihnen erlaubt 
sich gegen die AuTsenwelt abzuschliersen> lassen bei ihnen 
nur Bebt selten das^ BedürfnlTs entstehen, mit der Central- 
Regierung in ' Verbindung zu treten. IhrcBeziehimgen zu 
dem Yekil sind daher auch ohne alle Bedeutung.^ 

Formell und der Theorie nach ist also die btbgerliche 
Gewalt bei den Lateinern streng vbn der geistlichen gesohier 
den, in Wahrheit steht es anders.. Ehe wir uns deshalb be- 
stibtnmter erklären, ist\eiQe übersichtliche Schilderung der la- 
teinischen Hierarchie erfdr-derlich. 
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. •* An der SpHzö der lafeinischen Kirche steht der Pa- 
triarch ' vou Jerusalem^ der seinen Sitz im Jahre 1847 in 
, Folge eiiies üebereinkommens zwischen dem heiligen Stuhle 
imd» der, Pforte« eingenommen hat, ohne dafe indefs letzterer 
irgend ein Recht der Mitwirkui\g bei seiner Emennimg zu- 
stände. Ihm sind in den verschiedenen Theilen des Beiches 
die apostolischen Vicare nntörg^ordnist, von denen 6 Erzbi- 
schöfe und 10 Bischöfe in partibus sind. . 

Die Erzbischöfe sind diejemgen von Gonstantinopel, von 
Bosnien, von Antivane und von Dürazzo (beide für Alba- 
nien), von Smyyna und von Alexandrien. 

Die Bischöfe öind diejenigen von Philoppopolls, von 
Alessio, von Sayda und von Scutari (in Albanien), von der 
. Herzegoviha, von Chios, von Antura (im Libanon), von Bag- 
. dad, von Mossul imd' von Tunis. . . 

Fast alle diese Prälaten sind fremde Unterthanen und 
stehen daher in Bezug auf ihre persönlichen Angelegenhei- 
ten unter dem Schutz ihrer respectiven Gesandtschaften und 
Cohsulate; in Bezug auf die Angelegenheiten ihrer Kirche 
aber stehen sie kraft der Verbräge unter dem Schutz Frank- 
reichs und X)eötreichs, so jedoch, dais dabei Frankreich die 
. bei Weitem hervorragende und durchgreifende Stellung ein- 
nimmt. 

Die bedeutendsten Würdenträger der lateinischen Kirche 
sind der Patriarch von Jerusalem und der apostolische Vi- 
car von Constantinopel; ersterer als Haupt der gesammten 
Kirche sowie in Folge seines .Sitzes in der j^eiligen Stadt, 
wo jeder Fufsbreit Erde, jede alte Mauer ein Gegenstand des 
Streites und der Eifersucht zwischen den verschiedenen christ- 
lichen Kirchen ist, und wo ihm speciell die Huth der dem 
Katholicismus angehörigcQ heiligen Stätten obliegt. Von wel- 
cher Wichtigkeit namentlich die^ letztere ist, werden wir na- 
her bei der unglücklichen Streitfrage sehen, /die der erste 
Anlaft zu dem orientalischen Kriege gewesen ist. . Für jetzt 
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beschäfügeu wir uns hauptsächlich mit der Stellung des apo- 
stolischen Yicars von ConstantinopeL . 

Formell beschränkt sich dessen geistliehe JurisdictioA 
auf aeine Diöoese, und es steht ihm keinerlei civile Gerecht- 
same^ keine politische Gewalt zu« Allein die Diocese von 
Constantinopel ist die wichtigste der gaazrai lateinischen Sar- 
che, alle auf letztere bezüglichen Angelegenheiten müssen 
am Sitze der türkischen Begierung zur Verhandlung imd zum 
Auatrag gebrächt werden, und dies geschieht fast immer durch 
Vermittlung des apostolischen Vicars, dem die französische 
Botschaft rathend und stützend zur Seite steht. Der aposto- 
lische Vicar ist daher recht eigentlich- dec Primas der latei^ 
nischen Eirche, er ist derjenige, in dessen Händen die ob^ste 
Leitung aller der Bestrebungen liegt, wekhe der Eatholicis^ 
mus im Orient verfolgt. Durch die mannigfachen Bieziehun- 
gen, in welche ihn sein hoher geistücher Bang mit den ein- 
flufsreicbsten Persönlichkeiten der Hauptstadt bringt, nament* 
lieh auch duroh seine Bejsiehungen zu dem Personal der Iran-' 
zösischen Botschaft, ist er in den Stand gesetzt einen sehr 
bedefutenden politisch-kirchlichen EinfluTs auszuüben. In wel- 
cher Bichtung sich derselbe geltend macht, ist aus den be- 
reits bei Schilderung der armenischen Kirche angeführten 
Thatsachen ersichtbar. Es handelt sich da um eine eifrige 
Propaganda, welche einmal durch die lateinische Kirche auf 
alle akatholischen Beligions-Gemeinsch^ften der Türkei aus- 
geübt, wird, danp.aber auch zum Zweck hat, die bereits 
unirten National-]S^irchen möglichst zu latinisiren, möglichst 
eng an Bom anzuschliefsen und mö^chst vollständig von 
ihren * localen Eigenthümllchkeiten zu reinigen. DaTs eine 
solche Thätigkeit; die inmitten einer so eompücirten, von so 
verschiedenen Interessen, nationalen wie religiösen, durchwo- 
benen Gesellschaft; ausgeübt wird, in einer Gesellschaft, in 
der die Barbarei noch mit. der Givilisation ringt, in der sich 
Islam und Christenthum fast ebenso schroff gegenüberstehen, 
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si& Giiecheüthum xmd KathoUcisnms> m der die europäische 
Politik in alle inneren Angdegenheiten eines jla der heftig- 
sten Krise begriffenen Reiches eindringt, an einem Punkte, 
der auf der Scheide zwischen Asien und Europa liegt, und 

. der für die* Weltstellung zweier grolser europäischer Machte 
eine gleiche Wichtigkeit hat, dafs da — sagen wir — die 
Thätigkeit der katholischen Kirche zu den Schwierigstisn und 
verwickeltste^ Fragen häufig Anlafs ^eben muis, ist leicht 
begreiflich. Die Functionen des apostolischen ' Vioars von 
€oi^stantinöpel sind daher von der äulsersten Bedeutung, und 
erfordern die ganze geistige Kraft, die volle Gewandtheit ei- 
ner Persönlichkeit, wie sie Rom für solche Situationen zu 
finden weifs. Neben derselben kann die Rolle des Vekils 
nur eine . sehr untei-geordnete sein^ Schon als Gemeindeimir 
glied hat er sich dem Ansehen seines Bischoüs zu unterwer- 
f^n, auf seinen Rath zu hören; er entbehrt aber der Bedin- 
gungen, die eine grofse persönliche Stellung geben > und er 

. ist 4aher genöthigt, in seinen anxtlichen Angelegenheiten, so- 
bald es sich um diö Ueberwindung von Schwierigkeiten han- 

.4elt, sobald die Geschäfte aus der gewöhnlichsten^ Routine 
heraustreten^ sich auf die einzige Autorität m stützen, bei 
der er Hülfe finden kann, auf die Autorität des apostolischen 

. Vicars. IJieser. ist somit nicht nur der. Erzbischof seiner 
Diöcese, jiicht nur der Leiter . der katholischen Politik im 
Orient, sondern auch, durch die Natur der Dinge, die ent- 
schddende Instanz für alle wichtigeren, weltlichen Angele- 
genheiten der lateinischen Kirche. 

Hierzu k<Mnmt nun noch ein ganz eigenthüijilichQS Ver- 
häl^iifs. Aufser d.en Lateinern, dio ünterthanen dör- Pforte 
sind, giebt es. im osmanischen Reiche noch eine grofse, Masse 
von ansässigen Kathpliken, die imter fremdem Schutz. stehn. 

• Diese, die man im Allgemeinen Levantiner und speciell ifl 

''Constantinopd Peroten (nach der Vorstadt der Franken Per») 
nennt; bilden eine Claase von Menschen^ di,e schon seit ge- 
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raumer Zeit aus allen Theilen Europas in die Türkei ein« 
gewandert sind, und dort theils Handel treiben^ theils im-. 
Dienst der iEremden Mächte bei den Gesandtschaften und Con-.. 
sulaten verwandt werden, wozu sie sich dureh ihre Eennt- 
rdTs der Sprachen, der localen Yerhältnisse, der Personen und 
meist durch groise Gewandtheit' in den Geschäften ganz be- 
sonders eignen. Durch ihre officiellen Stellungen und durch 
ihr Vermögen sind sie oft in der Lage, sehr bedeutenden 
Einflufs ausüben zu können; da sie. von der Pforte als Fremde 
angesehen wiarden^ so erstreckt sich die Jurisdiction des Ye- 
kils der Lateiner nicht über sie; in kirehlicher Beziehung 
aber stehen!' sie unter der geistlichen Autorität des lateüii-. 
sehen Clerus, und in Constantinopel, wo natürlich die Ange- 
sehensten von ihnen wohn^i, unter derjenigen des dortigen 
apostolischen Vicsgrs. Aus diesem Verhältnifa Vermag die ka* 
tholisehe Kirche oft nicht unbedeutende YprÜieile zu ziehen; 
mrd man k^uin sagen , dafs die Feroten für den Eatholicis*- 
mus fast eben so nützlidbe Bundesgenossen im Orient $indy 
wie die Griechen für den Einflufs Rufslands. Eine jähere 
Betrachtung der Zustände der lateinischen Eirdie in Constan- 
tinopel wird die Stellung der Peroten noch deutlicher machen.-' 

Es giebt in Pera imd Galata, .d. h. in den beiden von 
den Franken bewohnten Vierteln .der Hauptstadt, 8. katholi- , 
sehe Kirchen, von denen 6 tmter französischem und 2 unter 
östreichischem Schütze stehen. Die französisohe Botschaft 
und dl« östreichische Interhuntiatnr haben in Betreff diesei* 
Kirchen dieselben Rechte der Intervention gegenüber der 
PfortGi welche nach dem Artikel XIY. des FriedeuÄ von Kai- 

i 

nardji, der übrigens durch den Pariser Vertrag nicht, attfge- ' 
hob^ ist, Bufsländ in Bezug auf Eine griechische Kirche iii ; 
Pera zustand. Der Dienst' bei 4iesen Kirchen wird vonPrie- 
Stern des lateinischen Clerus versehen, .die iast ausschliefs- , 
lieh Fremde sind und aus Fonds besoldet werden, die epjtr 
weder der Kasse der Gesellschaft de prapaganda fide ent- 
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fiiefsen odet von den in Constantinopel' wohnenden Fremden 
^sammengebracht werden. Aus eben diesen Fonds ninmit 
auch der apostolische Yicar seine Bevenüen> bezieht indefs 
aufserdem noch eine feste Besoldung von Frankreich. 

Ein ganz ähnliches YerhSltniTs wie in Betreff der Kir- 
chen und dBs Clerus in Gon^tantinop^l findet für die Latei- 
ner auch in den anderen gröfseren. Städten statt; d. L sie 
haben Antheil an Anstalten, die von Fremden zunächst auch 
for Fremde gegründet sind und unterhalten werden. Das- 
selbe ist der Fall in Seziig auf Schulen , Hospitäler , Asji- 
Säle und andere wohlthätige Anstalten. Hieraus erwachsen 
den Lateinern freilich grofse Yortheile,' indem ihre Gemein- 
den für die bezeichneten Bedürfnisse keine Kosten zu tra- 
gen haben, aber daraus folgt auch ganz natürlich, dab sie 
selbst neben. ihren fremden Gemeindemitgliederi^ im Bath 
der Gemeinde keine entscheidende Stinmie haben können. 
Sie Inüssen dort nothwendig sich vollkommen dem Cleros 
und den Levantinem, die ^e Kosten. des Gemeinwesens auf- 
bringen, unterordne. Der Unterschied aber, der theoretisch 
zwischen weltlichen und geistlichen Angelegenheiten scharf 
-gezogen werden mag, kann im Leben nicht* so gen&u fest- 
/ gehalten werden,, und das u^ so weniger in einem Lande, 
. wo sonst überall Nation und Kirche identisch sind.. So ist 
es gekommen, dafs bei den Lateinern das weltliche und das 
geistliche Regiment thatsächlich an eüien Clerus .und an 

eine £lasse. von Laien übergegangen ist, . die beide unter 

« 

'fremdem Schutze stehen. ^ 

Die Art, in welcher dieser- fremde Schutz ausgeübt 
^"wird, ist eine sehr verschiedene und. scheint einige nähere 
Jlrläuterungen zu erheischen. 

Es ist bekannt, dafs alle Mächte, welche mit der Pforte 

diplomatische Beziehungen unterhalten, mit derselben wegen 

.?iex Rechtsverhältnisse ihrer im osmanischen Reiche sich 

aufhaltenden' Unt^rthanen sogenannte Capitulationen abge- 
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schlössen haben. Diese Capitulationen waren . ursprünglich ' 
einseitige Erklärungen der türkischen Begierung, die yon den 
betreffenden Höfen acceptirt wurden; sie habm eine mit 
Verträgen yoUkonunen gleich bindende Kraft und sind die- ' 
sen in neuerer Zeit auch formell gleichgestellt. Nach dem 
Recht der Capitulationen sind die fremden Unterthanen, 
welche sich in dar Türkei aufhalten, der polizeilichen ynd 
richterlichen Oewalt ihrer respedayen Gesandtschaften und 
Consnlate solange ausschliefslidi unterworfen, als sie nicht 
entweder mit Untcfrthanen der Pforte oder mit d,em Staate 
in Conflict gerathen; ^ in den letzteren Fallen tritt freilich 
die Competens der Landesbehörden ein^ aber unter der aus- 
drncklichen Bedingung, dafs yor denselben die Fremden das 
RoQht haben, ihre Interessen durch Beamte ihrer Gesandt- . 
Schäften und Consulate yertreten 2u lassen. Die fremden 
Misfflonen untersten daher sowohl in Constantinopel als 
auch in den Proyinzen bei den iConsulaten förmlich organio 
sirte Gerichte, welche in der üblichen Qeschfiftssprache Kanz- 
leien heifsen und welche über die Unterthanen die yolle ' 
criminelle, ciyile und polizeiliche Gerichtsbarkeit solange 
ausüben, als bei den betreffenden Processen weder Unter- 
thanen der Pforte als Partheien betheiligt sind noch die 
Fremden gegen den Staat oder seine Behörden sich yergan- 
gen haben. Die Pforte stellt sogar d^i fremden Missionen 
ihre eigenen Polizeisoldaten zur Disposition, um nöthigen 
Falls mit Gewalt ihren Decreten Geltung* zu yerschaffen. Es 
versteht sich yon selbsl^ dafs die Missionen nicht nach den 
Gesetzen der Türkei, sondern nach denjenigen der Staate^, 
von denen sie abhängen, yerfahren, und man kann dahef 
sagen, dals die Fremden im osmanisehen Reiche in gewissem 
Sinne die Exterritorialität geniefsen, welche in Europa ^ur 
den Mitgliedern der Gesandtschaften zusteht. Wir wieder- 
holen indefs, dafs, wenn die Fremden mit Unterthanen der 
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Pforte Rechtsstreitigkeiteii haben, oder -wenn sie an letzterer 
Personen oder Eigenthmn Verbrechen begehen oder aber 
wenn sie politische Verbrechen gegen die Pforte begehen, 
die Entscheidung den Landesgerichten nach den Landete- 
setzen zusteht; jedoch mit der Einschränkung, dafs in jedem 
speciellen Falle die Competenz dieser Landesgerichte von 
den betreffenden >Jßesandtschaften anerkannt sein mofs, und 
daß dieselben sowohl bei Führung des Processes ihre Schutz- 

' befohlenen durch den Ratii ihrer Beamten unterstützen dür- 
fen als auch das Recht haben die Vollstreckung des Urtheils 
entweder selbst vorzunehmen oder doch dabei mitzuwirken. 
Dieses Sohutzrecht über ihre Landesangehörigen ist nacli 
den neueren Verträgen für alle Mächte, die solche abge- 
schlossen haben und sieb durch diplomatische Missionen in 
Cohstantinopel vertreten lassen, ein gleiches. Hieraus folgt 
also," dafs Beispiels halber diejenigen Priester der lateini- 
schen Kirchen, welche Franzosen sind, unter französischem, 
diejenigen, die Spanier sind, unter spanischem, diejenigen, 
die Neapolitaner sind, unter neapolitanischem Schutze stehen: 
nemlich für ihre persönlichen Angelegenheiten, nicht aber 
iüi die Angelegenheiten der lateinischen Kirche, denn ßr 
diese gehört ein besonderes Schutzrecht nach den Verträgen 
nur Frankreich und Oestreioh. Letztere Mächt leitet ite 
desfallfei'gen* Ansprüche aus den Artikeln XIII. der Friedens- 
verträge voix Carlowilz und' PassarÖwitz, dem\ Artikel ß. 
des Ve/trages von Belgrad und dem Artikel XIL des Ver- 
trages von Sistowa her; Frankreich schöpft sein Recht so- 
wohl atte den älteren Capitulationen, namentliclL also den 

. im Jahre 1535 von Franz L mit Solioian II. vereinbarten, 
als auch denjenigen Heinrich*s IV. mit Ahmed L vom i^^ 
1604, denjenigen Ludwig's 'XIV. mit Mehemed IV. vom Jahre 
1673, vorzüglich aber denjenigen Ludwig's XV. mit Mah- 
Aioud I. vom Jahre 1740. 
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In diesen ver^Uedenen Tractaten garantirt die Pforte 
die freie und ungefährdete Ausübung der katholischen Re- 
ligion in dem osmanischen Reiche, jedoch nicht ganz in der- 
selben Weise gegenüber den beiden Mächten. In den fran-^ 
zosischen Capitulationen und zwar namentlich in denjenigen . 
von dem Jahre 1740 wird zuerst besonders hervorgehoben, 
dafs in Folge der ycm Alters her zwischen dem Sultan und 
dem Kaiser von Franb-eich bestehenden Freundschaft es den 
der Ff (Hie feindlichen Nationen, d. h. demjenigen die in k^- 
nen diplomatisthen Beziehungen, ^mit ihr ständen,, erlaubt 
gewesen sei, unter französischem Schutz in der Türkei Han- 
del zu treiben und sich dt^ aufzuhalten. Es sollten daher 
die desMsigen kaiserlichen Bestimmungen in voller Kraft 
erhalten werden; namentlich aber sollte «ich Niemand dem 
widersetzen, daTs Bischöfe imd andere katholische Ge^tliche, 
welche dem Kaiser von Frankreich untergeordnet seien, weil- 
eher Nation sie auch immer angehören möchten, 
ilu'en Gottesdienst in den Localitäten, in deren Besitz sie 
sich von Alters her befanden, . ausüben dürften, so lange 
sie sich dabei in den. Schranken ihres Amtes hielten. 

So ist also aus der Berechtigung Frankreichs, Fremde 
in der Türkei überhaupt in Schutz zu nehmen, das andere 
^ßcht entstanden, den katholischen Clerus jeder Nationalität 
^ der Ausübung seiner Religion zu schützen, insofern der- 
selbe sich Frankreich imterordnet Es kann keinem Zweifel 
^terliegen, d^fs die Pforte damals nur die fremden Geist- 
lichen dem Schutze Frankreichs zu unterstellen gemeint ge- 
wesen ist, denn sie erkannte im vorigen Jahrhundert das 
rechtliche Bestehen einer katholischen' Nation und Kirche 
^ter ihren eigenen TJnterthanen noch gar nicht .an. Da 
^er Katholicismus aber dennoch in Wirklichkeit bereits 
^e Religion . gewisser Fractionen der Rajahs wsa*, da die 
fremden Priester femer- sich mit Erfolg bemühten,' ihrer 
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Kirche immer neue Anhänger in der Türkei zu gewinnen, 
und da Frankreich seinerseits die Capitalationen dahin aus- 
legte ^ dafs ihm der Schutz über die katholische Kirche im 
Orient überhaupt zustehe^ so ist durch die Gewohnheit das 
. Recht dahin unangefochten festgestellt, da& die Geistiichkeit 
der lateinischen Kirche, als derjenigen die ursprünglich le- 
diglich eine fremde war^ in Bezug auf die Ausübuiig. ihrer 
Religion imbedingt unter dem Schutz Frankreichs steht, dab 
die Pforte aber auch die Vorstellungen der fra^ozösischeo 
Botschaft zu Gunsten der mit Rom unirten National-Eirchen, 
in sofern es sich dabei um die katholische Religion handelt 
in Erwägung zu nehmen verpflichtet ist. Dafs Frankreidi 
- aber in Betreff der weltlichen Privilegien der katholischen 
Unj;erthanen der Pforte ein .Schutzrecht zustände, kann theore- 
tisch nicht aus dem Wortlaut der Gapitulatioiien hergeleitet 
werden und ist in neuester Zeit von der französischen Be- 
gierung officiell in Abrede gestellt worden. Wenn man aber 
erwägt, in wie engem Zusammenhange im Orient überall das 
Geistliche mit dem. Weltlichen steht, und wie dort das nationale 
Element von dem kirchlichen im Leben kaum getreimt werden 
kann, wenn man femer beherzigt, dafs die römisch-k&tholische 
Kirche mit Entschiedenheit dahin arbeitet, die unirten Na- 
tional -Kirchen zu latinisiren und die weltliche Adiiiinistra- 
tion der Völkerschaften durch eine eng . an Rom gekoüpfi^ 
Hierarchie zu beherrschen, und dafs sie in diesem "StrebeD 
von Frankreich unterstützt wird, so erklärt es siqh leicht, 
dafs, wenn auch nicht dem t)ieoi6tischen .Rechte nach, ^ 
doch in der Wirklichkeit die katholische Welt des Orients 
überhaupt und in jeder Hinsicht unter franzosischem Schutze 
steht. Diese Thatsache lebt auch in der Ueberzeugang des 
Volkes; wie der Grieche in RuTsland. seinen natürlichen Ff^ 
tector sieht, so der Katholik^ in Frankreich. Von welcher 
Bedeutung die populäre Ueberzeugung aber gewesen iat, 
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lehrt uns ein europäisches Documenta das londoner Proto- 
coli vom 3. Februar 1830 ^ in d^m sich die Repräsentanten 
Ton ßrofsbritannien, Frankreich und Rofsland dahin äufsem: 
^dafs seit mehreren Jahrhunderten Frankreich, als in Besitz 
der Ausübung einer speciellen Patronage der dem Sultan 
unterworfenen Katholiken befindlicb, dieselbe in die Hände 
des zukünftigen Souveräns von Griechenland niederlegt, so- 
weit die Provinzen, welche den neuen Staat bildeli sollen, 
dadurch berohrt werden.^ 

Dieses Docunxent enthalt eine ausdruckliche Anerkenn 
nung des französischen Protectorats über die Katholiken im. 
Orient in seiner weitesten Ausdehnung seitens Englands^ 
und KuTslands, denn offenbar wurden diese Machte keine 
Veranlassung gehabt haben, die theilweise Entsagung Frank- 
reichs auf ein Recht zu acceptiren, das ihnen nicht begrün- 
det geschienen hätte. Die französische Regierung hat nun 
freilich in der Zeit, als RuTsland das Protectorat über die 
griechische Kirche beanspruchte, auf eine solche Ausdehnung , 
des ihr zustehenden Schutzrechtes der . katholischen Kirche 
im osmanischen Reiche verzichtet, aber es ist dies nicht in 
einer Eonn geschehein, welche geeignet wäre, internationale 
Verpflichtungen zu begründen. 

Viel bestimmter, als die franzosischen Capitukitionen 
sprechen sich, die Verträge Oestreichs über das dieser Macht 
zustehende Schutzrecht aus. So heifst es namentlich in dem 
Artikel Xu. des Vertrages von Sistowa: ^In Betreff der Aus- 
übung der christlich -katholischen Religion im osmanischen 
Reiche, ihrer Priester, ihrer Anhänger (ses sectateurs), der 
Erhaltung oder Herstellung ihrer Kirchen, der Freiheit des 
Cultas und der Personen, des Besuchs ^ond des Schutzes 
der heiligen Stätten zu Jerusalem und anderer Oerter, er- 
neuert und bestätigt die hohe Pforte, nach der Regel des 
strioten $taius quo, nicht nur die durch den Artikel IX. des 
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Belgrader Vertrages dieser Religion zugesicherten Privilegien, 
sondern, anch die später durch Firmane oder andere souve- 
räne Akte zugestandenen Rechte..^ 

' Aus einer solchen, in einem, feierlichen Friedensver- 
träge enthaltenen Stipulation vTurde rieh allerdings fOr Oest- 
ireich ein allgemeines Protectorat über die katholische Kirche 
und die Katholiken im Orient , mögen rie nun tJntertha- 
nen der Pforte oder Fremde sein, folgern lassen. Es lag 
indefs nicht in der Politik des Wieüer Gabinettea, diese Fol- 
gerung zu ziehen und sich damit in die inneren Angelegen- 
heiten äes osmanischen . Reiches einzumischen. Ohne .eine 
grofse Seemacht konnte Oestreich in den seinen. Grenzen fern 
• liegenden türkischen Prorinzen keinen bedeutenden Einfinfs 
gewinnen, es sah mit Besorgnifd dem Augenblick ^gegeo, 
wo die Pforte dort nicht mehr im ^Stande sein w&rde, ihre 
Herrschaft aufrecht zu erhalten, und wo ausgebrochene Un- 
ruhen andei^ßn Mächten Veranlassung zu einer für die Inte- 
grität des osmanischen Reiches geföhrlichen Intervention ge- 
ben könnten; Oestreich hielt sich daher moglichist fem von 
allen den brennenden Fragen, welche das Erwachen des na- 
tionalen Lßbens der christlichen Bevölkerungen in der Türkei 
hervorrief imd welche die innere Krise erzeugt haben^ die 
durch den letzten orientalischen Krieg sicherlich noch nicht 
beseitigt ist. Niemand konnte dein Fürsten M^ttemicb den 
Vorwurf machen, daTs er einem sentimental^i EAthusiasmus 
für* das Loos unterdrückter Völker die Grundsätze einer con- 
servatiyen, für die allseitige Erhaltung des tractatemnäfsig 
feststehenden territorialen Bestandes besorgten Politik g^ 
opfert hätte. Oestreich hatte vielmehr ein lebhaftes Intäresse 
daran, dafs der %iafui, quo im Orient erhalten bliebe und 
es vermied deshalb irgendwie durch seine Haltung zur Kräf- 
tigung derjenigen Elemente beizutragen, die an xier Auflö- 
sung des osmanischen Reiches arbeiteten. Aus diesen Grün- 
den stand der Wiener Hof davon ab, die Bestimmungen des 
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Friedens von Sistowa zu GunsteD der Bestrebungen ckes Ea- 
tholicismus in einer Weise auszubeuten, ^reiche die Verle- 
genheiten der Pforte noch hätten' vermebren müssen; er that 
dies um 60 mehr, da ihm im entgegengesetzten Falle doch 
nur die zweite Rolle neben Frankreich zugefallen wäre, und 
er Iceme Ursache, fand, durch seine Unterstfitzung den Ein- 
Attfs dieser Macht noch zu verstärken. 

Oe^eich hat sich darauf beschränkt, das ihm isustehende 
Schatzrecht über die seinen Grenzen naheliegenden, katholi- 
schen Bevölkerungen auszuü*ben. Es scheint^ dafs ihm in 
dieser Beziehung auch noch bei Gelegenheit der Sendung des 
6nifen Leihingen im Jahre 1858 weitgehende Zusicherungen 
von der Pforte gemacht sind. Schon die Sorge um die Er- 
haltong der Ruhe in ihren eigenen Provinzen legte ^er kai- 
serlichen Regierung die Pflicht cmf, darüber zu wachen, dafs 
die slayischen Stämme der Türkei, wie die Bosnier und Croa- 
ten, welche nur die Grenze von ihren Stammverwandten in 
Oestreich trennt, durch das Medium des religiösen Schutzeit 
nicht dem Einflufs einer anderen Macht verfielen. Man mochte 
darauf verzichten, sich mit der aggressiven und propagandi- 
stischen Richtung des Eatholicismus in Constantinopel zu iden- 
tificiren, und sich dadurch in unangenehme Streitigkeiten mit 
der Pforte zu verwickeln, aber man gab eine unjaittelbare 
Einwirkung auf die Localbehörden. in den Grenz-Prövinzen zu 
Gunsten der Katholikcjn nicht auf j im Gegentheil, je discre- 
ter man sich von. dem allgemeinen Felde der kirchlichen Po- 
litik zurückzog, um so entschiedener machte man durch das 
Ofgan der Consnlate, ja selbst durch die Beziehungen^ wel- 
che sich an der Grenze zwischen den rein i^nneren Behörden 
<ier beid^ Staaten gebildet haben, und die man zu verviel- 
fältigen bemüht ^war, in vollem Maafse das vertragsmäfsige 
Schützr^cht über die katholische Kirche in Bosnien und der 
Herzegovina geltend. Es waren dabei dieselben politischen 
Motive bestinlmend,- die die Intervention zu Gunsten Monte- 
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aegro's im Jihre 1853 .vemnlafst kaben«. In det That wurde 
man die ostreichische Politik gewifs imrichtig b^utheiien, 
wollte' man sie- beschuldigen, dafs sie mit dem Hintergedan- 
ken, ans dem Zusainmenstorz des osmanischen Reiches Yor- 
theil zu ziehen, an dessen Untetgange arbeite; im Giegentheil, 
die Aussieht atfif • ein solches Ereignifs ist geeignet, das Wie- 
ner Cabinett in hohem Grade zn beunrohigen; allein dieses 
Cabinett darf darum doch die eixmial bestehenden Üiatsäch- 
lichen Verhältnisse nicht verkennen^ es darf sich dem Ge- 
danken nicht verschliersen, daTs in einer mehr 4)der weniger 
fernen Zeit grofse Erschütterungen der Türkei bevorstehen 
können, und für solche Eventualitäten muTs es darüber wa- 
chen, dafs die an seinen Orenzen wohnenden christlicben Be- 
völkerungen sich seinem Einflufs nicht entziehen^ inn dem- 
jenigen anderer dächte anheim^ufall^ durch deren Bestre- 
bungen der ostreichische Staat schon jetzt in vielen seiner 
Theilo sich nur zu verwundbar zu fühlen sdieint . 



Die Rrage der hettigaa SUtten. 

l^acUem der Islam die Vormauer des christlichen 
Europa's, das byzantinische. Reiche zerstört und die orienta- 
lische Kirche sich unterwürfig genaacht, hätte man glauben 
sollen, dafs Angesichts eines so grofsen Unglücks der grie- 
cliisclien Nation und der Gefahr, die der ganzen Chrisjtenhdt 
zu dri^en schien^ die kirchlichen und confessionellen Strei-^ 
tigkeiten ruhen und die alte Eifersucht zwischen Rom und 
Byzanz verschwinden, würde. Allein^ dem ist durchaus nicht 
so gewesen; die griechische Kirche hat unter der muselmja^ 
nisclren Herrsoliaft fest an der Trennung vom Katholicismus 
gehalten; ja den Griechen schien der Verlust ihrer nationa- 
len Selbstständigkeit^ schien die Unterordnung ihrer Kirche 
unter die Oberhoheit des Sultans ein . geringeres Uebel zu 
sein, a-ls die Anerkennung des römischen Primates. Auf 
der anderen Seite konnte sich auch die katholische Welt 
zu keiner Anstrengung . ermannen^ um die orientalischen 
Christen von- det Knechtschaft zu befreien, der sie erlegen 
^^en, Europa begnügte sich damit, den Angriff der Mos« 
lems zurückzuweisen,^ ohne gegen dieselben die Offensive zU 
ergreifen; bald knüpften die verschiedenen Mächte sogar 
freundfichafüiche Beziehungai mit der Pforte an; politische 
Erwägungen verdrängten immer mehr die religiösen Anti^ 
paihien, bis man denn in unseren Tagen dahin gekommen* 
lat, durch feierlioh«a Vertrj^ das osmanische Reich formlich 
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in das politische Staatensystem Europa's aufzunehmen. Ja 
man kann sagen^ dafs heute das Verhältnifs zwischen der 
Pforte und dem päpstlichen Stuhle ein weit freundlicheres 
als dasjenige ist^ in dem sich der letztere zu dem griechi- 
schen Patriarchat von Constaintinöpel befindet. 

Wir müssen auf eine Untersuchung der religiösen Grunde 
verzichten, die sich der Vereinigung der beiden Kirchen 
widersetzen. Dem Philosophen und dem Dogmaliker mögen 
diese Gründe von keiner grofsen Bedeutung zu sein schei- 
nen; vom politischen Standpunkte aus kann man nicht um- 
hin es als eine gewichtige Thatsache anzuerkennen, dafs in 
dem BewuTstsein der Geistlichkeit und der Nation die Ab- 
neigung gegen die Beschlüsse des Concils von Florenz jetzt 
noch ebenso lebendig fortlebt als wahrend' des XV. Jahr- 
hunderts. Beligiöse Gegensätze sind eben unendlich viel 
schwieriger zu versöhnen als widerstreitend« Interessen, denn 
die. Kunst auch des gewandtesten Unterhändlers vermag 
nichts gegen die Stimme des Gewissens, und dms Atgoment 
des Vortheils verliert seine Kraft, wenn es sich in der TJeber- 
zeugung d^ Völker um ewige .Wahrheiten handelt. Da6 
die Beligion aber tief und fest gewurzelt ist in den Herten 
der orthodoxen Christen des Orients, das wird Niemand leug- 
nen wollen, der auch hur kurze Zeit unter äinfen verweilt 
hat. Freilich ist diese Religion^ vielfach mit Aberglauben 
gi^scht, fireilich ist die Masse nur zu einer sehr unvoll- 
l«0iiumn6n ErkenntniTs ihrer wichtigsten xmd heiligsten Leb* 
retk gelangt, freilich finden 'sich bei ihr mehr äufsere Cere- 
xQOtden und Gebräuehe als wahrer Glaube, mehr FanaüS' 
mos als christliche Tugend, aber^ der Krebssehade eines fri- 
volen Indifferentismus, der an der civilisirten Gesellschaft 
Eurrejpa's nagt, ist im die griechische Kirche noch nicht ein- 
gedmpgen. Je ättTserlicher, je fknatisoher, je abergläubischer 
*die religiösen IJeberzeugungen sind, je entschiedener i$t ihre 
Abtieigung gegen jede andere und namentlich gegen die h- 
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thoüsche Kirche. Die QrthodosLen bücken daher mit der 
reizbarsten Eifersucht aof deren immer mehr nm sich grei- 
fende Niederlassungen im osmaniscken Reiche; und da sich 
bei ihnen das nationale Element mit dem kirchlichen iden- 
tificirt hat/ so fliefsen der Intensivitat ihres Widerstandes 
gegen den Katholicismus stets neue Kräfte aus den beiden 
ergiebigsten Quellen des menschlichen Herzens zu. Die Be* 
strebimgen der katholischen Kirche werden von den Oiie' 
eben mit dem lebhaftesten Argwohn beobachtet, jeder Er- 
folg derselben erscheint ihnen als eine Niederlage ihrer eige- 
nen ^iicbe, und die Nation ist der äuTsersten Anstrengun-» 
gen fähig, wenn es sich darum handelt, die Fortschritte des 
katbolischen Clerus zu bekämpfen. Man wird daher er-^ 
messen können, mit wie leidenschaftlicher Aufregung sie alle 
die Fragen erörtern, welche sich auf die rechtüchen Stel- 
lungen der beiden Kirchen beziehen. Eine solche Frage war 
diejenige des Streites< um die heiligen Stätten in^ Jerusalem. 
Obgleich anscheinend unbedeutende Gegenstände* yOT\$igaia, 
so sahen doch sogleich alle aufmerksamen Beobachter dör 
orientalischen Zustände, dafs die wichtigsten politischen In^ 
teressen damit verknüpft seien, dafs es sich da um «einen 
Kampf zwischen grofsen religiösen Oegensätzen, um ein Rin- 
gen des französischen mit dem russischen Einfluis handelte. 
Sir Stiatford Canning schrieb seiner Regienukg ; herelts am 
ä* Juli 1850, da£B nach der aUgemeinen Ueberzeugung die 
gnecbische Kirche und Nation jeden Nerv bis auf das Aeu* 
fäerste anspannen würden, um sich in dem ihnen zur Zeit 
günstigen Besitzstande zu erhalten. Die l&reignisse haben« 
^ie Yoraussicht des englichen Diplomatein in vollem Malse 
gerechtfertigt, ber Orient gerieth durch die Fri^e der hei- 
ligen Stätten, in eine Verwirrung ^ die nur mit , einem ge- 
^dtigen Kriege ihr Ende erreicht hat. Diese Frage ist 
darum ganz besondiHrs geeignet, die in den Torhergehendffli 
Abschnitten geschilderten, rechtlichen und politischen Ver- 
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hältnifise in ein lebendiges Licht zu atelleti.--Wir wagen es 
daher. unseren Lesern eine ScMIdBmiBg der bezüglichen Ver- 
handlnngen in dem Zeitabsehjpdtt vom Jahre 1850 his 1853 
zu unterbreiten; wir werden jedoch bemüht sein, ein un- 
nöthiges Eingehen auf Einzelheiten, die ein, nur locales In- 
t6resse bieten, zu vermeiden und hauptsachlich diejemgen 
Punkte zu beleuchten, die für die -Stellung d^ Pforte zu 
den streitenden Religions-^Partheien und zu den dieselben 
beschützenden fremden Mächten von Wichtigkeit sind. 

Im Jahre 1740, al^ die Regierung Ludwigs XY. mit der 
Pforte die Capitulationen absichlofs, dere» wir bereits früier 
Erwähnung gethan haben, besafs die lateinische Kirche zu 
Jerusalem gewisse Heiligthümer, die ihr später an die Grie- 
chen verloren gegangen sind. 

Diese Heiligthümer waren die folgenden.: 

Die grofse Kirche zu Bethlehem. 

Das Heiligthum der Geburt, mit dein. Rechte, dort einen 
neuen Stern aufz^stelleu, die Tapeten der Gi^ptte zu ändiern, 
überhaupt da^selbst wie die ausachli&blichen Besitzer zu 
v^ahren. 

Das Gra^b der heiligen Jung&au. 

Der Stein der Salbung. 

Die sieben Gewölbe der heiligen Jungfrau in der hei- 
ligen Grabes -Kirche. 

Das. heilige Grab, namentlich aber die grofse Kuppel 
über demselben. Diese war im Jahre 180& durch eine 
Feuersbnmst zerstört ^und seitdem von den Griechen vn»r 
der aufgebaut worden.. Da ^ sie sich jtmn neuerdings in grofser 
Baufalligkeit befand, so beanspruchten die Lateüier für sich/ 
das Recht, sie in dem Zustande, in dem sie vor dem Braade 
von 1808 gewesen war, wiederherstellen zu dürfen. 

Diese Heiligthümer sind in einer Note des französischen 
Gesandten General Aupick an den daniialigen Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten der Pforte Aaly Pacha vom 
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28. Mai 1850 aufgezählt - Spater ist die . Auf2ählttQg ver- 
Tollstandigt und sind eine Menge von Einzelheiten vuber den 
Besitzstand der heiligen Statten im Jahre .1740 in. und 
aoTserhalb Jerusalems hinzugefogt worden. Für unseren 
Zweck genügte, es^ das WesNitliehe anzufahren. Die Note 
ides Generals Aupick verlangte die Wiederherstellung des 
Siohs quo Ton 1740 und stützte sich deshalb auf- da^ Ar- 
tikel XXXHI. der angefahrten Capitulationen. Die betref- 
fende Stelle dieses Artikels lautet in wottlicher üebersetzung 
falgendennafsen: 

„Die lateinischen Monehe^ welche gegenwärtige wie zu 
allen Zeiten , innerhalb und auTserhalb Jerusi^ems und in 
der Eirche des heiligen Grabes, genannt Gamanie, residiren, 
werden im Besitz der Pilgerstätten, die sie innelmb^n, * in 
derselben Weise wie seither verbleiben.'* 

Die französische Regierung machte also in officieller 
Form ein ihr vertragsmäfsig unzweifelhaft zustehendes Recht 
geltend, indem sie zu Gunsten der k^tholiscben Eirche 
eine Abänderung in dem. Besitzstande der heüigen Stätten 
verlangte. Welches ihre^ höhereiL Motive dabei gewesen 
sein mögen, ob sie die Absicht gehabt, im Interesse der 
Befestiginng- ifarCT Innerei Zustände sich den Clerus beson- 
ders günstig zu stilnmeli oder durch einen- kühnen und ener- 
gischen Handstreich ihren Einflufs im Orient zu hebeü, lassen . 
wir dahingestellt: nur so- viel steht unzweifelhaft fest,> dafe 
Frankreich durch die Anregung der Heiligen- Stätten-Frage 
der aggressiven Richtung der katlioli&chen £irche in der Tür- 
kei seine entschiedene Unterstützung liehe Wenn > behauptet 
worden ist, dafs maii in .gehässiger ♦ Weise gegen eine An- 
gelegenheit Bedenken erhoben habe,' bei der es sich lediglich 
^ imbedeuteikde Berechtigungen einiger Jtemäet Priester 
gehandelt hätte xind durch welche^ die inneren Zustände des 
osnianifichen Reiches gar iiicht^ berührt wären, so mufs das 
durchaus in AT)rede gestellt werden. Wir glauben in dem 
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Torhergehenden Abschnitte' zui Genüge u^chgegMriesen zu 
haben > 'in wie genauepi ^usammenhaage die lateinische 
Kirche mit dem inneren Organismus; der dem Sultan unter- 
gebenen christlichen Bevölketungen bereits steht, und me 
alle ihre Bemühungei;i darauf ausgehen, unter denselben ihren 
EinfluTs imm^r mehr auszudehnen und durch eine eifrige 
Propaganda immer neue Anhauger zu gewinnen.' Es kann 
wohl keinem Zwe^el unterliegen, dai's. nichts geeigneter ge- 
wesen wäre sie in dieser Tendenz zu stärken, als ein Tri- 
uniph über die orthodoxe Kirche in einer Frage, die die 
Aufmerksamkeit der ganzen christlichen Welt auf 'sich ziehen 
muTste, als eine Zurückeroberung von Heiligthümem, welche 
der Gegenstand der Verehrung aller Christen sind und welche 
die Griechen nicht ohne die tiefste Erniedrigung hatten auf- 
geben können. Das Ansehen der katholischen Kirche hatte 
dadurch bedeutend steigen und die Gemüther der Orienta- 
len für ihre Lehren empfanglicher werden müssen^ 

Diese. Seite der Erage konnte die Pforte bei Erwägung 
des Ton Frankreich an sie gestellten Verlangens nicht am 
dem Auge 'blassen. Sie miifste in Ueberlegung zidien, ob 
es- in ihrem Interesse, lag, die Bestrebuijigen einer Kirche 
zu beiordern, auf deren Regin^ient ihr gar kein Eiilfluis zu- 
steht, deren Bechte vielmehr tmter den vertragsmälsigen 
Schutz fremder Mächte gestellt sind. Lag nicht in einer 
Erweiterung der Herrschaft dieser Kirche zugleich ein er- 
höhter Anlafs für die Einmischung des katholischen Aus- 
landes in die i^ner^n Angelegenheiten djss BeichesP. 

' E!etner entging es der Pforte, nicht, dafs, wenn sie dem 
Verlangen des Katholicismus gerecht Wurde, dies unter deB 
12 Millionen ihrer griechischen Unterthanan die .äuJserste 
Unzufriedenheit hervorrufen würde. Letztere konnfen. ihr 
mit vollem Rechte vorhalten, dafs die Erwerbungen, die sie 
übei* die Katholiken seit dem Jahre 17.40 gemacht hatten, 
durch eine- lange ßeihe von kaiserlichen Hattl-Cherift's ^^' 
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stätigt worden waren/ und daTs es daher der Pforte nicht. ^ 
freistand^ den neuen Status quo als einen ungerechten wie* 
der abzuändern und den Griechen einen Besitzstand zu ent- ' 
reifsen^ dessen RechtmäXsigkeit sie selbst in feierlichster Weise' 
anerkannt hatte. 

Wenn sich die türkische Regierung schon aii und für 
sich über die Gefahr nipht täuschen konnte^ die aus einer 
Verletzung, des religiösen Gefühls der zahlreichsten iekte 
ihrer christliehen ünt^iihanen für sie entstehen muiste, so 
gewann diese Gefahr noch eine besond^^ Bedeutung durch • 
das Interesse^ welches Rufsland unzweifelhaft an der gan*- 
zen Frage zu nehmen berufen war. In der That war es 
undenkbar, däis der Cs^ar ruhig zusehen würde, wenn/man 
den Bekennem seines eigenen Glaubens Heüigthüjner - ent- 
zöge, die ihm nicht miüder theuer ^raren als den Orienta^ • 
len. Mofste er nicht als das Haupt der russich- orthodoxen 
Kirche tief die Erniedrigung nütfühlen, welche deren älteren- 
Schwester, der griechischen Kirche, ange^han würde? Konnte 
man erwarten, dafs das Petersburger "Cabinett seine traditio- 

' ff 

nelle Politik aul^eben und sich gegen die Rechte und' Pri- 
vilegien der Griechen gleichgiltig zeigen würde? 

Keine, dieser Erwägungen ist 'sicherlich einem so weit- ' 
sichtigen Staätsmanne wie Aaly Pacha entgangen. Dem- ^ 
ohngeachtet lag ein unleugbarer Rechtsanspruch vor,^ den 
Frankreich mit/grofser Entschiedenheit geltend machte. Sein 
Verlangen unbedingt abzuweisen schien, unmöglich, wenn 
niau die Pforte nicht plötzlich und unvorbereitet mit einer , 
Maebt yerfeinden wollte, deren freundliche. Gesinnipigen sich 
zu erhalten man ein grofses Interesse hatte. Dazu kam, dafs 
Frankreich sich über die angeregte Frage ^ mit den and«re(Q 
katholischen Machten und namentlich mit Oestreich verstän- 
digt hatte, w^elches die französische Forderung durch eme 
Note seines Geschäftsträgers Herrn von Kletzl vom 3. Fe- 
^niar 1851 unterstützen liels. 



t t 



122. . - . 

^ Unter diesen Umständen ergriff die Pforte einten Aus- 
weg, der zunächst einem Bruch mit Frankreich vorbeugen, 
für eine Lösung der sachlichisn Schwierigkeiten aber. einen 
längeren Aufschub Verscfhafien sollte. Man erkannt^ das ans 
d^n Verträgen entspringende Becbl Frankreichs an, bddelt 
aber weiteren Erwägungen und Untersuchungen^ vor, die An- 
wendbarkeit dieses Bechtes, namentlich gegenüber den yer- 
schi«denen von den Sultanen erlassenen Hatti-Cheriffs, fest- 
zustellen. Es geschah dieses mittelst Not^i^des Ministers 
der auswärtigen Angelegenheiten vom 30. December 1850 
und vom Jxmi 1851. - , 

Freilich liefSjen sich gegen dieses Auskunftsmitt^l man- 
nigfache Bedenken geltend macheu./ Durch die v Anerken- 
nung des- Bechtes Frankreichs brachte man diese. Macht von 
vorneherein in die Lage, auf ären Forderungen gebieteriscli 

. ZU bestehen ; man schwächte die eigne Widerstandsfähigkeit bei 
den Verhandlungen und setzte sich der Glefahr eines morar 

r lischen Druckes aus, dem^ wie vorauszusehen war, das Drän- 
gen einer anderen Macht entgegengesetzt, werden würde. 
Man gab gegen sein Interesse im Principe nach, und bofste 
dadurch die Bundesgenossenschaft der eigenen Unterthanen 
und> Bufslaflds ein. .Aber man ging, doch augenblieklicli 
einer gefährlichen Verwickelung aus dem 1Vege und gewann 
Zeit. Letzteres ist in. der Politik- fast immer ein Vortheil, 
auf den sich Niemand so gut versteht^ als^ie Türken^ 

Indessen traten die Verlegenheiten, die der von der 
Pforte eingenommene Standpunkt ihr bereiten muiste, gleich 
anfangs hervor. Sie hatte das «us dem Vertrage fliefsende 
Becht zwar anerkaimt; aber zugleich erklärt, dafs sie einer 
gemischten Commission den Auftrag^ geben würdet die Fir- 
mane imd sonstigen rechtsgiltigen Aktenfitüoker aus der Zeit 
sowohl vor als nach dem Vertrage mit Frankreich einer 

'grändlichen Berathxmg zu unterwerfen, um die respectiveü 
Bechte der verschiedenen Beligions-Gemabischaften, in deren 
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Besitz die Heiligtbümer in Jeraaalem sich befanden, festasu- 
stellen. Französischer/ Seits wurde sofort von der Aner- 
kennung des. internationalen Rechtsatandpunktes zwar Akt ' 
genommen, dagegen ein Protest gegen die Annahme erhoben, 
als könnten die den Lateinern durch Vertrag garantirten 
Rechte durch spätere, einseitige Verfügungen der Pforte auf- 
gehoben sei^. In der Thaiv das Verlangen Frankr^hs hatte 
ja eine InstÜütio in integrum zum Zwock, das hei£st eine 
Beseitigung aller der sedtens der Pforte zu Gunsten der Grie- 
chen und mit Verkürzung der Lateiner, in Widerspruch mit 
den Capitulationen gemachten Zugeständnisse. Daher be- 
hauptete General Aupick ganz consequenti- die Unter3uchuBg^ 
äei Aktenstücke dürfe nur aus dem Gesichtspunkte unter- 
nommen wenden, den factischen Statut quo von 1740 fest- 
zustellen; alle späteren Verordnungen seien für die vorlie- 
gende Recjitafrage ohne Bedeutung , und lägen daher auch 
auiserhalb der Gompetenz der einzusetzenden Cojnmission. 

Die Pforte vermied es, auf diesen Protest näher einaai* 
gehen, ernannte die Mitglieder der verheifsenen Commission, 
die aus den Vertretern der griechischen Kirche, aus den De- 
legirten der französischen Bojschaft zusammengesetzt und Von 
einem Beamten der Pforte präsidirt wurde. 

In dieser Commission kam nun der Widerspruch zwi- 
schen dem aus dem Vertrage abgeleiteten Rechte Frankreichs 
^d den Ansprüchen, welche die Unterthanen des Grofsherrn 
aus den ihnen, durch souveräne Akte verliehenen Privilegien 
Wleiteten, abermals zur Sprache. Allein darauf beschränkte . 
man si«h, nicht, sondern griechischer Seite wurde auch her- 
vorgehoben, dafs es sich nicht blos darum handeln könne, 
den factischen Status quo von 1740 festzust^en, sondern 
daTs es darauf ankomme, dessen rechtliche Gültigkeit zu be- , 
weisen. Wollte man> so folgerten die Griechen, die. Bechts- 
bäftigkeit von einem durch langen Besitz geheiligten Zu- 
stande bestreiten, so «ei nieht einzusehen, warum man ge- 
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rade bei dem Jahre 1740 stehen bldbeii solle. Habe der 
Sultan seit diesem Jahre nicht das Kecht gehabt, über die 
heiligen Statten nach Belieben za Terfogen, so müsse aach 
die Frage entsdiieden werden , in wie weit er damals be- 
rechtigt gewesen sei, wegen derselben Yerbindliehkeiten ge- 
gen eine fremde Macht einzogebn« Es müsse dann imter- 
sacht werden: nicht, welches der Besitz der Lateiner im 
Jahre 1740 gewesen sei, sondern welche Berechtigung sieza 
diesem Besitz gehabt hatten. Es sei aber ganz offenbar, dab 
ihnen eine solche in keiner Weise zur Seite gestanden. Ein 
Hatti-Cheriff vom Jahre 15 der Hegira» oder 636 der christ- 
lichen Zeitrechnung vom Khalifen.Omar I. nbwweise das hei- 
lige Grab und seine Dependenzen ausschliefslich dem grie- 
chischen Patriarchat; die Sultane sei^n die NaicUolger der 
Khalifen, und die Ges^ze der letzteren müfsten fmr die Pfcffte 
nicht nur den Character rechtskräftiger Verbindlichkdteii, 
sondern selbst durch die* Religion, geheiligter Yorschrißen 
haben. Hieraus gehe hervor, dafs der Besitzstand der La- 
teiner im Jahre 1740, wie ihn die französisclLe BegLemog 
darstelle, eine rechtswidrige, nichtige Usurpation gewesen sei 
und dafs daher alle wegen Erhaltung eines 90 cechtswidri- 
gen Zustandes eingegangenen Verpflichtungen von derselben 
Nichtigkeit betroffen würden. Wenn man nun erwägt, dals 
die Pforte ursprfinglidi alle mit Ungläubigen, mochten si^ 
ihr nun bereits unterworfen sein oder ihre Unabhäpgigkeit 
noch bewahrt haben, abgeschlossenen Verträge in dieselbe 
Kategorie stellte, dals femer die Gapituiationen von 1740 
ebenso als der Hatti-Gheriff von 636 in- der Form ein^ ein- 
seitigen Erklärung erlassen waren, so wird man zugeben, 
dafs die Schlufsfolgerungen der Griechen wohl berechnet wa- 
ren, auf die Türken Eindruck zu machen. 

Demohngeachtet schien die Pforte anfangs nicht abge- 
neigt, dem entschiedenen, und man kann wohl sagen hefti- 
gen Andringen Frankreichs nachaigeben. Die Sitzungen der 
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C(HDiEiis8ion nahmeu einen für die französische Gesandtschaft 
befriedigenden Verlauf, und dieselbe schmeichelte sich mit 
derHofihting, wextn auch nicht alle ihre Forderungen er£äilt 
ztt sehen, doch immerhin bedeutende Zugeständnisse zu er- 
langen. Nicht nur die Lateiner, sondern die ganze katholi- 
sche Welt nahm den lebhaftesten Antheil an dieser günsti- 
gen Wendung der ^ Dinge; der katholische Glerus des Orients 
wies mit stolzem BewuTstsein auf den Einflufs der ihn be- 
schützenden Macht, und er war fest entschlossen, nichts un- 
yersQcht zu lassen, eine so günstige Situation im Interesse 
der pTopagandistischeii Bestrebungen der lateinischen Kirche 
aoszubeuten. J)ieses Triumphiren der Lateiner konnte seine 
Wjrkung nicht Verfehlen. Die religiösen Antipathien mach- 
ten siich in ihrer vollen Stärke geltend. Ein Schrei der lei- 
denschaftlichsten Entrüstung über die Verkürzung ihrer theuer- 
sten Rechte, ihrer heiligsten Privilegien drang durch die ganze 
orthodoxe Kirche; alle Schichten der Bevölkerung geriethen 
in die äufserste Aufregung, und alle Blicke wandten sich • 
anf Rufsland, von dessen politischem Einflufs man allein ein 
bäfiiges Gegengewicht gegen die hervorragende Stellung er- 
warten konnte, die Frankreich in Constantinopel einzunehmen 
angefangen hatte. 

Man muXs dem Petersburger Gabinett die Gerechtigkeit 
wiederfahren lassen^ dafs es von Anfang an den schweren 
Ernst der. wgeregten Frage erkannt hat Durch eine^ lange 
Erfahmng nkehr als jede andere Regierung mit dem inneren 
Wesen der orientalischen Zustände und den sich daran knü- ^ 
pfenden Rechtsfragen vertraut, könnte sich der russische Hof 
ober zwei Punkte nicht täuschen, einmal über die Unmög- 
lichkeit, in einer Sache nachzugeben, bei der die eigentliche 
Basis seines Einflusses in der Türkei auf dem Spiele stand, 
dann aber in Bezug auf den buchstäblichen, stricten Sinn '. 
der Verträge über die vbrtheühaftere Lage Frankreichs. Was 
den ersten Punkt betrifft, so glauben wir dem in den vor- 
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hergehendcfn Abschnitten dieser Schrift Gesagten nichts hin- 
zusetzen zu sollen. Bei dem zweiten Punlrt erinnern* wir an 
den wesentlichen Unterschied, der zwischen den rechtlitAen 
Siellungen der lateinischen und griechischen Kirche im Orient 
besteht. Jene unterliegt der geistlichen Jurisdiction eines 
Clerus, der von einem fremden Kirchenregimente «bhängend 
imd gröfstentheils fremder Nationalität^ unter dem unbestrit- 
tenen, klar ausgesprochenen Schutze der katholischen Mäente, 
vorzfiglich Frankreichs, steht; während die griechische Kir- 
che ihre geistlichen und weltlichen Pririlegien einem soure- 
ränen Akte der Pforte verdankt, und während an der Spitee 
ihres Clerus die von dem Sultan bestätigten vier Patriarchen 
, , stehen. Freilich leitete über diese Kirche Rufsland seiner- 
seits auch ein Schutzrecht aus den Bestimmungen der Ver- 
träge von Kainardji und Adrianopel her, freilich hatte es 
fast seit einem ,Jahrhundert dieses Schutzrecht thatsächlich 
ausgeübt, aber die wörtliche Fassung der betreffenden Sti- 
pulationen war nicht so deutlich, \iicht so bestimint wie die- 
jenige der franzosischen Oapitulationen; die ganze Angele- 
genheit wstf femer so zarter Natur, sie stand in so genauer 
Verbindung mit den Souveränitäts-Rechten des Sultans über 
12 Millionen seiner. ünterthanen und sie schien so eng mit 
. dem grofsen politischen Axiom der Unabhängigkeit der Pforte 
^' verwoben, dafs Ruföland kein Interesse haben konnte, ohne 
eine zwingende Nothwendigkeit deshalb principieile Erör- 
terungen hervorzurufen. Wir haben schon einmal Gelegen- 
heit gehabt hervorzuheben, wie schwierig die Verhandlung 
von Principien- Fragen in Constäntinopel ist, indem die Tür- 
ken meist nur dann dazu zu bewegen sind, in der Sache 
nachzugeben, wenn man die Form unberührt läTst. Eine 
weise Politöc wird diesen Umstand um so mehr berficksich- 
^ tigen müssen, als ihre Lenker gesonnen sind, mit Schonung 
gegen eine Regierung zu verfahren, deren schwierige Lage 
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eine solche in so hohem Mafse erheischt, als das bei der 
Pforte, der Fall ist. 

Diese Erwägungen machten dem Petersburger Cabinett 
die gtöfste Vorsicht bei der Frage wegen der heiligen Stät- 
ten zur« Pflichte Es beschrankte sich daher anfangs lange 
Zeit auf -rein oMciose mfindliche Vorstellungen durch das 
Organ seines Gesandten. Es gab sich der Hoffnung hin, 
dafs die Minister der Pforte sich der Gefahren bewuTsi wer- 
den -würden^ die, die von Frankreich angeregte Angelegen- 
lieit für die Erhaltung des Friedens im Orient in sich barg. 
Diese Minister schienen mehr in der Lage zu sein» die volle 
Bedeutimg derverlangteaConcessiotien zu erkennen, als eine 
Begienmg, die nur mittelbar dabei interessirt, nach AeuTserun- 
gen ihres eigenen Vertreters*), mehr jdurch Bücksichten inne- 
lei Politik als durch ihre Stellung zur orientalischen ]frage 
bestimmt zu wwden schien. Aber wenn sich Bufsland auch 
in meinem Vertrauen in die hohe Einsicht der leitenden tür- 
kischen Staatsmänner ^ nicht täuschte y so übersah es doch 
vielleicht nicht vollkommen die Macht de& sein ganz^es Ge- 
wicht in die Wagsehale werfenden französischen Einflusses, 
und da die Pforte anfing demselben nachzugeben, so wurde 
auch russischer Seits eine angestrengtere Thätigkeit erfor- 
d«lich. ' V 

Man fand. deshalb eine Form, die noch immer die Er- 
örterung' principieller Fragen zu vermeiden erlaubte. . Der 
Kaiser Nicolaus wandte sich in einem, eigenhändigen Schrei- 
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.*) Nach einem Bericht Sir Stratford Cannings vom 4. November 1851 
äufserte Herr von Lavalette gegen ihn: „dafa, nachdem seine Begierang 
sich eini6al auf die Frage efingelasaen, sie , ohne ihr Ansehen einznbnfsen 
und ohne Inconseqnenz , nicht auf den Befehl von Bufsland halt machen 
könne; — dafs dje nationale Parthei in Frankreich, die katholische Par- 
thei dort nnd in anderen Ländern auf die volle Erfüllung eined vertrags- 
*a*r8igen Hechtes dringen werde.* 
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ben an den Sultan und machte ihirt darin freixndsdiaftlichd 
yorstellungen zu Gunsten einer. -Kirclie, der Er^ ,der Kaiser, 
selbst angehörte und deren Rechte und- P.riVilegien ihm 
theuer sein mufsten« Ein solcher Schritt stand gleichsam 
über einer rein diplomatischen officieilen Yerhandlung. Nie- 
mand Itonnte es dem Haupte der russisch- orthodbxea Kirche, 
dieser Schwester der griechischen Kirche verargen, wenn es 
den lebhaftesten Anth^il ^n den geistlichen Interessen, seiner 
Glaubensgenossen nahm^ Niemaiid Ironnta eine RechtsYer- 
letzung darin finden, dafs der -Kaiser von Kufsland seinem 
Freunde, dem Sultan, seine Interessen- empfahl und aus re- 
ligiösen Beweggtünden für die Orthodoxie eintrat. ^ Sieh da- 
bei auf internationale Verträge ?u beziehen, war nicht er- 
forderlich, wäre nicht einmal bei. eirjem solchen Akte hohen 
Vertrauens passend gewesen. • 

Wenn man es daheu auf diese Weide , auch vermied^ 
d'en I^echtsdeductioneii Frankreichs ndt gledphartigen Argu- 
menten Entgegenzutreten/ so liefs do(?h* die feierliche. Form 
der kaiserlichen WiUensäufserimg keinen Zweifel über die 
grofse Bedeutung, die das Petersburger Gabinett der schwe- 
benden Frage beilegte. Nur in Fällen äufserster Wichtig- 
keit pflegen Souverähe. wh direct über Geschälte zu äufsem 
und, haben sie das einmal gethan, so ist ihre Würde- da- 
bei in so hohem^ Grade interessirt, dafs eine abschlägige 
Antwort nothwendig die ernstesten Verwickelungen zwischen 
den Staate^ zur Folge hat. Wenn mau si^h nun vergegen- 
.wärtigt, welche ausserordentliche Stellung der Kaiser Nico- 
lau« persönlich im Anfange diesfes Jahrzehntes einnahm, in 
wie hoher Achtung und Verehrung Er bei allen Jlöfen Eu- 
ropa's stand und welchen, gewaltigen moralischen Einflufs 
.Er in der Welt ausübte, wenii" man ferner bedenkt, dafs der 
Vater Abdul -Medjid's die Macht des Kaisers aus bitterer 
Erfahrung kennen gelernt, der Sultan selbst aber von Ihm 
vielfache* Beweise der Freundschaft empfangen, bei. mehre- 
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ren Gel^genheiteii Seine kräftigste Unterstützung dankbar 
angenommen hatte 5 so wird man sich nicht darüber wun- 
dem können^ dafs der russische Hof auf einen glückli- * 
chen Erfolg seines bedeutungsvollen Schrittes mit Sicherheit 
rechnete. 

Allem Anschein nach hatte man dieses Mal das Rechte 
getroffen. Die Soene änderte sich und die lange Zögerung 
der Pforte bewies dem französischen Gesandten^ dafs an eine 
Erfüllung seiner ersten Hoffnungen nicht zu denked war. 
Er war bereits mit Aaly Pacha dahin übereingekommen, 
dafs die Lateiner sich begnügen sollten, die sämmtlich^ 
ihnen im Jahre 1740 aüsschliefslich gehörigen Heiligthümer 
gemeinsam mit den. Griechen au besitzen. Aber die russi- 
sche Mission erklärte mit der gröfsesten Bestinamtheit, sie 
verlange die einfache Festhaltung des Status quo'^ sie liefs 
durchblicken, dafs ein Abgehen von demselben zu einem 
diplomatischen Bruch fähren könne und jedenfalls die kai- 
serliche Regierung nöthigen würde, den Weg ofiBciöser Vor- 
stellungen zu verlassen, und zu officiellen Schritten überzu- 
gehen. Auf der anderen Seite wurde die Sprache des Herrn 
von LavÜette immer drängender; sie suchte wenigstens 
indirect den Ministem der Pforte den Gedanken einer 
möglichen Demonstrati(m der französischen Flotte nahe zu 
bringen. » 

Der Divah sah sich in keiner geringen Verlegenheit; 
nach, einigen vergeblichen Verständigungsversuchen zwischen 
den beiden antagonistischen Gesandtschaften that er einen 
entschiedenen Sduritt im Sinne Rufsländs. Er liefs die 
gemischte Condtüission- fallen und berief ein« neue, aus meh- 
reren Viziren und. Ulema& bestehende. . Der von derselben 
erstattete Bericht war der Erhaltung des Status quo günstig, 
^d auf Grund dieses Berichtes fafste. die Pforte ihre Ent- 
scheidung. Das Materielle derselben bestand darin, dafs 
man den Lateinern das Recht gewährte; in dem Heiligthum 
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der Jungfrau Gottesdienst zn halten^ dafs man ihnen Schlüssel 
zu der Kirche in Bethlehem zugestand, dagegen als Entschä- 
digung deii Griechen erlaubte, in der Kuppel der Himmel- 
fahrt auf dem Oelberge (einer Moschee) «benso wie die La- 
teiner Gottesdienst zu halten. 

Es handelte sich nun darum, dieses Arrangement bei- 
den Partheien als annehmbar darzustellen. Mündlich war 
das mehr oder weniger gelungen; aber für die schriftliche 
Mittheilung entstanden die gröfsten Schwierigkeiten. Die 
Pforte vermochte nicht dieselben zu lösen, sie suchte sie zu 
umgehen, um wenigstens Zeit zu gewinnen. Sie fand dafar 
-folgendes Austunftsmittel. 

Dem französischen Gesandten wurde kurz vor seiner 
Abreise nach Paris am 9. Februar 1852 eine Note überge- 
ben, in der die Pforte ihre Achtung vor der ünverletzlich- 
keit ihrer mit befreundeten Mächten abgeschlossenen Verträge 
betheuerte und hinzufügte, dafs sie bemüht gewesen sei, die 
auf die heiligon Stätten bezüglichen Bestimmungen dieser 
Verträge mit den deshalb den Untertlianen des Sultans ge- 
machten Zusicherungen in Einklang zu bringen. In Folge 
davon seien den Lateinern die beiden oben erwähnten Be- 
willigungeii gemacht werden. Von der den Griechen zu ge- 
währenden Entschädigung erwähnt die Note ^niohts; auch 
schien, das nicht erforderlich, weil die Kuppel der Himmel- 
fahrt als eine türkische Moschee der ganz freien Verfügung 
der Pforte unterlag. ^ ^ 

Kaum hatte Herr von Lavalette den Hafen von Stam- 
bul verlassen, so wurde der russischen Gesandtschaft im Ge- 
heimen mittelst officieller Note ein Firman mitgetheiU. Alle 
Bestimmungen dieses Firmans gingen darauf hinaus, die Er- 
haltung des Status quo unbedingt festzustellen; die beiden 
den Lateinern gemachten Zugeständnisse waren zwar darin 
aufgenommen, aber in einer Form, welche sie als eine Be- 
stätigung des bereits bestehenden Z^standes erscheinen liefst 
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und als ein Novum wurde nur das den Griechen einge- 
räimte Recht auf dem Oelberg Gottesdienst halten zu dur- 
fen^ dargestellt. Scfaliefslich wurde die Einregistrirun'g die- 
ses Firmans bei dem Mekheme (Gerichtshof des Kadi) von 
Jerusalem befohlen. 

Der Sultan zeigte in einem eigenhändigen Schreiben 
dem Kaiser Mcolaus diese im Sinne der £riialtung des Sia-^ 
tü$ quo getroffene Entscheidung an. 

Die Pforte schien^ wenigstens für einige Zeit, ihren 
Zweck erreicht zu haben ^ der kein anderer war, als die 
Ansprüche sowohl Rufslands wie Frankreichs zu befriedi- 
gen. Für beide Mächte aber hatte das Detail der schweben- 
den Frage nur in sofern ein Interesse>^ als es sich dabei um 
die von ihnen vertretenen Principien handelte. 

Frankreich wollte die praktische Anerkennung seines 
auf einen Vertrag gegründeten Rechtes, die katholische Kirche 
in ibeD, gegen das Grieöhenthum gerichteten Bestrebungen 
zu unterstützen. Die Note vom 9. Februar machte den La- 
teinern auf Kosten der Griechen Zugeständnisse, die als eine 
Folge vertragsmäfsiger Verpflichtungen bezeichnet waren. 
Diese Zugestandnisse entsprachen freilich nicht vollkommen 
den franzosischen Anforderungen, aber sie enthielten doch 
immerhin eine thatsächliche Anerkennung des Princips. Aus 
diesem Gesichtspunkte konnte man pie annehmen, indem 
man sich vorbehielt später mehr zu verlangen. Einen des- 
fallsigen Protest legte der französische Gesandte mittelst 
Note förmlich eiii. 

Rufsland verlangte die Erlialtung des Besitzstandes der 
Griechen in den heiligen Stätten, als ein Privilegium der 
orthodoxen Kirche, welches zu beschützen es berechtigt zu 
sein behauptete. Der Firman bestätigte den Status qua aus- 
drücklich; er sprach von keinen Modificati'onen desselben,, 
sondern stellte ihn nut in seinen Einzelheiten fest, indem 
^r auch der Bereditigungen der Lateiner Erwähnung that. ' 

* 9*' 
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Dixrch die officielk Mittheilung des Firmans aber schien die 
Pforte mittelbar das Schutzrecht Rufslands anzuerkennen. 

Man sieht, dafs unter der kunßtreichen Form^ mit der 
die Pforte die Schwierigkeit zu umgehen gesucht hatte, Wi- 
dersprüche verborgen lagen, die um so heftiger zum Vor- 
schein kommen muTsten, sobald man zur Ausführung der 
den beiden Mächten gegebenen Versprechen schritt: Wider- 
sprüche, die um so gefährlicher waren, als sie die ganze 
Leidenschaftlichkeit der beiden sich, feindlich gegenüber ste- 
henden, Kirchen erregten. 

Französischer sowohl als russischer Seits wurden nun 
die gröfsten Anstrengungen gemacht, die Pforte zu einer 
dem einen oder dem anderen Interesse günstigen Auslegung 
des im Februar 1852 getroffenen Entscheides zu bewegen. 
Obgleich Herr von Titoff zu derselben Zeit ein. Vizirial- 
Schreiben erlangt hatte> welches dem Pascha von Jerusalem 
eine den Griechen günstige Auslegung des Fixpians empfahl 
und namentlich anordnete, dafs den Lateinern zWar Schlüssel 
zu den beiden Seiten -Eingängen der groXsen Kirche in Beth- 
lehem, nicht aber zu demgrofsen Mittel -Eingange überge- 
ben werden sollten, so setzte Herr von Lavalette, nach sei- 
ner Rückkehi; aus Paris mit dem Range eines Botschafters 
bekleidet, durch eine sehr entschiedene Haltung doch fol- 
gende, neue Concessionen durch: 

1) dafs der Firman in' der Provinzial- Versammlung 
(Medjilis) von Jerusalem nicht verlesen, also nicht publicirt 
werden solle, 

2) dafs die Pforte die Herstellung der grofsen Kuppel 
über der heiligen Grabeakirche selbst übernehme, und ihren 
Architecten beauftrage, sich wegeA des Baues mit dem la- 
nischen, griechischen und armenischen Patriarchen zu ver- 
ständigen; die Griechen also das im Jahre 1808 erworbene 
Recht ausschliefslich den Wiederaufbau der Kuppel selbst 
vorzunehmen, verlieren sollten^ 
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3) dafs den Lateinern durch officielle Erklärung der 
türkischen Behöirden das Recht in dem Heiligthum der Jung- 
frau Gottesdienst zu halten^ an Ort und Stelle zugesprochen 
werden solle^ 

4) dafs die Lateiner berechtigt aein sollten^ einen sil- 
bernen Stern in dem Heiligthum der Geburt, wo er ver- 
schwunden und, wie siie behaupteten, von den Griechen ge- 
stohlen war, wieder anzuheften. 

Ein aufserordentlicher Commissär wurde nach Jerusa- 
lem gesandt, um diesen Verabredungen gemäfs zu verfahren. 
AM Bey gelangte dort* gegeA Ende September an und schritt 
im October nach endlosen Ceremonien zur Ausfuhrung sei- 
nes Auftrages gemäfs den angeführten vier Punkten. Da er 
wegen dier grofsen Kirche in Bethlehem nichts bestimmte, 
80 darf man annehmen, dafs die Pfprte sich in dieser Be-' 
Ziehung noch nicht in directön Widerspruch mit den Rufs-, 
land gemachten Versprechungen hatte setzen wollen. Dage- 
gen erklärte Afif Bey, als ihn der russische General- Consul 
auffoirderte, zur Verlesung des seiner Regierung ofßciell ziiit- 
getheilten Firmans zu schreiten, dieser Firman sei ihm, dem 
Pforten -Commissär, unbekannt und er befinde sich ohne des- 
fallsigen Äuffcrag. 

Es waren also fast alle den Lateinern gemachten Zu- 
Sicherungen im weitesten umfange zur Ausführung gekom- 
men, während das Aktenstück, welches auf den von dent 
Kaiser von RuTsland dem Sultan persönlich ausgedrückten 
Wunsch ermanirt worden war un^ im Allgemeinen die Rechte 
der griechischen Kirche bestätigen sollte, von dem Pforten- 
Commissär abgeleugnet wurde. Ein solches Verfahren er- 
schien den russischen Organen als eine schwere Beleidigung 
ihres Monarchen, als ein Bruch feierlich gegebener Verspre- 
chen, es erschien den Oriechen als eine Verhöhnung ihrer 
Nation und der sie beschützenden Macht. War die Aufre- 
ping in der orthodoxen Kirche sowohl im osmanischen als 
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im russisblien Reiche schon grofs gewesen, solange «die Frage 
sich im Stadium der diplomatischen Verhandlungen befan- 
den hatte,, so erreichte sie jetzt, wo . öffentliche Akte vorla- 
gen, ihren höchsten Grad. Bald kam eine neue Thatsaohe 
hinzu. Auf die bestimmteste Forderung des Herrn von Lar 
Valette, dafs die Schlüssel zu allen drei Eingängen der Kirche 
von Bethlehem den Lateinern überwiesen werden sollten, 
gab die Pforte nach und instruirte demgeniäfs ihren Com- 
missär. Um die Wirkung dieses Schrittes einigermafsen zu 
moderiren, liels sie indefs den Firman in beschsänkter 
Oeffentlichkeit, das . heifst nur in Gegenwart de^ griechischen 
Patriarchen verlesen. • 

Zur Rechtfertigung ihres Verfahrens führten . die türki- 
schen Minister Rufsland gegenüber an, dafs die Concession 
der Schlüssel ja in dem, in üebereinstimmung mit Herrn 
von Titoff redigirten Firman enthalten und das diesem Ge- 

■ 

sandten übergebene Vizirial- Schreiben daher rechtswidrig 
gewesen sei. Dagegen sei in dem Firman selbst aosdrück- 
lich nur dessen Einregistrirung bestimmt gewesen, nicht aber 
dessen Verlesung; sei man nun dennoch zu leitzterer ge- 
schritten, so liege darin ein neues Zugeständnifs an Rufs- 
land, eine Entschädigung für die üebergabe der^drei Schlüssel 
der Kirche in Bethlehem an die . Iia.teiner. 

So war der Stand der Dinge gegen das Ende dös Jah- 
res 1852. . Schien man auch zuletzt einer Ausgleichung der 
De^ailfragen näher gekommen zu sein,' um so mehr als in- 
zwischen die Cabinette von Paris und St. Petersburg in 
unmittelbare Communication getreten und übereingekommen 
waren, ihre Vertreter in Constantinopel zu beauftragen, sich 
untereinander zu verständigen, so lag 4och in den Vorfällen 
der letzten Jahre für Rufsland die Nöthigung zu den ernste- 
sten Erwägungen. - , 

Zwei Thatsachen waren mit grofser Klarheit zu Tage 
gekommen. Die erste: dafs sich die Pforte, sei es um sich 
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dem rtts^schen Einflufa' za ' entziehen^ .in dem Kampf des * 
Eatholiciamus mit der griechisch-orthodoxen j^irche auf die , 
Seite des ersteren hingeneigt hatte; die zweite: dafs Frank- 
reich sich durch seine Capitulationen in einer besseren di- 
plomatischen Lage -im den Schutz der LaEteiner befand^ als 
Rufsland durch seine Verträge für den Schutz der Griechen. 

Gelang es nun auch einer ruhigeren und versöhnliche- 
ren Stimmung der Cabinette^ den widerlichen Streit um einige 
Heiligthümer^ die die Gedanken aller Christen immer zum 
Frieden hätten wenden sollen^ beizulegen, so durfte Rufs- 
landfür.die Zukunft doch gewisse Warnungen nicht unbe- 
achtetlassen. Der Eatholicismus hatte seine den Griechen 
feindlichen Tendenzen enthüllt; zunächst freilich nur in 
eioer fein localen Angelegenheit, aber in einer Angelegen- 
heit, die in dem religiösen Gefühle der Völker eine immense 
moralische Wichtigkeit hatte: und Wer bürgte dafür, dal's 
der lateinische Clerus von seinem in Jerusalem begonnenen 
Angriff nicht zu einem allgemeinen Sturm gegen die Rechte 
und Privilegien der orthodoxen Kirche übergehen würde? 
Die propagandistische Tendenz liegt nun einmal in dem 
Wesen des Katholicismus ; stand nicht zu erwarten, dafs er, 
ennuihigt durch seine Erfolge in der Heiligen- Statten -Frage, 
auf der glucklich betretenen Bahn fortschreiten und durch 
die Gewinnung neuer Vorzüge die Gemüther der orthodoxen 
Christen .beunruhigen, sie zum Abfall von einer in immer 
ungünstigere Lagen gerathenden Kirche geneigter machen 
würde? Dafs Frankreich solche Bestrebxmgen zu unter- 
statzen geneigt sei, schien nach den gemachten Erfahrungen ' 
nicht zu bezweifeln. Wie aber, wenn sich die Pforte der 
Pplitik dieser .Macht anschlofs? drohten dann nicht grofse 
Gefahren der griechischen Religion im Orient und folglich ♦ 
Rofslands EinflufS auf die dortigen Bevölkerungen? 

Ber Kaiser Nicolaus, hatte gesucht den Forderungen 
Frankreichs durch die Kraft sein^ moralischei^ Autorität - 
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^tgegenzutreten. D«n Sultan an die 2wi^'clieh beiden Mo- 
narchen bestellende Freundscliaft erinnernd, hatte Er ihn auf- 
gefordert^ die Sache der griechischen Kirche zu yertheidigen. 
Bie^e. Sache, der die religiösen Sympathien Ikißlands ange- 
hörten, schien ja auch im Orient diejenige des Souveräns 
von 12 Millionen orthodoxer ünterthanen zu sein. 

»Die Pforte hatte sich zwar anfangs dem Eindruck nicht 
entzogen, den diese Demarche auf sie machen mufste; sie 
hatte Zusicherungen gegelben, . die in St. Petersburg befrie- 
digten. Demohngeachtet gab sie gleich darauf wieder dem 
von Frankreich auf sie ausgeübten Druck nach. Indem ihr 
Commissär in Jerusalem sich weigerte, den Firman vom Fe- 
bruar rechtskräftig zil machen, indem den Lateinern in Wi- 
derspruch mit dem der' russischen Gesandtschaft gegebenen 
Versprechen die drei Schlüssel der Kirche zu Bethlehem 
überliefert wurden, wurde es klar, dafs die moralische Au- 
torität Rufslands in Constantinopel nicht mehr grofs genug 
dei, um selbst nach einer persönlichen Däzwischenkunft des 
Kaisers erhaltene Zusicherungen zu rückhaltsloser Ausfüh- 
rung zu .bringen. Eine solche Situation war für den Pe- 
tersburger Hof nicht annehmbar. Er mufste befürchten all- 
mälig seinen ganzen EinfluTs im Orient einzubüfsen, und 
zwar nicht zum Vortheil der Unabhängigkeit der Pforte, son- 
dern um anderen Mächten das Feld zu räumen, deren un- 
gestümem Drängen bei mehreren Gelegenheiten mit Beein- 
trächtigung russischer Interessen nachgegeben worden war. 
. -So bedenklichen Folgen sollte vorgebeugt werden. Mit 
einer blofsen Aplan^rung der Differenzen wegen 4eir heiligen 
Stätten war nicht geholfen. Es kam vielmehr darauf an, 
den Türken durch eine grofse Macht -Entwickelung und eine 
imposante diplomatische Haltung zu beweisen, dafs ein Con- 
flict mit Rufsland im Jahre 1863 noch ebenso zu fürchten 
war, als in vergangenen Zeiten; alsdann eine Genugthuung 
für die Rücksichtslosigkeiten der Pforte und Sicherheiten für 
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die Zukunft zu erlangen. Beides schien am Besten erreicht 
zu werden, wenn der Sultan durch einen Akt des Vertrauens 
bindende Verpflichtungen wegen Erhaltung des Status quo 
der heiligen Statten und der Privilegien der griechischen 
Kirche überhaupt einging. 

Das war die Bedeutung der Sendung des Fürsten Men- 
chicoff. Sie hat ihren eigentlichen, Grund in den Erfahrun- 
gen, welche Rufsland in dem Streite um die heiligen Stät- 
ten gemacht hatte. Das Abnehmen seines Einflusses in Con- 
stantinopel war ihm in überraschender Weise zur Gewifsheit 
geworden. In üb.ertriebenen Vorstellungen über die Schwä- 
che des osmanischen Reiches befangen, glaubte das Peters- 
burger Cabinet' durch eine starke Demonstration sein altes 
üebergewicht auf den Divan mit Leichtigkeit wiedererobern 
und zugleich die rechtliche Prinzipien -Frage wegen seines, 
bisher nur factisch über die griechische Kirche ausgeübten 
Schutzes lösen zu können. Dadurch hätte es dann die Mit- 
tel in die Hand bekommen, die vereinigten Anstrengungen 
Frankreichs und der katholischen Kirche zu paralysiren und 
auf die Entwickelung der griechischen und slayischen Welt 
der Türkei einen noch entschiedeneren Einflufs als früher 
auszuüben. 

Die Umstände, welche die Sendung des Fürsten verei- 
telten, stehen m &o genauem Zusammenhange mit der Stel- 
lung Englands im Orient und den neuesten Reformen der 
Pforte, dafs wir ihre Beleuchtung in die folgenden Abschnitte 
verweisen müssen. 



Bie SteUnng Englands n dm osmanitehen Reiche. 



So lange ak der Streit um die. hei&gen Statten sich 
hauptsächlich auf dem kirchlichen Gebiete zu bewegen schien, 
beschränkte sich das Londoner Cabinet darauf, die desfall- 
sigen Verhandlungen aufmerksam ZM beobachten, ohne-, sich 
darein zu mischen, ohne f(|r den einen oder den anderen 
Theil Parthei zu nehmen.. Nur in einzelnen Fällen, wo die 
Lebhaftigkeit der gemachten Anstrengungen die grpfse Wich- 
tigkeit des streitigen Gegenstandes zu Tage brachte ^L such- 
ten die verschiedenen Organe der englischen Itegierung zur 
Mäfsigmig und Leidensahaftolosigkeit zu rathen. Unverkenn- 
bar trat aber. bei solchen Gelegenheiten eine den russischea 
Ansprüch^i günstige Auffassung hervor. Als. die Dinge im- 
mer verwickeltet wurden und Bufsland den Entschlufs fafste, 
den Vorstellungen seines Botschs^rs den Naphdruck einer 
ernsten, militärischen Haltung zu verleihen, da überzeugte 
sich die englische Regierung von der Npthwendigkeit bei einer 
Unterhandlung mitzuwirken, deren Gegenstand ih^ zwar fremd 
war, deren Ausgang aber für den Frieden^ von Europa un- 
heilvolle Folgen zu haben drohte. In einer Depesche Lord 
John Russel's an den englischen Geschäftsträger in Constan- 
tinopel Obristen Rose vom 19. Februar 1853 heifst es: „Sie 
sind daher angewiesen, gegen den Minister d^s Sultan, ge- 
gen den Fürsten Menchicoff und gegen den französischen 
Gesandten sich in dem Sinne- zu äufsern, dafs der Zustand 
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diesec FiTage in die Lage vom Februar vorigen Jahres zu- 
rückgebracht werde. Dieses würde jedoch in einer Weiße . 
geschehen müssen^ welche der durch die Sprache des Herrn 
von Lavalette, einigermaafsen comprommittirten Würde . der 
französischen Regierung am angeniessensten wäre/^ 

Bald darauf entsohlofs man sich, den Botschafter der Kö- 
nigm Lord Stratford de .Redcliffe auf seinen Posten in Con- 
stantmopel mit einer besonderen ' Mission zurückzusenden. 
Die Instruction^^ die ihm deshalb ertheilt wurden > fafsten 
mcM nur die Frage der heiligen Stätten ins Auge^ sie gin«- 
gen von der Ueberzeugung aus, dafs die inneren Zustände < 
des türkischen Reiches die traurigsten und beunruhigendsten 
seien; sie sahen in der Schwäche der Pforte den 6rund so- 
wohl ihrer iziweideutigen^ schwankex^en' und unsicheren Po- 
litik gegenüber den sich ^widersprechenden Ansprächen der 
lateinischen und griechischen Kirchen, gegenüber den For- 
derungen Frankreichs und Rufslands; und sie enthielten Rath- 
schläge über die Mäfsregeln, durch welche die Regierung des 
Sultan sich kräftigen und ihr Ansehen wieder herstellen 
könne. Es sei uns vergönnt^ hier auszugsweise den Wort- 
laut der Depesche Lord Clarendon's an Lqrd Stratford vom 
25. Februar 1853 anzuführen: 

,,Ew. Excellenz wollen mit voller Offenheit und ohne Rfick- 
ialt, so weit es die Vorsicht und dijö Ehrerbietung geg^ dpn 
Sultan gestatten, die. Gründe auseinandersetze^, welche Ihr€ft 
Majestät Regierung befürchten lassen, dafs sich das osma- 
nische Reich gegenwärtig in einer ganz besonders >gefahr- 
voUen Lage befindet. Die gehäuften Beschwerden fresnder 
Nationen, welche die Pforte abzustellen entweder nicht im 
Stande oder nicht Willens iät, die schlechte Verwaltung ihrer 
inneren Angelegenheiten und die. zunehmende Schwäche der> 
executiven Gewalt in der Türkei haben die AUiirten der' 
Worte seit einiger Zeit' veranlaist einen ebenso neuen als 
beunruhigenden Ton anzuschlagen. Sollte man in diesem 



« 



140 



System beharren wollen^ so ist eine allgemeine Revolution 
unter den christlichen ünterthanen der Pforte vorauszusehen, 
so kann man nur mit gerechten Besorgnissen« für den Be- 
stand der Unabhängigkeit und Integrität des Reiches erfüllt 
sein. Ihrer Majestät Regierung würde eine solche Katastrophe 
nur tief beklagen können, aber eben darum hält sie es für 
Pflicht, der Pforte vorzustellen, dals dieselbe von mehreren 
der europäischen Mächte als wahrscheinlich und nahe bevor- 
stehend angesehen wird/^ 

„Ew.. Excellenz werden dem Sultan nicht verschweigen, 
dafs, wenn Ihrer Majestät Regierung Sie jetzt nach Gonstan- 
tinopel zurücksendet, dies in dfer Absicht geschieht auf jene 
Gefahren aufmerksam zu machen, und in der Hoffnung ihnen 
vorzubeugen. Sie werden den Sultan und seine Minister 
davon iku überzeugen suchen, dafs die gegenwärtige Krisis 
ihrerseits die gröfste Weisheit und unbedingtes Vertrauen in 
die Aufrichtigkeit und die .Heilsamkeit der Rathschläge er- 
heischt, weiche sie von Ew. Excellenz empfangen werden; 
nur auf diese Weise wird die Krise eine für den zukünfti- 
gen Frieden und die Unabhängigkeit der, Türkei günstige 
Lösung finden.** 

„Ew. Excellenz langjähriger Aufenthalt in der Türkei 
und Ihre genaue Kjenntnifs der Angelegenheiten dieses Lan- 
des wird Sie in den Stand setzen,* diejenigen Reformen und 
Verbesserungen zu bezeichnen, welche es für den Sultan un- 
ter den gegenwärtigen, schwierigen Verhältnissen möglich ist 
in Ausführung zu bringen. Ew. Excellenz worden der Pforte 
am Besten die richtigen Grundsätze anzugeben wissen, nach 
denen ein System' in der Verwaltung eingeführt werden -kann, 
geeignet dem Aufschwung des Handels eine angemessene 
Sicherheit zu gewähren und die Unabhängigkeit aufrecht zu 
erhalten, welche die grofsen christlichen Mächte in der Vor- 
aussetzung imerkannt haben, dafs^sie auf reellen Grundlagen 
beruhe und eine feste Bürgschaft für den Frieden aei, so- 
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wohl in den Beziehungen'^ der Machte mit der Pforte» als 
auch im Allgemeinen in der Levante. Sie werden dem Sul- 
tan mid seinen Ministern nicht ^ferhehlen» dafs ein Beharren 
in ihrer gegenwärtigen Handlungsweise ihnen schliefslich die 
Sympathien der britischen Nation entfremden und es für Ihrer 
Majestät Regierung unmöglich machen muTs, sie vor der dro- 
henden Gefahr zu schützen oder mit Gleichgültigkeit die 
Forderungen der christlichen Bevölkerungen zurückzuweisen, 
welche von den natürlichen Folgen jener falschen Politik 
und bodenloser Mifsbräuche betroffen werden." 

Man vergegenwärtige sich im Allgemeinen die Lage, in 
der sich am Anfänge des Jahres 1853 die Pforte sowohl dem 
Auslande gegenüber als auch in- ihren inneren Angelegen^ 
heiten befand. . O'estreich und RuTsland waren noch verletzt 
diirch die Weigerung, mit der man ihrem Verlangen nach 
Auslieferung der Flüchtlinge des ungarischen Aufstandes be- 
gegnet war. Der Angriff anf die Unabhängigkeit von Mon- 
tenegro,- die Bedrückungen, denen die Christe^ in Bosnien 
und der Herzegoyina ausgesetzt war^i, hatten das Wiener 
Cabinet vermocht, eine sehr ernste Haltung anzunehmen^ und 
durch den Grafen Leiningen dem Divan ein Ultimatum über- ' 
geben zu lassen, dessen Able];mung der Krieg gewesen wäre. 
Nicht minder gefahrdrohend waren in Folge des Streites um 
die heiligen Stätten die Beziehungen Rufslands zur Pforte 
geworden. Auch Frankreich war keineswegs befriedigt. Die 
Art und Weise, in der es seine Forderungen gegen den Pa- 
scha von Tripolis geltend gemacht, in der es die- Einfahrt 
des Linienschiffes „Charleinagne'^ in den Hafen von Constan- 
tinopel durchgesetzt, die Sprache, die seia Botschafter Herr 
von Layalette in der Verhandlung über die heiligen Stätten 
geführt hatte, konnte nicht geeignet sein, die türkische Re- 
gierung über seine Absichten zu beruhigen. Im Inneren be* 
fanden sich die christlichen Unterthanen der Pforte, nament- 
lich die Griechen, in der heftigsten. Qährung. Um die Er- . 
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haltang ihrer religiösen Privilegien emsthaft besorgt, empfan- 
den sie die Bedrückungen und Willkfirlichkeüen, unter denen 
sie Seitens der Provinzial-Behorden trotz der wohlwollenden 
Absichten der Centralregienmg nnr zn oft zu leiden hatten, 
nm so härter,^ und ergossen sich in die heftigsten Klagen 
fiber den türkischen Despotismus. Die Aufregung d^ Grie- 
chen war nicht ohne Rücksdilag auf die muselmanische Be- 
völkerung geblieben, welche alles Unheil den reformatori- 
schen Bestrebungen der Regierung zur Last legte. Maals- 
lose Mifsbräuche in der Verwaltung der öflfentlichen Ein- 
künfte, der Bankerutt der mit ungeheuren 6ddopfem seit 
1848 gehaltenen Bank, in Folge davon ein erschreckendes 
Sinken des Gold- und Wechselkurses, die Entwerthüng der 
Münze,, ein enormes Deficit und die Zurücknahme eines in 
Europa negociirten Anlehens hatten eine finanzielle Ejise 
hervorgerufen, welche die übrigen Verlegenheiten der Pforte 
noch gefährlicher machte. Wenn man alle diese Verhält- 
nisse berücksichtigt, wenn man sich der damals iillgeniein 
in den Cabinetten und der öifeütlichen Meinung Europa's 
herrschenden Stimmung über die Türken entsinnt, wenn man 
die geheime und cOnfidentielle Corre^ondenz aufmerksam 
durchliest, in welcher zwischen den Höfen von London und 
St Petersburg die Eventualität eines Zusammensturzes des 
osmani^hen Reiches erörtert wurde^ so wird man zugeben 
müssen, dafs die Aufgabe Lord S^tratfrod de Eedcliffä's zu den 
schwierigsten gehörte, die je einem Diplomaten geworden ist. 
Aber man war sich in. London wohl bewufst, dafs man 
einen . seltenen Mann nach Oonstuitinöpel entsende. Lord 
Stratford ist eine von den Persönlichkeiten, auf welche Eng- 
land um so mehr Ursache hat 'stolz zu sein, weil «r alle die 
eigenthümlichen Eigenschaften jener grofs^n Nation. in sich 
verkörpert und eine Stellung einnimmt, die die Mischung 
aristocratischer und democratischer Elemente einer Macht zur 
Bedingung hat, deren Interessen den Erdkreis umfassen. Lord 
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Straiford vertritt nicht um Englands Regienmg im Orient, 
er ist selbst diese Regierung. 

Ein eiserner, unbeagsamer Cbaracter, eine Intelligent, 
die mit derselben Leichtigkeit die gröfsten wie die unbedeu- 
tendsten Dinge umfaTst, ein Geist, dem alle Nuancen der 
Politik ebenso vertraut sind als er lebendigen Antheil nimmt 
an den Bestrebungen der Kunst und der Wissenschaften, eine 
Arbeitsfähigkeit, für welche die. von der Natur gesteckten 
Grenzen nicht zu eüstiren scheinen, eine unglaubliche Fä- 
lligkeit die Menschen zu kennen und zu benutzen, ein oft 
bis zur Leidenschaftlichkeit gesteigertes Ungestüm, dessen 
Wirkungen um so bedeutender sind, als ihm die Klugheit 
Grenzen zu istecken weifs; die Gabe zu imponiren und zu 
gefallen, rücksichtslos oder liebenswürdig zu sein, je nach- 
dem das Eine oder das Andere erforderlich ist — das sind 
die Eigenschaften, die den englischen Botschafter in Con* 
staotinopel zu einem unschätzbaren Freunde und zum ge.- 
fährlichsten Feinde machen. Seit dem Anfange dieses Jahr- 
hunderts mit den orientalischen Angelegetitiheiten vertraut, hat 
er sich, darin eine Erfahrung erworben wie kein Anderer, 
aber zugleich besitzt er eine Erkenntnifs von dem, was Eng- 
lands Interesse erheischt, hat er sich dermaaTsen mit den 
UeberzeugUngen und Vorurtheilen seiner Nation identificirt, 
weifs er mit solcher Willenskraft an seinen Ideen festzuhial- 
ten, daTs seine Vorstellungen auf die Orientalen denselben 
Eindruck machen, wie unmittelbare Aeufserungen der brit- 
tischen Regierung; wären diese auch noch so feierlich und 
kämen sie auch von noch so hoher Stelle, sie^würden schwer- 
lich in Constantinopel von gröfserer Autorität sein, als das 
Wort Lord Stratford de Redcliffe's. 

Die Zurücksendung dieses Staatsmannes auf seine^ Posten 
war für die Pforte der bfeste Beweis, dafs England .den Augen- 
blick für einen verhängnifsvoUen, entscheidenden hielt. Von 
allen den Grofsmiu^faten, welche in der Lagt sind auf die 
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Tarkei darch ihre, unmittelbaren Beziehungen einen gro&en 
Einflufg auszuüben^ ist, England . die einzige > welche den 
inneren Zustanden des osmanischen Reiche^ unpartheiisch 
gegei^übersteht Während Rufsland durch sein Schutzver- 
hältnifs^ zur griechischen Kirche auf die Stellung des 
gröfsten Theils . der christlichen Unterthanen des Grofs- 
herm nothwendig von EinfluTs sein muTs^ während Frank- 
reich durch das Protectorat über die KathoGken in die kirch- 
lichen Streitigkeiten des Orients eingreift^ wahrend Oestreich 
als Grenzmacht die inneren Zustände der Provinzen auf dem 
rechten Donauufer und am adriatischen Meere genau beob- 
achtet^ wird das Interesse Englands an den religiösen und 
politischen Fragen^ die die Gesellschaft des Orients bewegen, 
nur durch seine Weltstellung bedingt.. Diese aber schdudt 
den Bestand des osmanischen Reiches gebieterisch' ia for- 
dern. Zwei grofse Rücksichten sind dabei entscheidend^ das 
politische Gleichgewicht in Europa uAd die Verbindung Grofs- 
britanniens mit seinen ostindischen Besitzungen. Wenn die 
Herrschaft der Pforte über die Länder des osmanischen Reiches 
aufhören sollte, so würden unvermeidlich die europäischen 
Provinzen nach den beiden grofsen Grenzmächten hin gra- 
vitiren. Oestreich würde, seinen Eüifluls an der Küste des 
adriatischen Meeres ausdehnen und befestigen, Rufsland würde 
die europäische Küste des schwarzen Meeres attsschliefslich 
beherrschen und die reichen Hinterländer dieser Küste wür- 
den in eine mehr oder weniger . strenge Abhängigkeit, von 
dieser ^acht gerathen. Bliebe dann auch Constahtinopel und 
die beiden Meerengen des Bosp'orus und der Dardanellen im 
Besitz eines orientalischen Staates, so liegt es doch auf der 
Hand, dafs derselbe noch viel weniger im Stande aein würde, 
dem auf ihn von jenen beiden greisen Reichen ausgeübten 
Drucke Widerstand zu leisten, als jetzt die Pforte. Offenbar 
müisten Frankreich und Jlngland unter solchen Verhältnissen 
für den Zuwachs der russis4^hen und östreichischen Macht 
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Estscliädigaogen an der asiatijBchen und a&icanigchen Küste 
des Mittelmeeres^ suchen^ wodurch die Eifersucht der beiden 
Seemächte eine neue und gefährliche Nahrung erhalten würde. 
PreuTsen seinerseits würde einer solchen Veränderung der euro- 
päischen Machtverhältnisse nicht ruhig zusehen können. Eur2 
aucli die alleroberflächlichste Erwägung dessen^ was dem po- 
litischen Staatensystem Europa*s bevorstände^ wenn das 09* 
manische Reich zusammenstürzte, mufs jede Regierang, die 
an der Erhaltung des Friedens, ja der Civilisation Europa's 
ein Interesse hat, mit Schrecken erfüllen. Niemand wird 
leugnen wollen, dafs England dabei in der ersten Reihe 
steht; Niemand wird zu behaupten wagen, dafs das Lon- 
doner Cabinet . etwaigen besonderen Vortheilen zu Liebe, . 
Vortheilen, deren Werth noch dazu in hohem Grade zweifei- 
iaft sein mufs, die Existenz der ganzen civilisjrten Welt auf 
das Spiel zu, setzen geneigt sein könnte. 

Nicht geringere Gefahren würde eine Theilung der Tür- 
kei der Verbindung Englands mit seinen ostindischen Be- 
Sitzungen bereiten. Die Verwicklungen des verflossenen Jah- 
res haben vou Neuem den Beweis geliefert, von welcher Be- . 
dentung in dieser Beziehihig Persien ist. England hat sich 
darum der Intervention der Perser in Herat widersetzt, weil 
es die üeberzeugung hegt, dafs der Hof von Teheran we- 
sentlich dem Einflufs Rufslands unterliegt, und aus diesem 
Grunde eine Besetzung des an Afganistan grenzenden- Fürsten- 
thums durch die Perser die Gefahr eines Zusammenstofses 
der russischen und englischen Literessen befördern mufs. 
Derselbe Zersetzungsprozefs nun, den die Auflösung des tür- 
kischen Reiches in Europa zur Folge haben müfste, würde 
in Asien vor sich gehn. Hier wie dort würden die Grenz- 
provinzen der -Mächtsphäre Rufslands anheimfallen. Diese 
^rde sieb nicht nur auf der europäischen Küste des schwar- 
zen Meeres, sondern auch auf der asiatischen ausdehnen, und 
Persien, dessen wichtigste Handelsstrafse mit Europa über 
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Er2enim und Trapezunt fährt^ würde alsdann das Schicksal 
der türkischen Provinzen am Taurus theilen müssen. Wenn 
dann der Zugang zum schwarzem Meer ^you dem mittellän- 
dischen in den Händen ein^r ganz ohnmächtigen Regierung, 
wenn der Pontus selbst zu einem russischen See^ wenn die 
zwischen dem Meere und Persien gelegenen Provinzen, wenn 
dieses Land selbst für England ganz unzugänglich geworden 
wäre, 1^ würde man sich für solche Nachtheile vergebens 

' nach Entschädigungen umsehen. Der Widerstand, der engli- 
scher Seits gegen das französische Project einer Durchstechung 
des Isthmus von Suez erhoben wird, die Bemühungen der 
Engländer, durch« eine Eisenbahn das Mittelmeer miir depi 
Euphrat in Verbindung zu bringen, finden ihren wesentlichen 

, Anhalt an der Pforte. Verlöre diese jede Autorität in Sy- 
rien und Aegypten, so würde den Engländern nichts übrig 
bleiben, als diese beiden Provinzen in Besitz zu nehmen. 
Niemals aber könnte Frankreich eine solche Besitznahme 
dulden; es würde derselben sich vielmehr aller Wahrschein- 
lichkeit nach mit seiner ganzen Macht widersetzen. Wäh- 
rend also Persien unwiederbringlich verloren ginge, nxüiste 
um die Verbindungen ipit Ostindien durch Syrien und Aegyp- 
ten ein Krieg zwischen den Seemächten geführt werden, den 
vermieden zu sehen sicherlich ebenso im Interesse beider 
wiß der ganzen civilisirten Welt liegt. 

England hatte also ein zweifaches mächtiges Interesse 
an der Erhaltung des Territorialbestandes des osmanischen 
Reiches und der Souveränität der Pforte. England betrach- 
tjBte die inneren Angelegenheiten der Türkei lediglich von 
dem allgemeinen politischen Standpunkt, frei von jeder be- 
sonderen moralischen Verpflichtung gegen eine bestimmte 
Klasse der ünterthanen des Grofsherm. England war soniit 
der natürliche Rathgeber der türkischen Regierung, und Eng- 
lands Botschafter gab diesem Rath den ganzen Nachdruck 
einer Persönlichkeit, die im Orient unter allen Umständen 
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und auch w^nn ßie nicht die Vertreterin des mächtigen Al- 
bioDs wäre^ eine doijiinirende Stellung einnehmen .müTste. 

Worin nun dieser Räth bestanden hat und wie die 
Pforte allmälig mit immer grofserer Entschiedenheit darauf 
eingegangen ist, bis sie schliefslich in dem Hathoumayoun 
Tom 18. Februar 1856 mit greiser Kühnheit ein organisches 
Gesetz gegeben, das, , wenn es zur Ausführung gebracht wird, 
eine fadicale Umwälzung aller Zustände des Reiches herbei- 
führen mufs^ das wird uns am besten bei einer übersicht- 
liclieu Schilderung der Unterhandlung^ klar werden, zu 
denen die Mission des Fürsten Menchicoff Ahlafs gegeben 
hat. Jedoch kann hier natürlich nur von den Unterhand- 
lungen die Rede sein, ,die sich auf die- inneren türkischen 
Fragen beziehen, all die atideren, vielfachen Streitpunkte, 
die den Krieg herbeigeführt haben, und für welche man eine 
Losung in dem Pariser Frieden gesucht hat, gehören nicht 
ifl den Kreis unserer Betrachtungen* 

In den ersten Monaten des Jahres 1853. hatte die eng- 
lische Regierung noch keine genaue Kunde yon den Forde- 
i^gen, die Rofsland an die Pforte zu stellen beabsichtigte; 
sie wufste nur soviel, dafs die Frage der heiligen Stätten 
von dem Petersburger Cabinet als eine sehr ernste, gefähr- 
liche angesehen wurde; die militärischen Rüstungen, welche 
vorbereitet wurden und die Sendung eines der bedeutendsten 
russischen Staatsmänner nach Constantinopel konnteli darüber 
keinen Zweifel lassen. Genaue, ins Einzelne gehende Auf- 
schlüsse über diese Sendung gab das Petersburger Cabinet 
nicht: es beschränkte sich darauf zu sagen y dafs eine Lö- 
sung der Heiligen- Stätten-Frage, eine Satisfaction . für die 
dem Kaiser zugefügte Beleidigung (.un ade de riparaüon 
^uelconque heifst es in der Depesche deis Grafen Nesselrode 
an Baron Brunnow vom 14. Januar 1853), eine Herstellung 
der Autorität des Sultans in den Augen seiner griechischen 
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ünterthanen gegenüber der drohenden Haltung Frankreick 
verlangt werden würden^ 

Zog das englische Cabinet nun einerseits in ITrwägaiig, 
dafs Frankreich die versöhnlichsten Gesinnungen an den Tag 
legte^ dafs Rufsland dieselben würdigte und versicherte^ in 
keiner Weise auf eine Zurücknahme der an FTankreich eb- 
mal von der. Pforte gemachten Zugestandnisse dringen, son- 
dern nur eine Ausgleichung sucl^en zu wollen> dafs sonacl 
die Beilegung den: Heiligen- Stätten -Differenz keine grofseii 
Schwierigkeiten mehr zu bieten schien, — vergegenwärtigte 
sich England aber 'andrerseits die ihm von Ruisland ge- 
machten ganz vertraulichen Eröffnungen über die Eventuali- 
tät eines Zusammensturzes der osmanischen Herrschaft, die 
in grofsem Maafsstabe vorbereiteten militärischen Rüstungen, 
den Glanz und die reiche diplomatische Ausstattung der 
Sendung des Fürsten Menchicoff, den engen. ZusammenhaDg 
der religiösen Interessen Rufslands mit seiner politisch 
Stellung im Orient, die Schmälerung der letzteren und d^^ 
immer jnehr hervorgetretene Bestreben der Pforte, sich von 
dem russischen Einflufs zu emancipiren, die dem Petersbur- 
ger Hofe zugefügten Kränkungen, — berücksichtigte England 
alle diese umstände, so mufste es ihm schwer werden zn 
glauben, dafs es sich nur um einen Kirchenschlüssel, einen 
silbernen Steril oder dergleichen an sich ganz unbedeutende 
Details handle. Es mufste trotz des Schweigens der russi- 
schen Regierung über ihre eigentlichen Absichten, zu der 
Ueberzeugung gelangt sein, dafs wichtige, für den Bestand 
des osmanischen Reiches bedeutungsvolle Fragen zur Unter- 
handlung kommen würden. Diese Ueberzeugung ist denn 
auch klar in der Instruction an Lord Stratford vom 25. Fe- 

■ 

bruar 1853 ausgeprägt. Da indessen russischer Seits die 
befriedigendsten Versicherungen darüber gegeben wurden, dafs 
man' keinerlei für die Unabhängigkeit und die Existenz der 
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Pforte gefährliche Mafsregeln ergreifen werde^ ohne England 
vorher davon zu benachrichtigen, so schien es vorläufig zu 
genügen, der Sendung des russischen Botschafters diejenige 
Lord Stratford's enigegenzusetzen. Man nahm* von militä- 
rischen Demonstrationen um so mehr Abstand, als von den- 
selben eine Störung der freundschaftlichen Beziehungen zwi- 
schen beiden Cabinetten zu befürchten war, und man im 
Interesse einer friedlichen Beilegung der obschwebenden Dif- 
ferenz gerade wünschen muTste, ein gutes, vertrauei^ volles 
Yerhältnüs erhalten^ zu sehen. 

Gleich nach seiner Ankunft in Pera, die am Morgen 
des 5. April 1853 erfolgte, wurde Lord Stratford mit ziem- 
liclier Genauigkeit von dem Wesentlichen ,der russischem 
Forderungen durch die türkischen Minister unterrichtet. Er 
theilte ihre Ansicht, dafs das von Rufsland beanspruchte 
Schutzrecht über die griechische Kirche mit dem .grofsen 
Princip der Unabhängigkeit der Pforte nicht vereinbar sei. 
Er rieth, die Heiligen-Stätten-Frage streng von den weiteren 
Forderungen RuTslfMids getrennt zu halten; alles Mögliche 
zu thun, um in Bezug auf die erstere zu einem Arrange- 
ment zu gelangen, in Betreff der letzteren aber sich nicht 
eher auf eine Unterhandlung einzulassen, als bis dieselben 
vollständig in ihrem Wesen, ihrer Ausdehnung und ihren 
Motiven festgeisteUt worden seien. Sollte sich dann bei ge- 
nauerer Erwägong ergeben, dafs diese Forderungen zu Gun- 
sten einer fremden Macht einen 6r.ad des Einflusses über 
die chiisrtlichen Unterthanen, der Pforte involvirten, welcher 
eventuell die. Ausübung der legitimen Autorität des Sultans 
gefährden oder sie ernstlich hemmen könnte, so könne dann 
Sr. Majestät Ministem da» Recht idcht bestritten werden, 
sie abzulehnen, welche Ablehnung jedoch di§ Abstellung 
von Mifsbräuchen unmittelbar durch den Souve- 
rän ebensowenig ai^sschliefse als die stricte Erfüllung 



\ - • 

jeder vertragsmäfsigen Verpflicbtung seitens der Pforte, in 
allen Fallen^ wo Rüfsland einen klaren Grund aair Beschwerde 
besitzt. 

Man ' kann den scharfen ^ politischen Blick nicht genug 
bewundern, der den englischen Biplotnaten gleich im erstea 
Moment die richtige Linie finden Hefs, .welche zu befolgen 
im Interesse seiner Politik lag. Während das Petersburger 
Cäbinet daran festhielt, dafs die in der Aligelegenheit der 
heiligen Stätten der griechischen Kirche mit Verletzung des 
Vertrages von Kainardji angethanen Beeinträchtigungen einer 
Satisfaction und einer Sicherstellung aller Bechte und Pri- 
vilegien jener Kirche für die Zukunft erheischten, während 
es also. -eine nothwendige - Folge der russischen Auffassung 
War die beiden Theile der Angelegenheit fest zusammen zu 
halten und es nur zu einem gleichzeitigen AbschluTs des 
Ein^i wie des Anderen kommeii zu lassen, weil sie in ei- 
. nem unlösbaren Zusammenhange ständen, veränderte sich m 
ganze Sachlage, sobald durch das Zustandekommen eines 
Arrangements in der Heiligen-Stätten-Frage anscheinend ffii 
Rüfsland jeder Grund zur Klage fortfiel. Die anderweitigeD 
Beclamationen dieser' Macht traten dadurch in ein neues 
Lieht und wurden zu einer rein politischen Frage, die als 
mit der Unabhängigkeit der Pforte in' engem Zusammen- 
hange . stehend, der Mitwirkung der Grofsmächte, die den 
Londpner Vertrag vom 13. Juli 1841 gezeichnet hatten* »d- 
heim fiel. Diesen Mächten lag es dann ob, nicht allein die 
Beziehungen Jlufslands isur griechischen Kirche .zu wärdigen, 
sondern vielmehr zu untersuchen, w;as der als eine politi- 
sche Noihwendigkeit anerkannte Böstand Ae^r Türkei erheische. 
England korinte dann hoffen, ganz Europa für seine Auffas- 
sung zu gewinnen und die Lösung der duri)h die inneren 
Zustände <}e6 osmanischen Beiches hervorgerufenen Schwie- 
rigkeiten nach seinen Ideen und nipht aus dem Gesichts- 
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punkte der besondereo Stellung der christlichen Religions- 
gemeingqhaften *deg Orients und des aber dieselben von frem- 
den Mächten ausgeübten Schutzes zu bewirken. 

Die Pforte befolgte den ihr von Lord Stratford gegebe- 
nen Rath; sie gelangte unter seinem Beistande zu einer für 
RuTsland xind Frankreich befriedigenden Lösung der Heiligen- 
Stätten - Frage durch den Erlais der beiden Firmans vom 
5. Mai 1853 und deren officielle Mittheilung an die franzö- 
sische und an die russische Botschaft. Die darin enthalte- 
nen Einzelheiten sind ohne alles allgemeine Interesse /wel- 
ches sich nimmehi: lediglich den weiteren Forderungen des 
Fürsten Menchicoff zuwandte. Wir geben daher in Nach- 
stehendem eine den officiellen Documenten entnommene Ueber- 
sicht derselben. 

Was zunächst .den ersten Vertragsentwurf betrifft^ der 
sich unter der Nr. 10 der beigefügten Documente befindet, 
so haben wir davon bereits in einem der früheren Abschnitte 
eine Analyse gegeben und scheint es unnütz darauf zurück- 
zukonunen^ da ihn Fürst Menchicoff sehr b^ld fallen liefs 
^d ihn nie officiell zur Verhandlung gebracht hat. 

Die Reihe der amtlich übergebenen Schriftstücke dieses 
Botschafters beginnt mit einer Verbal-Note vom j^ März 1853. 
In derselbem sagt er, Nachdem er über die neuerdings sei- 
tens der Pforte Bufsland gegenüber eingenommene Hal- 
tung Klage geführt, efe ^ei ihin der Auftrag geworden, Sr. 
Majöst^t dem Sultan 

,5die Nothwendigkeit vorzustellen, dafs. der sehweren 
und gerechten Unzufriedenheit Seines alteQ und besten 
AUiirten durch einen Akt des Vertrauens eih Ende ge- 
macht werde; welcher für die Zukunft auch die leiseste 
Verstimmung zwischen den beiden Souveränen entferne." 
In einer ferneren Verbal-Note vom-?, bis 19. April 1853 
verlangt Fürst Menchicoff 
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9>durcli ein Sened oder eme Convention die Garantie des 
stricten Status quo der Privilegien des loktholisch-grie- 
chisch-russisclien Cultns der orientalischen Kirche/^ 
Weiter unten heifst es dann in derselben Note^ daTs 
Rufsiand 
,,ini Interesse der religiöse^ Immunitäten des orthodoxen 
Cultus einen ausdrucklichen und bestimmten Garantie-Akt 
verlange; einen Akt^ der in Nichts weder die anderen 
Culte, noch die Beziehungen der Pforte mit anderen Mach- 
ten berühren würde." 
In der vom Fürsten Menchicoff gezeichneten Note vom 
—^ 1853 und dem' derselben beigefügten Entwurf eines 
Soneds sind die russischen Forderungen definitiv fofmulirt. 
Die Note verlangt in formeller Beziehung 
^^eine feielrliche Verpflichtung mit der Rechtskraft eines 
Vertrages" 
in substantieller Beziehung das Folgende: 

,, Der orthodoxe Gultus des Orients^ sein Clerus und seine 
Besitzungen werden sich, in Zukunft unter der Aegide Sr. 
Majestät des Sultans des vollen^ unbeeinträchtigten Ge« 
nusses der Privilegien und Immunitäten erfreueni welche 
ihnen ab antiquo zugesichert sind und zu Fplge des 
Grundsatzes erhabener Billigkeit werden ihnen die ande- 
ren^ christlichen Riten verliehenen Vortheile ebenfalls zu- 
gewandt "werden." 
Der Sened-Entwurf entwickelt näher diese allgemein in 
der Note bezeichneten Forderungen. In dem Eingange heilst 
es' deshalb^ dafs die beiden Souveräne ' 
„von dem gemeinsamen Wunsche geleitet, das feste Be- 
stehen deis orthodoxen, griechisch -russischen Cultus, wel- 
cher von der Mehrheit ihrer christlichen Unterthanen be- 
kannt wird> zu erhalten, und um diesen Gultus in Zu- 
kunft gegen jede Beeinträchtigung zu schützen etc " 

Im Artikel 1 wird gesagt: 
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;,Die Rechte^ Privilegieji lind InmuLnitäten^ deren sich die 
Kirchen^ frommen Stiftungen und der orthodoxe Clerus in 
den Staaten der hohen Ffort«i zu erfreuen gehabt haben^ 
oder in deren Beait^ sie sieh ab anüquo befinden^ wer- 
den keinerlei Veränderung erleiden; vielmehr bel],ebt es 
der hohen Pforte ihnen dieselben auf der Basis des heute 
bestehenden Statug qua zuzuaichem/^ 

Im Artikel 2 wird gesagt: 
j,Die von der osm^schen Regierung den aüderen christ- 
lichen Culteh in Folge von Verträgen, Conventionen oder 
besonderen Bestimmungen bereits zugestandenen oder in 
Zukunft noch zuzugestehenden Rechte und Vortheile werdeü 
als dem orthodoxen Cultus ebenfalls zugehörig angesehen 
werden/^ ' ' 

Die leitenden Staatsmänner des damaligen türkischen 
Ministeriums, der-Gröfs-Vtzir Mehemed Aly Pacha, der Kriegs- 
niinister .Mehemed Ruschdy Pacha und der Minister dös 
Aenfseren Rifaat Pacha gehörten nicht der sogenannten Re- 
fonnparthei an, deren Tendenzen wir . oben geschildert ha- 
ben. Wenn auch zu einsichtig; um die Nothwendigkeit man- 
nigfacher Verbesserungen der Staatsverwaltung zu verkennen, 
begten jene Männer doch die tJeberzeugung, dais eine völ- 
lige UmgcBtaltung derselben im Sinne der europäischen Civi- 
lisation.mit dem in den heiligen Lehren des Koran begriin- 
deten Lebensprincipe des osmanischen Staates im Wider- 
sptuch stände und deshalb unausffihrbar sei. Sie täuschten 
sich nicht über den Verfall des alten Türkenthums, aber 
dessen Grundideen schienen ihnen zu tief mit der. inneren 
Natur der Nation, .d. h. des herrsohenden Yolksstammes, ver- 
wachsen, als dafs man sich davon ohne die äuTserste Gefall 
lossagen könnte. Je mehr sie ater. die Schwäche der osr 
manischen Herrschaft erkannten,- um so lebhafter mufsten sie 
eine Lockerung der Bande fürchten, welche die christlichen 
Unterthanen an die Pforte' knüjpften. Die Rechte und Pri* 
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vilegien der letzteren unter die Garantie Rufslands zu stel- 
len, schien ihnen der Tod des kranken Mannes zu sein. Sie 
gaben sich keinen Illusionen über die Gefahren hin^ deüen 
die Türkei sich durch dnen feindseligen Zusammenstofs mit 
Rufsland aussetzte/ aber sie glaubten^ dafs dieser Zusammen- 
.stofs später doch nicht zu vermeiden sein würde und dals 
es daher besser sei, den Kampf in einer Zeit zu wagen, wo 
die osmanische Nation immerhin noch grofse lehenskräftige 
Elemente besafs, wo die Organisation der Armee nach euro- 
päischen Mustern vollendet war und wo die ChristeÄ sich 
dem Zauber türkischer Oberhoheit noch nicht entzogen hat- 
ten, wo endlich Rufsland allem Anschein nach ohne Bundes- 
genossen dastand. 

Die XJeberzeugung, dafs eine Einmischung des Peters- 
burger Cabinettes in die rechtlichen und geistlichen Ange- 
legenheiten der griechischen Kirche zurückzuweisen «ei, war 
bei den Türken ungemein lebendig und je gröfser die Ge- 
fahr schien, der man sich dadurch aussetzte, je leidenschaft- 
licher erwachte das National -Gefühl, je allgemeiner wurde 
der Enthusiasmus für einen Kampf um das, was man for 
eine Lebensfrage hielt« 

Diese Agitation hatte sich bald den peratischen Kreisen 
mitgetheilt. . Das Geheimnifs, in w^elches Rifaat Pascha die 
Unterhandlung mit dem russischen Botschafter hüllen zu 
müssen vorgab, hatte ihn und seine CoUegen nicht gehin- 
dert, sich in' vielfachen Herzensergüssen gegen einen Theil 
der europäischen Diplomatie und einzelne persönliche Freunde 
zu ergehen. Diese halben, vertraulichen Mittheilungen mach- 
ten auf die Gesellschaft von Para einen noch beunruhigen- 
deren Eindruck, als die Kenntnifs der vollen Wahrheit. Die 
zahlreichen,' Pero tischen Gesändtschaftsbeamten, die reiche- 
ren Kaufleute und die Menschen aller Art, die in fortwäh- 
rendem Verkehr mit den türkischen Ministern und doch auch 
in einem gewissen Zusanunenhange mit der europäischen 
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Welt Stauden^ erhitzten durch ihre Zuträgereieu die Gemüther 
immer mehr. . Meist katholisch^ waren sie schon an si<^h den 
russischen Ansprüchen in allenv kirchlichen Fragen abgeneigt 
und hatten sich kaum von der Aufregung erholt^ in welche 
sie die Angelegenheit der heiligen Stätten versetzt hatte. Sie 
waren daher von vorneherein geneigt, die Bedenken^ welche 
den Forderungen des Fürsten Menckicoff entgegenstanden^ 
ungebührlich zu fibertreiben; sie wiesen mit Eiüphase auf den 
Vertrag vom 13. Juli 1841 hin^ in. dem sie eine europäische 
Garantie der souveränen Rechte des Sultan erkennen woll- 
ten^ sie versicherten, dafs die ö£fentliche Meinung von ganz 
Europa die Regierungen nöthigen würde, für den Sultan ge* 
gen RuXsland Parthei zu ergreifen. 

Aber auch die Griechen, deren Interesse die russische 
Botschaft doch zu vertreten beanspruchte, zeigten sich den 
Forderungen des Fürsten Menchicoff nicht günstig, Es soll 
dabei nicht die Masse des Volks und der niedere Clerus 
gemeint sein, denn diese mögen zum grofsen Theil noch 
heute die Ueberzeugung haben, dafs der Kaiser von Rufs- 
land sie von der Tyrannei, der Türken im Jsflire 1853 habe 
befreien wollen, und dafs das katholische Europa sich nur 
aus Hafs gegen die Orthodoxie den wohlwollenden Absichten 
des Kaisers widersetzt habe. Die höhere Geistlichkeit da- 
gegen und die mit ihr in Zusammenhang stehenden Nota- 
beb sahen ein nnbedingtes Schutzrecht Rufslands über die > 
griechische Kirche des Orients mit anderen Augen an. Ein- 
mal befürchteten sie schon, dafs aus dem Schutze dne Art 
Oberaufsicht werden und dadurch die älteste und vornehmste 
Hirtenstelle der Orthodoxie der Autorität der jüngeren rus- 
sischen Kirche untergeordnet werden könne. Nicht allein 
aus kirchlichen, sondern auch aus nationalen Gründen schien 
ihnen das wenig gerathen. . Abgesehen selbst von diesen hör 
heren Rücksichten hatten die vornehmen Geistlichen und die 
Notabein keinen persönlioheii Grund zu wünsdien^ die Auto- 
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rität der Pforte mit der der russischen Regierung in den 
Angelegenheiten ihrer Kirche 2;u vertauschen. An das tfir- 
kische Regimeot waren sie seit langer Zeit gewöhnt^ und sie 
waren auch daran gewöhnt^ aus dessen Beziehungen zur 
Kirche -onannigfachen Vortheil zu ziehen. Je schwächlicher 
.dieses Regiment war^ jq mehr , Gelegenheiten muTsten sich 
bieten, um es auszubeuten. Dazu konnte die Unte^^stützung 
der russischen Gesandtschaft nur willkommen sein. Aber 
. wenn aus einer solchen Unterstützung die Herrschaft emer 
jnäohtigen^ fremden Autprirät wurde, so war zu befürchten, 
dafs die schreienden MiTsbräuche, welche in der griechisch- 
orthodoxen Kirche bestanden, der russischen Regierung all- 
mälig einen Anlafs bieten würden, sich nicht nur in die in- 
neren Angelegenheiten des osmanischen Reiches, sondern 
auch in die der Verwaltung -des Patriarchats von Constan- 
tinopel zu mischen und durch eine Reform derselben viel- 
leicht die Incorporation der griechischen in die russische 
Kirche anzubahnen, jedenfalls aber der Herrschaft der grie- 
chischen Intriguanten des Fanar ein Ende zu machen. 

So bestärkten alle Eindrücke, welche die türkischen Mi- 
nister aus der sie umgebenden Sphäre erhielten, sie in den 
Vorsätzen, welche ihnen nun einmal durch das Interesse der 
osmanischen Herrschaft geboten schienen. -Hierzu kam noch, 
dafs die Pforte durch die militärischen Demonstrationen und 
durch die Sprache Rufslands anf»ags zwar erschrecki; und 
beunruhigt war: dafs sie aber nicht den Eindruck erhielt 
einer augenblicklich drohetiden grofsen Gefahr durch eine 
ablehnende -Antwort ausgesetzt zu sein; sie war daher mehr 
verletzt als eingeschüchtert. Da sich nun die Unterhand- 
lungen in die Länge zogen, so wurde die durch die Haltaag 
der russischen Diplomatie in Constantinopel hervoi^erufene 
Stimmung ihr immer ungünstiger, der Glaube an eine un- 
mittelbar bevorstehende Catastrophe nahm immer mehr ab.' 
Der Mangel' an Entschiedenheit, den RiiTslands Abgesandter 
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an den Tag legte, hatte seinen Grund nicht sowohl in den 
Persönlichkeiten als in den Verhältnissen. Einmal schien 
man sich in St.' Petersburg über die Schwäche des türki- 
schen Reginuentes getäuscht, man schien sich von einer stren- 
gen Sprache und gewissen Demonstration zu viel versprochen 
SU' haben; dann aber lagen den Bestand des osmanischen 
Reiches wirklich bedrohende Mafsregeln auch ni^ht in der 
Absicht des russischen Hofes; ja derselbe hatte doshalb so- 
gar beruhigende Zusicherungen an England gemacht, und 
während die Feinde der russischen Macht in Europa die 
öffentliche Meinung durch Declamationen gegen die maafslose 
Ambition des Gzaren und durch die Prophezeiung einer so- 
fortigen Occupation Constantinopels in Aufregung brachten, 
kannte das Londoner Gabinet sehr genau die Grundsätze der 
MäTsigung imd Friedensliebe, welche den Kaiser Nicolaus 
beseelten. Auch Lord Stratford de Redcliffe war daivon un- 
terrichtet. Er wufste, dafs einem etwaigen Abbruche der 
Verhandlungeil in Gonstantinopel ein Angriff Bufslands auf 
die Lebensadern der türkischen Macht umnittelbat weder er- 
folgen werde, noch erfolgen könne, und dafs England sowie 
die anderen europäischen Mächte es immer in der Hand 
haben würden, sich vermittelnd zwischen die streitenden 
Partheien zu stellen und einer Catastrophe vorzubeugen. 

Weder der englische Botschafter noch irgend einer sei» . 
ner Collegen hatten den Auftrag, die Forderungen des Für- 
sten Meiichicoff zu unterstützen. Einen solchen Auftrag 
tonnte Niemand haben, da Rufsland den Cabinetten seine 
Absichten nicht enthüllt hatte. Als dieselben endlich iu 
Tage kamen, fühlte sich keiner von den Vertretern der euro- 
päischen Mächte, auch der Geschäftsträger des damals eng 
mit dem Petersburger Hofe alliirten Oestreichs nicht, beru- 
fen, auf eigene Verantwortung der energischen Haltung der ' 
türkischen Minister entgegenzutreten, wenn auch Niemand 
sich, etwa durch ^en Vertrag vom 15. Juli 1841, berechtigt 
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glauben durfte^ der Pforte die. Verwerfung der ruBsischen 
Forderungen geradezu anzurathen. Der beste Beweis für die 
Richtigkeit dieser Behauptung liegt in der Erklärung, welche 
die Repräsentanten von Oestreich, Frankreich, England und 
Preufsen noch am 21. Juni 1853 ituf den ihnen durch den 
türkischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten mitge- 
theilten Wunsch abgaben, sich darüber zu äufsern, ob sie die 
. letzten Propositionen des Fürsten Menchicoff für geeignet hiel- 
ten, dem RMhe des Grofsherm unterbreitet zu werden. Diese 
Erklärung lautete: dafs di^ nach Ansicht vier Repräsentanten 
„in einer Frage, welche so nahe die Freiheit, des Handelns 
und die Souveränität 8r. Majestät des Sultans berühre, 
Se. Hoheit der Minister der auswärtigen Aagelegenheiten 
am besten im Stande ,sei, zu beurtheilen, welche Ent- 
schlü^e zu fassen seien, und dafs sie sich unter den ge- 
genwärtigen Umständen nicht für berechtigt hielten, irgend 
eine Meinung in dieser Beziehung auszusprechen/' 
Wenn die Vertreter der europäischen Mächte gegen Ende 
Juni, also zu einer Zeit, wo sie über, die in der Note des 
' Fürsten Menchicoff vom 5. Mai formulirten Propositionen 
' RuTslands mit Instructionen versehen sein konnten, es ab- 
lehnten eine Ydrantwortlichkeit für die Entschl'üsse der Pforte 
zu übernehmen, so kann mit Sicherheit angenommen wer- 
den, dafs sie dazu hoch weniger in der vorhergehenden Zeit 
geneigt gewesen sind. Dafs die türkischen Minister gesucht 
haben in den Aeufserungen der fremden Diplomatie einen 
Anhalt für ihre Politik zu gewinnen, ist freilich nicht zu 
bezweifeln. Einen solchen Anhalt konnte ihnen nur ein be- 
stimmt gefafster Rath gewähren. Dieser ist ihnen von kei- 
ner Seite geworden und der Divan war daher genöthigt, dem 
russischen Botschafter zu antworten, ohne die Gewifsheit, von 
irgend einer Macht unterstützt zu trerden. 

Man hat freilich behauptet, dafs Jiord Stratford eine von 
derjenigen seiner CoUegen sehr verschiedene Sprache gefohrt, 
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äe& er, als ein persönlicher Feind Rufslands, die Türken 
zum Widerstand aufgereizt und ihnen eine Energie einge- 
fiöfst habe, die sie, sich selbst überlassen, nie zu zeigen im 
Stande gewesen sein würden. ' Diese Ansicht ist unserer 
Ueberzeugung nach eine durchaus irrige. Wie wir bereits 
darzuthun bemüht gewesen sind, besafsen die damaligen 
Rathgeber des Sultans allerdings die nöthige Willenskraft und 
den Math, um selbstständig Entschlüsse zu fassen, die sie 
nun einmal als durch das Staatsinteresse geböten ansahen. 
Sie glaubten, dafs es sich um eine Lebensfrage des osma- 
Bischen Reicl^es handle und es bedurfte keiner fremden Ein- 
ÜQsterungen, um sie zu bewegen, diesem Glauben gemäfs zu 
handeln. Unleugbar kam ihnen dabei der Umstand zu Hülfe> 
dafs die russischen Forderungen durch die europäische Di- 
plomatie nicht sntetstützt waren. Si,e mochten sich daher 
mit der Hoffnung schmeicheln^ es werde sich die Passivität 
der, Mächte später in eine Unterstützung . zu Gunsten der 
Pforte und in eine Opposition gegen RuTsland umwandeln, 
allein, zwischen Hoffnung und Gewifsheit ist ein ungeheurer 
unterschied, vorzüglich in Augenblicken, wo Entschlüsse ge- 
fafst werden sollen, von denen Krieg und Frieden, von denen 
die Existenz des Staates abhängen kann. Was aber specieU 
die Entschlüsse Lord Stratford's betrifft, so hat die. englische 
Regierung Sorge getragen, der Welt durch die vollständige 
Veröffentlichung der Berichte dieses Diplomaten die genaue- 
sten und erschöpfendsten Aufklärungen zu geben. Wir wis- 
sen wohl, dafs* die Geheimnisse der Verhandlungen nicht 
alle durch das „blue book" zu Tage gebracht werden; Vie- 
les bleibt immer verschwiegen und niit Recht, denn es giebt 
Dinge ijQ dem internationalen Verkehr, so vertraulicher un^ 
so zarter Natur, dafs sie ohne grofsen Schaden für die Er- 
haltung guter Beziehungen unter den Mächten der, Oeffent- 
lichkeit immer entzogen bleiben müssen. Eine Regierung, 
die alle Mittheilungen ihrer diplomatischen Agenten rück- 
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haltslos publiciron wollte, würde diösÖ^oö bald in die Un- 
mögliolikeit setzeic^ ; ihr mit Nutzen zu dienen tt}^.nielit das 
Lob offener %yalx^ sondern den gerechten ^wßäeir thörichter 
Indiscretibn ;^r^^^ So mag denn auch im Mai d^s Jah- 

res 1853 MsäüAes .vorgefallen g0ini von dem das ^^blue book" 
nichts enthält/ abe^ es ist völlig undenkbar, da& das ßegen- 
theil von demjenigen geschehen wäre, was der grofsbritan- 
nische Botsphafter. an seine Regierung berichtet und was 
diese amtlich zur öffentlichen Eenntnifs gebrabht hat. 

In einem Bericht all Lord Clärendon vom- 9. Mai 1855 

"sagt /der engliatche Botschafter, dafs er durch die Pforte von 
der russischen Note und dem Senod-Entwurf in K^DÄtoifs ge- 
setzt und aufg^ordert, ihr seine detsfallsige >^'g^<^t mitzu- 
theilen, sich dahin geäüfsert habe : 

„1) Die J^orte möge die russischen AktenslÄcke gWcll* 
weise der englischen und der franzasischen Botschaft in streng 

s -oeiöÄdentielter Form mittheilen/' 

^ ' ^ ,,'€)• ßie mi^e- eiasÄ schriftliche Antwort auf die in der 

• . offlciellen Note (Vom 5. Mai) dem Prof et de Sened und der 
'Verbal-Note vom 19; April enthaltene russische Erklärung 
i^cttpbereiten/^ • ; , . 

, „3) Sie Ä^^ diöBe Antwort ebenso im Geist verbind- 
liqheh " Entgegenjtbminens als mit Festigkeit abfassen, und 
darin die, reelle 'Versicherung von' der aufrichtig gehegten 
Absicht geben, geg^en Bufsland streng nach, den Grundsätzen 
(ier Eedlichkeit und freundschaftlicher Achtung zu handeln; 
die von Rufsland in Folge der Menchicoff'schen Sendung ge- 
thanen Schritte und Förderungen klar, aber mit Mäfsigong 
■ in ihr rechVös Licht stellen und .demohngeacfetet die unab- 
änderliche Bereitwilligkeit erklären, auf die Vorschläge Sr. 
Excellenz insofern einzugehen, insoweit sich dagegen aus der 
Rücksicht' fiir die. souveräne Würde und Unabhängigkeit des 
•Sultans keine Einwürfe erheben lassen, so überflüssig sie 
auch in Betreff der bereits zur Zufriedenheit aller Partheien 



. ^ 



/ > 



( ^. 



»' 



» ) 



161 . :...UA-' 



^r-r'/' 






gelösten Frage der heiligeti Statten in Palästina 'i^ein mSge; 
alle im Interesse der griecMscben Kirche billiger Weise er^ 
hobenen Beschwerden möge sie abstellen, sowie die {»este- 
kenden Rechte und Privilegien, wie sie kaiserliche 6xLD»t der 
ckisüichen Religion und ihren kirchlichen Anstalten im^jan- 
zen Reiche zugesichert hat, bestätigen und wirksam in Aus- 
führung bringen/^ ; . 

„4) Sie möge die eine derartige Antwort enthaltende 
Note nebst den drei obenerwähnten Documenten den Ver- 
tretern der vier grofsen Mächte ^ mittheilen, welche gemein* - 
sam mit Rufsland an dem Vertrage von 1841 betheiligt sind/' 

Bei einer Unterredung, die Lord Stratford gleich darauf 
mit dem Grolb-Vizir und Rifaat Pacha, dem Minister der ' 
auswärtigen Angelegenheiten sowie dem Seraskier Mehemed 
Ruschdy Pacha hatte, fand er diese Männer ganz entschlos- 
sen, die russischen Forderungen abzulehnen: er rieth ihnen 
in der . vorzubereitenden Note eine Thür für Unterhandlun- 
gen offen. zu. lassen und keine Concession zurückzuhalten, 
welche mit der wahren Wohlfahrt und der Unabhängigkeit 
des Reiches irgend verträglich sei. „Ich konnte,^^ so sagt' 
er in seinem 6erich;t an Lord Clarendon, „ich konnte mit 
gatem Gewissen nicht in sie dringen, die russischen Forde- 
niQgen in der ihnen jetzt vorgelegten Form anzunehmen, 
aber ich erinnerte sie ^an die von Fürst Menchicoflf gefor- 
derte Garantie und empfahl ihnen ia. den stärksten Aus- 
drücken, für diese Garantie, wenn sie in der geforderten 
Weise unzulässig sei, ein Equivalent zu suchen, welches 
sich am besten in einer rückhaltslosen und umfassenden 
Ausübimg der Autorität des Sultans werde finden lassen, 
nemlich in der Promulgirung eines Firmans, der allen tri- 
butpflichtigen Unterihanen de? Pforte sowohl ihre geistlichen 
als auch ihre weltlichen Privilegien bestätige, und zum Zweck 
^iner feimer en Sicherheit den fünf GroXsmächton der Ghri- 
steixhiBit officiell utttgetheilt werde/* 
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Die Absicht Lord Stratford's war es, die russischer 
Seits lediglich ton dem Standpunkt der orihdd<aen' Kirche 
und ihrer Beziehungen zu Ruisland in Anregung gebrachten 
inneren Fragen \vt einer. aUgemeineren, . das Interesse aller 
christlichen, Kirchen des osmanischen Reiches berücksichti- 
genden Weise zur Lösung zu bringen und aa dieser Losung 
alle europäischen Grofsmächte zu betheili'gen. Die unparr 
theüsche Stellung, welche England zu den: orientalischen 
Christen einnimmt, schien seinen Botschafter ganz besonders 
zu befähigen, in dieser Beziehung die Initiative zu ergreifen. 
Es galt daher die Türken davon zu. überzeugen., dafs eine 
Befestigung der ihren Rayahs bereits ertheilten Rechte im 
eilgenen Interesse der Pforte liege. An- die Stelle des nur 
för seine Glaubensgenossen reclamirenden RuTslands sollte 
die Vermittelung ;des gesammten Europa's treten, ein^ Ver- 
mittelung, die ebenso für die Erhaltung der Integrität und 
Unabhängigkeit des Reiches als für das Wohl aller zu dem- 
selben gehörigen Christen ohne Unterschied der Confession 
besorgt war. Die Türken sollten, nach der Absicht Lord 
' Stfatford's, zu der Einsicht gebracht werden, dafs die Ret- 
tung des Osmanenthums nur. in der Befdedigung der Rayahs 
gefunden werden könne; Von diesem Grundsatz ausgehend 
sollten sie zunächst den bestehenden Rechtszußtand bestäti- 
gen und, nachdem eine solche Basis gewonnen,- von dem nur 
für die Orthodoxie Schutz verlangenden Rufsland an das ge- 
sammte Europa appelliren. 

Dem englischen Botschafterstand bei Ertheilung solchen 
Bafhes ein mächtige» Argument zur Seite. Denn wenn die 
Ablehnung der Menchicoff'schwi FQrderungen ernste Ver- 
wicklungen mit Rufsland zur Folge hatte, so mufste die Pforte 
dieHül/e Europa's in Anspruch zu nehmen wünschen. Nichts 
aber konnte geeigneter sein, ihr die chrisüichen Mächte günstig 
ZU stimi&en, als eine liberale Politik gegen ihre eigenen, 
christlichen Unterthanen. Wollte die Pforte ihren Stteit aUein 
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mit Rufsiand ausfecliten^ so war ihre Niederlage mehr ^s 
wahrscheinlich; wollte sie ihre Sache von dem rein politir 
sehen Gesichtspunkt der Erhaltung ihrer Souveranitäts-Bechte 
vor das Forum der Machte bringen, so setzte sie Rufsland 
in die vortheilhafte Lage, die ihm zugefügten Kränkungen^.die 
Beeinträehtigmig der Orthodoxen Kirche, die Nothwendigkeit 
eines stärkeren Schutzies ffir dieselbe durch eine bestimm- 
tere Interpretation der Verträge und einer Genugthuung im 
Interesse seiner eigenen Würde ffir sich geltend zu machen. 
Stellte die Pforte dagegen die Frage als eine ihre inneren 
Rech1;sverhältnisse berührende hin und konnte sie durch That- 
sachen ihren guten Willen beweisen das Recht aller Christen 
ihres Reiches zu schützen, ihre Autorität zu einer für die^ 
selben wohlthätigen zu machen und nahm nun die Yer^nitt- 
Inng der Mächte dafür in Anspruch, ihr bei Schlichtung 
ihrer DiJEFerenzen mit Rufsland beizustehen, so gewann sie 
em ungleich' günstigeres Terrain. Diejenige Macht aber,, auf 
deren Rath die Pforte in dieser Richtung vorging, mui*ste da- 
durch sowohl bei den Verhandlungen als auch bei der Durch- 
führung des neuen Regierungssystems einen überwiegenden 
moralischen Einflufs erlangen. England trat alsdann dem 
Divan und den Rayahs gegenüber in die Stelle Rufslands. 

Dieser Ideengang lag den von. Lord Stratford der Pforte 
ertheilten Rathschlägen, wie wir sie eben näher bezeichnet 
haben, zu Grunde. Sie könnten sich des Beifalls der russi- 
schen Diplomatie nicht erfreuen, aber auch bei den Türken 
fande^i sie anfangs keinen Anklang. 

Die erste Antwort, welche die Pforte dem Fürsten Men<- 
cMcoff mittelst einer Note Rifaat Pächa's yom 2. Schaban 
1269 (10. Mai 1853) ertheilte, enthält zwar in ihrem An- 
fang allgemjeine Versicherungen der Freundschaft, die der 
Sultan gegen den-Kaiser hege, und der Sorgfalt, mit der un- 
aufhörlich über der strengen Aufrechlerhältuiig ' der reliösen 
Privilegien der Christen gewacht werde, aber die Note' 
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BcUiefst mit folgender Erklänmg: ^Wie freimclschaftlieli 
auch'iininerhin die Gefühle sein mögen^ Ton denen die holiB 
Pforte tmd der kaiserliohe Hof von Bufsland gegeneinaiider 
beseelt sind, so würde doch die Stipulation eines die beiden 
Regierungen verpflichtenden Aktes in der Angelegenheit, um 
die es sich handelt , in seinen Folgen für die Grundprinci- 
pien der Unabhängigkeit einer derselben verderblich, dem 
internationalen Rechte diametral entgegengesetzt und geeig- 
net sein, das Fundament der Unabhängigkeit und des An- 
sehns eben dieser Regierung zu zerstören.^ 

Blieb es bei dieser bestimmt ablehnenden Erklänmg, 
so waren weitere Unterhandlungen unmöglich. Der Krieg, 
der später durch die eigenthämliche Verkettung mannig- 
facher Umstände entständen ist, wäre sogleich unvermäidlicli 
gewesen, denn Rufsland hätte die einfache Ablehnung seiner 
mit so' viel Energie und in so Aufsehn erregender Weise 
gestellten Forderungen nicht ruhig ertragen und die Pforte 
hätte nach dem Abbruch aller Verhandlungen die Occupa- 
tion ihrer Provi^zen nur als einen casus belli ansehen kön- 
nen. Um eine so gefährliche Situation möglichst hinauszu- 
schieben, mufste den Unterhandlungen die Thur offen ge- 
halten werden. Dies lag im Interesse aller Betheiligten: im 
Interesse der -Pforte, um ihre diplomatische Stellung zu Eu- 
ropa zu verbessern und die nothwendigsten Rüstungen für 
den äuTsersten Fall vorzubereiten; im Interesse RuTslands, 
weil es nach den dem Londoner Cabinet gegebenen Ver- 
sprechungen -einen entscheidenden Schlag sogleich nicht ver- 
suchen konnte und yon Unterhandlungen, die durch eine 
drohende Demonstration unterstützt worden wären, immer 
noch die Erreichung des angestrebten Zieles phne einen Krieg 
•hoffen durfte; im Interesse Englands - endlich, weil diese 
Mß^ht durch ihr Dazwischentreten bei den Unterhandlungen 
den Ausschlag . geben und ihren EinfluTs im Orient bedeu- 
tend vermehren mufste. 
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Die eigenthfimlichen Grande^ i^elche Lord Stratford de 
Bedcliffe von seinem Standpunkte die Anknüpfung von ün- 
terhandltmgen nbter earopäischer Vennittelung wünschens^ 
werth machten, haben wir bereits dargethan. Daraus durfte 
sicli von selbst ergeben , wie wenig er mit der Note Ri- 
faat Pacha's einverstanden sein und wie sehr er eine weni- 
ger bestimmte Haltung seitens der Pforte wünschen mufste. 
Ja 80 wenig stimmt der Inhalt dieser Note mit den von 
Lord Stratford ertheüten Batbschlägen überein, so wenig 
kann er dafür yerantwortlicli gemacht werden, dafs er ebenso 
TO Fürst Menchicoff einen Systemswechsel tmd daher eine 
Veränderung im türkischen Ministerium herbeigeführt zu 
sehen wünschte. Nur kam es fireilich sehr darauf an, wel- 
chen Personen die Anbahnung des neuen, weniger schrof«^' 
icB Systems any ertraut werden würde. Für den englisöhen 
Botschafter war es schwierig, in dieser Beziehung irgend wie 
die Initiative zu ergreifen, denn jede Einwirkung in Perso- 
nalfragen seinerseits hätte in dem damaligen Augenblick von 
den Türken leicht als eine Unterstützung Rufslands ange- 
sehen werden können, während er auch den Schein einer 
solchen zu vermeiden ängstlich bemüht war. Für den russi- 
schen Botschafter lagen solche Gründe der Zurückhaltung 
nicht vor. Trat eine Aenderung in der Politik der Pforte 
nicht ein, so blieb dem Fürsten Menchicoff nur übrig, Gon- 
stantinopel zu verlassen phne auch nur einen Anknüpfungs- 
punkt fär fernere Unterhandlungen gewonnen zu haben. Er 
unternahm es daher, von dem Ministerium an den Souverän 
zn appelliren und in Folge der Privat -Audienz, die er am 
13. Mai bei dem Sultan im Palais von Tchiragan nur in 
Gegenwart seines Dolmetschers und eines Hofbeamten hatte, 
^rde Rechid Pacha an die Spitze des Ministerii der aus- 
wärtigen Angelegenheiten berufen. 

Diejenigen, welche die Ministerial-Veränderungen ledig- 
lieh durch den russischen Einfiufs sich erklären zu sollen 
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glaubten/ "waren durch die getroffene Wahl einigermäTsen 
überrasehtr ßechid Facha ist o&ne Zweifel einer der be- 
deutendsten und fähigsten türkischen Staatsmänner; durcii 
«inen langen Auf Mithalt in sEuröpa (er war Botschafter in 
Paris) ist er sowohl den leitenden und hervoirragenden Fer- 
ßönlichkeiten der Grofsmächte nahe getreten^ als auch mit 
den dortigen jpolitischen Verhältnissen genauer bekannt ge- 
worden a»ls die nleisten^ seiner Landsleute. M^nand be- 
safs eine solche Gewandtheit) eine solche Erfahrung mA 
Geachäftskenntnifs^ eine solche diplomatische Geschicklich- 
keit wie er. Ab^ Rechid Pacha war das Haupt der soge- 
nannten Beformparthei^ er hSildigte Ideen in Bezug auf die 
innere Yerwaltipig des osmanischen Reiches, als. deren ent- 
schiedene Gegnerin die russische Diplomatie inuner aufge* 
tareten war^ tmd -man wufsfe, dafs er in den genauesten, per- 
sönlichen Beziehungen zu dem englischen Botschafter Btand, 
durch dessen Verhalten sich die Vertreter Rufslands nichts 
weniger als befriedigt zeigten. 

Es mag hier xmerörtert^ bleiben, ob in der Audienz des 
Fürsten Menchicoff bei dem Sultan überhaupt die Personen 
genannt word«i sind^ denen im Interesse einer firiedlichen 
Ausgleichung am geeignetsten die Leitung der weiteren Un- 
terhandlungen anvertraut werden kömre, nur soviel darf mit 
Bestimmtheit behauptet werden) dafs man vor jener Audienz 
ilissischer 'Seits Ursache hatte von Rechid Pacha ein con- 
cilianteres Benehmen, als von seinem Vorganger Rifaat Pacha, 
der ausschliefslich von dem Seraskier Ruschdy und dem Grofe- 
Vizir Mehemed Aaly Pacha geleitet wurde, zu erwarten. 

Es hat nun nicht an Solchen gefehlt, die Rechid Facha 
vorwerfen, er habe durch eine fein angelegte Intrigue die 
Hülfe der russischen Diplomatie nur zu benutzen gewuTst, 
lim zur Gewalt zu gelangen imd, nachdem er einmal dieses 
Ziel seines Ehrgeizes erreicht^ das System seinef Vorgänger 
fortzuführen. Es liegt uns. sehr ferne, mit den Gegnern des 
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berühmten tfirkischeii Staatsmannes die mannigfachen, meist 
sehr pikanten Einzelheiten discutiren zu wollen^ welche sie 
als Beweisstacke ihres Vorwurfes anführen. Wir hegen aber 
die Ueberzengung, daTs* sich Recjiid Pacha ailerdings mit deif 
HoShung schmeichelte, durch eine geschickte Ausgleichung 
dem drohenden Conflicte vorbeugen zu können. Er hat sich 
«frig bemüht, eine «olche Ausgleichung zu finden, und wir 
glauben, dafs er es noch heute aufrichtig beklagt, sie eben, 
nicht gefunden zu haben. Jene xmsere Ueberzeugung aber 
werden wir nicht durch allerhand Anecdoten, sondern aus 
der damaligen politischen Lage zu rechtfertigen suchen. 

Wer im Mai 1853 in Censtantinopel daran glauben 
konnte, dafs eine unbedingte Annahme der russischen For- 
derungen möglich sei, der verkannte vollständig die Situa- 
tion. Kein türkischer Minister, so hoch er auch in der 
Gunst des Souveräns gestanden hätte und so grofs auch sein 
AnsehQ bei der Nation gewesen wäre, keiner hätte es unge- 
straft wagen dürfen sich dem allgemein, beim Hofe, in allen 
Sphären der Regierung und in allen Schichten der musel- 
manischen Bevölkerung festgewurzelten Glauben zu wider- 
setzen, dafs die russischen Forderungen da6 Protectorat über 
die griechische Kirche enthielten lind dafs dieses Protectorat 
in den Händen Rufslands der Tod des Osmanenthums sei. 
Die Macht der öffentlichen Meinung, w€ilche in absoluten 
Staaten um so stärker ist, je seltener sie sich Bahn bricht 
und je ungeregeltei^ die Formen sind, in^ denen sie sich 
zeigt, wirkte damals in* Ck)nstantinopel mit solcher Gewalt, 
dafs sie den ganzen Divan zittern machte. Das Osmanen- 
thum stshien plötzlicb seine alte, heroische Energie wieder- 
gewonnen zu haben; in den höheren Kreisen des türkischen 
Beamtenthums erfüllte sie freilich nur die Herzen weniger 
ttusgezeichnetet Männer, aber der Masse. dieser corrumpirten 
Gegellschafk flöfste die Volksstimmung einen weit grofseren 
Scbrecken ein, als die noch fernstehenden ruäsischen Heere. 
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Das Schweigen der earopäischen Diplomafie inirde toa den 
Meisten als eine gfinstige Vorbedeutang ausgelegt Unter 
solchen Umstanden wäre Bechid Pacha, anf dess^ ciyili- 
sjrende und refermatorisclie Tendenzen die fanatischen Mos- 
lems mit Argwohn sahen^ am allerwenigsten im Stande ge- 
wesen, sich der allgemeinen Strömung zu widersetzen. Alles 
was er vermochte, war: an die Stelle der unbedingt ableh- 
nenden Note Sifiaat Facha's Vorschlage zu setzen, die, ohne 
im Princip etwas zu y^geben, die Fortsetzung von Unter- 
handlungen ermöglichten. Auch hierbei war er gen5thigt 
mit der äufsersten Vorsicht zu Werke zu gehe^. 

Diese, eine friedliche Ausgleichung wenigstens nicht 
ganz abschneidende Thäügkeit Rechid Pacha'is hatte imm»- 
hin auch für BuTsland den Vortheil, eine Krise hinauszu- 
schieben, für welche es damals weder diplomatisch noch mi- 
litärisch vorbereitet war. Die Türkei aber wurde dadurch 
auf den Weg geführt, auf dem allein ihre Rettung liegen 
konnte, nämlich auf denjenigen, die Angelegenheit von einer 
ausschliefslich russisch-türkischen zu einer europäischen zu 
machen., Denselben Weg zeigten die Rathschläge Lord Strair 
ford's. Er ermahnte die Pforte, ernstliche Sorge für das 
Wohl ihrer christlichen Unterthanen zu tragen, in der Be- 
festigung, ja in der Erweiterung von deren Rechten und Privi- 
legien die Initiative zu ergreifen, dadurch ein fremdes Pro- 
tectbrät übier diese Unterthanen unnütz zu ii^aohen, und, 
wenn dies geschehen, die Vermittlung der europäischen Grofs- 
mäehte^ für die Differenz der Pforte mit Rufsla^ud nachzu- 
suchen. 

Der erste Schritt, den Rechid Pacha in dieser. Richtung 
that, war ' die vertrauliche Mittheilung eines neuen Noten- 
projectes an den Karsten Menehicoff. ^ 

Im Eingange dieses Aktenstückes wird die Behauptung 
des Fürsten Menehicoff zurückgewiesen, als hege die Pforte 
Mifstrauen und Zweifel -gegen die Absichten Ru&lands. £s 
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wird vielmefar ein grofses Gewicht auf die Freundschaft und 
das Vertrauen gelegt, von denen der Sultan gegen den Kai- 
ser Mcolaus beseelt seL 

Es wird alsdann absichtlieh vermieden irgend wie auf 
die von fiuisland verlangte Genugthuung, oder auf die an- 
deren Forderungen dieser Macht einzugehen^ ebensowenig ist 
von den Souveränitats-Rechten des Sultans, die durch ein 
fremdes Schutzrecht tber seine christlichen Unterthanen ge- 
schmälert weiden wurden, die Bede. Mit einem WcNrt, die 
Coütroverse^ in der Rifaat Pacha ein so entschiedenes Nein 
gesprochen hatte, wird umgangen und der zweite Paragraph 
des Entwurfes beginnt damit, es als eine Ehrensache der 
Pforte hinzustellen, dafs die lediglich geistlichen Privile- 
gien, welche den griechischen Kirchen und Priestern von des 
Sultans Vorfahr^i bewilligt und von Seiner Majestät bestä- 
tigt seien, unangefochten erhalten blieben. Es wird hiuzu- 
geffig);, dais die väterliche Gesinnung, welche die osmanische 
Regierung hege, ihr die Pflicht auferlege, dem griechischen 
Clerus die geistlichen Privilegien aller Art nicht vorzuent- 
halten, welche in der Folge den anderen, der türkischen 
Henschaft unterworfenen Christen bewilligt werden konilten. 

In dem dritten Paragraph wird die Erklärung abge- 
geben, dafs der Sultan in einem an d^i griechischen Pa< 
triarchen gerichteten Firman die bezeichneten geistlichen Pri- 
vilegien bestätigt habe. 

In den^ vierten und im fünften Paragraph werden in 
Bezug auf die heiligen Stätten und die Errichtung einer 
russischen Kirche und eines. russischen Hospitals zu Jeru- 
salem förmliche Verpflichtungen übernommen. ^ 

Bechid Pacha hatte durch dieses Projeot, welches nach 
bereits erfolgtem Abbruch der diplomatischen Beziehungen 
des rassischen Botachafters mit der Pforte dem Fürsten Men- 
chicoff in ganz vertraulicher Weise als Ausgleichungsmittel 
übersandt wurde^ den in der Note Bifaat Pacha's vom 
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dO. Mai eingesAmmenen Standpunkt wesentlich modificirt 
Jene Note hatte vor Allem die Unverträglichkeit der russi- 
schen Forderungen mit den Bouveränitätsrechteii des Snl- 
tans in formeller Beziehung betont^,RechidPacha sah die- 
sen Funkt als abgeinacht ^n und bemühte sich durch freund- 
schpitliche Versicherungen und durch Thatsachen, Bamentlich 
den Erläfs neuer, die Bedite der Christen bestätigeiider Fir- 
mane, zu bewöisen,-^dafs die Pforte in materieller 'Bezie- 
hung den Ansprüchen Bulslasids gerecht geworden' sei. Es 
blieb dies auch nicht ohne Einfluüs.auf die Haltung des 
Fürsten Menchicoff, denn er liefs, kurz vor deiner Abreise, 
ebenfalls ganz vertraulich^ dem türkischen Minister ein neues 
Noten-Project zusteUen^ welches die Pforte an der Stelle des 
Sen^d zeichnen sollte. Um unseren Xesern eine vollständige 
Üebersicbt des Umfangs der russischen Ansprüche zu ge- 
. währen^ sei uns eine nähere Betrachtung auch dieses Akten- 
stückes vergönnt. 

In demselben notificirt die Pforte, nach der aufmerk- 
samsten Prüfung der Forderungen Bufslands, eine kaiser- 
liche Entscheidung, durch welche der Sultan, voll Vertrauen 
in die Absichten des Kaisers von. Bufsland in Betreff der 
Erhaltung der Integrität und Unabhai^gkeit des osmani- 
sehen Reiches, die Vorstellungen des Fürsten Menchicoff 
würdigend, der russischen Regierung die feilBrliehste Ver- 
sicherung von Seinen wohlwollenden Gesinnungen gegen 
den .Clerus, die Kirchen UQd die religiösen Anstalten des 
christliche orientalischen Cultus ^geben läfst. Es heifst als- 
dann in wörtlicher Uebersetzung:- 

^Um diese Versicherungen gan2 unzweideutig zu machen^ 
> . f örnilich . die hauptsächlichsten gegenstände dieser erhabe- 
nen Sorgfalt zu prädsiren,; durch ergänzende, in Folge des 
^ Umschwiinges der Zeitumstände nothWendig gewordene Er- 
läuterungen die Bedeutung der Artikel zu befestigen, welche 
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in den früheFen, Kwischen den beiden Machtenabgeschlos- 
eenen Verträgen auf die religiösen Fragen Bezug haben, 
und endlich 'u^ für immer }^em desfallsigen Mifsver- 
standnifs und jeder Verstimmung zwischen den beiden Be- 
gierongen yorzubeugen, ist der Unterzeichnete von Seiner ' 
Majestät dem Sultan ermäpfatigt, folgende Erklärungen ab- 
zugeben: 

,Der orthodoxe Cultus des Orients, sein Clerus, seine 
Kirchen und seine Besitzthümer, ebensowie seine religiö- 
sen Anstalten werden in 24ukunft unbeeinträchtigt unter 
der Aegide Seiner Majestät des Sultans der Privilegien 
und Inununitäten sich erfreuen,- die ihnen a& antiquo zu 
wiederholten Malen durch Kaiserliche Gunst Terliehen wor- 
den sind, und aus Gründen hoher Billigkeit werden sie an ^ 
den Vortiieilen Theil haben, welche den anderen Christa 
liehen Riten sowie den bei der hohen Pforte beglaubige 
ten, fremden Gesandtschaften durch Verträge oder be^ 
sondere Bestimmungen zugestanden sind.^ 
Die von dem Fürsten Menchicoff Rechid Pacha gemachte 
Concession .bestand. also darin, dafs an Stelle des früher ver- 
langten Seneds oder der Convention er sich jetzt mit einer 
einfachen Note begnügen Wollte; aber ^diese Note enthält 
eine fomÜiche Verpflichtung, ebenso bindend, wie ein Ver- 
trag. Die Ausdrücke des Entwurfes lassen darüber nicht 
den mindesten Zweifek „Die hohe Pforte üotiäcirt; der 
Sultan ^ebt die feierlichste Versicherung.; er macht sie un- 
zweideutig; er l&Tst die firaglichen Objecto präcisiren; er er^ 
mächtigt Seinen Minister deshalb Erklärungen .abzugeben;^ 
das sind Ausdrücke, welche in einem officiellen, von der 
anderen Parthei acceptirten Documente die dasselbe aus- 
steuernde Regierung- ebenso fest, wie ein Vertrag binden 
mn&ten. Um den Gharacter der Verbindlichkeit dieses Do- 
cumentes noch klarer festzustellen, heifst ea darin zweimal. 
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dafs die darin enthaltenen Yersicherungen und Erklärungen 
in Folge der von der rassischen Regiemjag der Pforte ge- 
machten Vorstellungen gegeben 'sind. Wenn man aber Je- 
mand^ der ein Versprechen verlangt^ es giebt und wenn der- 
selbe es annimmt; so ist inan verpflichtet es zu halten und 
kann sich einer solchen Verpflichtung, unter welcher Form 
auch immer sie eingegangen sein mag, nicht ohne grobe 
Rechtsverletzung jentziehen. . 

Wenn daher auch die Form der der Pforte zugemutheten 
Verpflichtung verändert war, ihr Werth blieb derselbe, und 
in ihrem Inhalt wurde sie sogar erweitert. 

Bis dahin hatte die russische Diplomatie Garantien für 
die Aufrechterhaltung der Rechte und Immunitäten der grie- 
chischen Kirche als eine Oenugthuung für diie angeblich von 
der Pforte dem Kaiser Nicolauä zugefügten Beleidigungen ver- 
langt; sie hatte sich noch auf kein Recht, auf keinen Ver- 
trag berufen, um ihre Ansprüche 'zu begründen; der Ent- 
wurf des Fürsten Menchicoff erfefst zuerst die rechtliche 
Seite der Frage, denn er legt dem Sultan die Worte in den 
Mund, dafs er die , betreffenden Versicherungen gebe, um 
durch ergänzende, in Folge de^ Umschwunges der 
Zeitumstände nöthwendig gewordene Erläuteruii- 
gen die Bedeutung der Artikel zu befestigen, 
welche in den . früheren, zwischen den beiden 
Mächten abgeschlossenen Verträgen auf die reli- 
giösen Fragen Bezug haben. Es handelt sich <nach die- 
sen Worten also wesentlich darum, frühere Verpflichtungen 
zu bestätigen und den neuen Zeitveihältnissen anzupassen. 
Wir dürfen uns wohl wegen des Verständnisses dieser Stelle 
auf' das im zweiten Abschnitte Gesagte beziehen. 

In. dem Sened- Entwürfe werden die Besitzthümer des 
griechischen Glerus und der Kirche nicht «rwahnt ; die Note 
will auch diesen Besitzthümern die damit verknüpften Pri- 
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yilegien und' Irnnrnnitaten sichern; sie gewährleistet ihnen 
und der Kirche überhaupt dieselben, so wie sie ihnen ab 
aniiquo gehört habeiir oder so wie sie ihnen. zu wiederhol? 
ten Malen durch kaiserliche Gunst, zugestanden sind, ohne 
hinzuzufügen: auf der Basis des stricten Status quo 
von heute; obgleich sich diese Phrase doch in dem Soned- 
Entwurf fand und nicht ohne Bedeutung war, weil sie allen 
Reclamationen auf Wiederherstellung veralteter, aus der Ge- 
wohnheit gekommener oder durch administrativ^ Verfügun- 
gen abgestellter Rechte vorbeugte. Endlich giebt dor Noten- 
Entwurf dem Artikel 2 des Sened-Entwurfs eine sehr weite 
Ausdehnung, indem er sagt, dafs die orthodoxe EJrche, ihr 
Clerus u. s. w, an den Vortheilen Theil haben sol- 
len, welche den anderen christlichen Riten, so- 
wie den bei der Pforte beglaubigten fremden Ge- 
sandtschaften durch Verträge oder besondere Be- 
stimmungen zugestanden sind. In dem Sened war 
von fremden Gesandtschaften nicht, die Rede gewesen, so 
dafs man darin noch lediglich das Verlangen einer vollkom- 
menen Gleiichheit der Rechte für alle der Pforte unterihäni* 
gen chrisüichen Religionsgemeinschaften finden konnte ; aber 
der Noten- Entwurf beansprucht ohne ümschweif für die 
griechische Kirche die Theilnahme an den ganz exceptio- 
nellen Vortheilen, ;wrelche die verschiedenen Capitulationen 
den in der Türkei wohnhaften, fremden Christen, die unter 
dem Schutz ihrer respectiven Gesandtschaften stehen, zu- 
sprechen. Wenn man sich des oben über die Verhältnisse 
der katholischen Kirche im Orient Gesagten erinnert, so wird 
man die Bedenken leicht ermessen, die_einem solchen An- 
sprache entgegenstanden. 

Man sieht, es bestand noch ein ungeheurer Unterschied 
zwischen den russisohen Forderungen und deii , türkischen 
Coi^cessionen. 
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.Rnfsland verlangt eine formelle Terpfliehtung; die 
Türkei gewährt nur eine diplomatische Mittheilung, ohne ihr 
dön Charakter eiher stricten Verbindlichkeit b.eizulegen. 

Rufsland will Garantien^ die^ihm ausdrücklich, in Folge 
aeiuer Vorstellungen bewilligt seien; die Türkei ist be- 
müht> die Freiwilligkeit ihrer Entschliefsungen zu eon- 
statiren. 

Rufsland bezieht sieh auf frühere Verträge; die Türkei 
übergeht dieselben mit Stillschweigen, 
^ Rufsland verlangt die Aufrechterhaltung aller Privile- 
gien und Immunitäten der oricfntalischen Kirche; die Türkei 
emähnt bot der lediglich geistlichen PrivUegien. 

Rufsland verlangt die Aufrechterhaltung der ab anti- 
giiö bewilligten Privilegien; die Türkei will nur die von 
dem gegenwärtig regierenden Sultan bestätigten erhalten. 

Rufsland verlangt für die orientalische Kirche die Theil- 
nähme an den Vortheilen. welche zu Gunsten sdler anderen 
christlichen Gemeinschaften im osmanischen Reiche/ selbst 
der fremden und untej den Schutz der Oesandt- 
Schäften gestellten, bewilligt oder stipulirt sind; die 
Türkei will nur dem griechischen Clertis die geistlichen Pri- 
vilegien nicht verweigern, welche in der Folge anderen Rayahs 
zugestanden werden könnten. ' 

> Trotz der in dem Projecte de» Fürsten Menchicoff und 
demjenigen Rechid Facha's enthaltenen Gegensätze hatte die 
diplomatische Läge dennoch einen "Weniger schroffen Gharac- 
ter angenommen, .als im Augenblick der absoluten Ableh- 
nung Rifäiat Pacha's. Eis stahden sich nun eben zwei Pro- 
jecte gegenüber, zwischen denen durch ein Dazwischentreten 
Europa's eine Ausgleichung gefunden werden konnte. Diese 
Intervention war von der gröfsten Bedeutung für das Schick- 
sar der Türkei. Nahm sie eine den rus^isöhen Ansprüchen 
günstige Wendung, so liefs sich die ruhige FortentwickQlun3 
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der politischen ^istande des osmanischen Reiches auf der 
Basis des althergebrachten Principes der Trennung der Nar 
tionalitäten mit einer Verstärkung des russischen Einflusses 
auf die Gri^hen voraussehen; behielten ds^egen die Ideen* 
Lord Stratford de Redcliffe's die Oberhand, suchte sich dis 
Pforte durch die Emancipirung all^ ihrer christlichen ün»- 
terihanen ¥^n jedem fremden Schutzrecht immer mehr los 
m machen, so entstand nothwendig eine Krise in ihren in- 
ternationalen Beziehungen, sowie in ihrem inneren Staats- 
wesen. Die Verbindlichkeiten, die sie wegen der griechl- 
schen Kirche gegen Rufsland eingegangen war, mufsten sich 
dann lösen und die Reform, der Touzimat nahm eine Rich- 
tung, die ebenso unverträglich mit den alten Privilegien der 
verschiedenen christlichen Religionsgemeinschaften als mit 
den Grundsätzen des mu^elmanischen Staatswesens wurde. 
Eine radicale Heilkur des ganzen Organismus des Reiches 
wurde dann versucht. Eine solche Kur ohne die Unter- 
stützung und den Rath einer fremden Macht zu unterneh- 
men, wäre kein türkisches Ministerium im Stande gewesen. 
Diejenige Macht aber, an welche man sich vor allen unter den 
gegebenen Verhältnissen zu wenden hatte, war England.. Eng- 
land, durch Lord Stratford de Recliffe vertreten, mufste ' 
einen beherrschenden Einflufs ausüben, wenn die Pforte sidi 
durch eine sogenannte liberale Politik im Inneren von Rufs- 
land ganz lossagte. 

4 

Die Vermittelung der sich im Juni 1853 in Constan- 
tinopel gegenüberstehenden Tendenzen wurde zunächst von 
den europäischen Cabinetten in die Hand genommen. Die 
deshalb gepflogenen Unterhandlungen knüpfen sich" an ein 
berühmtes Aktenstück, die „Wiener Note.*^ Erst nachdem 
diese Unterhandlungen statt einer friedlichen Ausgleichung 
den Krieg herbeigeführt hatten imd die Pforte dadurch that- 
sächlich frei von allen, Verpflichtungen gegen Rufsland ge- ; 
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worden, war, erst da ging man^ ernstlich auf den tiedanken 
der radicalen Reform ein. 

Wir wollen nii^ diese beiden Phasen, welche die Ent- 
wickelung der türkischen Politik s^it dem Jahre ^1853 durch- 
laufen hat, nach einander näher ins Auge zu fassen suchen. 
Sie finden ihren formellen AbsehluTs in dem Hattihoumayoun, 
von desseA Ausführbarkeit die Rechtfertigung nicht nur des 
neuen politischen Systems der Pforte, sondern d^s orienta- 
lischen Krieges überhaupt abhängt. 



Die Wiener Rote. 



DeF erste VeröUch einer Verständigung zwischen Rufs- 
land und der Pforte auf Grund der beiden Entwürfe dös 
Fürsten Mehchicoff und R'echid Pacha's'ging von dem östrei- 
chiscben Cabinette aus. in einer Depesche des Grafen Biiol 
an den kaiserlichen Internuntius zu Conätantinopel Freiherrn 
von Brück vom 2« Juni wird dei' Pforte der Rath ertheilt, 
jene beiden Entwürfe mit -einander zu vergleichen, die si<;h 
durch eine solche Vergleichung herausstellenden Varianten 
in ernste Erwägung zu ziehen und darüber klar zii werden; 
ob die Verschiedenheit mehr in "den Ausdrücken oder in dem 
Wesen der Sache bestehe. Für den Fall, dafs Rechid Pacha 
alsdann einige Abänderungen des MenchicofFschen Entwurfs 
vorschlagen zu sollen glaube, bietet Oestreich seine Vermitt- 
lung zur desfallsigen Verständigung mit dem Hofe von St. 
Petersburg an. ~ ' ', 

Es war dies eijft nicht leicht auszuführender Auftrag. 
Einmal konnten- die« damaligen Beziehungen Oestreichs zur 
Pforte, Wenige Monate nach der Sehdung des Grafeh Leinin- 
gen, der letzteren ein unbedingtes Vertrauen nicht. eififiöfsen. 
Ebensowenig wat das Wieüeir Cabinet' im Stande^ irgend 
welche Zusicherungen dafür zu geben, dafs es Rufsland ^u 
bedeutenden* Concessignen werde jböwegen können. Femer 
war der n^u. ernannte Internuntius zwar einer der hervor- 
ragendsten öatreichißchen Staatsmänner und eine Persönlich 
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keit, die durch ihr klares, offenes und edles Wesen in Kur- 
zem Vertrauen erwecken mnfste, aber der Freiherr von Brack, 
gegen die Mitte des Juni aü/ seinem Posten angelangt, be- 
safs noch, gar keine Kenntnifs des schläpfrigen Terrains von 
Coüstantinopel und, bedurfte einiger Zeit, um diejenige Stel- 
lung einzunehmen, die ihm bald darauf Seihe ausgezeichne- 
ten Eigenschaften sicherten. Herr dieses Terrains war Lord 
Stratford de Redclifife, in dessen Absichten es nicht liegen 
konnte, Oestreich die Vermittler-Stelle zu überlasse^. 

In Folge aller dieser Umstände fanden die östreichischen 
Eröfftiungen bei Bechid Pacha eine selir laue Aufnahme. Die- 
ser Minister hob nc^i^entlich hervor, d^fs im Grunde die rus- 

* 

sischen Forderungen immer darauf hinausgingen, die Pforte 
ÄU einer internationalen Verpflichtung in Betreff der recht- 
liehen. Stellung ihrer Qigenen Unterthanen zu bewegen, was 
gänzlich unzulässig sei. Der Intemuatitis sah daker voll- 
kommen ein, daJb nur von einem gemeinsamen Zusammen- 
wirken der Vertreter der Grofsmächte ein eicspriefsliches Re- 
sultat zu erwarten ^ei; er theilte die. Depesche des öatrei- 
chischen Ministers der auäwäi;tigen Angeregenheiten seiiien 
CoUegen von Frankreich, England und Preufsen amtlich mit 
Diese vereinigten sich am 24. Juni mit dem Freiherrn von 
Brück zu dem Beschlüsse, den Versuch einer Verschmelzung 
des östreichischen und russischen , Entwurfs Bechid Pacha 
anzurathen, behielten sich jedoch. vor, diesen Rath.ij^ beson- 
deren Erklärungen, jeder für sich, ZV geben und dabei ihre 
Ansichten über die Nothwendigt^eit einer Reform des Zu- 
standes der muselmanischen UBterthsm:en der Pforte naher 
ZU entwickeln. ^ 

Hiermit, hatte Lord Stratford die ausschliefsKch östrei- 
chische Vermittlung in Constantinqpel beseitigt ^d den Grund- 
satz/des Zusanimen Wirkens der Vertreter Europa's festgestellt^ 
während er doch freie Hand . behielt, durch Geltendmachung 
seines überwiegenden Ei^flu^ses auf die Pforte, diese in die 
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Bahnen zu lenkei)^ Velche <den'Tnter6sseH Englandi^y wie er 
sie auffaTste,. am meisten entsprachen. 

Inzwischen waren bereits unter dem 7. Juni kaiserliehe 
Finnane an den griechischen, an den armenischen, an deh 
katholisi^h-anxienischen Patriarchen, an den Yekil der Latei- 
ner Und an den Vekil der Protestanten sowie an den Ober«« 
Rabbiner der Juden erlassen, worin ihnen die Erhaltung und 
der Schutz aller der ihren respectivenr Religionsgemeinschaf- 
ten zustehenden Privilegien feierlich zugesichert war. l>er 
Plan Lord Stratford's war nun, dafs die Pforte diese Fir- 
mane ofGciell zur Kenntnifs der europäischen Mächte brin- 
gen soHe und zwar Oestreich, Frankreich, England, und 
Preufsen gegenüber mittelst Noten an deren Vertreter ij;i Con- 
stantinopel, Bufsland gegenüber durch Absendung eines eige^ 
nen Botschafters nach Petersburg. 

Wenn es ßufsland, so folgerte der englische Diplomat, 

4 

wirklich nur auf ^ie Befestigung ' des Rechtszustandes der 
griechischen' Kirche im Orient ankam, so wurde dieser Zweck 
genügend dadurch erreicht, dafs der Sultan feierlich ganz 
Enropa die Gesetze bekannt machte, wekhe die Privilegien _ 
aller seiner christlichen üntefthanen, namentlich auch der^ 
griechischr-orthodoxen- bestätigten. Durch eine solche Be- 
kanntmachung übernahm er wenigstens die moralische Ver- 
pflichtUBg, an- dem Status quo zum Nächtheile der Christen 
nichts zu ändern und räumte df?n vereinigtön Vertretern der 
Grofsmächte die Befugnifs ein, der Pforte über etwaige Be- 
einträchtigungen der neuerdmgs bestätigten Privilegien Vor- . 
stelluögen zu* machen,, ohne darum den besonderen Berechti- 
gongen, welche einzdne Mächte etwa aus ihr en^ Verträgen für 
sich ableiten könnten, zu nahe zu treten. Rufsland verlor 
also Nichts von deh ihm seit dem Frieden von Eainardji . 
Zustehenden, -rechtlichen Befugnissen, es gewann für söine 
ßlanbensgenossen die moralische Garantie von ' ganz Europa, 
denn es war klar, dafs die • Pforte niemals daran denken 

12* 
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konnte^ den emstlict^n Yotstellungen ^es gesaminten £uto- 
pa's zu Gunsten ihrer christlichen Untertanen 'irg^d welchen 
Bekenntnisses Widerstand zu leisten. Bufsland erhielt aber 

• \ 

auch ferner eine'Genugthuiing dadurch, dafa der Srultan einen 
eigenen Botschafter nach Petersburg abfertigte, um deih Kai- 
ser die zu Gunsten d^r orientalischon Christen erlassenen 
Qesetze vorzulegen. 

Erklärte sich das russische Cal)inet durch ebie solche 
Los.ung nicht befriedigt, so war nach Lord Strätford's Ueber- 
zeugung bewiesen, dals ihm weniger an dem Wohl der 
orientalischen Christen als an der Erlangung deä Protecto- 
rats über dieselben gelegen sei. Dann äber> meinte er, sei 
es Zeit,^ daTs die Türkei mif der Hülfe von ganz Europa 
dem moscovitischen Ehrgeiz eineji kräftigen Widerstand entr 
gegensetze. ^ . ^* 

.' Der englische Botschafter war eürig bemüht, seine Col- 
legen imd die . türkischen Minister für diesen Plan zu ge- 
winnen. * Er begegnete dabei mannigfachen Hindernissen, die 
es jedoch schliefsUch seiner rastlosen Energie wenigstens, auf 
dem Felde zu überwindei^ gelang, wäches^ seine Thätigkeit 
zu umspannen vermochte. 

Was die Türken betrifft, so waren sie fiberhaujpt. wenig 
geneigt, irgendwelche Concessionen zu machen. Mit richti- 
gem Takt sahen sie v.oraus, dafs . es doch früher oder später 
zum Kampfe kommen werde. Dafs es für sie unumsgänglicli 
nothwendig war, sich für emen solchen Fall auf europäische 
AlHancen zu stützen, darüber freilich konnten sie sich nidt 
täuschen. Sie begriffen daher auch. Yollkon^nen, dafs eine 
Nach$ihmüng des Verfahrens ihrer. barbarischen Vorfahren im 
Jahre 1853 nicht am Platze sei^. sondern dais sich' di^' Pforte 
zu .bestreben habe, durch eine gomäfsigte und conciliante 
Haltung die öffentliche Meinung yon Europa und das Wohl- 
wollen der Cabinette zu gewinnen. Aber auf der anderen 
Seite .wurzelte die Ueberzeugun^ bei den Türken igainer 
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fester^ daTs man die sich darbietende Gelegenheit benutzen 
müsse, um die Souveränität des Sultans über alle seine Un- 
terthanen -ga^z rein hinzustellen und die Einmischung frem- 
den Einflusses in die inneren Angelegenheiten des Reiches 
fem zu halten.' So bereit man daher auch war^ in den Fot- 
men nachsrageben, so war man doch entschlossen, an dem 
Principe, solange irgend möglich, unbedingt festzuhalten 
und dasselbe weder Rufslaad noch Europa zum Opfer zu 
bringen. 

Ganz fkndere AuffassuDgen herrschten bei der europäi- 
schen Diplomatie in Constantinopel. Der Botschafter Frank- 
reichs, der Internuntius und der preuTsische Gesandte stimm- 
ten zwar darin überein, dafs die Pforte durchaus berechtigt 
gewesen war, die Forderungen Bufslands als mit ihrer Sou- 
veränität unverträglich zurückzuweisen; sie waren weit da- 
von entfernt^ irgend einen Rath ertheilen zu wollen, welcher 
dieser Souveränität zu nahe getreten wäre — aber sie fühl- 
ten die grofse Gefahr, welche durch die hereingebrochene 
Krise nicbt nur dem ^ allgemeinen Frieden, sondern auch dem 
Bestehen des osmani^chen Reiches drohte, -^ dieser' Gefahr 
durch eine für beide Theile annehmbare Ausgleichung vor- 
zubeugen, schien ihnen ihre, vornehmste Aufgabe. Ihrer An- 
sicht nach kam e&. nicht sowohl darauf an, Rufsland in die 
Alternative zu bringen, seinen Ehrgeiz vor der Welt einzu- 
gestehe^n oder die Autonomie der Pforte a^nzuerkennen, als 
vielmehr darauf, dem Pjetersburger Hof das Aufgeben der 
von dem Fürsten Menchicoff formulirten Forderungen zu er- 
möglichen, ohne die Rechte des Sultans zu schmälern. Von 
diesem Gesichtspunkte ausgehend konnten ^ie drei Reprä- 
sentapten.die dem Plane ihres englischen CoUegen anhaften- 
den Mängel, nicht verkennen. Erstens war ihnen -nicht un- 
bekannt, dafs das russische Cabinet überhaupt wenig Ver- 
trauen in die Absichten Lord Stratford de Redcliffe's setzte 
und dafs .Alles, was von diesem Diplomaten ausging, auf 
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eine günstige Aufnahme in Petersburg nicht zu rechnen hatte. 

. Alsdann war zu befürchten^ dafs die blofse Mittheilung eines 
Firmaps i usaischer Seits den Einwutf hervorrufen wer^e, daft 
man der Firmsme bereits genüge besitze^ und daTs- es ^ben 
die Verletzung dieser Firmane gewesen sei^ welche die Be- 
clämationen des Fürsten Menchicoff hervorgorufeli I^ätte. End- 
lich aber wufste man, dafs die refomtatorischen Ideen, Welche 

. Lqrd Stratford offen und rückhaltslos beförderte, für die er 
die leitenden türkischen Staatsmänner und namentlich Rechid 
Pacha zu gewinnen suchte, und deren Durchführung- er mit- 
telst der Einwirkung von ganz Europa zu erreichen hoffte, 
mit den Auffassungen der russischen Politik nicht überein- 
stimmten. 

Die Vertreter Oestreichs, Frajikreichs und Preufiaens, 
welche nicht ohne einiges Befremden den atLsschliefgliclieii 
und dominirenden Einflüfs bemerkten, den ihr englischer 
, College auf die Pforte auszuüben begann,' waren davon un- 
terrichtet, dafs die europäischen Cabinette, mit Einschlufs 
desjenigen von St. James, mit anderen -^Ausgleichungsver- 
suchen beschäftigt waren, und sie zeigten, daher keinen 
grof&en Eifer für den Plan Lord Stratford's, Aber auf den 
anderen Seiten fühlten sie sich auch nicht berufen, ihrer- 
seits in h^nd' einer bestimmten Richtung &Le Initiative zu 
ergreifen. * • 

♦ Inzwischen gingen die Ereignisse .mit erschreckender 
Eile vorwärts. Der Brief des Grafen Nesselrode an Rechid 
Pacha vom 19. Mai hatte eine Occupation der Donau- 
fürstei^thümer . bereits in Aussicht gestellt. Nachdem die 
englisch-französischen Flotten in der Besika-Bai vor Anker 
gegangen waren, rückten die russischen Truppen in der Thai 
in die Moldau und Wallachai ein und verletzten dadnreh 
die Integrität des/ osmanischein Gebietes. ' 

Die Pforte Wate berechtigt- gewesen, hiörin einen i^asus 
belli zu finden, und alle Unterhandlungen abzubrechen. Di« 
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Machte^ indem sie Yon ihr verlangten^ sie möge die Äus^ 
fibong dieses Rechtes aufschieben, übernahmen so gewidser- 
mafsen die Bürgschaft dafüt, diäfs auf dem Wege der unter- 
handlung ein für die Pforte befriedigendes Arrangement zu 
Stande kommen werdö. Wenn sie jetzt nicht offen für Rufs- 
land Parthei ergreifen und eine Mafsregel gutheifseh woll- 
ten^ deren .gefährlichen Cbaracter sie doch erkannten , so 
waren sie genöthigt, bei fortdauerlidem Conflict zuletzt ent- 
schieden auf die Seite der Pforte zu treten.^- Zunächst i^ar 
die OcGupation der Fürstenthümer nach der russischen Auf- 
fftssung ein Zwangsmittel, na^h der Ansicht der' Mächte war 
sie ein üebel, welches man, um ein noch gröfgeres Uebel, den 
Kri€rg, izu vwmeiden, eine Zeit lang ertragen konnte; von dem 
Standpunkt der* Türken aus war sie von Anfang an eine 
schwere Rechtsverletzung, eine Beeinträchtigung des Princips 
der Integrität des osmanischen Reiches, .wie die Forderungen - 
des Fürsten Menohicoff ein Angriff auf das Princip der Un- 
abhängigkeit gewesen waren. Je länger dieser Zustand ' 
dauerte, um so mehr mufste Rufsland sich in den Augen 
Enropar's ins Unrecht setzen, und die Pforte, die entschlossen 
war,, dieses Unrecht picht zu dulden, sondern Gewalt ^der 

V I 

Gewalt entgegenzusetzen, muTste dadurch neue Ansprüche 
auf die Hülfe derjenigen erwerben, die ein 'grofses .Interesse 
an der Erhaltung der Türkei hatten. E& ist unleugbar ein 
nicht, geringes Verdienst Rechid Pacha's, dafs er diese ihm 
günstige Lage der Dinge mit ungeipeinem Geschick auszu- 
beuten verstanden hat. in >allen seinen Erklärungen zeigte 
et ebenso viel Mäfsigung und Ruhe als Festigkeit. Wäji- 
rend man, sich an den Patriotismus der Muselmane wen- 
dend, die Kräfte der osmanischen tlace bis auf das Aeufserste 
^spannte, wurden doch ^Ue Mafsregeln getroffen^ um die 
Bayahs gegen den Fanatismus der Moslems zu schützen. 
Trotz der heftigen Aufregung, in welche die Gemüther in 
Constantinopel durch die Nachrichten, von; dem Einrücken 
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lei Küssen .gerathen waren, beschränkte sieb die Pforte 

« 

dar^nf^ in einem mit grofser Würde uod kluger Bereclmpng 
redigirten Protest die Verletzung des internationalen. Reeh- 
tes zu constatiren, die- Unmöglichkeit yejpflichtungeB we^ 
gen der PrivUeglen gewisser Classen ihrer üriterihanen gegen 
eine fremde Macht einzugehen, und doch die Bereitwilligkeit 
. zu erklären, über die Unverletzlichkeit der propria motu den 
Christen gewährten alten Privilegien Zusicherungen zu geben. 
r * ' Dies^ Haltung,, welche Rechid Pacha im engsten Ein- 
verständnifs mit Lord Stratford seinem Souveräne angerathen 
liatte, erleichterte wesentlich die Ausfuhrung des oben näher 
bezeichneten Ausgleichungsplanes. Die Pforte fühlte' sich 
immer stärker diplomatisch und militärisch, sie gewöhnte 
sich an den Unterschied zwischen Zusicherungen, die den 
europäischen Cabinetten gegeben^ werden kömiten, und einer 
gegen eine, einzige Macht einzugehenden Verpflichtung, und 
sie fafste d©n Gedanken, dieae Zusicherungen mit der Mit- 
theilung ihres Protestes zu verbinden, und- auf diese Weise 
das Recht ihrer Unabhängigkeit durch die Vindicirung ihrer 
Integrität In das klarste Licht zu stellen. Die Vertreter der 
anderen drei Mächte sahen mit Schrecken die Versohlimme- 
rüng der Krise, sie begriffen die Nothwendigkeit,. irgend 
E<l:was für eine Beendigung eines so gefahrvollen Zustandes 
zli thün. Ueberzeugt, dafe alle ihre Bemühungwi ohne die 
'Unterstützung ihres englischen Collegen vergeblich sein wur- 
den und wohl wissend, dafs dieser von einem reiflich er- 
wogenen und mit Energie erfafsten Plan nicht abzubringen 
jwar, bequemten sie sitJh.dazu, auf denselben einzugehen. 
Sd kam es um die Mitte des Juli zu Conferenz^n, in-d^Q^Q 
man sich über folgendes Ausgleichungsmittel vereinigte. 

An die Mittlieilung sowohl der Firmane als auqh der 
Protestation anknüpfend, beschlossen die vier Repräsentan- 
ten ^ der Pforte den Rath zu-ertheilen, diesfe 'Aktenstücke 
dujch Vermittlung der Wieher Conferenz dem Grafen Nessel- 
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rode mitzutheilen. Zugleich sollten die Vertreter der Mjchte 
in Petersburg aufgefordert werden, d&hin zu» wirken, dafs 
dasrussiscbe Cabinot xiiese. Mittheilung in wünsehenswerther 
Weise beantworte, damit alsdann ein Botschafter des Sultans 
feierliche Zusicherungen wegen Erhaltung der der grieohisob^n 
Kirche gewährten Privilegien dem |[aiser überbringen könne.' 

Rechid Pacha erklärte in einer bei ihm am 17*. Juli 
stattgehabten Conferenz seine Bereitwilligkisit, dem ikm er- 
theilten Rath gemäfs zu handeln, jedoch mit der sehr be^ 
stimmt bezeichneten Mafsgabe, dafs die. Pforte unter- keinen 
Umständen wegen, der Privilegien ihrer griechischen Unter- 
Üianen eine diplomatische Verpflichtung gegen Rufsland über- 
nehmen könne. 

In Folge dessen unterzeLchnete der türkische -Minister 
am 20. JuK ein Schreiben an den Grafen Nesselrodö, . durch 
welches, er demselben die Protestation der Pforte gegen/ die 
Occupation der Douaufürstenthfimer mittheilte, auf die darin 
an den Tag. gelegten versöhulichen Gesinnungeii aufmerksam 
machte uiid die Versicherung hinzufugte, nicht -nur dafs die 
Pforte bereit sei, allen ihten Verpflichtungen gegen Ruftland. 
nachzukotnmen, sondern ihm auch alle Beweise ihrer freund- . 
schaftlix^hen Gesinnung, zu geben, die mit ihren souveränen 
Rechten vereinbar seien^ .Ferner wurden dem- Reichskanzler 
mittelst eben dieses Schreibens di^ von der Pforte für ihre 
nicht müselmaniachen ünterthanen promulgirten Firmane mit- 
getheilt,und dabei die Hoffnung ausgesiproehen, dafs der Kai- 
ser von Rufsland von der Bestätigung der alten Privilegien 
seiner Glanbensgenpssen mit Befriedigung Kenntnifs nehmen 
werde. * . - . - . 

In wner weiteren Zusanjmenkunft am 23. Juli brachte 
Rechid Pacha zur ^enntnifs] der vier Repräsentanten den 
Entwurf einer an das russische Tabinet türkischer- Seits zu 
richtenden^ Note. Hierin wird zuerst gesagt, dafs die- Nofir 
fieinmg der. Firmane ah Rufsland mit Rücksicht des von der 
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' Pforte richtig gewüräigten Interesses, welches der Kaiser für 
die griechische Religion hege, geschehen sei. Alsdann wird 
die Versicherung gegeben, dafs der Sultan, obwohl Seine 

. souvjaränen Rechte über Seine ünterthanen reservirend, doch 
entschlossen sei, der griechischen Kirche für immer den Ge- 
nufs der ihr soeben bestätigten geistlichen Privilegien zu 
sichern und sie auch aller der anderen Privilegien und 
Immunitäten tbeilhaftig werden zu lassen, welche von jetzt 
an irgend einem anderen Cultus christlioher Unterthaaien 
Sr. Majestät gewährt werden könnten. 

' Rechid Pacha begleitete die Mittheilung dieses Ent- 
wurfes mit der Eritlärung, dafs die Pforte damit die äußer- 
sten Grfenzeü ihrer Ooncessionen bezeichnet habe,, dafs sie, 
isobald der russische Hof seine Annahme dieses Entwurfes 
kundgethan haben werde, bereit sei, einen Botschafter nach 
Petersburg zu senden und' ihn mit der üebergabe der ent- 
sprechenden Note zu beauftragen, dafs sie als eine unmittel- 
bare» Folge dieser Zusicherungen die Evacuatiön der Donau- 
fürstenthümer russischer Seits erwiuie. 

Diese Erklärung Rechid Pascha's und sein Entwurf wur- 
den ebenso wie sein Schreiben vom 20. Juli durch die vier 
Repräsentanten nach Wien befordert und deren Befürwor- 
tung in Petersburg durch die dortigen öesandten wurde 

.theils diesen selbst, theils* den Höfen warm empfohlen. 

Als diese verschiedenen Mittheilungen in Wien anlang- 
ten, hatte die Situation dort bereits eine Gestalt- angenom- 
men, der sich die Verabredungen von Constantinopel nicht 
mehr anpassen liefsen. , 

- ' Der Wunsch nach einer Schlichtung der russisch ■'tür- 
kischen^ Differenz war bei den Cabinetten Europa's nicht 
minder lebhaft gewesen, als bei ihren Repräsentanten in der 
Hauptstadt des ösmanischen. Reiches. Während dort die 
Geister hauptsächlich dem Eindrucke der ernsten Bedenken 
unterlagen, die eine genaue. Eenntmfs der localep Yerhält* 
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nisse und der höchst verwickelten Fragen rege niacht^n^ 
welche die Beziehungen der Forderungen des Fürsten' Men«- 
chicoif ^ den inneren Zuständen der Türkei hervorriefen, 
war man in Europa vornehmlich durch den Gedanken an 
den Ausbruch eines Krieges beunruhigt, ! dessen Folgen man 
allgemein als in hohem Grade gefährlich für die im Orient 
bestehende Ordnung der Dinge und für den Weltfrieden er^ 
achtete. Obgleich man den Klagen der Pforte, die ihre 
Souveränität und Unabhängigkeit für beeinträchtigt, ihre 
Autorität über 12 Millionen ihrer christlichen Unterthanen 
durch RuTslands Ansprüche- für bedroht erklärte, Rechnung 
trog, so hielt man doch ganz besonders daran fest, dafs dem 
Streit sobald als möglich ein Ende zu machen sei. Da nun 
Rufsland bestimmt ausgesprochen hatte, es verlange nichts 
als eine Bestätigung der ihm schon factisch und vertrags- 
mäfsig zustehenden Rechte, und da man weit davon entfernt 
war, diese Rechte . leugnen oder vernichten zu wollen , so 
schien sioh die ganze Angelegenheit mehi^ als eine Frage der 
Form denn als> eine in den Verhältnissen selbst begründete 
Schwierigkeit auffassen ztl lassen.' Yon dieser^ Anschauungs- 
weise geleitet, hatte Graf Buol dem Divan angerathen, eine 
Verschmelzung des Rechid'schen mit dem Entwurf des Für- 
sten Menchicoff zu versuchen, hatten verschiedene ändere 
bedeutende Staatsmänner Projecte ausgearbeitet.' Unter die- 
sen letzteren war es namentiieh ein Entwurf des französi- 
schen Gabinettes gewesen, der die Aufmerksamkeit auf sich 
gezogen hatte. Er war in Petersburg güüstig aufgenommen 
und auch zur Kezmtnifs der Pforte gebracht. Da letztere 
sich indefs weder über seinen Inhalt . geäuisert hatt6, noch 
sich selbst mit der .Aufstellung eine3 Gegenentwurfes zu be- 
schäftigen schien, andererseitsdie sich immer ernster gestal«. 
tenden, Ereignisse eine längere Verzögerung gefährlich mach- 
en, so hielten es die Gesandten von Frankreich, England 
^d Preuf&en in -Wien; für gerathen, der Aufforderrmg des 
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DstreicUischen Ministers d^ auswärtigen Angelegenheiten Folge 
zl^ leisten nnd gemeinsam mit demselben ihrerseits zur Prü- 
fung des nrsprikiglich in Paris ausgearbeiteten Entwurfs zu 
sohreiteir. Es geschah dies in Besprechungen^ die am 24., 
27.,. 29. und -3 J.Juli stattfanden. 

Das Resultat war die Redaction einer von der Pforte 
an RüTsland fcu richtenden Note, welche im Wesentlichen 
mit dem französischen Entwurf fibereinstimmte. Die bei die- 
sen Berathungen vertretenen yi^ Regierungen erkl&rten sick 
mit der Wiener Redaction einverstanden^ 

Eß wurde ferner beschlossen, durch Vermittlung des 
östreichischen Hofes den als das gemeinsame Werk der euro- 
päischen Mächte anzusehenden Noten-Üntwurf dem russischen 
Cabinet und der Pforte zur Annahme anempfehlen zu lassen. 

Drittens kam mwi überein,' dafs die beiden von Con- 
stantinopel in Wien angelangten und zur üebennittlung nach 
St: Petersburg, bestimmten Sendungen, welche sich auf den 
von der.Pforte bereits angenommenen Ausgleichungsplan be- 
zogen, zurückilühalten seien. 

. - Die Gründe dieses letzteren, in seinen Folgen verhäng- 
nifsvoUen Uebereinkonimens waren öiannigfache. Es* sei uns 
vergönnt sie näher zu beleuchten, ehe wir zu einer Analyse 
der Wiener Note übergehen. 

Es schien durchaus unthunlich von einem Auskunfts- 
mittel abzustehen, wBlches bereits die Ziistimmung der Re- 
gierungen . von Oestreich, Frankreich, England .und Preufsen 
erlangt hatte. Abgesehen davon, dafs die Vertreter der 
Mächte in Wien w^niggeneigt sein konnten^ ihre Beinübun- 
gen denjenigen ihrer Collegen in Copstantinepel hintanzu- 
setzen und die Rolle der Vermittler gegen das ihn^n zuge- 
mutiiete Amt der Briefbesteller auszutauschen, befürchteten 
sie auch den Zeitverlust^ der durch die nothwendig abzu- 
wartende Zustimmung der Regierungen zu den Verabredon- 
gen vop Constantinopel entstehen mufste. - Letztere aber zu- 
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gleich mit doa Wiener Entwurf nach Petersburg zu brin- 
gen hatte dort leicht eine schädliche Verwirrung verursachen 
können. Freiliph mochten sich diese Nachtheile durch den 
Umstand aufwiegen lassen, dafs die Vorschläge der Vertre- 
ter in Constantinopel bereits die Zustimmung der Einen von 
den in Differenz gerathenen Partheien erlangt hatten. Und., 
man. daiier, sobald die andere Partiiei ebenfalls beitrat, mit 
Besfimmtbeit die Beendigung der ganzen Krise voraussehen 
konnte. Aber man glaubte in Wien als ausgemacbt anneb» 
iden zu dürfen, dal^ Rufsland sich in keiner Weise durch 
die Mittheilong eines Protestes befriedigt zeigen wärde. Hier- 
von war namentiich die östreichische Regierung in dem Grade 
überzeugt, dafs Graf Buol bestimmt erklärte, er werde* das 
Sckreiben Rechid Pacha's vom 20. Juli an Graf Nesselrode 
imd die ihm beigefügten Documente weder nach St. Peters- 
burg befördern, noch deren Inhalt dott empfehlen lassek. 
Niemand konnte sich auch wohl in seinem Innern darübet 
tauschep, daß nach d^ damals am russischen Hofe herr- 
schenden Stimmung ein unter den Auspicien Lord.Stratford 
de Rbdcliffe's ausgearbeiteter Entwurf : den dortigen Staats- 
mäimern wenig Vertrauen einflöfsen würde,- und da man die 
Haoptschwierigkeit darin sah, Rufsland zum Aufgeben sei*' 
ner ursprünglichen Forderungen zu bewegen, so fiel jener 
Umstand^ dessen sich wohl alle, ohne sich darüber auszu-^ 
sprechen, bewufst waren, um so schwerer in die Wagschaale* 
Ueberhaupt erblickte man, wie bereits bemerk!;, die Haupt- 
schwierigkeit in der Auffindung einer für beide Theile an- 
nehmbaren Form, und da man^urch die Wiener Note, die 

4 

von .'der Pfojte aufgestellten Principien für genügend gOf 
wahrt hielte so glaübte^man ihre Einwilligung, «u einem vori . 
ganz Europa .genehmigten. Docum:ente. mk Leichtigkeit erlan- 
gen zu köÄnen. - / - . ' 

Es, ist nun vielüach behauptet worden, dafs die Ver- 
fasser der Wiener Note sieh über deren Bedeutung durch- 
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ans getinscht hätten und dafs ihre Arbeit von geringer Sach- 
kenntnifs zeuge. Eine sorgfältige Betrachtung der einzelnen 
Paragraphen jenes Aktenstöcles, dessen schlieftliche Verwer- 
fung durch die Pforte den Krieg horbeigefuhrt hat, wird nn^ 
sere Leser in den Stand setz^i zu beurtheilen, in welchen 
Punkten die Wiener Note den russisdioi und in welchen 
sie den türkischen Ansprüchen gerecht wurde. Wir erlau- 
ben uns deshalb auf den vorhergehenden Abschnitt zu yer- 
weisen^ wo jene Ansprüche gegenüber gestellt worden sind. 

Im Eingang der Note wird der Wunsch des Sultans, 
Beine guten Beziehungen zu Rufsland wieder aufzunehmen 
und alle Spuren der letzten Differenz zu verwischen; her- 
vorgehoben. 

Im ersten Paragraph heifst es alsdann: Wahrend die 
russischen Kaiser ihre Sorgfalt für die Erhaltung d^ Im- 
munitäten und Privilegien der griechisch-orthodoxen Kirche 
im ösmanischen Reiche bethätigt haben ^ haben die Saltme 
sich niemals geweigert^ dieselben durch feierliche Akte zo 
bestätigen. 

Hierin liegt eine klare Anerkennung des von Rufsland 
über die Griechen des Orients thatsäohlich ausgeübten Schutzes. 
Es handelt sich dabei noch um keine-' Rechtsfrage^ sondern 
es wird nur^ aber in einem diplomatischen Documente^ ein 
factischer Zustand constatirt. Das Petersburger Cabinet war 
also jedenfalls berechtigt^ daraus die Folgerung zu ziehen, 
dals ein solcher Zustand keine Rechtsverletzung invdyire. 

In dem zweiten Paragraph wird gesagt^ dafs der Sul- 
tan Abdul Medjid^ von denselben wohlwollenden Gesinnun- 
gen wie seine Vorgänger beseelt, die Ihm di^rch den Fürsten 
Menchicoff gemachten Vorstellungen in ernste Erwägung ge- 
zogen habe» Hierdurch wird wiederum den russischen An- 
sprüchen nachgegeben, während die Türkei ihre Entschliefsun- 
gen als ganz freiwillig und selbstständig gefafst hatte' hin- 
stellen wollen. 
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Der dritte .Paragraph umfafst mehrere Punkte von 
Wichtigkeit. Er begimit mit der ErkläfUDg^ dafs der Sul- 
tan stets dem Geiste und dem Buchstaben d^r in den Ver- 
trägen von E|tiuardji und Adrianopel in Bezug auf den Schutz 
des christlichen Cultus eingegangenen Verpflichtungen getreu 
bleiben iK^ird^ und. dafs Er es als eine Ehrensache ansieht^ 
die von Seinen Vorfahren bewilligten und von Ihm bestä- 
tigten geistlitshen Privilegien der orthodoxen Kirche des 
Orients vor jeder Beeinträchtigung zu bewahren. Es wird 
also zwar nicht gerade gesagt, dafs die Verträge den Sultan 
Böthigten^ Seine griechischen Unterthanen- in ihren Rechten 
zu schützen; es wird vielmehr unerörtert gelassen^ worin 
die in den Verträgen eingegangenen Verpflichtungen beste- 
hen, aber es wird doch das Eine neben das Andere in dem- 
selben, Satze hingestellt. Man kann also behaupten,, dafs 
auch hierin eher die russische Auffassung die Oberhand be- 
halten hat, denn die Türken wollten die Verträge mit Still- 
schweigen übergehen. Dagegen wird nur voji geiatlichen 
Privilegien und nur vpn solchen gesprochen, welche der ge- 
genwärtig regierende Sultan bestätigt hat, welches Beides 
wieder mehr im Sinne der Pforte als Rufslands liegt, das 
die Erhaltung aller, auch der weltlichen, ab antique be- , 
willigten Privilegien gefordert hatte. Aber es wird' hinzu- 
gefügt > dafs der griechische Ritus an d«n anderen chriai>- 
liehen Riten durch Uebereinkommen oder besondere Bestim- 
mung (Convention ou disposiiion particuliäre) bewilligten- 
Vortheilen Antheil haben solle. In wie hoheni Grade be- 
denklich für -die Pforte dieser Satz sein mufste, wird ein- 
leuchten, wenn man sich an das erinnert, was oben bei Ge-' 
legenheit des Noten-Projectes des Fürsten Menchicoff gesagt 
ist. Dieses Project beanspruchte für die Griechen sogar die, 
den unter dem Schutz fremder Gesandtschaften stehendten 
Christen eingeräumten Rechte. Da nun die ausdrücke ^^par 
Convention ou disposition particuli^e'^ sich in der Wiener 
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^oie wiederfanden, so hatte die Pforte keine genügende Ga- 
rantie» dafe Rn&land for seine Schntzgenosaen, namenilicli 
mit Rücksicht auf die Verhaltnisse der kathoBsehen 'Kirche, 
nicht Rechte in Ansprach nehmen werde, .die wohl eine 
kleine Anzahl von Fremden aostben konnte, die aber ni^ 
mals 12 Millionen griechischer Unterthanen - des GrofsheFrn 
bewilligt werden durften. 

Was den Hauptpunkt, nämlich die Fn^e, in wieweit 
die in der Note enthaltenen Auslassangen die Pforte Rufs- 
-land gegenüber verpflichten sollten, betrifft^ so waren aller- 
dings so bestimmte Ausdrücke, wie sie deshalb der Entwarf 
des Fürsten Menchicoff enthielt, vermieden, indefs k<$nnte es 
doch wohl kaum zweifelhaft sein, dals die in einer ofificiellen 
Note Seines Ministers enthaltene Erklärung des Sultans, \qs 
sei für Ihn eine Ehrensache, die Privilegien der Griechen 
zu schützen*^, RuTsland berechtigte, mit Berufung auf diese 
Erklärung zu Gunsten der griechischen Kirche diplomatisch 
zu interveniren. Welche Form man ^ aber auch immer wäh- 
len mochte, sobald sich die Pforte einmal entschlols, schrift;- 
Uchß Versicherungen in Betreff der orthodoxen Kirchs zu 
geben, so muTste sie sich durch dieselben auch gebunden 
enushten. Diesen Entschhifs aber hatte sie bereits gleich 
nach dem Wiedereintritt Rechid Pacha's ins Ministerium ge- 
fafst, und dafs sie davon nicht abgegangen, bewies der d^ 
vier Repräsentanten 'zu Constantinopel in der Conferenz vom 
23* Juli mitgetheilte Entwurf, 

Wenn die Wiener Note daher in der Form sich auch 
der türkischen Auffassung mehr anschlofs, so' hätte sie doch 
im Grunde den von Rufsland beanspruchten, obligatorischen 
Character. 

Der vierte Paragraph bezieht sich auf die Emanirang 
des Firmans für die orthodoxe Kirche, welche dem russi- 
schen Cabinet alsein »euer Beweis der edlen Gesinnungen 
des Sultans notiflcirt wird. - ' ' 



198 

Der fünfte^ sechste/siebente-und achte Paragraph . 
betreffen die Frage d^ heiligen Stätten me diejenigen eines 
in Jerusalem zu begründenden Hospitals für russische Pilger* 
und einer dort zu erbauenden russischen Kirche. Sie sind 
ohne allgemeines Interesse. 

Dem Beschlüsse der Wiener Conferenz gemäfs wurde 
dieser Noten-Entwurf dem russischen Cabinet und der Pforte 
durch Vermittlung -Oestreichs zur Annahme empfohlen. 

Rofsland erklärte sich ohne Zögern hierzu unter der Be- 
dingung bereit, dafs die Pforte sich den Ei\twurf unverändert 
aneigne. In diesem Falle werde ein türkischer Botschafter^ 
als üeberbringer der Note, mit allen Rücksichten in St. 
Petersburg empfangen werden. Ein solcher Entschlufs konnte • 
von dem russischen Cabinet nicht gefafst worden ohne ge- 
wisse Concessionen in der Form, die weit unbestimmter 
war, als man sie wünschte, zum Opfer zu bringen, aber die 
Erwägung, dafs man im Wesentlichen doch das angestrebte 
Ziel erreichte und die Aussicht, im Fall eines Widerstandes 
der Pforte, die europäischen Höfe von ihr ab und zu sich 
herüberzuziehen, sowie der Wunsch, der immer beunruhi- 
gender sieh entwickelnden Krise ein Ende zu machen, über- 
wogen. 

« 

Ganz anders gestalteten sich die Dinge in Constan^ 
tinopel. 

Nicht nur der Internuntius, sondern auch die beiden 
Botschafter von England und Frankreich und der preufsische 
ßessmdte waren beauftragt worden, der Pforte mit Entschie- 
denheit anzurathen, einem Aktenstück ihre Zustimmung zu 
geben, durch welches nach der Ansicht der europäischen 
Mächte das von ihr vertheidigte Princip genügend gewahrt 
war. und welches, wie man' alsbald erfuhr i die Billigung 
Rufslands bereits gefunden hatte. 

Die türkischen Minister wurden durch diese Eröffnun- 
gen sehr unangenehm überrascht, Sie hatten darauf ge- 
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rechnet. da,rs die im Juli zwischen ihnen und den vier Re- 
Präsentanten getroffenen Verabredungen, eine günstige Auf- 
nahme in Enropa .finden würden; jetzt erfuhren sie, dafs 
man dieselben nicht einmal in Erwägung genommen hatte. 
An ihrer Stelle legte man einen Entwurf vor, an dessen 
Ausarbeitulig sich zu betheiligen der Pforte nicht gestattet 
worden war. Wie wenig er aber ihrer Auffassung entsprach, 
erhellt aus ^qt obigen Analyse. Von vorneherein und auch 
bei ganz ruhiger üöberlegung mufste die Wiener Note im 
Divan als ein unwillkommenes Auskunftsmittel erscheiaen. 

Nur wenige der höheren türkischen Beamten waren in- 
defs einer solchen n^higen Ueberlegung fähig. Die sgIiod 
so lange wahrenden Streitigkeiten mit Bufsland, die Occu- 
' pation der Donaufürstenthümer, die mit grofser Energie b^ 
tnebenen Vorbereitungen zum Kriege, der in der osmanischen 
Bace erwachte Patriotismus,, der Volksglaube, dafs es sich 
um da$ Heil des Islam, die Ueberzeugimg d^r Gäbildeteren, 
dafs es sich um Sein oder Nicht sein für die Herrschaft der 
Türken in Europa handle, die Hoffnung auf die ünterstützimg 
der Seemächte, eine Hoffnung^ welche in der. AnnaheroBg 
der englisch -französischen Flotte und in der Haltung des 
^englischen Botschafters ihren Grund fand, alle diese Um- 
Stande hatten die Gewalthaber in Constantinnpel und ilire 
Umgebungen in eine fieberhafte Aufregung gebracht. Die- 
ser Aufregung sich zu widersetzen, von ^Concessionen zu 
sprechen, welche der/ Erhaltung des Friedens zu bringen 
seien, war nicht mehr ohne Gefahr. Es hätte ddßu ein Math 
gehört,, den man bei dem servilen Geschlechte des Pascha'» 
vergeblich suchen mufste. Ihnen schien es viel gerathener, 
dem allgemeinen .Strome zu folgen und in der Rolle feuri- 
ger Patrioten auch auf den eigenen Vörtheil bedacht zu 
nehmen. 

Die ernsteren und über den grofsen Haufen hervorragen- 
den Staatsmänner, unter ihnen namentlich der Minister der 
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auswärtigen Angelegenjieiten Rechid Pacha, konnten sich 
doch jenen Eindräcken nicht ganz entziehen. Letzterer^ der 
mit zahlreichen Feinden innerhalb und auTserhalb des Mi- 
nisteriums zu kämpfen hatte und der den fanatischen Mos- 
lems als ein Anhänger der Beform verdächtig war, befand 
sich in einer ganz besonders schwierigen Lage. Seijaem 
Scharfblicke entging es freilich nichts welchen Gefahren sich 
die Pforte durch Verwerfung eines von ganz Europa ihr 
empfohlenen Projectes aussetzen würde ^ aber die Gefahren, 
die seiner Stellung drohten^ wenn er sich für die Annahme 
entschied^ und die Bedenken, die diesem Pro}ecte in der 
Tliat von dem Standpunkte der Pforte aus entgegenstanden, 
der Gedanke endlich, dafs ein kühner EntschluTs die Mächte 
zu einer entsqhiedeneren Haltung gegen BuTsland fortreifsen 
werde, übten einen stärkeren EinfluTs auf Bechid Pächa aus.^ 
Dm seine Verantwortlichkeit möglichst zu erleichtern, kam- 
er auf den unglücklichen Gedanken, den Ministerrath durch 
Zuziehung einer Menge nicht dazu gehöriger Beamten und 
Generäle zu verstärken. Eine Versammlung von 70 Pacha's 
war vollkommen imfähig, irgend eine vernünftige Discussion 
zu fahren. Die Eiaen erhitzten darin niir die Anderen und 
jeder Einzelne fühlte sich zu den extravagantesten Beschlüssen 
berufen, sobald er seine individuelle Verantwortlichkeit durch 
diejenige der Masse gedeckt wufste. 

unter solchen umstanden konnten- die Vertreter der 
Machte von gewöhnlichen diplomatischen Verwendungen kei- 
nen Erfolg erwarten. Mündlich und in gesonderten Confe- 
renzen dem Ministe der auswärtigen Angelegenheiten Vor- 
stellungen zu, machen, war ganz unnütz, denn dieser Mini- 
ster hatte schon aufgehört Herr der Situation zu sein; es 
^äre also darauf angekommen durch eine eingehende, 'ge- 
Qieinsame Demarche bei dem Souverän, dessen Geboi sich 
schliefslich nicht nur die Pacha'», sondern die Nation ge- 
%^ tätte, den bestimmten Willen Europa's zu erklären imd 
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SO dem imBCier starker ansehwellenden Strom der Volks- 
stimmung den Damm entgegenzustellen^ unter dessen Schutz 
dann eine ruhige Verhandlung mit dem Minister möglich 
geworden wäre. 

Zu einer so energischen Haltung vermochte sich die 
Diplomatie in Constantinopel nicht tlU erheben. ^Einmal sa- 
hen auch die dortigen Repräsentanten in der ihnen über- 
sandten Note, welche nicht sie, sondern ihre tJoUegen in 
Wien ausgearbeitet hatten, kein durchaus vollkommenes 
Machwerk. Mit den inneren Zuständen des Orients und mit 
der ganzen Streitfrage besser vertraut, als man das in Europa 
sein konnte, glaubten die vier Repräsentanten allerdings, 
dafs der Text der Wiener Note gerechte Bedenken bei der 
Pforte erwecken durfte. Wenn ihre Instructionen ihnen auch 
nicht gestatteten dies auszusprechen^ so mulste ein^ solche 
Stimmung ihren Eifer doch einigermafsen erkalten. Aufser- 
ordentliche Mafsregeln zu ergreifen, war keinem von ihnen 
vorgeschrieben, weil die Cabinette nun einmal die locale 
SituatioUc in Constantinopel nicht genügend gewürdigt hatten. 
Aufserordentüche Mafsregeln konnten also nur ergriffen wer- 
den, wenn es gelang eine üebereinstimmung deshalb unter 
Allen zu Stande zu bringen. Dies war mir möglich, ept- 
weder wenn sich Lord Stratford an die Spitze stellte, oder 
wenn die drei anderen ihn nöthigten mit ihnen zusammen 
zu gehen. Lotd Stratford war aber ' am allerwenigsten ge- 
neigt, für die Wiener Note mehr als ihm vorgeschrieben zu 
thun. Seinq im blue bobk publicirten Berichte zeugen dar 
für, dafs er von diesem Documente eine andere Ansicht hatte 
als seine Regierung, und .dafs er es schon damals for im 
Interesse Englands liegend hielt, die von der Pforte aufge- 
stellten Grundsätze gegen Rufsland selbst mit den Waffen 
zu vertheidigen. Sein Stolz war aufgerdem durch die Auf- 
nahme verletzt, Welche die im Jnli auf seine Anregung ge- 
troffenen Verabredui)gen in Wien gefunden hatten. Lord 



197 

Stratford lag es somit fern, sich dem, was er die öffenüiehe 

■ 

Meinung in der Türkei zu nennen beliebte, mit grofserer 
Entschiedenheit entgegenzusetzen, als der Buchstabe seiner 
Inrstuction es erheischte. 

Der französische Botschafter hatte die allgemeine In- 
struction, möglichst in Uebereinstimmung mit seinem engli- 
schen Collegen zu handeln. Letzteren durch üeberredung 
von seinen Ansichten abzubringen, ist noch Niemand gelun- 
gen. Sich ihm aber zu widersetzen, mufste Herr von La- 
cour billig Anstand nehmen. 

Auf diese Weise war die Thätigkeit der beiden deut- 
schen Vertreter, denen die Erhaltung des Friedens ernstlich - 
am Herzen lag, wesentlich gelähmt. Die Ereignisse gingen 
also ihren Lauf. Am 19. August richtete Rechid Pacha an 
jeden der vier Repräsentanten eine Note, in der er die Gründe 
des Längeren auseinandersetzte, aus denen die Pforte sich 
veranlafst sah, die Wiener Note nur mit drei Modificationen 
anzunehmen. 

Die erste dieser Modificationen trifft den ersten der von 
uns oben characterisirten Paragraphen. Sie nahm demsel- 
ben die Bedeutung einer Feststellung des Status quo im 
russischen Sinne und beschränkte sich darauf, die Sorgfalt, 
welche die Kaiser von RuTsland für ihre Religion über- 
haupt bethätigt hätten, anzuerkennen, die Sultane dagegen 
ausdrücklich als Wächter der von ihnen freiwillig der grie- 
chischen Kirche im osmanischen Reiche verliehenen Rechte 
zu bezeichnen. 

Die beiden anderen Modificationen berühren die Fest- 
stellungen des dritten Paragraphen. Die zweite nemlich 
definirt die in den Verträgen von Kainardi und Adrianopel 
eingegangenen Verpflichtungen dahin, dafs die Pforte selbst 
ien Schutz der christlichen Religion auszuüben habe, imd 
statt dann, wie die Wiener Note, die deshalb abgegebene Er- 
WäruÄg auch auf den zweiten Satz, der sich auf die Erhal- 
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tung der geistlichen Privilegien bezieht^ 'Buszudehnen, trennt 
^ie denselben von dem ersteren, in dem sie an die Stelle 
einer deshalb abzugebenden Erklärung die Absichten des 
Sultans nur zur Kenntnifs gebracht Ixdssen will, um so her- 
vorzuheben, dafs die in den Verträgen eingegangenen Ver- 
pflichtungen keinesweges auf die Bestätigung und Erhaltung 
der geistlichen Privilegien durch den Sultan anzuwenden 
seien. 

Die dritte Modification beruft d^n griechischen Ritus 
zur Theilnahme an den Vortheilen, welche anderen christ- 
liehen, der Pforte unterthänigen Gemeinschaften 
von ihr octroyirt sind oder octroyirt werden würden, nicht 
aber, wie es am Schlüsse des dritten Paragraphen Mefs, 
zur Theilnahme an den Vortheilen, welche anderen christ- 
lichen Riten y^par Convention ou disposition particulitre^ 
bewüligt worden sind; 

Der so modificirte Noten-Entwurf ging zunächst naci 
Wien an die dortige Conferenz zurück, und es fragte siel 
nun, was dieselbe zur Aufrechterhaltung ihres eigenen Wer- 
kes tbun werde. 

Der Eindruck, den die Vorgänge in Conötantinopel auf 
den österreichischen, sowie auf die 'anderen grofsen euro- 
päischen Höfe hervorbrachten, war anfangs ein der Pforte 
durchaus ungünstiger. Man meinte zwar, die Modiflcationen 
^ seien an sich nicht unvernünftig oder im Widerspruch mit 
der Auffassung der Cabinette ; erklärte sie aber für fiber- 
flüssig, weil ihr Sinn eben im Text des ursprünglichen Ent- 
wurfs bereits gelegen habe. Mit Rücksicht auf Rufsland, 
welches diesen Text unter der ausdrücklichen Bedingung, 
keine weiteren Veränderungen in Erwägung ziehen zu wollen, 
angenommen hatte, bezeichnete 'man das Verfahren der Pforte 
als in hohem Grade unbesonnen und unpolitische Demioch 
fafste man den Entschlufs, dem Petersburger Cabinet den 
modificirten EntTi^rf zur Annahme zu empfehlen. Wie vor- 
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auszusehen^ weigerte sich dasselbe darauf einzugehen, und 
zwar aus zweifachem Grunde. Einmal erklärte es, dafs die 
Rücksicht auf seine Wiirde nicht gestatte, der Pforte die 
Modificirung eines Documentes zuzugestehen, welches in Pe- 
tersburg auf den Vorschlag der Mächte unverändert als Ulti- 
matum angenommen war, dann aber konnte das kaiserliche 
Cabinet die Ansicht nicht theilen, dafs die türkischen Mo- 
dificationen unwesentlich und ganz im Sinne der Ursprünge 
liehen Redaction seien. Es stellte diesen Modificationen dei- 
nerseits eine Interpr^ation entgegen, die alle die von der 
Horte erhobenen Bedenken vollkommen rechtfertigte. Trotz 
dieser Interpretation sandte die Wiener Conferenz ihren Ent- 
wurf noch einmal nach Constantinopel zurück uiid liefs 4en 
Türken von Neuem seine unveränderte Annahme mit grofser 
Entschiedenheit anrathen. Aber die umstände, die sich 
einem Erfolge der Bemühungen der vier Bepi^äsentantenr im 
August widersetzt hatten, waren im September zu einer noch 
viel gröfseren Bedeutung gelangt. Dies Mal antwortete die 
Pforte mit der Kriegs -Erklärung gegep Bufsland. 

Obgleich man sich bemühte, trotz dieser Kriegs -Erklä- 
nmg die Verhandlungen noch fortzuführen, so nahmen die 
Ereignisse an der Donau und im schwarzen Meere doch bald 
einen so ernsten Character an, dafs die Erhaltung des Frie- 
dens zu einer Unmöglichkeit wurde. Die Diplomatie suchte 
vergeblich Calamitäten vorzubeugen, welche nun einmal in 
dan Willen der Vorsehung lagen. So kam es zu jenem 
gigantischen Kampfe vor Sebastopol, dessen Consequenzen 
für die Geschichte des Orients ebenso wie für das politische 
System Eiiropa's, wenn auch jetzt noch nicht vollkommen 
zu übersehen, doch ohne Zweifel von der allergröfsten Be- 
deutung sind, obwohl wir nicht behaupten möchten, dafs sie 
durchaus den Absichten der Staatsmänner und den poUti- ' 
sehen Combinationen der Cabyiette, welche einer friedlichen 
Vennittelung den Krieg vorzogwi, entsprechen. 
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Wenn je in der Weltgeschiclite Gottes Wille sich, sicht- 
bar offenbart hat, so ist das bei der Entstehung des. orien- 
talischen Krieges der Fall gewesen: Es wäre daher eine 
ebenso thorichte als kleinliche Anffassnng, wollte man^ wie 
der Bolingbroke der Scribe'schen Comödie, die Ursachen einer 
solchen' Katastrophe in zufälligen Umstanden oder in dem 
Einflufs einzelner Persönlichkeiten suchen; aber nach mensch- 
licher Berechnung kann man doch nicht umhin, in dem 
Scheitern des in Wien aufgestellten Yermittlungs-Projectes 
die hauptsachliche Veranlassung zum Ausbruche des Krieges 
zu finden. Es wird uns daher vergönnt sein, diejenigen Mo- 
mente noch einmal in's Auge zu fassen, welche das Gelin- 
gen eines Werkes vereitelt haben, an dem die ausgezeich- 
netsten Staatsmänner Europa's mit dem aufrichtigen Wimsch, 
den Frieden der Welt zu erhalten, gearbeitet haben. 

Das Bestreben der Wiener Conferenz war gewesen, eine 
Ausgleichung zwischen den Ansprüchen RuTslands und den 
Behauptungen der Pforte zu Stande zu bringen. Es schien 
durqhaus nicht unmöglich eu\ befriedigendes Resultat zu er- 
reichen, da einerseits der Petersburger Hof versicherte, er 
wolle nichts als die Bestätigung des bestehenden Verhält- 
nisses, andererseits die Pforte sich bereit erklärte allen ihren 
vertragsmäfsigen Verpflichtungen nachzukommen. Von die- 
sem doppelten Gesichtspunkt ausgehend, und die MencM- 
cofTsche Note mit dem Entwurf Rechid Pacha's verglei- 
chend, fand man in Wien ^ die principielle Verschiedenheit 
zwischen beiden Aktenstücken nicht von solcher Bedeutung,. 
daTs durch beiden Theilen zugemuthete Concessionen es nicht 
möglich wäre zu einem CompromiTs zu gelangen, welches 
die Dinge mehr oder weniger in dem Status quo belassen 
sollte. Hierbei scheint man sich nur nicht vollkommen über 
den Character des Compromisses, über die Nothwendigkeit, 
dafs derselbe von beiden Theilen als solcher und nicht als 
eine Entscheidung zu Gunsten des Einen oder des Anderen 
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aufgefaTst werden müsse, klar geworden zu sein, und doch 
war das für den Erfolg der Vermittlung von der all^grofs- 
ten Wichtigkeit. 

In dem Frieden zu Kainardji war in Betreff des Schutzes 
der griec^schen Kirche eine Zusicherung in den allerun- 
bestimmtesteü Ausdrücken gemacht. Im Lauf der Zeiten 
hatte diese Zusicherung thatsächlich eine Interpretation er- 
halten, welche BuTsliEuid die BefugniTs gab, die Beziehungen 
der Pforte zu dem Patriarchat von Constantinopel zu über- 
wachen und, in officiöser Weise, in den Angelegenheiten der 
griechischen Kirche zu» interveniren. Der durch die Sen- 
dung des Fürsten Menchicoff hervorgerufene Streit bestand 
darin, dafs BuTsland die thatsächliche Interpretation des Ver- 
trages von Kainardji in eine rechtliche umgewandelt wissen 
wollte, die Pforte aber leugnete, dals sich aus dem Vertrage 
irgend ein Becht der Intervention BuTslands in den Ange- 
legenheiten der g;riechischen Kirche ableiten lasse, dagegen 
behauptete^ dafs eina solche Intervention mit der Souveräni- 
tät des Sultans ganz unvereinbar sei. 

Die Wiener Note, den Mittelweg zwischen diesen Ex- 
tremen suchend, vermied natürlich, gegen die Auffassung des 
einen oder des ajideren TheUs anzustofsen und wählte daher 
Formen, die die Becbtsfragen und die thatsächlichen Ver- 
hältnisse gänzlich im Ungewissen liefsen. Es war nicht 
anders zu erwarten,^ als dafs die beiden Interessenten die 
Note, jeder von seinem* Standpunkte aus, interpretiren würden. 
Offenbar konnte die stärkere Macht damit so lange zurück-. ) 
halten, als der Gegner nicht seinerseits die Frage durch die" • 
sofortige Aufstellung seiner Interpretation präcludirte. So 
lange das nicht geschah, durfte sich BuTsland für vollkom- 
men berechtigt halten, den immerhin sehr in's Einzelne ge- 
henden, wenn auch unbestimmten Versicherungen der Wiener 
Note eine den Thatsachen und den ausführlichen Erklärun- 
gen des Fürsten Menchicoff entsprechende Bedeutung beizu- 
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legen. Rufsland gewann damit nicht Alles^ was es nrsprnng- 
lich verlangt hatte ^ aber es gewann doch sehr viel und 
konnte von der Zukunft das Uebrige hoffen. Es zögerte da- 
her nicht seine Zustimmung zu ertheilen. Der schwächeren 
Macht dagegen wurde zugemuthet, Versprechungen zu geben, 
welche freilich ihrer eigenen Auffassung nicht geradezu wi- 
dersprachen, in Bezug auf welche sie aber, fn richtiger 
Würdigung der wahren Lage der Dinge im Ori^t und der 
ihr von dem russischen Botschafter gemachten Vorstellnn- 
gen, nicht den geringsten Zweifel hegen konnte, wie RoTs- 
land dieselben verstehe tmd von seinem Standpunkte ans 
sie zu verstehen sich berechtigt halten durfte. Die Pforte 
sah daher in der Unbestimmtheit der Wiener Note eine 
ernste Gefahr fär die Zukunft; sie mufste- sich sagen, dafs 
sich früher oder später der Streit vom Jahre 1853 um die 
Auslegung der Wiener Note erneuern und sie dann gezwun- 
gen sein werde, entweder nachzugeben oder den Kampf mit 
Rufsland wieder aufzunehmen. Der Divan erkannte in dem 
Vennittlungsvorschlag also nur ein ungenügendes PalliatiY, 
und von der üeberzeugung geleitet, dafs er wenig Aussicht 
habe, so günstige Conjuncturen für die Vertheidigung seiner 
vollen Autorität über die Griechen wie diejenigen vom Jahre 
1853 in späteren Zeiten wieder, anzutreffen, entschlofs er 
sich das Palliativ zu verwerfen. 

Die Politik Bufslands und der Pforte war bei dieser 
Gelegenheit ganz so, wie sie sich nach der von diesen Mächten 
einmal eingenommenen Stellung erwarten liefs. Eine gleiche 
Consequenz zeigte sich nicht in dem Veffahren der Wiener 
Conferenz. Ihre Mitglieder konnten doqh unmöglich darfiher 
in Zweifel sein, dafs das von ihnen ausgearbeitete Document 
keine definitive Losung der Streitfrage enthielt, dafs eine 
solche vielmehr aufgeschoben und der natürlichen Entwicke- 
lung der Ereignisse überlassen bleiben soUte. / Dann aber 
war das klar, dafs keiner, der beiden streitenden Partheien ge- 
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stattet werden durfte^ in der Wiener Note eine Bestätigung 
aller ihrer rechtliclien Ansprüche zu erblicken. Bei dem 
zwischen diesen Ansprüchen herrschenden Widerspruch war 
diese Bestätigung vollständig unmöglich. Beide Theile mufs- 
ten also befriedigt sein, so bald die Note den von ihnen 
verfochtenen Grundsätzen nicht geradezu und ausdrücklich 
Abbruch that. 

Hieraus scheint uns zu folgen, dafs die Wienet Cjonfe- 
renz die Modificationen der Pforte, um sich consequent zu 
bleiben, einfach hätte zurückweisen müssen. Von dem Augen- 
blick an, wo sie sie Bufsland überwies, wo sie dieser Macht 
also zumuthete, allen ihren auf den Schutz der griechischen 
Kirche erhobenen Ansprüchen formlich zu entsagen, von 
dem Augenblick an verliefs die Wiener Conferenz den von 
ihr eingenommenen Standpunkt; sie bereitete sich darauf 
vor, die Rolle der Vermittelung aufzugeben und offen far 
die Türkei gegen Bufsland Farthei zu ergreifen. 

Nach einer solchen Wendung in der Politik der euro- 
päischen Mächte ist es denn zum Kriege zwischen Bufsland 
und der Türkei gekommen; von wie durchgreifendem Einflufs 
dieser Krieg auf den inneren Organismus des osmanischen 
Reiches gewesen ist, das wenigstens anzudeuten wird die 
Aufgabe der nachfolgenden Betrachtungen sein. 



Der Hattihoimayonn vom 18. Februar 1856. 

Bald nach dem Ausbruch des Krieges zwischen Kuis- 
land und der Pforte machten die Vertreter Oestreichs, Frank- 
reichs, Englands und Preufsens in Constantinopel einen Ver- 
such^ den Frieden auf der Basis der Verträge wiederherzu- 
stellen. Es geschah dies durch die identische Note vom 
12. Dezember 1853. Die darin enthaltenen Bedingungen 
wichen schon wesentlich von den Festsetzungen der Wiener 
Note ab, denn, wenn zwar die Erneuerung der alten Ver- 
träge zwischen Bufsland und der Pforte, also selbstverständ- 
lich auch derjenigen von Eainardji und Adrianopel gefordert 
war, so handelte es sich doch nicht mehr um Versicherun- 
gen, welche in Betreff der orthodoxen Kirche ausschliefslich 
an Rufsland gegeben werden sollten, sondern an deren Stelle 
trat die den fünf Grofsmächten zu machende Mittheilung der 
Firmane, welche die von der Pforte ihren nichtmuselmani- 
schen ünterthanen octroyirten geistlichen Privilegien bestä- 
tigten, sowie die einer jeden dieser Mächte deshalb zu er- 
theilende, angemessene Zusicherung (assurance convenable). 

Es sollte also statt der von Rufsland für die Rechte 
der Orthodoxen beanspruchten Garantie, ein, wenn man sich 
so ausdrücken darf, europäisches Patronat. über alle Christen 
des Orients gestiftet werden. Und damit allen Bestrebun- 
gen, durch welche Rufsland die Orthodoxen seinem Schutz 



205 

ausschliefslich zu unterstellen suchen könnte^ vorgebeugt 
werde^ sollten die Verhandlungen unter Mitwirkung der vier 
Mächte geführt werden. 

Es sollten ferüer die im Vertrage vom 13. Juli 1841 
enthaltenen Erklärungen im Interesse der Unabhängigkeit 
und Integrität des osmanischen Reiches von den Mächten 
feierlich bestätigt, dagegen von der Pforte erklärt werden, 
dafs sie in ebenj'enem Interesse das System ihrer inneren 
Reformen wirksam entwickeln werde. 

Bekanntlich sind diese Bedingungen nur unter gewissen 
Modificationen von der Pforte angenommen, von RuTsland 
aber entschieden verworfen worden. 

Als darauf der Petersburger Hof eine sofortige Evacua- 
tion der Donaufürstenthümer verweigerte, kam es zum Kriege 
zwischen ihm und den Westmächten. 

Hiemach war der rechtliche Character der ganzen Diffe- 
renz wesentlich verändert. Die Pforte, durch die Waffenge- 
walt Frankreichs und Englands, durch die diplomatische und 
militärische Haltung Oestreichs unterstfitzt, fafste den 6e^ 
danken, sich von allen in Betreff der griechischen Kirche 
gegen RuTsland eingegangenen Verbindlichkeiten frei zu ma- 
chen ; sie wollte nichts mehr von einer Erneuerung der Ver- 
träge von Kainardji und Adrianopel hören und sich die Aus- 
übung der Souveränität über ihre griechischen Unterthanen 
ungeschmälert und frei von jeder Einmischung des Auslan- 
des sichern. 

Dieses Ziel haben ihre Staatsmänner mit zäher Conse- 
quenz unverrückt im Auge behalten und endlich durch den 
Pariser Vertrag erreicht. Der Hattihoumayoun vom, 18. Fe- 
bruar 1856 ist der Preis gewesen, den sie dafür haben zah- 
len müssen. 

Ehe wir auf den Inhalt dieser türkischen Magna Charta 
emgehen, suchen wir uns die Geschichte ihrer Entstehung 
zu vergegenwärtigen. 
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Die Principien, für deren Befestigung die allürten Mächte 
in dem orientalischen Kriege kämpfen zu wollen der Welt 
verkündigten, waren die Integrität und die Unabhängigkeit 
des osmanischen Reiches. Mit der ersteren erklärten sie das 
dem russischen Hofe über die Donaufürstenthümer zustehende 
Schutzrecht, welches die Veranlassung militärischer Occupai- 
tioiien oft gewesen sei und wiederum werden könne, nicht 
für vereinbar; für die bessere Sicherung des Princips der 
Unabhängigkeit verlangten sie die Lösung aller der interna- 
tionalen Bestimmungen, welche Rufsland in nahe Beziehun- 
gen zu den griechischj^n Unterthanen des Sultans gebracht 
hatten, die Aufnahme der Türkei in das europaische Con- 
cert und die Reform ihres administrativen Organismus im 
Sinne der christlichen Givilisation. 

Den Keim zu diesen Forderungen finden wir bereits 
in dem Wiener ProtocoU vom 9. April 1854; näher ausge- 
führt Bind sie in den am 8. August desselben Jahres zu 
Wien zwischen den Repräsentanten Oestreichs, Frankreichs 
und Englands ausgetauschten Noten, so wie endlich in dem 
von den Bevollmächtigten eben jener Mächte am 28. Decem- 
ber 1854 dem Fürsten Gorczacoff mitgetheilten Memorandum, 
welches den zuin Zweck einer Friedenaverhandlung zu Wien 
abgehaltenen Conferenzen zu Grunde gelegt worden ist. 

In Wahrheit war der die Mächte stets leitende, ihre 
Handlungen und Erklärungen bestimmende Gedanke kein 
anderer, als der, dafs dem überwiegenden EinfluTs Ruislands 
im Orient ein Ende gemacht werden müsse. Dieser, seit 
dem Anfange des vorigen Jahrhunderts nach und nach durch 
eine consequente Politik in glücklichen Kriegen und in vor- 
theilhaften Friedensschlüssen begründete EinfluTs wurde we- 
sentiich durch dreierlei Umstände getragen, nemlich durch 
die hohe Meinung, welche die orientalischen Völker von der 
Gröfse, ja von der Unbezwingbarkeit der russischen Macht 
gefaTst hatten, — durch die religiösen und politischen Be- 
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Ziehungen^ in denen die orthodoxen Christen Rufslands zu den 
orthodoxen Christen des Orients standen — durch den eigen- 
thümlichen dem Organismus der Türkei innewohnenden Cha- 
racter^ der in dem Gegensatz des herrschenden, muselmani- 
schen Stammes zu den ihm unterworfenen christlichen Völ- 
kerschaften beruhte und die Heranbildung einer homogenen 
Nation in dem osmanischen Reiche unmöglich machte. Der 
Glanz des russischen Namens im Orient muTste erblassen, 
die alten Verträge muTsten zerrissen, den Sympathien der 
Völker eine andere Richtung gegeben und das Wesen der 
ofiinanischen Gesellschaft muTste verändert werden, wenn das 
von den Mächten angestrebte Ziel vollkommen erreicht wer- 
den sollte. . 

Es darf wohl bezweifelt werden, ob es überhaupt mög- 
lich gewesen wäre zu solchen Resultaten zu gelangen. Ver- 
hältnisse, welche nach dem Willen der Vorsehung zu einer 
gewissen Entwickelung gelangt sind und in der Natur der 
Dinge liegen, ist der Wille der Menschen, selbst wenn er 
durch eine so gewaltige Macht, wie sie der Vereinigung 
zweier grolser Nationen, Frankreichs und Englands, inne- 
wohnt, nicht im Stande zu zerstören. So ötwas auch nur 
zu versuchen kann kaum weise genannt werden. Auch das 
giöfste Genie wird bald inne, dafs in den menschlichen Din- 
gen nur auf dem Grunde des Bestehenden Gutes geschaffen 
werden kann, und dafs das Bemühen, durch die Vernichtung 
des Alten ^u dem Neuen zu gelangen, ein vergebliches, ein 
unheilvolles ist. Di^ Einsicht dieser so einfachen Wahrheit 
hat denn auch die Staatsmänner bei Abschlufs des Pariser 
Vertrages geleitet; durch den jedenfalls die Vernichtung der 
mssischen Macht im Orient und die Regeneration des osma- 
nischen Reiches noch nicht vollendete Thatsachen geworden 
sind. Freilich ist Sebastopol genommen worden, aber nach 
einer Vertheidigung, deren Ruhm die Ehre der russischen 
Waffen sicher tücht geschmälert hat; freilich sind die Ver- 
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träge von Eainardji und Adrianopel nicht erneuert worden, 
aber in den Sympatiiien der Orthodoxen für RuTsland zeigt 
sich keine VeräAderung und der moralische Einflufs dieser 
Macht in Constantinopel ist nach wie vor yon der allergrofs- 
ten Bedeutung^ freilich ist die Gleichheit der politischen 
Rechte aller Unterthanen des Grofsherm jeden Stammes und 
jeder Religion proclamirt, aber die Herrschaft hat darum 
nicht aufgehört in den Händen der Türken allein concentrirt 
zu sein. 

Dennoch bezeichnet der letzte Krieg einen wichtigen 
Wendepunkt in den Geschicken des Orients. Es ist der 
Grund zu tiefgreifenden Veränderungen und Neugestaltun- 
gen gelegt; die mannigfaltigen Elemente^ aus denen das t^^ 
kische Reich zusammengesetzt ist^ sind in einen Gährungs- 
procefs gerathen^ dessen Resultate vielleicht die Berechnun- 
gen der Staatsmänner täuschen, der aber zweifelsohne im 
Lauf der Zeiten auf die Umformung der socialen und poli- 
tischen Zustände des Orients von grofsem Einflufs sein wird. 

In dieser Uebergangsperiode diejenigen Mafsregeln zu 
characterisiren, welche die Pforte auf den Rath ihrer Alliir- 
ten ergriffen hat, um der Entwickelung der Dinge im Inne- 
ren des Reiches eine Richtung zu geben, die mit den Grund- 
sätzen der europäischen Politik übereinstimmt, das ist unsere 
Aufgabe. 

Bereits die durch eine diplomatische und militärische 
Intervention der Mächte im Jahre 1840 bewerkstelligte Pa- 
cificirung der Levante hatte denselben einen Anspruch gege- 
ben, der Pforte Rathschläge in Betreff der Behandlung ihrer 
christlichen Unterthanen zu ertheilen. Nachdem in der so- 
genannten Meerengen-Convention vom 13. Juli 1841 die Un- 
abhängigkeit imd Integrität des osmanischen Reiches als far 
die* Erhaltung des Gleichgewichts von Europa nothwendige 
Bedingungen formlich anerkannt und durch den Zutritt Frank- 
reichs die Uebereinstinmiung in dem europäischen Areopag 
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wieder hergestellt war^ zögerte derselbe nicht, jenen seinen 
ABspruch geltend zu machen. Zunächst geschah es nur zu 
Gunsten der Maroniten, eines kleinen den Libanon bewohnen- 
den christlichen Völkerstanunes^ dessen Stellung zu der rönai* 
sehen Kirche oben bezeichnet worden ist. In Folge langwieri- 
ger, sowohl in Constantinopel als in Beirut von den Vertretern 
der fünf Grofsmächte ..mit den Organen der Pforte geführter 
Unterhandlungen kam ein Arrangement zu Stande, welches 
den Maröniten eine selbstständige Verwaltung ihrer weltli- 
chen Angelegenheiten unter einem aus ihrer Mitte gewähl- 
t«ii Eaimakam sicherte. Wie bei diesen Verhandlungen na- 
mentlich der englische Botschafter eine grofse Energie für 
das Interesse der Christen gezeigt hatte ^ so fuhr er auch 
nach Beendigung der Maroniten- Angelegenheit fort^ bei dem 
Bivan auf eine allgemeine Umgestaltung seines Begierungs- 
sf Sterns zu dringen. 

Die durch die Menchicoifsche Mission entstandenen Dif- 
ferenzen störten zwar die Einigkeit der Grofsmächte, aber nach 
dem Ausbruch eines Krieges^ in welchem England und Frank- 
reich den Türken so wirksame Hilfe leisteten und Oestreich 
durch die Occupation der Fürstenthümer die Donau -Linie 
gegen den' Angriff Rufslands deckte^ mufste der Rath dieser. 
drei Mächte von entscl^eidendem Einflufs in Constantinopel 
sein. Es war nicht anders denkbar^ als dafs er wiederum 
zu Gunsten der dem Scepter des Sultans unterworfenen 
Christen geltend gemacht werden würde. Doch konnte es sich 
nun nicht mehr um vereinzelte Mafsregeln oder um das Schick- 
sal eines kleinen Völkerstammes in Asien^ es mufste sich viel- 
mehr darum handeln^ die rechtliche Stellung der Christen zu 
dem Islam überhaupt einer radicalen Reform zu unterwerfen. 

Um einen solchen Uinschwung in der inneren Politik 
des Divan zu bewirken, wäre äufserer Zwang seitens seiner 
AUiirten weder gerecht noch ^weckmäfsig gewesen, sondern es 
kam darauf an, den Divan von der in seinem eigenen Interesse 

14 
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begründeten Nothwendigkeit des Nachgebens zu überzeugen. 
Glücklicherweise lag dafür in seiner auswärtigen Politik ein 
unwiderlegliches Argument, ein Argument, welches er selbst 
durch die Lösung seiner alten Beziehungen zu RuTsland und 
die enge Alliance mit dem westlichen Europa heraufbe- 
schworen hatte. Auf den Antrag des Diwans war beschlossen 
worden, das osmanische Reich in das europäische Concert, 
in den Kreis der civilisirten Staaten der alten Welt aufzu- 
nehmen. Die Türkei sollte zur Theilnahme an den Rech- 
ten und Pflichten berufen werden, welche die Beziehungen 
der christlichen Völker regeln. Das Völkerrecht aber steht in 
organischem Zusammenhange mit den Grundsätzen, nach 
wekhen die Verfassungen der Staaten im Inneren gebildet 
sind. Eine gewisse politische und moralische Ebenbürtigkeit 
ist erforderlich um die Mitgliedschaft in der grofsen Völ- 
kerfamilie Europa's zu erwerben. Es ist nicht möglich in 
den äufseren Beziehungen der Wohlthaten der Civilisation 
theUhaftig zu werden, wenn man im Inneren an den Gräueln 
der Barbarei festhalten will und ebenso wenig wie rohe 
und gemeine Menschen in guter Gesellschaft erscheinen dür- 
fen, ebenso wenig dürfen Staaten, in denen nach den Maxi- 
men des muhamedanischen Fanatismus regiert wird, Sitz und 
Stimme im Rathe Europa's haben.. 

Diese Wahrheiten konnte weder die Pforte noch konn- 
ten sie die europäischen Mächte verkennen; sie alle wurden 
durch die mahnende Stimme der öffentlichen Meinung sehr 
entschieden darauf hingewiesen. Freilich war der liberale 
\md humanistische Enthusiasmus, den die griechische Revo- 
lution in Europa entzündet hatte, sehr erkaltet. Eine starke 
Reactien war selbst dagegen eingetreten und wie es in den 
zwanziger Jahren die Mode erfordert hatte, für den edlen 
Heroismus der Griechen zu schwärmen und in den moder- 
nen Klephten die grofsen Männer des Alterthums wiederzu- 
finden, so übertrieb man nach dem Jahre 1853 wieder die 
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allerdings zahlreicheix und grofsen Mängel des hallenischen 
Volkes. Man wollte ihm seine Sympathien für RuTsland, 
semen Widerwillen gegen das tfirkische Regiment» seinen 
geringen Eifer für die occidentale Sache nicht verzeihen; 
den Individuen warf man schmutzige. Gewinnsucht, Unzuver- 
lässigkeit im Geschäftsverkehr, Hang zur Intrigue, mit einem 
Wort die tiejfste, sittliche Verderbtheit vor. Trotz alle dem 
aber konnten sich aufioaerksamere Beobachter darüber nicht 
tauschen, dafs die Griechen und die Christen überhaupt an 
Intelligenz und Gewerbfleifs die Moslems bei Weitem über- 
trafen, dafs jene im Fortschritt begriffen waren^ während bei 
diesen sich die Spuren des Verfalls in einer Abschwächung 
der alten Institutionen und einer immer mehr zunehmenden 
Apathie der Massen deutlich zeigten. 

Was aber vorzüglich bei den an geordnete Zustände 
gewöhnten Franzosen und Engländern allgemein den schärfr 
sten Tadel hervorrief, war die Mangelhaftigkeit der tür- 
kischen Administration. Wenn sie die gesegnetsten Länder 
der Erde brach danieder liegen, den Ackerbau in seiner 
Kindheit, von Industrie kaum die ersten Anfänge, nir- 
gends Landstrafsen oder Canäle, wenn sie die Vorstädte Con- 
stantinopels in einem Zustande fanden, der in dem gering- 
sten Dorfe Europa's nicht geduldet werden würde, haUbre- 
chendes Pflaster, ekelerregende Schmutzhaufen, Dunkelheit 
bei Nacht, Heerden herrenloser Hunde, wenn sie das Alles 
sahen und noch mehr wenn sie mit den niederen türkischen 
Beamten in Berührung kamen, so konnten auch die eifrig- 
sten Freunde der Türkei darüber nicht zweifelhaft sein, dafs 
der Pforte nur die Wahl zwischen schleunigen und energi- 
schen Reformen oder dem unvermeidlichen Untergange ihrer 
Herrschaft blieb. Diese Reformen aber ohne Beihülfe der 
christlichen Völkerschaften vorzunehmen, mufste Jedem als 
widersinnig erscheinen. Kaufleute und Industrielle, welche 
You den näheren Beziehungen, in die der Occident mit dem 
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Orient durch das neue politisclie System der Pforte treten 
sollte, Vortheil zu ziehen hofiPten, begriffen, dafs ohne eine 
gründliche Veränderung der Verwaltung die Verwendung euro- 
päischen Capitals im Orient unmöglich sei. Sie begriffen 
ferner, dafs die Griechen und Armenier für den Handel mit 
der Türkei nothwendige Zwischenglieder seien und dafs der 
gesicherte Rechtszustand derselben nicht nur aus religiösen 
oder humanistischen Rücksichten, sondern im rein materiel- 
len Interesse für Europa voix grofser Wichtigkeit sei. 

Alle diese Erwägungen traten, die emen mehr, die an- 
deren weniger, den Staatsmännern nahe, die in Constantino- 
pel und an den europäischen Höfen sich ernst mit dem Pro- 
blem einer dauerhaften Lösung der orientalischen Frage be- 
schäftigten. Sie saJien ein, dafs alle für die Erhaltung des 
osmanischen Reiches gemachten Anstrengungen vergeblich 
sein würden, wenn es nicht gelänge, dessen innere Ver- 
hältnisse in befriedigender Weise zii ordnen. Zwei Gesichts- 
punkte drängten sich dabei in den Vordergrund: die Eman- 
cipation der Christen und die Reform der türkischen Ver- 
waltung. Die erstere war durch eine Sicherung und ange- 
mesisene Erweiterung der den verschiedenen Religipnsgemein- 
schaften bereits gewährten Privilegien zu erreichen, sie konnte 
von den Mächten gefordert werden; die Reform der Verwal- 
tung dagegen mufste dem freien Entschlufs der Pforte über- 
lassen bleiben. Es war wohl denkbar, diese zu Concessio- 
nen gegen ihre nicht muselmanischen Unterthanen, nicht 
aber sie zu nöthigen, eine schlechte Verwaltung gege^ eine 
gute zu vertauschen. 

Dieser Gegensatz äufserte wieder seinen Einflufs auf die 
Wahl der Mittel, durch die man si^um Ziel zu gelangen suchte. 
Begnügte man sich damit, eine Reorganisation der Rebhtsver- 
hältnisse der Rayahs auf Grund der bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen zu verlangen, so lag der Gedanke nahe, diese 
Reorganisation durch eine europäische Garantie zu befestigen. 
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Wollte man eine Reform des gesamtnten Organismus des 
osmanischen Reiches^ so mufste man sich auf Rathschläge^ 
auf die Geltendmachung des durch die Umstände gegebenen 
Einflusses beschränken und darauf verzichten^ die neue Ver- 
fassung der Controle des Auslandes zu unterwerfen. Im 
ersten Falle kräftigte man den alten Grundsatz der Tren- 
nung der Racen^ im zweiten arbeitete man an seiner Besei- 
tigung und an einer .Assimilirung der Türkei mit europäischen 
Staaten^ in jenem war eine Auflösung des Ganzen in seine 
Theile, in diesem eine Schwächung des religiösen und poli- 
tischen Frincips zu befürchten^ auf dem der türkische Staat 
bisher geruht hatte. 

Der Mann^ dessen Urtheil in dem Rath der Mächte ganz 
besonders in's Gewicht fallen mulste, Lord Stratford de Red- 
cliffe, hatte sich schon längst für die zweite Alternative ent- 
schieden. Die Verschmelzung der Racen zu einer einzigen 
Nation war immer sein Ideal gewesen. Die Gelegenheit 
schien günstig um einen lange vorbereiteten Plan endlich 
zur Ausführung zu bringen: mit eiserner Willenskraft hat. 
sie der englische Botschafter festgehalten. 

Die bei den Türken vorherrschende Anschauungsweise 
unterstützte ihp darin. 

Wir haben bereits erwähnt, dafs die Pforte nach den 
Ausbruch des Krieges sich von allen ihren gegen Rufsland ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten in Betreff der Rechtsverhält- 
nisse ihrer christlichen ünterthänen frei machen wollte, Sie 
konnte daher gewlfs nicht wünschen, an Stelle des ganz un- 
bestimmt gefafsten siebenten Artikels des Vertrages von Eai^ 
nardji eine formliche Garantie gegen die europäischen Mächte 
einzugehen, mittelst welcher diesen das Recht der Interven- 
tion in den wichtigsten inneren Angelegenheiten des Reiches 
gewährt worden wäre. Eine solche Intervention schien ihnen 
selbst noch viel gefahrlicher und unheilvoller als dieMen- 
chicoffsche Note. 
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Nach dem im April 1855 erfolgten Abbruch der Wiener 
Conferenze^ suchte sich die Pforte über diese Lebensfrage 
mit ihren AUiirten zu verständigen. In Wien waren be- 
kanntlich nur die drei ersten so genannten Garantie -Punkte 
des Memorandums vom 28. December 1854 zur Verhandlung 
gekommen. Die Unmöglichkeit^ sich über die Formen einer 
Beschränkung der russischen Macht im schwarzen Meere zu 
vereinigen^ hatte die Bevollmächtigten getrennt. So war denn 
eine nähere Erörterung des vierten Garantie ^ Punktes, gar 
nicht erfolgt. Derselbe lautete in wörtlicher Uebersetzimg 
wie folgt« 

„Rufsland, indem es dem Anspruch eines of&ciellen Pro- 
tectorates über die christlichen, dem orientalischen Ritus an- 
gehörigen Unterthanen des Sultans entsagt, verzichtet in na- 
türlicher Folge zugleich darauf, irgend einen der Artikel sei* 
ner früheren Verträge und namentlich desjenigen von Kat- 
schuk - Kainärdji, dessen irrthümliche Auslegung die Haupt^ 
ursache des gegenwärtigen Krieges gewesen ist, wieder m 
Straft treten zu lassen. Dagegen werden die Mächte sich 
gegenseitig in ihren Bemühungen unterstützen, um von der 
Initiative der osmanischen Regierung die feierliche Bestäti- 
gung und ' Aufrechterhaltung der religiösen Privilegien der 
verschiedenen christlichen Gemeinschaften ohne Unterschied 
des Cultus zu erlangen, auch werden sie gemeinsam dahün 
wirken, dafs die Interessen der bezeichneten Gemeinschaften 
durch die edelmüthigen, von Sr. Majestät dem Sultan zu 
ihren Gunsten an den Tag gelegten Absichten gefordert wer- 
den ; in der einen wie in der andern Beziehung aber wer- 
den sie dafür Sorge tragen, die Würde Seiner Hoheit und 
die Unabhängigkeit Ihrer Krone vor jeder Beeinträchtigung 
zu bewahren." 

So unbestimmt diese Ausdrücke auch waren, so gabfen 
sie doch inkmerhin von dem Entschlüsse der Mächte Zeug- 
nifs, für die Wohlfahrt der Christen des Orients Sorge zu 
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tragen; auch wax der Gedanke einer europäischen Garantie 
damals noch nicht unbedingt von OestrMch^ England und 
Frankreich zurückgewiesen. Rufsland hielt dieselbe für durch- 
aus nothwendig und entwickelte von diesem Gesichtspunkte 
aus seine Ansichten in dem Memoire, dessen Analyse wir 
bereits oben gegeben haben. Die Pforte fafste ihrerseits alle 
Gegengründe in einem Memorandum Aaly Pacha's zusammen, 
das am 13. Mai 1855 der englischen Regierung mitgetheilt 
wurde. Unsere Leser finden es unter No. 3 der beigefügten 
Actenstücke. Es ist meisterhaft redigirt und erschöpft alle 
die Argumente, welche vom türkischen Standpunkte aus gel- 
tend gemacht werden konnten. 

Die Thatsache hervorhebend, dafs die Ursache des Krie- 
ges in dem von ganz Europa zurückgewiesenen Verlangen 
RuTslands einer Garantie der den christlichen Unterthanen 
des Sultans verliehenen Privilegien zu suchen war, consta- 
tirt Aaly Pacha die Unvereinbarkeit einer solchen dem Aus- 
lande geleisteten Garantie mit der vollen Souveränität der 
Landesregierung. 

Er weist darauf hin, dafs in Zeiten, wo die religiösen 
Gegensätze in ihrer vollen Stärke wirksam waren, man in 
dem christlichen Europa in falschen Vorstellungen über die 
Natur des muhamedanischen Regimentes befangen sein konnte, 
er behauptet, dafs Rufsland, stets bemüht, die Wahrheit zu 
verdunkeln, den Irrthum immer mehr befestigt habe, und er 
stellt ihm die richtige Behauptung entgegen, dafs der Islam 
die Toleranz jedes fremden religiösen Bekenntnisses, dessen 
Anhänger ihm politisch u^terworfen seien, stets geübt habe, 
dafs in Folge dieser Toleranz die verschiedenen christlichen 
Völkerschaften des Orients ihren Glauben und ihre nationale 
Existenz durch die Jahrhunderte hindurch zu erhalten ver- 
mochten. Wenn, so fährt Aaly Pacha fort, einzelne gewalt- 
thätige Bedrückungen und Ungerechtigkeiten in der Türkei 
vorgekommen sind, so darf man fragen, ob die Geschichte 
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irgend eines europaisehen Staates von religiösen Verfolgun- 
gen frei ist? und wenn zur Zeit der Janischaren die zü- 
gellose Gewaltthätigkeit in ein System auszuarten drohte^ so 
hebt der osmanische Minister mit grofsem Selbstgefühl her- 
vor, dafs seitdem die Sultane jene wilde Soldateska ver- 
nichteten, von Ihrer Regierung Fortschritte gemacht wor- 
Aen sind, für welche unter Anderen der englische Premier- 
Minister Lord Pa.lmerston ein ehrenvolles Zeugnifs öffentlich 
abgelegt hat. Freiwillig hat die Pforte die Bahn der Re- 
form zii Gunsten der Christen betreten, freiwillig hat sie 
versprochen, diese Bahn auch ferner mit der gröfsten Ent- 
schiedenheit zu verfolgen. Ihr jetzt deshalb durch interna- 
tionale Stipulationen Zwang anzuthun, wäre eine Herab- 
setzung ihrer Würde, eine Beeinträchtigung ihrer Souverä- 
nität, eine Schwächung ihrer Autorität, es wäre eine Ver- 
leugnung der Grundsätze, für deren Aufrechterhaltung die 
Mächte die Waffen ergriffen haben. 

Unglaublich erscheint es daher Aaly Pacha, dafs die 
Mächte, welche der Befestigung der moralischen und mate- 
riellen Integrität des osmanischen Reiches so grofse Opfer 
gebracht haben, im Namen der Freundschaft die Begründung 
eines fremden Einflusses beabsichtigen, welche das Reich 
moralisch und materiell in seinen Grundvesten erschüttern 
mülste. Vielmehr hegt er die Hoffnung, dals die Pforte nicht 
erniedrigt, sondern ebenbürtig in das Cgncert der europäi- 
schen Staaten aufgenommen werde. 

Dieses Memorandum und. nicht minder das Vertrauen, 
welches die reine Persönlichkeit seines Verfassers einflöfste, 
gab den Ausschlag; es wurde von den Mächten beschlossen, 
von einer völkerrechtlichen Garantie der Rechte der Christen 
des Orients abzustehen und sich darauf zu beschränken, der 
Pforte Rathschläge wegen einer umfassenden Reform ihres 
ganzen administrativen Organismus zu ertheilen. 

Lord Stratford hatte übrigens in dieser Beziehung längst 
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die Initiative ergriffen und seinem Einflufs war die Emani- 
rung zweier Gesetze ztL danken gewesen^ deren Wichtigkeit 
eine genauere Analyse erfordert^ ehe wir uns mit dem Hatti- 
hoomayoun vom Februar 1856 beschäftigen können. 

Das erste dieser Gesetze vom 16. März 1854 erklärt 
das Zeugnifs der Christen in Criminal- Sachen, bei denen 
Moslems und Christen betheiligt sind, für zulässig; 

Das zweite vom 10. Mai 1855 hebt die Kopfsteuer der 
Rayahs, den Haratsoh, auf und spricht grundsätzlich die 
Fähigkeit der nichtmuselmanischen Unterthanen zum Kriegs- 
dienste aus. 

Wie wir bereits früher erwähnt, steht im t)smani8chen 
ßeiche die Jurisdiction in allen Criminal- Sachen, einschliefs- 
licli der polizeilichen Uebertretungen, in sofern sie nicht die 
durch die Berats den Patriarchen und Bischöfen über ihre Ge- 
meindeglieder eingeräumte Polizeigewalt berühren, den tür- 
kischen Gerichten zu. Es findet sich dabei eine gewisse Ab* 
weichung von der Jurisdiction in Civil -Sachen; denn diese 
gehört in allen Processen, an denen Türken betheiligt sind, 
dem Mekhemme mit dem bereits beschriebenen Instanzen- 
zug von dem üntergerichte des Naib, dem Gericht erster 
Instanz des Kadi, oder dem Caza, dem Gerichte zweiter In- 
stanz des Mewlewiet bis zu den beiden höchsten Äppellhöfen 
in Constantinopel unter dem Vorsitz des Caziasker's für Ru- 
melien und des Caziasker's für Anatolien; nicht «o die Ju- 
risdiction in Criminal- Sachen; dieselbe ist vielmehr in erster 
Instanz dem Gaza in der Art übertragen, dafs dessen fünf 
Mitglieder, worunter der Kadi und der Mufti (Richter und 
Rechtskundige) sich mit dem Gouverneur des Liva öder d6& 
Eyalets und mit den ihnen beigeordneten Provinzialräthen, 
Medjilis, je nachdem die nicht überall örtlich sich in ihren Ab- 
stafungen entsprechende administrative und richterliche Hie- 
rarchie es mit sich brjngt, zu vereinigen haben. Der so 
constituirte Gerichtshof spricht Recht nach den Auslegungen 
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des Koran usd nach edüem im Jahre 1840 zn Constanliiia- 
pel ausgearbeiteten Strafcodex, in dem man gesucht hat, die 
in jenen Auslegungen enthaltenen juristischen Bestimmungen 
von den moralischen und religiösen Vorschriften zu trennen, 
ohne jedoch dabei zu irgend welcher Vollständigkeit oder 
Bestimmtheit gelangt zu sein, ohne auch nur den Unterschied 
von Verbrechen und Vergehen festgestellt zu haben, in Be- 
zug auf den Grad der Strafe der Willkür des Richters 
grolsen Spielraum gebend. lieber das von dem Gerichte 
zu beobacht^de Verfahren sagt der Codex von 1840 gar 
Nichts: Gewohnheit und älteres Recht sind deshalb also 
allein zu berücksichtigen und nach ihnen kann nur das Zeug- 
nils der Moslems als vollgültig angenommen werden, wah- 
rend die Aussagen der Ungläubigen höchstens als Indicien 
dienen dürfen. Auf diese Weise wird daher eine durch zelin 
Christen bestätigte Thatsache durch das Zeugnifs eines, auch 
noch so verworfenen Muselmans rechtlich annullirt. Der 
Gerichtshof ist inappellabel, seine Entscheidungen sind defini- 
tiv und sofort vollstreckbar in allen Fällen, in denen i^cht auf 
die Todesstrafe erkannt wird; in solchen beschränkt er sich 
darauf^ den Procefs zu instruiren und ihn vor den höchsten 
Rechtsrath (wohl zu unterscheiden von dem Gerichtshof der 
Caziasker) zu Constantinopel zu bringen. Dieser im Jahre 
1840 eingesetzte Rechts- oder, wie wir sagen würden, Staats- 
rath (Conseil SupHme de Jtistice) steht untef einem Präsi- 
denten, der Minister und immer einer der ersten Staats- 
männer des Reiches ist; seine Mitglieder gehören zu den 
höheren Staatsbeamten. Er erkennt in allen Capital -Sachen 
ohne dabei streng an die für den Kadi und den Mufti un- 
bedingt zwingenden Bestimmungen und Grundsätze des heili- 
gen Gesetzes, d. h. des Koran und seiner Auslegungen ge- 
bunden zu sein ; das von ihm gefällte Urtheil wird dem Sul- 
tan zur Bestätigung vorgelegt, ohne welche keine Hinrich- 
tung stattfinden darf. Zur Competenz des höchsten Rechts- 
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raths gehören ferner ansBcUiefBlich alle gegen den Staat ge- 
richteten Verbrechen, sowie alle von den höheren Staatsbe- 
amten in Ansfibung der ihnen übertri^enen Gewalt verübten 
Vergehen und Verbrechen. 

Dies waren im Wesentlichen die vor dem Gesetz vom 
16. März 1854 für die Provinzen geltenden Grundsätze der 
Criminal- Justiz; für Constantinopel und einige der gröfseren 
Provinzialstadte indessen waren seit dem Regierungsantritt 
des Sultans Abdul -Medjid bereits gewisse Modificationen eiu- 
geföhrt. 

Die im osmanischen Reiche sich aufhaltenden Fremden 
stellen, solange durch ihre Handlungen der Staat und seine 
Untorihanen unberührt bleiben, unter der Jurisdiction ihrer 
respectiven Gesandtschaften; dagegen entscheiden die türki- 
schen Gerichte in allen den Streitigkeiten, in welche Fremde 
mit Unterthanen der Pforte gerathen, sowie über alle Ver^ 
brechen und Vergehen, deren sich Fremde gegen die Letzte- 
ren oder gegen die Sicherheit und die öifentliche Ordnung 
des Staates schuldig machen. Den Gesandtschaften -steht in 
solchen Fällen nur das Recht zu, ihren Schutzbefohlenen 
durch einen in ihrem Dienste stehenden Beiunten den er- 
forderlichen Beistand vor Gericht zu gewähren und bei Ab- 
fassung und Ausführung des Urtbeils zu interveniren. Die 
grofse Masse von Ausländem, welche in Constantinopel und 
einigen grofsen Provinzialstädten wohnhaft sind, liefs es dort 
wünschenswerth erscheinen, gemischte Gerichtshöfe zu bil- 
den, welche im Stande wären, die durch die eigenthümlichen 
Verhältnisse der Fremden besonders schwierigen und ver- 
wickelten Rechtsfälle zu entscheiden, um auf diese Weise 
Differenzen zwischen der Pforte und den Gesandtschaften vor- 
zubeugen. So sind die gemischten Handels- und Polizei - 
Gerichte entstanden. Auf die ersteren werden wir später 
Gelegenheit haben zurückzukommen. Die Einrichtung der 
Polizei -Gerichte in d^r Hauptstadt geschah im Jahre 1847; 
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spater sind sie je nach Bediirfiiirs auch in anderen Städten 
eingeführt. Ihr Personal ist ans einer gleichen Anzahl tür- 
kischer nnd fremder^ durch Vermittlung der Gesandtschaften 
delegirter Mitglieder zusammengesetzt , von denen jene fest 
angestellt sind, die fremden dagegen je nach der Nationali- 
tät d^r Partheien wechseln. Eine Einmischung der Tle- 
mas in diese Gerichte findet in keiner Weise statt; sie sind 
di^her auch nicht an das heilige Gesetz des Koran irgend- 
wie gebunden. Ihr Geschäftskreis, sowie das vor ihnen zu 
verfolgende Verfahren sind in dem betreffenden Firman sehi 
genau beschrieben. Die Vernehmung der Zeugen — ohne Un- 
terschied der Religion — deren Vereidigung, alle für den Be- 
weis der Schuld oder Unschuld des Angeklagten und für die 
Constatirung der Thatsachen zu treffenden Mafsregeln, das Recht 
Jedermann vor die Schranken zu laden, das Verbot irgend 
welche Art der Tortur anzuwenden, die Fällung des Urtheils 
gemäfs den bestehenden Gesetzen und Vorschriften (namentlich 
also dem Strafcodex von 1840), alle diese Funkte sind genau, 
meist nach Analogie der französischen Gesetzgebung ange- 
geben. Die Gerichte sind für alle Verbrechen nnd Vergehen, 
in denen nicht auf den Tod erkannt wird, competeni In 
Capital -Sachen beschränken sie sich darauf den. Procefs zu 
instruiren und ihn dem höchsten Rechtsrath zu überweisen, 
der dann in Gegenwart des betreffenden fremden Dolmetsch 
und mit dessen Zustimmung das Urtheil fallt, zu dessen 
Vollstreckung die Mitwirkung der Gesandtschaft, unter deren 
Jurisdiction der Delinquent steht, ebenfalls erforderlich ist 
Durch die Gewohnheit war die Competenz- dieser Poli- 
zei-Gerichte auf die Vergehen von Rayahs ausgedehnt, nur 
mit dem Unterschiede, dafs in solchen Fällen das Richter- 
personal nur tärkische Mitglieder enthielt Die Tendenz des 
Gesetzes vom 16. März 1854 ging dahin, diese Institation 
einer aufserhalb der ülemas stehenden Rechtspflege in all- 
gemeinere Anwendung zu bringen und in allen Provinzen 
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des Reiches ffir die Kayahs das zu thiin, was anfangs nur 
in der Hauptstadt für Fremde geschehen war. Demgemäfs 
wurde den Gouverneuren aufgetragen an dem Hauptorte einer 
jeden Provinz einen Untersuchungs-Rath Medjilis Tahkquiqu 
nach dem Vorbilde des Polizei -Gerichts von Constantinopel 
zu bilden und dazu sowohl einzelne, besonders geeignet 
scheinende Mitglieder des Provinzial-Raths als auch andere 
notable Personen zu berufen. Vor den so gebildeten Unter- 
sttchongs-Rath sollen alle Verbrechen und Vergehen, bei 
denen entweder Moslems und Rayahs oder Unterthanen der 
Horte und Fremde betheiligt sind, ganz nach denselben Re- 
geln zur Verhandlung kommen, welche in Betreff des Polizei* 
Gerichts der Hauptstadt festgestellt sind. 

Es war zwar nicht ausdräcklich bestimmt, dafs zu 
diesen Tribunalen auch Christen berufen werden sollten, 
aber es lag das in der freilich nicht klar ausgesprochenen 
obwohl durch die Beziehung auf die gemischten Gerichte 
der Hauptstadt angedeuteten Absicht des Gesetzgebers. Auch 
war den Valis aufgetragen über die Organisation der neuen 
Tribunale zu berichten, so dafs sich die Pforte vorbehieltj 
m den einzelnen Fällen ihre Andeutung den Pachas ver- 
ständlicher zu machen. Femer lag in dem Umstände, dafs 
die Untersuchungs-Räthe auch über Fremde, natürlich mit 
Zuziehung der Consulate, entscheiden sollten, eine gewisse 
Garantie för eine dem Geist des Gesetzes entsprechende Aus- 
führung desselben durch die Gouverneure, die im entgegen- 
gesetzten Falle auf die Reclamationen der Consulate gefafst 
sein müfsten. 

Nebeii der Zulassung der Rayahs zu den Richterstellen 
^ar es principiell die bedeutendste Concession, dafs ihr Zeug'^ 
liiTs gleich dem der Moslems angenommen werden sollte. 
^les ist unumwunden in dem dem Gesetze beigefugten Re- 
glement ausgesprochen. Es war nicht leicht für die Pforte, 
eine solche den Bestimmungen des. Koran widei sprechende 



222 i 

Anordnung zu treffen; nie hätte sie es wagen dürfen, die- 
selbe durch den Gerichtshof des Kadi in Ausfuhrung brin- 
gen zu lassen^ denn dieser würde entgegnet haben, dafs es 
auch in der Macht des Sultans nicht stehe ^ die Satzungen 
des Propheten aufzuheben. Man umging daher die Schw 
rigkeit, indem man, ohne den religiösen Ueberzengungen der 
Diener des heiligen Gesetzes Gewalt anzuthun, der Compe- 
tenz des Mekhemme eine Eathegorie von Processen entzog, 
welche eine streng juristische Behandlung erheischten, und 
sie den Gerichten übertrug, welche allein nach den Geboten 
der Gerechtigkeit zu entscheiden yermochten. So wufste 
man mit Geschick die Reform zu vollbringen, ohne grund- 
sätzlich gegen die Religion zu verstofsen. 

Für Capital -Verbrechen wurde den neuen Gerichtshöfen 
nur die Befugnifs der Instruction des Processe zugestan- 
den, die Entscheidung blieb dem höchsten Rechtsrathe von 
Constantinopel hier ebenso wie bei den gewöhnlichen Crimi- 
nal- Gerichten der Caza's und bei dem Polizei -Gericht vorbe- 
halten. 

Das Verbot jeder Art der Tortur findet sich in dem 
Reglement des neuen Gesetzes nicht minder als in dem Fir- 
man für das Polizei -Gericht, welche beide, wie bereits ge- 
sagt, durchaus übereinstinmien. 

Wir haben in die Einzelheiten der die Oiminal-Ge- 
richte des osmanischen Reiches betreffenden Gesetzgebung 
eingehen zu sollen geglaubt, um darzuthun, mit welcher Vor- 
sicht die Pforte sich allmälig dem alten, durch die Religion ge- 
heiligten System zu entwinden und, ohne die Vorurtheile 
der Muhamedaaaer zu verletzen, den Grundsatz der Gleich- 
heit vor dem Gesetze für alle ihre Untetthanen ohne Unter- 
schied des Glaubens zu proclanaliren gewufst hat. Denn dies 
ist die hohe Bedeutung des Firmans vom 16. März 1854. 
Während nach dem alten Staatsrechte die Christen nur so- 
lange auf den Genul's gewisser Immunitäten Anspruch ma- 
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chen durften, als sie mit dem ausBchliefsIich berechtigten 
Stamme nicht in Berührung kamen, während sie sich, wenn 
das der Fall war, früher unbedingt dem Rechte des Siegers 
unterwerfen mufsten, wurden nun Behörden in's Leben ge^ 
rufen, welche in einer besonderen Religion keinen besonde- 
ren ßechtstitel mehr anerkannten, welche den Unterthanen 
des Grofsherrn die Gerechtigkeit nicht mehr mit verschiede- 
nem Mafse zumessen, welche dem Zeugnifs der Rayahs 
nicht geringeren Glauben als demjenigen der Muhamedaner 
schenken, welche keine Superiorität der Race mehr dulden, 
sondern von allen Bürgern des Staates denselben Gehorsam 
gegen seine Gesetze fordern sollten. 

Es war ein grofser Fortschritt auf der Bahn der Re- 
fonn, den die Pforte, dem gewichtigen Rathe Lord Strat- 
ford's nachgebend, gethan. Die englischen Minister hatten 
Ursache, mit Stolz auf das Werk ihres Botschafters hinzu- 
weisen,, aber wenn im Parlament die Erwartung ausgespro- 
chen wurde, dafs mit der Veröffentlichung des neuen Fir- 
mans die Emancipation der orientalischen Christen eine voll- 
endete Thatsache geworden sei, so verrieth das entweder 
eine geringe Kenntnifs der Zustände des Orients oder den 
Wunsch die Älliance christlicher Staaten mit der Türkei 
gegen das zu Gunsten der orientalischen Christen reclami- 
rende Rufsland vor den Augen der Welt zu rechtfertigen. 

In Constantinopel freilich war man anderer Meinung. 
Wenn man auch den wohlwollenden Absichten der Pforte 
gerne Gerechtigkeit wiederfahren liefs, so konnte man doch 
über die practischen Folgen des Gesetzes vom 16^ März 1854 
in keinen Täuschungen befangen sein. Man kannte die grofsen 
Schwierigkeiten, die sich einer durchgreifenden Ausführung 
desselben entgegensetzen mufsten. Diese Schwierigkeiten 
lagen ebenso sehr in dem Widerstände, der von Seiten der 
türkischen Beamten imd der muhamedanischen Bevölkerung 
in den Provinzen mit Sicherheit zu erwarten war, als in der 
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Unfähigkeit der Christen^ mit Entschiedenheit von den ihnen 
gewährten Rechten Besitz zu ergreifen. 

; Die Zusammensetzung der Tribunale war in die Hände 
der Gouverneure gelegt^ von denen sehr wenige geneigt waren, 
das Gesetz in einem den Christen gunstigen Sinne zu inter- 
pretiren. Sie sorgten also dafür, den muhamedanischen Rich- 
tern die Majorität überall zu sichern und nur eine geringe 
Anzahl solcher Christen zuzulassen, auf deren sclavische Ge- 
sinnung sie sich unbedingt verlassen konnten. Leider war 
es nicht schwer in dieser Beziehung die geeigneten Subjecte 
unter den Notabein zu finden. In den Bevölkerungen^ welche 
von dem neuen Gesetze kaum Eenntnifs hatten und unter 
denen nur Einzelne seine Bedeutung zu verstehen vermoch- 
ten, erhoben sich keine Reclamatibnen gegen die Anordnun- 
gen der Pacha's. So sind die Untersuchungs-Räthe bisher 
ohne alle Wirksamkeit geblieben und in den meisten Pro- 
vinzen ist ihre Einrichtung völlig in Vergessenheit gerathen. 

Lord Stratford scheint einen derartigen Ausgang be- 
fürchtet zu haben, denn in einem Circular an die englischen 
Consulate vom 20. November 1854 (siehe die No. 14 des 
Anhanges) empfiehlt er denselben in den stärksten Ausdrücken 
über der Ausführung des Firmans zu wachen und ihren gan- 
zen Einflufs dafür geltend zu machen. Er trägt ihnen auf, 
den Provinzial- Behörden rathend zur Seite zu stehen, selbst 
zu remonstriren, wenn es nöthig wäre, und im Fall ihre Be- 
mühungen vergeblich sein sollten, an ihn und an die eng- 
lische Regierung zu berichten, damit dann durch die Pforte 
Abhülfe gegen das Verfahren der Gouverneure erlangt wer- 
den könne. Er leiht selbst seinem MiTstrauen gegen die 
Letzteren Worte. 

So bereitwillig wir auch in solchen Instructionen den 
festen Willen des englischen Botschafters erkennen, die Be- 
form der Türkei zur Wahrheit zu machen, so drängt sich 
uns doch die Frs^e auf, ob darin nicht von seinem Stand- 
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punkte aus eine Rechtfertigung der von Rufsland aufgestell- 
ten Forderung fremden Schutzes für die Rechte der Christen 
lag. Die Gefahren, die Lord Stratford für die redliche Aus- 
führung eines neuen Gesetzes befürchtete und denen er durch 
die Intervention der englischen Consulate vorbeugen wollte, 
dieselben Gefahren hatte das Petersburger Cabinet als den 
alten Privilegien der griechischen Kirche drohend bezeichnet 
und seinen Organen eine gleiche schützende Thätigkeit durch 
rechtliche Festsetzungen einräumen lassen wollen. 

Doch wir wollen das Verdienst des englischen Diplo- 
maten nicht schmälern; ihm gebührt immerhin der Ruhm, 
die Regierung eines Nachfolgers der Khalifen zu dem öffent- 
lich und feierlich abgelegten Bekenntnifs, dafs das Zeugniis 
des Christen nicht minder glaubwürdig und annehmbar sei, 
als das des Muhamedäners, bewogen zu haben. Es gab noch 
eine zweite grofse Genugthuung, welche die Ehre des christ- 
lichen Namens im Orient zu erheischen schien: die Auf- 
hebung jenes von den Christen für Freiheit und Leben den 
Muhamedanern geschuldeten Lösegeldes, die Abschaffung des 
Haradsch. Auch sie ist, ebenfalls auf den Rath Lord Strat- 
ford de Redcliffe's, von der Pforte in dem Gesetz vom 10. Mai 
1855 zugestanden. 

Ehe wir auf dessen nähere Analyse eingehen, ist zu 
bemerken, dafs durch eine kaiserliche Verordnung vom 7. Sep- 
tember 1854 der Rath des Tanzimat eingesetzt worden war. 
Dieser Rath, in den hochstehende Beamte berufen wurden 
und dessen Vorsitz immer von einem der hervorragendsten 
türkischen Staatsmänner geführt worden ist, erhielt die Auf- 
gabe, die auf die Reform des Staatsorganismus bezüglichen 
Gesetze auszuarbeiten und der Sanction des Sultans zu un- 
terbreiten. Aus seinen Berathungen ist denn auch das Ge- 
setz vom 10. Mai 1855 hervorgegangen. 

Dieses Gesetz, wenn es dermaleinst ernstlich zur Aus- 
führung gebrächt werden sollte, würde mehr als alle ande- 

15 
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ren rrfonna^torischen Maftregela der Pforte di« alten Qnmd- 
lageiv der osmanischen Gesellspbaft erschüttern. Das bisher 
ausschliefslich den Moslems zustehende Becht, im Dienste 
des Staates die Waffen zu tragen, war eine nothweBdige 
.Folge des Princips der Eroberung. Wenn der Moslem nun 
den unterworfenen Völkerschaften das Schwert und mit dem 
Sollwert die Macht überliefertj ao macht er in Wahrheit den 
aus dem Siege fiiefsenden Vorrechten ein Ende. Wenn er 
die Christen bewaffnet, so muTs er sie an den poUtischen 
Bechten des Staates Theil nehmen lassen, oder befürchten, 
dafs sie init Gewalt nehmen, was er verweigert. Wenn der 
Christ fechten soll für das Reich der Osmanen, so darf es nicht 
sein Kerker, so mufs es sein Vaterland, so kann der Türke 
nicht mehr sein Herr, er mufs sein Mitbürger geworden sein. 
Ein grofser politischer Akt der Versöhnung mufs zwischen 
dem Eroberer und dem Eroberten die Erinnerung an die 
Vergangenheit verwischt, den Herrscherstolz des Muhameda- 
ners gebrochen und die Erbitterung des geknechteten Christen 
in Patriotismus verwandelt haben. Erst wenn der Gedanke 
eines gemeinsamen Vaterlandes die religiösen und nationa- 
len Gegensätze aufgelöst hat, erst daim kann aus dem Christen 
ein ehrlicher Soldat des Sultans werden. 

Schon seit dem Anfange dieses Js^hunderts ware^ durch 
Aufhebung der militärischen Lehen und Beseitigung der Ja- 
nischarep die Formen des alten türkischen Militär -Staates 
zerbrochen. * Ein unter der Verwaltung des Seriiakers Biza 
Pacha im Jahre 1843 erlassenes Gesetz hob die bis dahin 
übliche unregelmäfsige Aushebungsart der Truppen auf und 
verfügte eine völlig europäische Organisation der Armee, 
welche mit Hülfe französischer und preuXsiscber Offidere 
aui9geführt worden ist und namwtliqh für die Artillerie gl«^- 
zende Resultate geliefert hat* 

Das preuisische System wurde der neuen Organisation 
zum Grunde gelegt; wie in unserer Monarchie die Amee 
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aus Linie and Landwehr ^ so besteht sie in der Türkei aus 
den activen Truppen und den Redifs. 

Den sechs Armeecorps oder Ordous entsprechend ist 
das Reich in ebensoviel militärische Districte getheilt. In 
diesen geschieht die Aushebung der gesetzmafsig vorgeschrie- 
benen Zahl von Rekruten durch das Loos unter den dienst- 
fähigen Leuten^ die das 20ste Jahr erreicht haben. Diese 
treten fünf Jahre lang in die active Armee und werden als- 
dann als Redifs zur Reserve entlassen, in welcher sie noch 
sieben Jahre verbleiben. Die Cadres der Redifs bleiben in 
den Ordous organisirt und die Mannschaffcen werden jähr* 
lieh zu Uebungen auf mehrere Wochen einberufen. 

Bis zur Emanirung des Gesetzes vom 10. Mai 1855 traf 
die Rekrutirung nur die Muhamedaner; die Christen waren 
grundsätzlich von dem Militärdienst ausgeschlossen und zahl- 
ten eine Kopfsteuer, den Haradsch, dessen alte Bedeutung 
keine andere war als diejenige des Preises, welchen die un- 
terworfenen Völker für die ihnen vom Sieger geschenkte 
Existenz erlegen mufsten. Er ist immer von allen erwach- 
senen Rayahs männlichen Geschlechtes erhoben. Früher ge- 
schah dies mit grofser Willkür und Härte durch besondere 
türkische Beamte. In Folge einer Verordnung des Sultans 
Mahmud vom April 1834, welche durch einen Firman des 
regierenden Sultans vom Juni 1850 ergänzt ist, hatte die 
Steuer thatsächlich den ihr ursprünglich innewohnenden ge- 
hässigen Ghäracter fast ganz verloren, denn sie wurde seit- 
dem nach dem Vermögen in drei Glassen von je 1 5, 30 und 
60 Piastern erhoben, ihre Vertheilung und Einziehung aber 
den Häuptern der verschiedenen nichtmuselmanischen Ge- 
meinden zur Ablieferung durch die Patriarchate an den kai- 
serlichen Schatz überlassen *). Demohngeachtet erinnerte 
der Name und die Insjüitution des Haradsch die Christen mit 



*) SiMie deshalb über die Stellung der Kodja-Bachi Si^ite 36. 
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Bitterkeif an die untergeordnete ätellung» die sie im Staate 
einnahmen^ und der Wunsch davon befreit zu sein war un- 
ter ihnen sehr lebhaft. 

Nach dem Ausbruch des Krieges gegen RuTsland, als 
sich die Pforte genöthigt sah durch Zusammenziehung der 
Bedifs der muselmanischen Bevölkerung Opfer aufzuerlegen, 
welche zu ihrer numerischen Stärke in keinem richtigen 
Verhältnisse standen, trat man dem Gedanken näher, ob es 
nicht ausführbar sei, auch die Christen zum Kriegsdienste 
heranzuziehen. Dieser Gedanke wurde ganz besonders sei- 
tens der englischen Regierung angeregt, welche lebhaft das 
Bedürfnifs fühlte ihre wenig zahlreiche nationale Armee durch 
in Sold genommene Auxiliartruppen zu verstärken. Nach 
vielfachen vergeblichen Versuchen, unter den Muhamedanern 
Freiwillige anzuwerben, war sie nun auf das, wie sie glaubte, 
äuiserst glücklich ersonnene Auskunftsmittel verfallen, durch 
die türkische Regierung zwangsweise Christen anwerben und 
dieselben englischen Officieren zur militärischen Ausbildung 
ubd zum Dienst im englischen Solde überliefern zu lassen. 
Nicht nur dafs man dadurch die Militär -Macht Grofsbritan- 
niens zu stärken hoffte, man glaubte sich auch einen neuen 
Anspruch auf die Dankbarkeit und die Sympathien der Christen 
zu erwerben, indem man dieselben von der ihnen verhafsten 
Kopfsteuer, -dem Haradsch, befreite und sie an der Ehre des 
Kriegsdienstes Theil nehmen liefs. Man übersah darüber 
nur, dafs die orientalischen Christen wenig Neigung hatten, 
an einem Kampfe Theil zu nehmen, der nach ihrer üeber- 
zeugung gegen ihre eigenen, von Rüfsland vertretenen In- 
teressen geführt wurde ; man übersah ferner, dafs unter den 
solange im Druck gehaltenen Bevölkerungen ein kriegerischer 
Geist durchaus nicht herrschte, dafs ihnen also die zu über- 
nehmende Pflicht weit schwerer als das zu erwerbende Recht 
wünschenswerth erscheinen mufste, man übersah endlich, dafe 
jener Akt der Versöhnung, der den Christen das osmanische 
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Reich zum Vaterlande machen sollte, noch nicht vollzogen 
war und dafs bei ihnen der Patriotismus religiöse Antipa- 
thien noch nicht verdrängt hatte. 

Wie dem auch sei, der Einfluis Lord Stratford de Red- 
cliffe's überwand alle Bedenken und unter den Auspioien 
des damaligen Grofs-Vizirs Rechid Pacha erschien am 10. Mai 
im Journal de Constantinopie die Proclamation, welche un- 
sere Leser unter No. 15 der beigefügten Documente finden. 

Im Eingange wird die Versicherung gegeben, daCs sich 
die Regierung mit neuen administrativen Reformen beschäf- 
tige, welche die Wohlthaten einer weisen und gerechten Re- 
gierang auf alle Classen des Reiches in noch höherem Grade, 
als das bisher der Fall gewesen, ausdehnen sollen. Es sei 
daher auch nothwendig erschienen, die Pflichten der Unter- 
thanen genau und in Uebereinstimmung mit den Grundge- 
setzen des Reiches festzustellen. 

Die wichtigste dieser Pflichten sei die des Kriegsdienstes; 
sie habe bisher nur den Moslems obgelegen, während die 
Andersgläubigen aulser den allgemeinen noch eine beson- 
dere Steuer, den Haradsch, als eine Entschädigung für die 
Befreiung von der Militär -Pflicht bezahlt hätten. Jetzt sei 
auf einen einstimmig von den Würdenträgern des Reiches 
gefafsten und durch kaiserlichen Befehl bestätigten BeschluTs 
festgesetzt, di^fs alle Classen der Bevölkerung ihren Contin- 
gent der Armee zu stellen haben. 

Aus Gründen indefs, die nur angedeutet werden^ sollen 
die Muselmane eine auch verhältnifsmäfsig gröfsere Zahl von 
Trappen liefern als die Nichtmuselmane. Um trotzdem 
eine gerechte Ausgleichung der Gasten zu bewerkstelligen, 
wird folgendes Verfahren eingeführt. Der von den Nicht- 
mnselmanen zu stellende Contingent soll von der männlichen 
dienstfähigen Bevölkerung nach denselben Regeln wie bei 
den Moslems berechnet, von der sich danach ergebenden An- 
zahl soll nur ein Theil zum activen Dienst berufen, für den 
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übrig bleibenden Theil soll eine Kriegs -Contributions- Steuer, 
an Stelle des für immer aufgehobenen Haradsch^ von der 
nichtmuselmanischen Bevölkerung erhoben werden. 
Besonderen Verordnungen wird vorbehalten: 

1) die Bestimmung der Truppenzahl, zu deren Stellung 
die Nichtmuselmane grundsätzlich verpflichtet sind, 
und die Bestimmung des Contingents, den sie effectiv 
der Armee zu stellen haben, 

2) der Betrag der zu zahlenden neuen Contributions- Steuer, 
die Art ihrer Erhebung und die Regeln ihrer Verthei- 
lung unter die Steuerpflichtigen, 

3) die Dauer des Militär- Dienstes und das System der 
Aushebung für die Nichtmuselmane in Uebereinstim- 
mung mit den für die Organisation des Heeres beste- 
henden, allgemdnen Grundsätzen und in GemäTsheit 
des Gesetzes von 1843, 

4) das Avancement der nichtmuselmanischen Officiere, 
welche zu allen militärischen Graden zugelassen und 
in den Militär- Schulen des Staates erzogen werden 
köimen. 

Eine baldige Publicirung der diese vier Punkte regeln- 
den Verordnungen wird in Aussicht gestellt. 

Soweit enthielt die Proclamation vom 10. Mai 1854 die 
Grundsätze einer definitiv in's Werk zu setzenden Organisa- 
tion christlicher Heerestheile. Es folgten noch Bestimmun- 
gen über eine aufs er ordentliche, während des Krieges ver- 
suchsweise zu machende Aushebung eines christliehen Trup- 
p^ncorps, dessen Ausbildung, wie bemerkt, man England zu 
überlassen gedachte. Da diese provisorischen Bestimmuo- 
gen indessen nie in's Leben getreten sind, so dürfen wir 
uns enthalten darauf näher einzugehen. 

Der moralische Erfolg, den man sich von dem ErlaTs 
dieses Gesetzes bei den Christen des (kients zu Gunsten der 
Pforte versprochen zu haben scheint, ist nicht eingetreten. 
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Man darf sogar behaupten, dafs die beabsichtigte MaTsregel 
allgemein in hohem Grade unpopulär war. Es hatte dies 
wohl eines Theils in der Abneigung der Orthodoxen, für den 
Halbmond gegen das griechische Kreuz 2U fechten, seinen 
Grund, anderen Theils in dem Mangel an militärischem Oeist 
einer seit Jahrhunderten dem Kriegsdienst entwöhnten Be- 
völkerung. Der ungläckliche Versuch, den Rufsland aü der 
unteren Donau mit dem Corps der Starosten, einem Haufen 
undisciplinirter und im Feuer alle Haltung verlierender Plfin- 
derer gemacht hat, kann dafür als Beweis angeführt werden, 
ohne dafs wir behaupten wollten, dafs die Griechen über- 
haopt als Soldaten unbrauchbar wären, denn der trefiliche 
Znstand der kleinen hellenischen Armee würde uns wider- 
legen. Aber in der Türkei sind die moralischen Bande> 
welche den Christen an die Regierung fesseln sollten, noch 
nicht stark genug, als dal's er in der Erfüllung der Militär- 
Pflicht ein dem Yaterlande freudig zu bringendes Opfer er- 
blicken könnte. Seine Religion und seine Nationalität stehen . 
Mndernd zwischen ihm und dem Staate, un\l zu patrioti- 
schen Gefühlen vermag sich der nicht zu erheben,. Welcher 
in d^m Muselman einen ihm gleichstehenden Mitbürger 
nicht erblicken kann und von dem Muselman als vollberech- 
tigt nicht angesehen wird. Die neuere Reform ist eben 
noch nicht im Stande gewesen, die alten, im Yolksbewufst- 
sein lebenden Gegensätze zu beseitigen. 

Man hätte vielleicht erwarten dürfen, dafs die Christen 
das ihnen von der Regierung gebotene Recht die Waffen zu 
tragen als das sicherste Mittel ihre Emancipation durch eigene 
Kraft zu befestigen ergreifen würden, aber um einen solchen 
bedanken zu fassen, haben sie die nöthige moralische Reife 
durchaus nicht erlangt; sie sahen daher in der Heranziehung 
znm Kriegsdienst keinen politischen oder rechtlichen Vortheil, 
sondern die Aufbürdung ein« Last, welchis ihnen schwerer 
zn tragen schien als die alte schimpfliche Kopfsteuer. Wenn 
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ftach Einzelne in dieser Beziehung einen höheren Standpunkt 
einnahmen, so konnten doch selbst sie nicht glauben, 
dafs die Pforte das gefahrliche Experiment der Bildung lein 
christlicher Truppencorps yomehmen werde, und die Ein- 
Torleibung ihrer Glaubensgenossen in die. muselmanischen 
Regimenter schien ihnen von dem nationalen und religiösen 
Standpunkte aus geradezu eio Unglück. 

Auf der anderen Seite erhoben sich bei den türkischen 
Staatsmännern grofse Bedenken gegen die Proclamation vom 
JO. Mai 1855. Der bald darauf eintretende Minister -Wech- 
sel hatte eine momentane Schwächung des englischen Ein- 
flusses zur Folge; die Idee christliche ünterthanen des Grofs- 
herm als Hfilfstruppen für England anzuwerben wurde auf- . 
gegeben und man verzichtete vorläufig auf den Erlafs der 
in der Proclamation verhiefsenen speciellen Reglements. 

Trotz allen diesen Umständen darf die principielle Be- 
deutung der geschilderten Mafsregel nicht verkannt werden. 
Die Heranziehung der Christen zum Kriegsdienst ist in das 
Prograiom der Reform aufgenommen. Von diesem Programm 
kann die Pforte nicht mehr lassen; äufsere und innere Ver- 
hältnisse zwingen sie, auf dem einmal betretenen Wege vor- 
zugehen; es bleibt ihr nur die Wahl zwischen gänzlichem 
Verfall und der Regeneration durch die c}iristUchen Elemente 
des Reiches. 

Wenn nun die beiden Gesetze aus den Jahren 1854 
und 1855 für die von der Pforte in ihrer reformatorischen 
Gesetzgebung einzuschlagende Richtung entscheidend gewe- 
sen sind, so erkennen wir .darin das völlige Gelingen der 
unter den Auspicien Lord Stratford's vorschreitenden engli- 
schen Politik. Unsere Leser werden sich erinnern, dafs das 
von ^besonderen Beziehungen zu den grofsen religiösen Ge- 
meinschaften des Orients unabhängige England seinen Ein- 
fluTs am Hofe zu Stambul gerade auf das BedürfniTs der 
Pforte begründen wollte, sich von dem sie erdrückenden 
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Schutze, welchen das Griechenthum und der Katholicismus 
bei Rufsland und Frankreich fanden, frei zu machen. Die 
ausschliefsliche Souveränität des Sultans über alle.Classen 
Seiner Unterthanen sollte in dem nach europäischem Muster 
umgebildeten Staate erstehen und der Trennung der Racen, 
also den politischen Vorrechten der muselmanischen Bevöl- 
kerung, aber auch der selbstständigen und in sich abge- 
schlossenen Stellung der christlichen Kirchen ein Ende ge- 
macht werden. Nur durch die Einimpfung europäischer Ele- 
mente, nur im Bunde mit Europa, nur durch seinen Rath 
und seine Sympathien konnte sich die türkische Regierung 
stark genug fühlen, so entschieden mit ihrer Geschichte, wir 
möchten fast sagen mit ihrer Religion zu brechen. Ohne 
die Vermittlung, ja ohne die Leitung des auf den Bahnen 
der Civilisation grofs gewordenen und durch seine Weltstel- 
lung mit den eigenthümlichen Zustanden des Orients, seinen 
Völkern und Religionen so genau vertrauten Englands aber 
hätten d,ie Türken den Weg zu dem Westen nicht zu fin- 
den vermocht. Grofsbritanniens Vei:treter führte sie so nahe 
an das erstrebte Ziel heran, dafs der letzte Schritt, wenn 
er auch der überraschten Welt gigantisch erschien, in Wahr- 
heit von den schon lange in derselben Richtung Fortgetrie- 
benen ohne grofse Anstrengung zu thun war. 

Dieser Zusammenhang zwischen den auf den Rat^ Lord 
Stratford de Redcliflfe's bereits seit geraumer Zeit, nament- 
lich aber während des orientalischen Krieges erlassenen Ge- 
setzen und dem im Anfange des Jahres 1856 gemeinsam 
von den Botschaftern Englands und Frankreicl^s, dem östrei* 
chischen Internuntius und den Ministern der Pforte ausge- 
arbeiteten Hattihoumayoun, dieser Zusammenhang zeigt sich 
in den einzelnen Bestimmungen des letzteren, welche zum 
gröfaten Theil nur eine Reeapitulation älterer Verordnungen 
ausmachen, imm^« aber Folgerungen aus ein und demselben 
System sind. 
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Man erinnert sicli^ dais nach dem vierte sogenannten 
Garantie - Punkte des Memorandums Yon(i 28. December t8d4 
die Häcbte sich gegenseitig versprochen hatten, dahin/zu 
wirken, däfs die Pforte in Mafsregeln 20m Nntzen und From- 
men ihrer christlichen Unterthanen die Initiative ergreife. 
Da Bnfsland die Unterhandlungen abgebrochen hatte, Prea- 
i'sen dem Memorandum nicht beigetreten war, so blieben vor- 
läufig nur Oestreich, Frankreich und England als die durch 
jenes Versprechen moralisch verpflichtet^i Mächte fibrig. 
Es kam nun darauf an, in welcher Weise und an welchem 
Zeitpunkte sie zur Ausführung desselben schreiten würden. 
Inzwischen war einerseits der Gedanke vertragsmäisiger Sti- 
pulationen in Betreff der vierten Garantie aufgegeben, an- 
dererseits die Pforte auf den alleinigen Rath Lord Stratford's 
vorgegangen. Die Rücksicht auf den einen wie auf den an- 
dren Umstand bewirkte, dafs matf sich dafür entschied, in 
Constantinopel und vor dem Beginn neuer Friedensverhand- 
lungen die auf die inneren Angelegenheiten des osmanischen 
Reiches bezuglichen Fragen zur Lösung zu bringen. Die 
Qothwendige Consequenz hiervon war die Ausschliefsung Ridis- 
lands von der zu führenden Verhandlung. 

Diese ohne allen Zweifel, im allerhöchsten Grade bedeu- 
tungsvolle Thatsache wurde, je nach dem Standpunkt der . 
Partheien, sehr verschieden beurtheilt. Die Einen, welche 
den Plan einer allgemeinen Weltverbesserung in dem ur- 
sprünglichen Programm der AUiance durchaus entdecken 
wollten und an die Möglichkeit glaubten, dem russischen 
Einflufs im Orient den Garaus zu machen, gaben sich den 
Anschein, als ob sie gar nicht begreifen könnten, wie über- 
haupt noch von Rufsland in orienläiJi&chen Angelegenheiten 
die Rede sein könne. Doch diese fanatischen Anhänger 
einer vor den Mauern von Sebastopol zu Grabe getragenen 
Politik erregten bei allen ernsthaften Männecn nur ein mit- 
leidiges Achselzucken, wie die bezahlten Dithyramben ihres 
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Organs, des Journal de Canitantinaple, nur Widerwillen her- 
vorrufeD konnten. — Andere ' räumten zwar ein^ dafs^ so- 
lange die Türkei ein yerhältnifsmäfsig schwacher und Rufs- 
land ein sehr mächtiger Staat bleibe^ letzteres immer in Ber 
Lage sein müsse ^ auf die Geschicke der ersteren einzuwir- 
ken, sahen aber in dieser nun einmal nicht zu beseitigenden 
Situation einen beklagenswerthen Uebelstand, gegen dessen 
schlimme Folgen Vorsichtsmafsregeln zu ergreifen der gün- 
stige Augenblick gekommen sei^ den man nicht versäumen 
dürfe. Sie meinten daher, dafs noch während des Krieges 
am besten ein administratives System im Inneren des osma- 
nischen Reiches befestigt werden könnO) als dessen Hahpt- 
vorzug sie rühmten, dafs es die Opposition des Petersburger 
Cabinets hervorgerufen habe. Die Türkei ohne Rufsland, 
ja im Widerspruch zur russischen Politik zu reformiren, 
das schien diesen Russophoben das nee plus ultra der Staats- 
weisheit. Ihre Auffassung erfreute sich anscheinend der unge- 
theilten Zustimmung der Pforte; nicht sowohl aus übertrie* 
bener Antipathie gegen Rufsland, als um wenigstens grund- 
sätslich die souveräne Selbstständigkeit zu wahren, um derent- 
willen mit Ru&land gebrochen worden war. Obgleich es 
Damlich unter den türkischen Ministem an solchen nicht 
fdüte, die sich nach dem von der russischen Diplomatie in 
die Waagschale zu werfenden Gegengewicht zu sehnen be^ 
gannen, so kam es ihnen doch vor Allem darauf an, eine 
offiei^e Einmischung des Auslandes in die inneren Fragen 
abzuwehren und für die Concessionen, die nun einmal als 
Preis für den Eintritt in das europäische Concert gemacht 
werden mufsten, sich das Verdienst der Freiwilligkeit zu er- 
werben. Die Rathschläge der drei alliirten Mächte waren 
allerdiiigs dabei nicht abzuweisen, aber wenn sie zu Con- 
ßtantmopel in den hergebrachten Formen, in denen die Pforte 
eine Beeinträchtigung ihrer Selbstständigkeit nicht %u finden 
gewohnt war, g^eben winden, so gewann man den Vortheil, 
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bei neuiön Friedensverhandlungen mit einer : vollendeten That- 
Sache Europa entgegentreten und die Uebernahme desfallsi- 
ger vertragsmäfsiger Verbindlichkeiten ablehnen zu können. 

Wie bekannt^ ißt dem Wunsch der Pforte Genüge ge- 
schehen; ob dadurch ihr Interesse am besten gewahrt wor- 
den, ist. eine andere Frage. 

Wenn es sich als eine Unmöglichkeit herausgestellt hatte. 
den russischen Einflufs im Orient zu vernichten, so mufete 
es doch gewifs den allergröfsten Bedenken unterliegen, den 
Keim der grundsätzlichen Feindschaft in die Beziehungen 
des Divans zu dem Petersburger Gabinet zu senken. Abge- 
sehen vgn den Gefahren, die man dadurch dem europäischen 
Frieden bereitete, wer konnte sich darüber täuschen, dafs 
ein neuer Zusammenstofs zwischen Russen und Türken die 
. Lebenskräfte der letzteren geradezu aufreiben, würde; — 
wer durfte es wagen für einen solchen Fall, die Erneuerung 
der von den Westmäohten in den Jahren 18«')4 und 1855 
geqiachten Anstrengungen vorherzusagen? Freilich wenn der 
Moscoviter geschworen hatte, nicht eher zu ruhen, als bis er 
sein Lager an den üfem des Bosporus aufgeschlagen, dann 
war an einen dauernden Frieden nicht zu denken. Aber 
alle Erklärungen des Petersburger Cabinets nicht nur, son- 
dern seine ganze Haltung bewiesen jedem ruhigen und un- 
partheiischen Beobachter, dafs dergleichen, fantastische Ideen 
vielleicht in einigen erhitzten Köpfen spukten, dafs ernsthafte 
Staatsmänner sie aber als dem Interesse Rufslands selbst ent- 
gegenstehend mit Entschiedenheit verwarfen. Das Besteben 
des osmanischen Reiches war eine in Petersburg nicht min- 
der als in London und Paris anerkannte Nothwendigkeit, 
und eben darum durfte man nicht erwarten, dafs RuTsland 
eine seinen Interessen schädliche Organisation dieses Reiches 
mit Resignation aeceptiren würde. 

Um mit meinem Nachbar in Frieden zu leben, darf 
ich verlangen, dafs er mir freundlich begegne, meinen vdr- 
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nänftigen Wünscheni Rechnung trage und meinem Worte 
Glauben schenke. Dasselbe gilt für die Beziehungen zweier 
aneinander grenzender Mächte. Wenn man in alle von Rufs- 
land freiwillig abgegebenen Erklärungen über die wichtig- 
sten Grundsätze des europäischen Gleichgewichts ein MHs- 
trauen setzen wollte^ welchen Grund hatte man dann zu 
einem unbedingten Vertrauen in seine Zustimmung zu Mafs- 
regeln, die ohne seine Betheiligung und mit der Absicht, 
ihm zu schaden, getroffen worden wären i^ Wenn man nach 
gigantischen Anstrengungen, nach einem Kriege, der hundert 
Tausenden das Leben gekostet und Milliarden verschlungen 
hatte, zu der Ueberzeugung gekommen war, dafs man die 
Natur der Dinge, auf denen der russische EinfluTs beruht, 
nicht abthun konnte, war es da vernünftig, von geschriebe- 
nen Gesetzen einen gröfseren Erfolg zu erwarten? 

Die europäischen Staatsmänner haben wohl, selbst in 
der gehobenen Stimmung, in welche sie die Einnahmt Se- 
bastopol's versetzt iiatte, die den obigen Erwägungen «inne- 
wohnende Wahrheit nicht verkannt. Weder fanatischen, noch 
gehässigen. VorstelluDgen nachgebend, haben sie bei den der 
Pforte ertheilten Bathschls^en nicht die Beeinträchtigung 
russischer Interessen, sondern die Förderung des Wohles 
aller Classen der Bevölkerung des osmanischen Reiches im 
Auge gehabt. An solchen Rathschlägen sich zu betheiligen 
hätte Rufsland nicht Anst9.nd nehmen dürfen, nachdem es 
einmal auf eine ausschliefsliche Protection über die Griechen 
verzichtet hatte. Seine Zuziehung würde für die Zweck- 
mäfsigkeit der zu fassenden B.eschlüsse von grofsem Nutzen 
gewesen sein; seine Ausschliefsung hat schwerlich zur Be- 
festigung des erreichten Resultates beigetragen. Die mo- 
ralische .Verantwortlichkeit dafür trifft jetzt lediglich die 
Urheber des Hattihoumayoun, während ^ das in der AUiance 
vom 2. December nicht begriffene Rufsland sich darauf be- 
schränkt hat, den wohlwollenden Absichten, welche der Sul- 
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tan durch die Publication eines Finnans g^en seine ehrist- 
liehen Unterthanen an den Tag gelegt, im Allgemeinen seine 
Anerkennung zu zollen, ohne irgendwelche moralische oder 
rechtliehe Verpflichtungen in Betreff der einzelnen Bestim- 
mungen dieses Firmans übernommen zu haben. 

Dagegen sind diejenigen Mächte, die zum Schutz der 
Pferte ihre Heere entsandt hatten und darum hsoptsachlicl 
berufen waren, der Türkei bei Beg^ndung einer dauerhaf- 
ten Ordnung behülflich zu sein, dagegen sind Oestreich, Eng- 
land und Frankreich in ihrer Sorge , die Verantwortlichkeit 
für die zu fassenden Beschlüsse allein zu tragen, soweit 
gegangen, dafs sie nicht nur RuTslimd, .sondern selbst ii& 
mit. ihnen verbündete Sardinien von den der Publicirnng 
des Hattihoumayoun vorher gegangenen Berathungen ausge- 
schlossen und Preufsen,. über dessen aufrichtigen Wunsch 
die orientalischen Zustände consolidirt zu sehen, doch nicbt 
der geringste- Zweifel obwalten konnte, zu einer Theilnahme 
an jenen Berathungen nicht eingeladen haben. Letzerer 
Macht ist dadurch freilich ein nicht unwesentlicher Dienst 
geleistet; sie hat für spätere Eventualitäten die Freiheit ihrer 
Stellung gewahrt, ohne dafs der Glaube der Pforte an die 
freundschaftlichen Gesinnungen des Berliner Cabinets oder 
das Vertrauen der orientalischen Christen in dessen uneigen- 
nütziges Interesse an ihrem Schicksal erschüttert worden 
wäre. 

Am 9* Januar 1856 vereinigten sich mit dem Grofs- 
Vizir Aaly Pacha, und in dessen Hause, der Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten Fuad Pacha, der Botschafter 
Ihrer Britanischen • Majestät Viscoujit Stratford de Redcliffe, 
der Botschafter von Frankreich Herr Thouvenel und der Inter- 
nuntius Seiner Apostolischen Majestät Freiherr Prockesch von 
Osten, um sich im Allgemeinen über die Girundsätze zu ver- 
ständigen^ nach denen der vierte Garantie -Punkt zum Ans- 
trag gebracht werden sollte. Man kam überein, dafs die 



239 

Pforte nach vorheriger Berathung mit dea genannten drei 
fremden Repräsentanten zur Promulgation einea Firmane 
schreiten solle ^ der die Angelegenheit von den geistlichen 
Privilegien der christlichen Gemeinschaften ehenso wie die- 
jenige der administrativen Reform umfasse. Die tfirkischen 
Minister erklärten^ ein Memoire vorlegen zu wollen^ um die 
bestehenden geistlichen und weltlichen Privilegien ^ älteren 
und neueren Ursprungs, festzustellen und in Betreff deren 
Erweiterung Vorschläge su machen. 

Am 16. Januar vereinigten sich die drei fremden Re- 
präsentanten in dem Palast der französischen Botschaft und 
äieilten sich gegenseitig die Entwürfe mit, welche ein jeder 
von ihnen aber die vorliegende Frage ausgearbeitet hatte, 
unsere Leser finden^ in dem Document No. 5 das Memo- 
randum Lord Stratford's. *) Nach Beendigung der Sitzung 
begaben sich die Repräsentanten nach Stambul in das Haus 
des Grofs-Yizirs^ wo sie mit diesem, dem Minister der au»- 
wältigen Angelegenheiten und dem Fürsten Callimachi, einem 
der angesehensten griechischen Notabein aus dem Fanar im 
Dienste der Pforte, zusammen trafen. Dort wurde beschlossen, 
das türkische Memoire, welches inzwischen den Mitgliedern 
der Conferenz zugesandt war, den ferneren Berathungen zu 
Grunde zu legen, Es bildet die No. 4 unserer Doeumen- 
ten- Sammlung und ist vongrofaem Literesse. 

Am 18. und 19. Januar fanden wiederuni besondere 
Sitzungen unter den drei Repräsentanten statt, in denen sie 



*) Wir bedftoenF, nicht auch die Entwürfe de8 Baron Prockesch and 
des Herrn Thonrenel geben za könpen. Jedoch scheint es, dafs die Ar- 
beit des letzteren im Wesentlichen dem Inhalt . des Memorandmns vom 
19. Januar entsprochen hat, wie denn überhaupt dem französischen Bot- 
schafter bei diesen Conferenzen, nicht nur in Folge der grofsen Erlolge, 
welche seine Regierung in den orientalischen Angelegenheiten errungen 
^tte, sondern auch Dank seiner bedeutenden, mit umfassenden Kennt- 
nissen und einer rastlosen Arbeitskraft ausgestatteten Persönlichkeit, eine 
h«r?oirage«de 8teUung zugefalleu iat 
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über eine gemeinBäm zu machende Prc^osition übereinkamen. 
Diese, welcher die tfirkischen Minister zunächst im Allgemei- 
nen beitraten/ ist das. Memorandum unter No. 2 unserer Do- 
cumente. Gröfsere Schwierigkeiten für eine vollkommene 
Verständigung schienen nur drei Punkte bieten zu sollen, 
nämlich die unbedingte Toleranz jedes Glaubens und die Auf- 
hebung aller Strafen für di^ Abfall vom Islam; die Zu- 
lassung der Christen zu allen Aemtem; das Recht Auslän- 
der, Grundbesitz im osmanischen Reiche zu erwerben. 

Eine abermalige gemeinsame Berathung der türkischen 
und fremden Mitglieder der Conferenz am 29. Januar führte 
zu einer definitiven Verständigung über gewisse Modificatio- 
nen des Memorandums der drei Repräsentanten, welche Mo- 
dificationen wir dem unter No. 2 abgedruckten Texte beige- 
fügt haben. 

Das dergestalt modificirte Memorandum wurde mit einem 
entsprechenden. Eingänge und Schlufs in einen kaiserlichen 
Firman umgearbeitet, dessen Entwurf, ehe er die Bestätigung 
dqs Sultans erhielt, vertraulich zur EenntniTs -der drei Re- 
präsentanten gelangt war und deren Genehmigung erhal- 
ten hatte. 

Am 18. Februar um 3 Uhr Nachmittag wurde der als 
Hattihoumayoun (kaiserlicher Befehl) zum Gesetz erhobene 
Firman in dem Sitzungs-Local des grofsen. Rechts -Raths auf 
der hohen Pforte, in Gegenwart aller Minister und Grofs- 
Würdenträger, der Patriarchen, des Ober -Rabbiners und der 
Notabein der christlichen Gemeinschaften, feierlich und amt- 
lich verlesen und darauf die Gnade des Allmächtigen durch 
ein Gebet des Cheyk-ul- Islam angerufen. Eine ähnliche Pu- 
blication vor den Medjilis der Provinzen wurde den Gou- 
verneuren vorgeschrieben. Das Journal de Constantinople 
brachte am 19. Februar eine officielle üebersetzung des tür- 
kischen Textes, welche an demselben Tage, mittelst einer 
Note des^ Ministers der auswärtigen Angelegenheiten, zur 
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oiSciellen Kenntnifs sämmtlicher bei der Pforte beglaubigten 
Gesandtschaften^ mit Einschlufs der Botschaften von Eng- 
land und Frankreich und Her östreichischen Intemuntiatur 
gebracht wurde. 

Durch diese Notification beabsichtigte die Pforte offen- 
bar^ dem Antheil^ welchen die drei alliirten Mächte an dem 
Zustandekommen des Hattihoumayoun genommen hatten, den 
Character eines freundschaftlichen Rathe^, der für dieRath- 
geber kein Recht und für den Berathenen keine Verpflich' 
tong begründete, zu vindiciren. Amtlich und formell durfte 
sie allerdings die Conferenzen ihrer Minister mit den frem- 
den Repräsentanten ignoriren, aber in Wahrheit blieb doch 
immer die Thatsache, dafs ein tief in den ganzen Staats^ 
Organismus eingreifendes Gesetz auf der Grundlage eines von 
fremden Gesandten ausgearbeiteten und alsdann mit deren 
Zustimmung modificirten Entwurfes erlassen war* Waren 
also auch vom Auslande keine solche Mittheilungen gemacht 
worden, welche nach dem diplomatischen Herkonmien als 
of&ciell angesehen werden, und konnte die Pforte auch be- 
haupten, in der Ausübung ihrer Souveränität formell nicht 
beschränkt worden zu sein, im Wesentlichen war es doch 
die Intervention des Auslandes und nicht eine regelmäfsige, 
ausschliefslich inneren Behörden entsprungene Gesetzgebung,, 
die über die Stellung der Christen im osmanischen Reiche 
und dessen Reform entschieden hatte. Den Einflufs aber, 
den die Mächte bei der Fassung des Gesetzes ausgeübt hat- 
ten, werden sie ihn nicht beanspruchen können, sobald es 
sich um seine Ausführung handelt? Angenommen, es machte 
sich in Constantinopel ein System geltend, welches dem Hatti- 
boumayoun eine dem Memorandum vom 19. Januar 1856 
widersprechende Auslegung zu. geben suchte, werden nicht 
Oestreich, Frankreich und England dagegen zu reclamiren 
sich den christlichen Bevölkerungen gegenüber verpflichtet 
fühlen? Gesetzt, die Ausführung des Hattihoumayoun er- 

16 
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wiese rieh far die Pforte als ge&hrbringend^ würde sie dann 
nidit selbst an denRath und die Holfe ihrer alten Bundes- 
genossen appelliren wollen? Ist* es überhaupt denkbar, dafs 
irgendwelche Institutionen ohne das Znthon der Kräfte, die 
sie geschaffen haben, in Wirksamkeit treten? und doch heifst 
es im zweiten Absatz des Artikels IX des Pariser Friedens 
ausdrücklich, dafs die Mächte in keinem Falle berechtigt 
sein soUen, sich weder gemeinsam, noch gesondert in die 
Beziehungen Sr. Majestät des Sultans zu Seinen UnterthaneD 
und in die innere Verwaltung Seines Reiches einzumischen. 
Dieser Artikel stellt Preufsen, Rufsland und Sardinien ganz 
auf dieselbe Linie, wie die Mächte, deren Repräsentanteo 
das Memorandum vom 19. Januar der Pforte übergeben hat- 
ten; er Terbietet den Einen wie den Anderen auf Grand des 
kaiserlichen Firmans irgendwie einzuschreiten und er giebt 
Allen das Recht darüber zu entscheiden, wo die Grenzen 
fireimdschaftlicher Rathschläge aufhören und diejenigen un- 
erlaubter Einmischong anfangen. 

Man sieht, hier treten eigenthümliche Widersprüche her- 
vor. Sicherlich würde es Unrecht sein, deshalb die Urhe- 
ber des Pariser Friedens anzuklagen; ihre Absicht war die 
beste, für das osmanische Reich die wohlwollendste. Die 
Schwierigkeit liegt eben in der Nator der Dinge: in der Un- 
möglichkeit einer Regeneration der Türkei ohne die Unter- 
stützung Europa's, in der Nothwendigkeit einer solchen Be- 
generation far die Existenz des osmanischen Reiches und in 
dem Postulat seiner Unabhängigkeit xmd Souveränität Nur 
Ein Mittel giebt es für die heilsame Lösung solcher Wider- 
sprüche: die Einigkeit der europäischen Mächte; nur sie kann 
die Autorität der Pforte aufrecht erhalten und in heilsamer 
Weise kräftigen, nur sie kann Verwicklungen vorbeugen, zu 
denen die Zustände des Orients dem in sich gespaltenen 
Europa unzählige Anlässe bieten würden. 

Von der Entstehungsgeschichte des Hattihoomayoun 
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(siehe No. 1 der Documente) gehen wir zur Beleuchtung und 
Prüfung seiner einzelnen Bestimmungen über. Um in die- 
ser Beziehung die Uebersicht möglichst zu erleichtern^ schei- 
den wir das Gesetz nach Materien und folgen deshalb der 
Eintheilung in Paragraphen^ wie sie sich in dem Memoran- 
dum vom 19. Januar 1356 findet. Unsere Leser dürfen nur 
die beiden Aktenstücke (No. 1 und No. 2) mit einander 
vergleichen 9 um sogleich den Text zu finden, welcher den 
nachfolgenden Rubriken entspricht. 

§§. 1. 2. Bestätigung der im Hattihoumayoun von 
Gulhane und in den späteren Beformgesetzen ge- 
gebenen Sicherheiten für den Schutz an Person, 
Eigenthum und Ehre aller ünterthanen der Pforte; 
Bestätigung der den nichtmuselmanischen. Gemein- 
schaften ab qntiquo und in neuerer Zeit verliehe- 
nen geistlichen Privilegien und Immunitäten. 

Es stand dem Sultan wohl an, sich auf die lunmittel- 
bar nach Seinem Begierungsantritt am 3. November 1839 
erlassene Declaration zu beziehen^ welche im Gegensatz zu 
den barbarischen Grundsätzen des alten Rechts der Erobe- 
rung ein milderes und gerechteres System verkündet hätte. 
Die Wirkungen dieses Systems haben wir in den vorher- 
gehenden Abschnitten zu schildern gesucht. Wenn sie nur 
unvollkommen gewesen sind, so kann das den Ruhm, der 
den edlen Absichten Abdul Medjid's gebührt, nicht schmä- 
lern. Er hat gezeigt, dafs sein Herz warm für das Wohl 
der Seinem Scepter unterworfenen Völker schlägt; Er hat 
für sie gethan was in Seinen Kräften stand. Treu dein 
Glauben Seiner Väter ist er stets auch dem Glauben der 
Christen mit Achtung begegnet, hat ihre Kirchen in Seinem 
Reiche geschützt und mit Seinem Wissen und W^illen sind 
die alten Rechte eben dieser Kirchen niemals gekränkt wor- 
den. Davon sind Seine Ünterthanen überzeugt, und wenn 

16* 
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sie leider üoch häufig Ungerechtigkeiten und Bedrüclamgen 
zu erdulden haben^ den Sultan klagen deshalb weder Christen 
noch Muhamedaner an; von Seiner Herzensgüte, von Seinem 
Gerechtigkeitssinn vielmehr hoffen sie Milderung ihrer Lei- 
den. Keiner von ihnen zweifelt daher an der Aufrichtig- 
keit, mit der Abdul Medjid die allgemeinen Yerheifsungen 
Seines kaiserlischen Befehls zu halten gesonnen ist. 

§. 3. Reform der den nichtmuselmanischen Ge- 
meinschaften zustehenden Privilegien. 

Wir haben oben gesehen, in welcher Weise die Ver- 
waltung der weltlichen und geistlichen Angelegenheiten der 
Orthodoxen in den Händen des höheren griechischen Clerus 
<X)ncentrirt ist. Diesem Regiment der Geistlichkeit soll ein 
Ende gemacht imd ähnlich wie das in der lateinischen Eirclie 
der Fall ist, das Spirituelle von dem Temporellen getrennt 
werden. Die Functionen der Patriarchen, der Erzbischöfe, 
der Bischöfe sollen sich auf das rein kirchliche Gebiet be- 
schränken, durch eine feste Besoldung der Titulare will man 
dem Unwesen der Geld-Erpressimgen, unter d^nen der niedere 
Clerus und durch diesen die Bevölkerungen erliegen, dem 
schnöden Handel mit kirchlichen Wärden, dem häufigen 
Wechsel ihrer Inhaber, den widerlichen Intriguen der No- 
tabeln und der türkischen Beamten ein Ziel setzen. Dem 
/beweglichen und unbeweglichen Eigenthum der Kirche soll 
kein Abbruch geschehen, aber die veitliche Verwaltung die- 
ses Eigenthums soll Behörden anvertraut werden, deren welt- 
liche und clericale Mitglieder von den Gemeinden zu wäh- 
len sind. Mit der Abfassung der auf diesß Reformen be- 
züglichen Bestimmungen ist eine aus der Mitte der Religions- 
gemeinschaft (des Milleti) zu bildende Commission ad hoc 
unter Aufsicht der Pforte zu beauftragen. 

Mit anderen Worten: die verschiedenen christlichen Na- 
tionen des Orients sollen sich unabhängig von den kirchli- 
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chen Gewalten constituiren; eine radicale Reyolution soll 
mit ihrem politischen und socialen Organismus vorgehen. 

Wenn es, wie bei dem Versuche aller grofsen politischen 
Veränderungen so auch bei diesem, trotz der wohlwollendsten 
Absichten des Gesetzgebers, ungewiTs ist, wer und ob über- 
haupt Jemand daj[)ei gewinnen werde, so unterliegt es doch 
nicht dem geringsten Zweifel, dafs der griechische Clerus 
seine machtvolle und einfluTsreiche Stellung durch die Reform 
einbüfsen müTste. Von ihm war also die entschiedenste Op- 
position gegen die im §. 3 enthaltenen Bestimmungen zu er- 
warten. Bedenkt man nun, von welcher Bedeutung dieser 
Clerus für die Stimmung der politisch unentwickelten Massen,' 
wie eng mit seinem Interesse dasjenige der Notabein in Con- 
stantinopel und anderen gröfseren Städten, ja selbst auf dem 
Lande verbunden ist, in wie nahen Beziehungen er zu der 
hohen türkischen Büreaukratie steht, so wird man zugeben, 
dafs sein Widerstand ohne grofse Anstrengungen nicht zu 
brechen wäre. Bis jetzt hat sich dazu selbst die Neigung 
nur bei einer Fraction der Bevölkerung, welche von jeher 
nationale Antipathien gegen das kirchlich politische Ueber- 
gewicht des Griechenthums nälirte, bemerklich gemacht. 
Unter den Zugehörigen des Patriarchats von Constantinopel 
sind, wie wir bereits dargethan, die Slaven weit zablreiaher 
als die Griechen, und unter den Slaven wiederum bilden 
die Bulgaren eine grofse compacte Masse von eigenthümli- 
cher, in Sprache und Sitte ausgeprägter Nationalität. Diese 
letzteren sind schon seit geraumer Zeit damit unzufrieden, 
dafs die höhere Leitung ihrer kirchlichen und municipalen 
Angelegenheiten sich in den Händel der ihnen von dem Pa- 
triarchat von Constantinopel zugesandten Bischöfe befindet. 
Wenn die bulgarischen Gemeinden nun in Gemäfsheit des 
Hattihoumayoun aus ihrer Mitte eine Yersanmilung wählen 
konnten, welche ganz unabhängig von dem Patriarchat von 
Constantinopel die oberste Verwaltung il^rer weltlichen An- 
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gelegenheiten übernähme, so wäre- damit ein grofser Schritt 
zur selbststandigen Gestaltung ihres, nationalen Lebens ge- 
schehen. Die Bulgaren, unter denen es nicht an wohlha- 
benden und einsichtigen Leuten fehlt, haben das vollkom- 
men begriffen, und in den letzten Jahren hat unter ihnen 
eine starke Bewegung in dem angedeuteten Sinne stattge- 
funden. Es soll sogar eine Petition an die Pforte entwor- 
fen worden sein, um die Ausführung des Hattihoumayoun 
im Literesse der bulgarischen Nation zu verlangen. Aber 
das griechische Patriarchat hat sich dem mit aller Gewalt 
widersetzt. Es ist an den Erzbischof von Tornovo ein Hir- 
tenbrief gerichtet worden, in dem die Bestrebungen der Bul- 
garen als schismatisch und aufrührerisch zugleich auf das 
Strengste getadelt und darüber ein politisches und kirchli- 
ches Verdammungs-Ürtheil gesprochen wird. Dergleichen 
Manifestationen des Patriarchats von Constantinopel pflegen 
nicht ohne Genehmigung der Pforte hervorzutreten. Li der 
That hat dieselbe die bulgarische Bewegung nicht ohne Be- 
unruMgung gesehen. Die türkischen Minister mochten be- 
fürchten, dafs das Beispiel der in administrativer Unabhän- 
gigkeit dastehenden Fürstenthümer der Moldau, der Wal- 
lachei und Serbiens auf die Bulgaren in bedenklicher Weise 
einwirken werde, dafs die letzteren daher dahin streben könn- 
ten, ihre weltlichen Angelegenheiten nicht nur frei von der 
Leitung des griechischen Patriarchate zu machen, sondern 
sich auch ähnlich ihren Nachbarn der unmittelbaren Sou- 
veränität der Pforte zu entziehen. Bosnien, die Herzegovina 
und Albanien würden dann leicht derselben Richtung folgen 
können; der Hattihoumayoun aber hätte nicbt dazu gedient 
die christlichen Bevölkerungen der europäischen Türkei fester 
an die Autorität des Sultans zu schliefsen, sondern die pro- 
vincielle Selbstständigkeit in einer für die Integrität des Rei- 
ches gefahrlichen Weise zu stärken und auszudehnen. Die 
Politik der Pforte ging also in Bezug auf die Bulgaren mit 
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derjenigen des Patriarchats und mit dem Intidresse der grie- 
chischen Notabeln Hand in Hand. Die Nachfolger der Fa- 
narioten, welche nicht ohne Sehnsucht auf die ihnen seit 
den zwanziger Jahren verloren gegangenen Hospodorate der 
Donaufürstenthümer blickten, erschraken vor dem Gedanken, 
dafs sich auch die Slaven der Türkei von dem durch Ndie 
Kirche noch getragenen EinfluTs des Griechenthums befreien 
könnten. 

Ob die türkisdien Staatsmänner an die bulgarische An- 
gelegenheit weitere Reflexionen über die einer Ausfühnmg 
des §. 3 im Allgemeinen entgegenstehenden Bedenken ge- 
büpft haben, müssen wir dahin gestellt sein lassen. Fest 
steht nur, dafs seit dem Februar 1856 so gut als nichts für 
eine Beform der geistlichen Privilegien der orthodoxen Kirche 
geschehen ist. Allerdings hat die Pforte im April 1857 ein 
Schreiben (boujourouldi) an den griechischen Patriarchen 
gerichtet, lun ihn aufzufordern, zur Bildung der im Gesetz 
vorgeschriebenen Conmiisäion ad hoc zu schreiten, es ist 
auch davon die Rede gewesen, zu dieser Versammlung 
Delegirte der Municipalitäten aus den Provinzen zu beru- 
fen, aber allem Anschein nach hat die heilige Synode das 
Boujourouldi, dessen Wortlaut sich unter No. 17 der Docu- 
mente findet, zu den Akten genommen, ohne irgend etwas 
wegen seiner Ausführung zu veranlassen. 

Wenn es nur zu begreiflich ist, dafs das Patriarchat 
und seine zahlreiche Clientel von Notabeln wenig Neigung 
haben, Einrichtungen in verändern, welche ihnen EinfluTs und 
Gewinn bringen, wenn sich ebenso wenig erwarten läfst, dafs 
die türkische Regierung mit besonderem Eifer an der Zerstö- 
rung eines Systems arbeiten werde, mittelst dessen sie nun 
schon so lange gewohnt ist, ihre christlichen Unterthanen in Un- 
terwürfigkeit zu halten, und aus dem die Pachas ebenso wie 
die Fanarioten persönlichen Yortheil gezogen haben, so darf 
naan sich doch darüber wundern, dafs in der griechischen 
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Bevölkerung sich das Bestreben nicht geltend gemacht hat, 
ihrerseits die von Europa gebotenen Wohlthaten mit Leb- 
haftigkeit zu ergreifen^ man kann sich darüber wundern, 
dafs die Griechen^ obgleich den Bulgaren in geistiger Ent- 
wicklung überlegen^ dennoch weniger politisches Selbstge- 
fühl gezeigt haben. Es erklärt sich dies indefs aus yerschie- 
denen Umständen, über die Wir uns in einem früheren Ab- 
schnitte schon verbreitet haben und welche es daher hier 
genfigen wird mit. wenigen Worten anzudeuten. 

Die heutige Generation der Griechen, aufgewachsen in 
der Erinnerung an die Schrecknisse der Revolution des Jah- 
res 1821, ist zwar durch grofse Intelligenz und Rührigkeit 
zu einem bedeutenden Wohlstande und einem hohen Grade 
von wenn ich so sagen darf intellectueller Bildung gelangt, 
aber trotz eines warmen Nationalgefühls hat sie nicht yer- 
mocht, der herrschenden Race gegenüber eine selbsiständige 
und würdevolle Haltung anzunehmen. Hauptsächlich in Con- 
stantinopel' und den gröfseren Städten des Reiches wohnend, 
dort alle möglichen Arten von Geschäften mit Erfolg betrei- 
bend, sind sie eng mit dem Mechanismus der türkischen 
Staatsmaschine verwachsen. Obgleich eifrig bemüht, von 
dem in Verfall gerathenen Hausstand ihrer Herren sich an- 
zueignen, was sie nur irgend vermögen, und nichts weniger 
als betrübt über die Bedrängnisse und Unglücksfalle, welche 
das Osmanenthum seit dem vorigen Jahrhundert betroffen 
haben, können sie sich doch nicht einer gewissen Ehrerbie- 
tung gegen eben diese Herren erwehreii, und wenn auch Ein- 
zelnen, sobald es ohne Gefahr geschehen kann, gern ihrem 
höhnischen Mitleid mit der Indolenz, der Unwissenheit und 
dem Laster der Türken Worte leihen, so krüiomen doch die 
Meisten geschmeidig vor jedem Pacha den Rücken, nicht so- 
wohl in der Absicht ihn des Gewinnes halber zu täuschen. 
als vielmehr weil sie seiner bewuTsten Ueberlegenheit gegen- 
über nicht die Haltung freier und gleichberechtigter Man- 
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ner anzunehmen im Stande sind. Es ist das der Flucht 
welcher auf einer aus lange erduldeter Knechtschaft sich 
eben erst erhebenden Nation lastet. 

Dieser Mangel an 8elbstgc|fühl und an Selbstachtung, 
die nie aus dem Auge gesetzte Rücksicht des persönlichen 
Vortheils verhindern die Griechen daran. Schritte zu thun, 
welche von ihrem Wunsch nach einer nationalen Emäncipar 
tion Zeugnifs geben, aber auch unfehlbar das MiTstrauen der 
herrschenden Race in erhöhtem Grade rege machen würden. 
Dazu kommt eine lebhaft empfundene Dankbarkeit und Ehr- 
farcht gegen die Kirche, welche in traurigen Zeiten die Ret- 
terin ihrer Nationalitat war, deren mannigfaltige Mifsbräuche 
die Einsichtigen zwar nicht verkennen, gegen welche aber 
in entschiedene Opposition zu treten ihnen als eine Gottes- 
lästerung erscheinen würde. Endlich ist die Abneigung der 
Griechen gegen die Türken kaum gröfser als gegen die Sla- 
wen, und der Gedanke, die eigene Unabhängigkeit mit dem 
Verlust der seither von dem Patriarchat über die verschie- 
denen orthodoxen Völker des osmanischen Reiches innege- 
Habten Suprematie erkaufen zu müssen, ist denen unerträg- 
lich, die noch immer auf das Erbe des alten byzantinischen 
Eaiserthums glauben hoffen zu dürfen. Wer mit uns in den 
Griechen das vornehmste, die Gesittung des Orients tragende 
Element sieht, kann nur wünschen^ dafs die heranwachsende 
Generation so schädlichen Dlusionen entsi^en, sich von klein- 
lichen Motiven frei machen und mit gesundem practischem 
Sinn an der Ausbildung derjenigen Institutionen arbeiten 
möge, für welche in dem §. 3 des Hattihoumayoun der Gnmd 
gelegt ist. 

§§.4. 5. Religionsfreiheit.*) 

Unter dieser Rubrik sind drei Punkte näheren Bestim- 



*) Es ist za bemerken, dafs in dem Text des Firmans der §. 6 ror 
^cn §. 5 gestellt ist, obgleich er dem Sinne nach vielmehr zn dem §. 4 als 
«u dem §, 7 gehört. 
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mungen unterworfen: das Erbauen christlicher Elrchen ~- 
die äufsere Ausübung des Cultus — die Freiheit des Be- 
kenntnisses. 

In dem Berat des griechischen Patriarchen findet sicli 
folgende Stelle: ^Wir verordnen ferner,- dafs Niemand, es 
sei denn er habe einen kaiserlichen Befehl dazu in Händen, 
den Patriarchen, die Metropoliten, die Erzbischöfe, die Bi- 
schöfe oder überhaupt irgend einen Priester im Besitz ihrer 
alten Kirchen und Klöster stören oder sie an der nothwen- 
digen Wiederherstellung dieser Gebäude hiadern dürfe, vor- 
ausgesetzt, dafs dieselbe nach dem ursprünglichen Plan und 
in dem früheren Umfange, sowie mit der ausdi^ücklichen Er- 
laubnifs der Magistrate vorgenommen wird.^ Trotz der wohl- 
wollenden, in diesen Worten ausgesprochenen Absicht, konnte 
eine dem Ghristenthum feindliche Administration daraus den- 
noch vielfache Anlässe zu allen möglichen Vexationen ent- 
nehmen, indem sie die obrigkeitliche Genehmigung versagte, 
oder wegen des alten Planes und Umfanges der Kirchen bei 
Reparaturen Schwierigkeiten erhob. An solchen Vexationen 
* hat es denn auch nie gefehlt, und die Christen waren oft 
genöthigt, um sich davor zu schützen, durch reichliche Geld- 
spenden von dem Fanatismus der Pachas an ihre Habsucht 
zu appelliren. Aber auch abgesehen davon gestattete das 
Gesetz die Erbauung neuer Kirchen nur dann, wenn nach- 
gewiesen werden konnte, dafs auf den betreffenden Bauplätzen 
früher schon Kirchen gestanden hatten. An die. Stelle eines 
solchen Beweises trat freilich bisweilen eine fromme Fiction, 
deren Gutheifsung seitens der Behörden aber wiederum fast 
immer bedeutende Geldopfer erheischte. Der Hattihoumayoun 
sucht diesen Uebelständen in liberaler Weise abzuhelfen^ in- 
dem er die Reparatur der alten und die Errichtung neuer 
Kirchen einer von den Patriarchen bei der Pforte zu erwir- 
kenden Entscheidung überweist. Dadurch ist einmal der 
schädlichen Einmischung der niederen Verwaltungsbeamten 
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vorgebeugt und die frühere restrictive Bestimmung^ welche 
nur die Wiederherstellung alter Kirchen gestattete, aufgeho- 
ben. Auch liegt in dem allein der Pforte vorbehaltenen 
Recht der Entscheidung eine Gewähr, dafs das ausdrückliche 
Verbot irgendwelche Gebühren für die Einwirkung der Be- 
hörden zu erheben, zur Wahrheit werde, denn die Controle 
über die Beamten ist in Constantinopel eine strengere als 
in den Provinzen. Dagegen wird an dem oben (Seite 34 
und 35) beschriebenen Quartiergesetz für die Erbauung und 
Reparatur der Kirchen festgehalten; mit der gewifs weisen 
Absicht Streitigkeiten nicht nur zwischen muselmanischen 
und christlichen, sondern auch zwischen christlichen. Gemein- 
den verschiedener Bekenntnisse zu verhindern. 

Die äuTsere Ausübung des Cultus war von jeher in der 
Türkei frei und ungestört. Griechische, armenische und ka- 
tholische Processionen durchziehen die Strafsen der Vorstädte 
von Constantinopel, und nie hört man, dafs der dabei ste- 
hende Muselman ihnen anders als mit der Achtung begegnet, 
welche sein religiöser Sinn vor dem Dienste des Allmäch- 
tigen Gottes heigt, wenn dessen Formen auch dem Verehrer 
des Propheten unvollkommen erscheinen. Aber der Mu- 
sehnan will, dafs die Christen ihre Ceremonien in den 
von ihnen, bewohnten Stadttheilen vornehmen, und er würde 
es nicht dulden, wenn sie das Kreuz oder die Hostie 
in feierlichem Aufzuge vor die Aja Sofia tragen wollten.. 
Der §'. 4 hebt diese Beschränkung nicht auf; sondern 
wendet das Quartiergesetz auch auf die öffentliche Ma- 
nifestation des Cultus an, dagegen läfst er in den aus- 
schliefslich von ein und derselben religiösen Gemeinschaft 
bewohnten Localitäten unbedingte Freiheit des Gottesdienstes 
zu und gestattet damit stillschweigend den Gebrauch der 
Glocken. Das Glockengeläut war bisher nur das Privilegium 
einzelner Gemeinden des Libanon und gewisser Inseln im 
Archipel, von ausschliefslich christlicher Bevölkerung. Die 
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Pforte macht daraus nun ein allgemeines Recht, dessen Aus- 
übung ausdrücklich zu gestatten sie sich indefs für die ein- 
zelnen Fälle vorbehalten zu haben scheint. Gewifs nicht mit 
Unrecht, denn die Glocke^ welche den Gläubigen den Frie- 
den der Religion verkünden soll, könnte in der Türkei noch 
oft; diis Signal Zum blutigen Streite geben, wenn die Regie- 
rung nicht da, wo Christen und Muselmane eng bei einander 
wohnen, mit Vorsicht zu Werke ginge. Auf der anderen 
Seite indefs ist zu wünschen, dafs sie diese Vorsicht nicht 
zu weit treibe und soviel nur irgend möglich die Ausübuog 
eines. Rechtes gestatte, welches den Christen des Orients um 
so theurer geworden ist, je länger sie es haben entbehreo 
müssen. 

Die Satzung des Islam verhängt die Todesstrafe über 
denjenigen, der der Lehre des Propheten ungetreu zu einem 
anderen Glauben übertritt. Die Apostasie ist daher im es- 
manischen Reiche ein religiöses und politisches Verbrechen 
zugleich, es ist dasjenige Verbrechen, welches als gegen das 
höchste, göttlicher Anordnung entsprtmgene Grundgesetz der 
Gesellschaft gerichtet die Vernichtung des Verbrechers nach 
sich ziehen mufs. Es mag dahin gestellt bleiben, ob diese 
barbarische und grausame Bestimmung oder der Vorzug, den 
der Muselman in jeder Beziehung vor dem Nichtmusehnan 
genofs, die hauptsächliche Ursache davon gewesen ist, dafs 
in der Türkei das christliche Missionswerk unter den Mos- 
lems nicht den geringsten Etfolg gehabt hat oder vielmehr, 
dafs auch nicht einmal ein Versuch damit gemacht worden 
ist. Der Abfall vom Islam war jedenfalls immer etwas sehr 
Seltenes. In neuerer Zeit, wo auch unter den Türken mildere 
Sitten die Anschauungen einer fai^atischen Vergangenheit mo- 
dificirt haben, gelüstete die Pforte gewifs nicht danach den 
Glauben Mahomeds mit dem Blut der Ketzer zu besiegeln; 
im Gegentheil sie" war froh, nicht in die Lage zu kommen, 
ein Gesetz in Anwendung bringen zu müssen, dessen Äu/- 
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hebiiog niclit in ihrer Macht steht. Im Jahre 1843 indessen 
ergriffen die Kavassen zu Constantinopel wegen eines ge- 
wöhnlichen Vergehens einen armenischen Renegaten, den 
Gewissensscrupel getrieben hatten^ in Syra.zum Christen- 
thuin zurückzutreten. Schwer mufste er die Unvorsichtig- 
keit, den heimischen Boden nach solcher That wieder 
betreten zu haben, büTsen, denn vor das Tribunal der 
Ulemas gestellt wurde er durch unwiderlegliche Beweise 
dessen überführt, was in den Augen der Christenheit heilige 
Pflichterfüllung, in denen seiner Richter Verbrechen war. 
Zum Tode verurtheilt ist er am 25. August 1843 hinge- 
lichtet worden. Dieser mit den Ideen unseres Jahrhunderts 
in 80 grellem Widerspruch stehende Akt grausamer Energie 
erregte bei den Vertretern der europäischen Mächte, welche 
dem Sultan noch vor wenigen Jahren so grolse Dienste durch 
die Unterdrückung der Empörung des Pachas von Aegypten 
geleistet hatten, eine gerechte Entrüstung. Es wurden der 
Pforte lebhafte Vorstellungen wegen der Ausführung eines 
Gesetzes gemacht, welches .eine Beleidigung des christlichen 
Namens ist. Englands Botschafter, damals noch Sir Strat- 
ford Canning, trat in erste Linie imd nahm eine Haltung an, 
Yor der der Divan erzitterte, vor der er nachgab. Zwar 
komite er nicht darin willigen das Gesetz aufzuheben, wel- 
ches wesentlich religiöser Natur und dadurch der Macht- 
sphäre der Regierung entrückt war, aber die Pforte erklärte 
doch in officieller Note den europäischen Repräsentanten, 
dafs sie sich verpflichte wirksame MaTsregeln zu ergreifen, 
um die Hinrichtung der apostasirenden Christen zu verhin- 
dern, und sie acceptirte eine Gegenerklärung des englischen 
Botschafters vom 22. März 1855, worin derselbe den Wort- 
laut ihrer Note dahin interpretirte, dafs die Pforte durch 
das Ergreifen von Mafsregeln zu Gunsten der vom Islam ab- 
gefallenen Christen für immer einem Grundsatz entsage, der 
mit ihren Freundschafts -Versicherungen unvereinbar sei. 
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Im Jahre 1855 lenkte das Comite der türkischen Mis- 
sionsgesellschaft in £ngland<^ an deren Spitze Lord Shaftes- 
bnry steht; die Aufmerksamkeit der Grofsbritanischen Re- 
gierung auf zwei Vorkommnisse in Aleppo und Adrianopel 
hin, welche angeblich bewiesen, dafs trotz der Note der 
Pforte vom Jahre 1844 das Gresetz, welches den Abfall vom 
Islam mit dem Tode bestraft, in der Türkei noch in Kraft 
stehe. Am 5. September 1855 unterzeichneten zu Paris 
.mehrere angesehene Mitglieder der sich „Freunde religiöser 
Freiheit'^ nennenden Gesellschaft aus Europa und Amerih 
eine Adresse an die Königin von England, den Kaiser dei 
Franzosen, den Kaiser von Geistreich, den König von Prea- 
fsen und andere christliche Potentaten^ um sie zu bitten, 
ihren EinfluTs bei der Pforte dahin zu verwenden, dafs die 
von derselben bereits proclamirte Gewissensfreiheit zur Wahr- 
heit und namentlich von dem Sultan die Zusicherung erlangt 
werde, dafs kein Muselman, sei er als solcher geboren oder 
habe er den Islam erst angenonmien, wegen seines lieber- 
trittes zum Christenthum irgendwie Anfechtungen erleiden 
oder gar zu Tode gebracht werden dürfe. 

Man muis der Regierung Ihrer Britischen Majestät die 
Gerechtigkeit wiederfahren lassen^ anzuerkennen, dafs sie vor 
allen Anderen tnit gahz besonderer Entschiedenheit die S^he 
des christlichen Glaubens in Constantinopel geführt hat Niclit 
nur dafs Lord Stratford in den Berathungen über den Hatti- 
houmayoun mit einer die türkischen Minister in Schrecken 
setzenden Energie auf Einschaltung eines die Gewissens- 
freiheit der ünterthanen des Grofsherm ausdrücklich sichern- 
den Artikels bestand, er verlangte aufserdejn eine desfallsige, 
völkerrechtlich bindende Zusage an England. 

Die von Lord Stratford in Vorschlag gebrachte FassuBg 
des betreffenden Paragraphen lautete folgendermafsen: „Kein 
ünterthan Sr. Majestät des Sultans, welchem Cultus er auch 
angehöre,- wird wegen seiner religiösen Meinung weder be- 



255 

leidigt noch beunruhigt und noch viel weniger verfolgt oder 
bestraft werden.^ Eine solche, mit Gesetzeskraft versehene 
und veröffentlichte Erklärung der Pforte wäre einer förmli- 
chen Aufhebung der Satzung des Islam gleichgekommen, 
denn wenn die Regierung ausdrücklich alle Strafen für das 
BekenntnlTs religiöser Meinungen abschaffte^ so änderte sie das 
Gebot des Propheten, der die Todesstrafe über das Verbrechen 
der Apostasie verhängt hatte. Die türkischen Minister aber 
behaupteten^ dafs es nicht in der Macht eines Nachfolgers 
der Khalifen stehe, die Bestimmimgen des Koran zu verän-« 
dem, ebensowenig wie ein christlicher König ein Capitel aus 
dem Neuen Testamente streichen könne. Sie schlugen da- 
her eine Redaction vor, die dem Wesen nach zwar dieselbe 
Bedeutung hätte, in der Form aber für den muhamedani- 
schen Glauben nichts Verletzendes enthielte. Biese Redac- 
tion ist denn auch in den §. 5 des Hattihoumayoun über- 
gegangen. Sie leitet von dem immer in der Türkei in Gel- 
tung gewesenen Grundsatz der freien Uebung aller Culte 
als eine natürliche Folge die Bestimmuiig ab, dafs Niemand 
wegen seiner Religion beunruhigt werden könne, und um 
dies näher zu erklären, fügt sie hinzu, dafs Niemand ge- 
zwungen werden dürfe die Religion zu wechseln. In alle- 
dem lag anscheinend kein Widerspruch gegen das Gesetz 
des Koran, welcher niemals den Christen ihren Gkuben hat , 
nehmen wollen, sondern nur den Muhamedaner bedroht, 
der durch Apostasie gegen seine eigere Religion ein Ver- 
brechen begeht und dadurch die von eben dieser Religion 
verhängte Strafe verwirkt. In Wahrheit aber darf nunmehr 
nach dem Hattihoumayoun der zum Christ gewordene Mu- 
hamedaner den Anspruch erheben, nicht mehr nach den Ge- 
setzen des Islam gerichtet, sondern in der von ihm ange- 
nommenen, Religion unbehindert belassen zu werden. Es 
^d in einem gegebenen Fall freilich darauf ankommen, ' 
'^ie der Richter das neue Gesetz interpretirt und ob er nicht 



_ 256 

etwa, «ich darauf berufend, dafs das alte nicht ausdrücklich 
aufgehoben sei, dennoch den Apostaten zum Tode Yerurtheilt 
Wäre man gegen einen solchen Ausgang nur durch den gu- 
ten Willen der Ulemas geschützt, so stände es schlimm um 
die Gewissensfreiheit in der Türkei. Es ist der Ruhm 
Englands, dafür eine Bürgschaft von ganz anderer Wirksam- 
keit erlangt zu haben. 

Neben den Berathungen der Vertreter Oestreichs, Frank- 
reichs und Englands über die Reformen, führte der Bot- 
schafter der letzteren Macht noch eine besondere Verhand- 
lung in Betreff der speciellen Frage des freien religiösen 
Bekenntnisses. In einer Note (siehe Document No. 7), welche 
Lord Stratford deshalb unter dem 26. Januar an die Pforte 
richtete, helfst es unter Anderem: ^Er (der englische Bot- 
schafter) giebt, erhaltenem Befehle gemäss, zu bedenken, 
dafs es nimmermehr in dem Willen der christlichen Machte 
liegen kann, durch den Triumph ihrer Flotten und Armeen 
die Verewigung eines Gesetzes zu sichern, welches nicht nur 
eine fortwährende Beleidigung für . sie selbst, sondern eine 
Quelle grausamer Verfolgung gegen ihre Mitchristen ist. Sie 
sind daher berechtigt zu fordern, und die Britische Regie- 
rung fordert ausdrücklich, dafs der zum Christenthum über- 
getretene Muhamedaner deswegen ebensowenig irgend einer 
Strafe verfalle als der Christ, der den muhamedanischen 
Glauben annimmt.^ 

Gegen eine derartige Sprache mag sich von dem rein 
politischen oder diplomatischen Standpunkte Manches ein- 
wenden lassen; aber es giebt Interessen, die über der Poli- 
tik und über dem diplomatischen B[erkommen stehen, und 
wem dieselben am Herzen liegen, der wird seine Freude 
darüber nicht bergen, von einer Regierung, deren Macht den 
Erdkreis umfaTst, mit solcher Wärme und mit solchem Nach- 
druck die Ehre unserer Religion und die Rechte der Mensch- 
lichkeit gegen den heidnischen Fanatismus einer asiatischen 
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Race vertreten zu sehen^^ welche heute ihr Leben durch die 
Hülfe desselben christlichen Europa's zu fristen suchte dessen 
Unterjochung sie .in den noch nicht so fernen Ti^en ihrer 
Gröfse zu , vollbringen geschworen hatte. Welch' ein Um* 
Schwung der Dinge hat eintreteil müssen^ damit der Abge- 
sandte einer christlichen Königin zu den Würdenträgern des 
Sultans so wie Lord Stratford hat reden und von ihnen eine 
Antwort wie diejenige Fuad Pacha's hat erhalten können! 
In der Note dieses Ministers der auswärtigen Angelegenhei- 
ten (siehe Document No. 8) vom 12. Februar 1856 ist jede 
Spnr osmanischen Stolzes geschwunden. Es wird darin er- 
klärt; dafs die Mittheilungen des englischen Botschafters von 
der hohen Pforte in die genaueste Erwägung gezogen sind 
und zu Entschlüssen geführt haben ^ welche den tief in das 
Herz der osmanischen Nation gedrungenen Gefühlen der Dank- 
barkeit gegen England entsprechen. Es werde daher auf kai- 
serlichen Befehl die Erklärung abgegeben, dafs die im Jahre 
1844 in der Renegaten -Frage gemachten Zusicherungen er- 
neuert und bestätigt und die Verpflichtung hinzugefügt werde> 
dafs die damals ausgesprochene Abstellung der Todesstrafe 
für Christen^ die Apostaten sind, absolut auf alle Renegaten 
ausgedehnt werden solle. 

Durch diese Note ist dem §^ 5 des Hattihoumayoun eine 
der vollen Religionsfreiheit günstige Auslegung gesichert, 
denn die Vertreter Englands haben dadurch die Berechtigung 
erlangt, in jedem einzelnen Falle, wo die türkischen Gerichte 
das Gesetz des Islam gegen Apostaten zur Anw^dung brin- 
gen wollten, zu interveniren, und solange Männer von dem 
Character Lord Stratford de Redcliffe's den Botschafter- Posten 
in CoBstantinopel innehaben, kanii d^ Erfolg ihrer Einsprache 
nicht zweifelhaft sein.. 

Es scheint uns hier der geeignete Ort, um über die 
Stellung der evangelischen Kirche im osmanischen Bliche 
einige Worte zu sagen. Der Protestantismus kann keinen 

17 
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Anspruch auf eine irgiend bedeutende Bolle in dem kircblict 
politischen Gretreibe des Orients erheben. Es fehlen ihm 
alle Elemente um mit der griechisch-orthodoxen oder der 
römisch-katholischen Kirche in Kampf zu treten: ein um- 
stand^ den wir weit entfernt sind zu beklagen^ denn unserer 
üeberzeugung nach «liegt es nicht in der reinen Lehre des 
Evangeliums^ welche uns die Beformation wiedergegeben, 
den Streit unter den verschiedenen Glaubensgemeinschaften 
der Christenheit anzufachen^ und eine Propaganda zu betrei- 
ben, deren Erfolg nur selten die Verbreitung der Wahrheit 
fast immer aber die Erweckung schlechter Leidenschaften, 
des Hasses, der Mifsgunst^ des Neides ist. Den 61anben 
an den Erlöser Heiden und Juden zu predigen das ist die 
schöne Aufgabe des Protestantismus im Orient, nicht du 
Abtrünnigmachen einiger Katholiken oder griechischen Ortho- 
doxen. Wer aus eigenem Antrieb zu uns hinüber kommt 
von unseren Mitchristen anderer Bekeimtnisse, den laist uns 
freudig in unsere Mitte aufnehmen; das gute Beispiel unse- 
rer Glaubensgenossen, die reine Lehre unserer Kirche mögen 
dazu wirken, was Gott gefällt, aber das Polemisiren imd die 
Proselytenmacherei überlassen wir besser denen, die die Un- 
fehlbarkeit und den ausschliefslichen Besitz der Heilslehre 
£ür ihre Satzimgen in Anspruch nehmen. 

Bis in die letzten Jahre gab es im Orient auTser weni- 
gen sich dort aufhaltenden Fremden keine Protestanten; erst 
ungefähr seit dem Jahre 1830 bildete sich unter den Ar- 
meniern des gregorianischen Eitus ein kleines Häuflein von 
Solchen, die sich durch das Lesen der heiligen Schrift zu 
der evangelischen Lehre hingezogen fühlten. Sie hatten An- 
fangs heftige Verfolgungen seitens des armenischen Patriar- 
chen zu erdulden, gegen welche sie die Vertreter Preufsens 
und Englands in Schutz zu nehmen suchten. Den Gesandten 
dieser beiden Mächte gelang es im Jahre 1850, von der Pforte 
den unter No. 9 der Bocumente unseren Lesern vorliegenden 



259 

Firman zu erwirken, der die Protestanten: als eine beson» 
dere Religionsgemeinschaft in dem osmanischen Reiche aner^- 
kennt und die Verwaltung ihrer bürgerlichen Angelegenhei- 
ten einem Vekil überweist. Diese Rechte wurden ihnen im 
Jahre 1853 durch einen neuen Firman in derselben Weise 
wie den anderen christlichen Religionsgemeinschaften be^ 
stätigt. Die protestantischen Rayahs sind hauptsächlich \k^ 
der Hauptstadt wohnende Armenier, jedoch finden sich deren ' 
auch in den Pachaliks von Brussa, Erzerum, Trape^unt und 
anderen Provinzen Anatoliens. 

In weit höherem Grade hat die Zahl der fremden Pro* 
testanten, namentlich Deutscher und Englander, zugenommen. 
für sie ist vorzüglich durch die edle Fürsorge unseres^ jetzt 
regierenden Königs in dem Bi£pthum von Jerusalem ein Mit* 
telpnnkt geschaffen. In Gonstantinopel sind es die Kapellen 
der preuTsischen, der englischen und der holländischen Ge- 
sandtschaften, in denen den Gemeinden Gottes Wort ver- 
kündigt wird; auch haben die amerikanischen Missionare 
in einem Dorfe an den Ufern des Bosporus eine kleine, aber 
imgemein freundlich imd schön gelegene Kirche erbaut^ in 
der sie ihre Glaubensgenossen imi sich sammeln. Ebenso 
bestehen in einzelnen Provinzialstädten, namentlich in Smyma, 
Beirut und Alexandrien Bethäuser, in denen deutsche, ame^ 
rikanische oder englische Prediger den Gottesdienst leiten. 
In den Donaufürstenthümem haben sich zahlreiche deutsche 
Gemeinden gebildet, welche unter dem vereinigten Schutz 
Preuiäens und Oestreichs stehen. In Jerusalem, in Constan-»^ 
tinopel, in Smyma, in Bukarest befinden sich deutsch -pro- 
testantische Hospitäler und Schulen. 

Für alle diese Anstalten ist die preufsische Gesandtschaft 
mit den von ihr abhängigen Consulaten eine kräftige Stütze 
gewesen, bei ihr haben sie eine stets werktiiätige Hülfe ge- 
funden. Der fromme Sinn unseres Königs hat in jenen fer- 
nen Landen unendlich viel Gutes für den evangelischen Glau* 

17* 
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ben und for protestanÜBch-deutsclie Bildung gewirkt Mit tief- 
gefahltem Danke blicken zu Dun Tausende unserer Lands- 
leute auf^ welche unter Seinem Schirm die Yerkfindigang 
der eyangelischen Lehre hören, ihren Kindern eine christlich- 
deutsche Erziehung geben lassen und ihre Kranken der lie- 
benden Pflege den von den preuTsischenDiaconissen- Anstal- 
ten entsendeten Schwestern anvertrauen dürfen. 

Es ist uns unmöglich, hier die Thätigkeit unerwähnt zu 
lassen, welche der königliche Gesandte Herr General tod 
WUdenbruch und seine Gemahlin zum Besten der protestan- 
tischen Gemeinde in Constantinopel in d^i letztverfiossenen 
Jahren entwickelt haben. Es ist ihnen dafür in den Her- 
zen ihrer an den Gestaden des Bosporus weilenden deutschen 
Glaubensgenossen ein unvertilgbares Denkmal gesetzt. Möge 
der Hinmiel ihnen jetzt in der Heimath lohnen, was sie for 
Andere Gutes in der Fremde gewirkt 

§§. 6« 7. 8. 19. Die sociale Gleichstellung von 

Christen und Moslems. 

Nach dem alten türkischen Staatsrechte waren die 
Christen eine der herrschenden Bace der Muselmane unter- 
geordnete Heerde, das Wort Bayah entsprach daher voll- 
konmien ihrem wirklichen Zustande und konnte eigenÜicli 
nichts Beleidigendes enthalten, da es nur die Sache bei dem 
richtigen Namen nannte. Das neue Becht will alle politi- 
schen Vorrechte einzelner Classen^ Religionsgemeinschaften 
oder Racen aufheben und es ist daher ganz consequent^ daß 
der §. 6 aus der officiellen Sprache alle Ausdrücke^ welche 
an die alten Rechtsverhältnisse erinnern, verbannt, nament- 
lich auch das Wort Rayah durch Tebah, Unterthan^ ersetzt 
Uebrigens findet sich in den neueren dem Hattihoumayoun 
vorhergehenden Gesetzen bereits dieser wohlwollendere Sprach- 
gebrauch» Das. Wort Ghiaur, welches türkische Weiber und 
Kinder noch heute häufig den Europäern in abgelegenen 
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Strafsen Stambuls mit dem Ausdruck des Hohns und der 
Verachtung zurufen^ bedeutet ^TJügläubige'^; es liegt darin 
also an sich keine Beschimpfung ^ denn es ist ganz natür- 
lich, dais der Muselman den Christen als ungläubig bezeich- 
net. Im gewöhnlichen Leben ist Ghiaur aber allerdings ein 
Schimpfwort geworden, dessen üebersetzung in Christenhund 
zwar buchstäblich ungenau, mit Rücksicht auf die populäre 
Auffassung aber vollkommen richtig ist. Per §. 6 erfüllt 
also eine Pflicht weiser Gerechtigkeit, indem er für den Ge- 
brauch derartiger, beleidigender Ausdrücke, sei es seitens 
der Behörden, sei es unter Privaten, die Emanirung von Straf- 
gesetzen verhelfst. 

Die Zulassung der Christen zu allen Aemtem jeden 
Grades, welche der §. 7 ausspricht, ist eine von den Con- 
cessionen, welche bei der Pforte auf Schwierigkeiten gesto- 
fsen war. In der That war es sehr erklärlich, dais die Tür- 
ken, bisher im alleinigen Besitz der öffentlichen Gewalt, vor 
dem Gedanken zurückschreckten, dafs gesetzlich festgestellt 
werden solle, es seien die Aemter ohne Ausnahme den seit- 
her von der politischen Organisation des Staates ferngehal- 
tenen Christen zugänglich. Die politische Organisation der 
Türkei besteht ja eben lediglich in ihren bureaukratischen 
Einrichtungen. Nach Aufhebung der alten Militärverfassung 
und nachdem die Selbstständigkeit der Pachas und Derebeys 
in den Provinzen gebroöhen war, übte die osmanische Bace 
die Herrschaft wesentlich durch die Hierarchie des Beamten- 
thums AUS. In diese Hierarchie nichtmuselmanische Ele- 
mente aufnehmeil, Christen zu Provinzial- Gouverneuren, zu 
Viziren und Ministem ernennen, das hiefs den Türken auf die 
Herrschaft verzichten. 

Solche Erwägungen freilich liefsen sich in dem Augen- 
blicke nicht geltend machen, wo man die Gleichheit aller 
Unterthanen des Grpfsherrn und die Beseitigung der Vor^ 
rechte einzelner Classen proclamirte, aber es gab deren noch 
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' andere^ die eine vorurtheilsfireie Beurtheilimg der nun ein- 
mal vorhandenen Zustande nicht unbedingt zurückweisen 
durfte. Die Bevölkerungen waren nun einmal daran gewöhnt, 
die obrigkeitliche Gewalt in den Händen der Türken zu 
sehen ^ das Princip der Autorität war so zu sagen in dem 
Islam verkörpert^ und man durfte befürchten^ dafs es, plötz- 
lich in andere Formen gegossen, seine Kraft verlieren würde. 
Es schien imdenkbar, dafs ein griechischer Yali im Stande 
sein wurde, die Muselmane, die Armenier und die Katholi- 
ken seiner Provinz in Gehorsam zu erhalten; ein jüdischer 
Grofs-Vizir, ein armenischer Serasker waren groteske und 
lächerliche Figuren, deren Unmöglichkeit man allgemein zu- 
geben mufste. Dennoch waren Nichtmuselmane schon seit 
langer Zeit im Staatsdienst verwandt worden; namentlicli 
hatten die Griechen in der Diplomatie nützliche Dienste ge- 
leistet, aber es war immer dabei festgehalten, dafs die nicht- 
muselmanischen Beamten Instrumente der öffentlichen Ge- 
walt sein sollten, ohne an ihr selbst Theil zu haben; ossä- 
ren den Christen daher niemals Aemter übertragen, denen 
der obrigkeitliche Character innewohnte. Die Verhältnisse 
in den Donaufürstenthümern, auf der Insel Samos, die Or- 
ganisation des Libanon bildeten Ausnahmen, weil es siel 
da um einzelne, mit besonderen Privilegien versehene, rein 
christliche Völkerschaften, die genau umgrenzte Districte b^ 
wohnten, handelte. Aber in den übrigen Theilen des Rei- 
ches, in denen die Souveränität des Sultans eine ununi' 
schränkte ist, waren und sind noch heute nur Moslems zn 
Organen der Obrigkeit berufen, wenn man auch hie und da 
Christen mit gewissen speciellen Geschäften beauftragt hat 
Diesen Unterschied in dem Hattüioumayoun zu berück- 
sichtigen hatte einer der fähigsten türkischen Staatsmänner 
vorgeschlagen. Nach seiner Idee sollten den Nichtmuselma- 
nen nur gewisse Kategorien öffentlicher Aemter zugänglich 
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werden, sie. dagegen voni allen höheren Stellen ausgeschlossen 
bleiben. Die fremden Repräsentanten indessen haben diesen 
Vorschlag nicht aDgenönunen, gewils mit Recht, denn eine 
ihm entsprechende gesetzliche, von Europa genehmigte Be* 
Stimmung würde. der Erklärung gleichgekommen sein, daß 
das Princip der politischen Gleichheit der Racen im Orient 
practisch unausführbar sei und dafs der osmanische Staat 
nur unter der Bedingung fortbestehen könne, dafs die Herr- 
schaft den Muselmanen vorbehalten bleibe. Eine solche Be- 
stimmung wäre eine schwere Demüthigung für den Nationid-« 
stolz der Völker gewesen, denen man doch ein besseres Loos 
sichern wollte. Die Griechen namentlich würden darin einen 
ärgeren Schimpf als in dem Haradsch oder in dem Namen 
Bayah gesehen und sich darüber beklagt hab^i, dafs das 
neue Gesetz trotz seiner allgemeinen, nichts sagendeu Phra- 
sen mit Hohn einen Zustand förmlich sanctionirt habe, den 
zu erdulden man den Christen bisher zwar thatsächlich aber 
stillschweigend zugemuthet hatte. 

Es ist also die Fähigkeit der Nichtmuselmane alle Ar- 
ten von Aemtem zu bekleiden ausgesprochen, dabei aber 
daran erinnert worden, dafs es allein von dem Willen und 
der Wahl des Sultans abhänge, diejenigen Personen zu be- 
stimmen, welche er für geeignet halte, als seine Beamten 
im Reiche zu dienen. Es läfst sich daher voraussehen, dafs 
noch lange die öffentliche Gewalt in den Händen der Moslems 
'verbleiben wird. Nur darf man erw^irten, dafs die Pforte für 
einzelne specielle Yerwaltungszweige, namentlich aber für die 
Finanzeuy die Christen in höherem Grade in den Staatsdienst 
riehen wird, als seither. Dort sind Kenntnisse und Fähigkei- 
ten nothwcndig, welche sich nur in dem fortwährenden Con- 
tact mit der civilisirten Welt Europa's erwerben lassen; dort 
ii^ufs dem alten Unwesen, der greulichen Unordnung des 
Pacha- Regiments ein Ende gemacht werden und an dess^i 
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Stelle ein System treten, dessenDnrcliffihrungohne die denTür- 
ken völlig unbekannte Tugend der PänkÜichkeit unmöglich ist 

Eine andere bei den orientalisclien Chrigten leider ebenso 
wie bei den Muhamedanem sehr seltene Tugend ist die 
Integrität in Verwaltung öffentliclier Aemter. Der §. 19 be- 
droht daher mit Becht alle Beamten ohne Unterschied der 
Beligion^ die sich der BestecUichkeit oder der Yeruntreaung 
von Staatsgeldern schuldig gemacht haben, mit denselben 
Strafen. Es wäre lebhaft zu wünschen, dafs dieser Para- 
graph auf die strengste und rücksichtsloseste Weise in An- 
wendung gebracht würde. 

Unmittelbar an die im §. 7 behandelte Frage der Zu- 
lässigkeit zum Staatsdienst knüpft sich im §. 8 die Frage 
des öffentlichen Unterrichts. 

Der öffentliche Unterricht in der Türkei war und ist 
noch heute zum gröfsten TheU nicht Sache des Staates, son- 
dern der religiösen Gemeinschaften. Ebenso wie die Pforte 
den verschiedenen christlichen Kirchen es überliefs für die 
Erziehung und Bildung der Bayahs zu sorgen, ebenso über- 
liefs sie den Ulemas den Unterricht der Muselmabe. 

Sowohl durch Privatwohlthätigkeit als auch durch die 
Munificenz der Sultane sind bekanntlich die Moscheen der 
Türkei mit sehr bedeutenden Mitteln ausgestattet, aus denen 
zugleich die Hospitäler, und die öffentlichen Schulen unter- 
halten werden. Die letzteren zerfallen in zwei Hauptclassen, 
die Mekt^bs für den elementaren und die Medresses far den 
höheren Unterricht. Die ersteren beschräuken sich auf die 
Unterweisung in den Hauptgrundsätzen der Beligion ond 
Moral nach den Vorschriften des Koran und auf das Lesen 
dieses heiligen Buches ; die Medresses geben als Vorschulen 
für das Studium des Bechts den Unterricht in denjenigen 
Wissenschaften, die in genauem Zusammenhange mit den 
Lehren der muhamedanischen Beligion den Schüler auf das 
Verständnifs der zahllosen Auslegungen des Koran vorberei- 
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teten. Die Medresses waren also nur für diejenigen Perso- 
nen, welche in die Reihen der Ulemas zu treten beafosich- 
tigten, von Nutzen und aus eben diesem Grunde verhältnifs- 
mäisig nur wenig besucht , während die Masse der Bevöl- 
kerung die unumgänglichen Grundlagen irgendwelcher Bil- 
dung nur in den Mektebs gewinnen konnte. Für die höhe- 
ren Stufen des Unterrichts in practischem Wissen, nament- 
lich also in der Geschichte, der Geographie, der Mathematik, 
den fremden Sprachen ist durch öffentliche Anstalten gar 
nicht gesorgt, sondern in dieser Beziehung Alles der Familie 
überlassen. Unter solchen Umständen ist es leicht begreif- 
lich, dafs auch selbst die alleroberflächlichBte Bildung nach 
europäischen Begriffen das Privilegium nur der sehr weni- 
gen Türken sein kann, die durch PrivatstuCUum oder durch 
Beisen im Auslande sich selbst weiter geholfen haben. Die 
grofse Mehrzahl in den höheren Classen und namentlich der 
Beamten befindet sich in einer erstaunenswürdigen Unwissen- 
lieit über alles das, was den Kreis des mit Genauigkeit ab- 
gemessenen.Ceremoniells des gesellschaftlichen Umganges und 
einer dürftigen Geschäftsroutine überschreitet. 

Eine im Jahre 1845 niedergesetzte Commission hat die 
Reorganisation des muselmanischen ünterrichtswesens ver- 
suchen sollen; bisher aber sind die Bemühungen dieser Com- 
mission, die ursprünglich aus sehr ausgezeichneten Persön- 
lichkeiten zusammengesetzt war, fast ohne allen practischen 
Erfolg geblieben. , 

In den christlichen Mill.etis ist das Erziehungswesen der 
Kirche vorbehalten. Namentlich bei den Griechen war es 
ias Mittel, durch welches die Sprache der Nation, wenn auch 
in einem sehr unvollkommenen Zustand erhalten wurde. 
Die Pfarrer oder auch bisweilen besonders angestellte Leh- 
rer y^Siddaxakoi^ vereinigen in den Vorhöfen der Kirchen 
die Kinder der Gemeinden, um ihnen den nothdürftigsten 
Elementar -Unterricht zu ertheilen, dessen Grundlage der> 
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KatecUsmus und gewisse religiöse Gesänge bilden. Die des- 
fallsigen Kosten werden von den Gemeinden getri^en, Yon 
deren Yermögenszustande dann naturlich der Bildungsgrad 
der Lehrer abhängt. Allgemeine Bestimmimgen nament- 
lich wegen der Schulpflicht bestehen nicht; sind aber ancb 
bei dem der Bevölkerung innewohnenden Bildungstrieb« 
durchaus nicht erforderlich. Höhere Lehr-Anstalten können 
nur durch freiwillige Anstrengungen der Nation begründet 
werden. . An solchen hat es nicht gefehlt, und es ist nament- 
lich der Ruhm der Fanarioten, in dieser Beziehung Glän- 
zendes geleistet zu haben. Die Schulen zu Patmos, zu Chios, 
zu Janina, zu Cydonien, zu Smyma und in anderen Städten, 
in denen die griechische Bevölkerung zahlreich war, sind 
sprechende Beweise der edlen Bestrebungen gewesen, welche 
die im Dienste der Pforte oder durch den Handel reich und 
einflufsvoU gewordenen Griechen für die intellectuelle und 
moralische Hebung ihrer Nation verfolgt haben. Leider hat 
die Revolution vom Jahre 1821 mit dem Sturz der Fana- 
rioten auch den Ruin der von ihnen gegründeten Lehr -An- 
stalten zur Folge gehabt. Die Mittel sind kümmerlicher und 
dadurch auch die Leistungen geringer geworden. Jedoch 
dürfen die beiden unter der unmittelbaren Aufisicht des Pa- 
triarchats von Constantinopel bestehenden Anstalten, das Se- 
minar zu Chalki (einer der im Marmora-Meere gelegenen Prin- 
zen-Inseln) und die Schule des Patriarchats im Fanar noch 
heute darauf Anspruch machen, für die Heranbildung der 
Geistlichen und Lehrer nützliche Dienste zu leisten. Der 
wahre Mittelpunkt des geistigen Lebens der Nation aber 
ist nach Gründung des hellenischen Königreiches in Athen 
zu suchen. In die dortigen zahlreichen und vortrefflich aus- 
gestatteten Schulen schicken die wohlhabenderen griechischen 
Familien der Türkei ihre Kinder; dort hat das im Laufe der 
Jahrhunderte durch die Vermischung mit dem Türkischen 
und Italiänischen entartete Idiom seine classische Reinheit 
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wiedererlangt und es ist der gerechte Stolz der heutigen 
Neugriechen, die Sprache des Demosthenes und Plato« wie- 
der ins Leben cerufen zu haben. In den Familien wird 
mit der äufsersten Sorgfalt darüber gewacht, dafs die in der 
Schule erlangten Resultate im Leben nicht verloren gehen, 
und wo nur irgend die Yennögenszustände es erlauben, wer- 
den die jungen Leute nach den Metropolen der Wissenschaft 
in Europa entsandt, um dort durch ein ernsthaftes, Jahre 
lang fortgesetztes Studium sich in den verschiedensten Bil- 
dungszweigen, als Juristen, als Aerzte, als Cameralisten, als 
BeUetristen zu vervollkommnen. 

Man wird leicht ermessen, dafs die Erfolge des so ver- 
schiedenen Unterrichtswesens der Muselmane und Christen 
m hohem Grade zu Gunsten der letzteren ausfallen onüssen. 
Auch hiervon kann der wahre Grund nur in der Religion 
gesucht werden, und man darf mit Sicherheit voraussehen, 
dafs, wenn die Moslems sich nicht bald in dieser sowie in 
anderen Beziehungen von ihrem längst überlebten theocrati- 
sehen System emancipiren, sie sich in dem eigenen, nach 
den Grundsätzen christlicher Civilisation , refonnirten Staate 
fremd Und unbehaglich fühlen werden. 

Wenn nun der §. 8 den Religionsgemeinschaften gestat- 
tet, alle Arten von Schulen in ihrer Mitte zu begründen, 
so liegt darin keine neue Concession, sondern die Bestäti- 
gung eines längst bestehenden Verhältnisses. Beschränkt 
wird dasselbe durch ein früher wenigstens gesetzlich nicht 
festgestelltes Aufsichtsrecht, welches sich der Staat über den 
Unterrichtsplan und die Wahl der Lehrer reservirt: eine 
Vorsichtsmafsregel, die um so gerechtfertigter erspheint,* als 
zugleich die Bildung eines gemischten, Mitglieder aller Na- 
tionen des Orients enthaltenen Unterriohtsrathes zugesagt ist. 

Derselbe §. 8 eröffnet allen Unterthanen des Grofsherm 
ia derselben Weise den Zutritt zu den von der Regierung 
eingerichteten Militär- und Civil -Special -Schulen. Hierhin 
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gehört namentlich die kaiserliche von Sultan Mahmnd ge- 
gründete Medicinal- Schule in Gonstantinopel^ eine vielfach 
gerühmte Anstalt, deren zahlreiche Zöglinge immer ohne 
Unterschied der Religion aufgenommen worden sind, femer die 
Artillerie- und Genie- Schule, in welcher OfSciere für die 
genannten beiden Waffengattungen, von der preufsischen Ar- 
mee entnommenen Lehrern, sowie die Militär -Schule, in der 
Offioiere für Infanterie und Gavallerie von französischen Leh- 
rern ausgebildet werden; eildlich die Marine -Schule zu Ghalki 
unter, der Leitung eines englischen See-Officie;rs. In den 
letzteren drei Schulen konnten bisher nur Muselmane erzo- 
gen werden, das Gesetz vom 10. Mai 1855 und der Hatti- 
houmayoun, indem sie die Fähigkeit der Christen zum Kriegs- 
dienst erklären, eröffnen ihnen zugleich die militärischen 
Erziehungs- Anstalten des Reiches. Es liegt aber auf der 
Hand, dais diese Bestimmung erst dann practisch werden 
kann, wenn die Voraussetzung, auf welcher sie beruht, nem- 
lich die Bildung christlicher Truppenkörper, ins Leben ge- 
treten sein wird. Bis dahin hat der §.8 ebenso wie die 
§§.6, 7 und 19 hauptsächlich eine Bedeutung für die so- 
ciale Gleichheit der Christen mit den Moslems, indem die 
darin enthaltenen Bestimmungen den Einen wie den Ande- 
ren dieselbe Ehre im bürgerlichen Verkehr, dieselbe Stel- 
lung im Staatsdienst, dasselbe Recht auf Erziehung und Bil- 
dung zuerkennen. 

§§.9 und 10. Reform des Gerichts- und des Gefäng- 

nifswesens. 

Der erste Absatz des §. 9 verordnet die Anwendung des 
Princips der gemischten Gerichte auf alle Rechtsstreite, civi- 
1er und crimineller Natur, zwischen Muselmanen und Miir 
gliedern anderer Religionsgemeinschaften. Was die Criminal- 
Justiz betrifft, so bleibt uns hier dem in Bezug auf das Ge- 
setz vom 16. März 1854 bereits Gesagten nichts hinzuzofü- 
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gen fibrig^ denn die dort gesckilderten Bestimmungen sind 
durch den Hattihoumayoun weder abgeändert, noch erwei- 
tert. Wie wiinschenswerth freilich die in Aussicht gestellte 
Revision der Strafgesetzgebung ist, werden unsere Leser aus 
den obigen Bemerkungen selbst entnommen haben. 

Dagegen liegt es. uns ob, näher auf das Wesen der 
Rechtspflege in Civilsachen einzugehen. 

Es wird vielleicht manchem mit den Zuständen des 
Orients nur oberflächlich bekannten Europäer aufgefallen sdn, 
dafs die neueren Gesetze vorzugsweise des zwischen Musel- 
manen und Nichtmuselmanen geltenden Handelsrechtes Er^ 
wähnung thun, als ob die bürgerlichen Beziehungen sich le- 
diglich auf den Handel beschränkten. Dieser eigenthümliche 
Umstand erklärt sich indessen leicht einmal durch die in 
Folge der Verschiedenheit der Religionen gänzlich gesondert- 
ten Familienverhältnisse, dann aber auch durch die politische 
und bürgerliche Trennung, welche bisher zwischen den ver- 
schiedenen Religionsgemeinschaften bestanden hat. Es leuch- 
tet ein, dafs wenn die Ehe einen ganz anderen Character 
bei den Muhamedanem als bei den Christen hat, von einem 
gemeinschaftlichen Ehe- und Erbrecht nicht die Rede sein 
kann; es leuchtet ferner ein, dafs die Beziehungen zwischen 
Individuen, welche durch Religion; Sitte, Sprache und Natio- 
nalität von einander geschieden sind, welche in Folge dieser 
Scheidungsgründe verschiedene Länderstriche, oder verschie- 
dene Ortschaften, oder doch in denselben Ortschaften ver- 
schiedene Quartiere bewohnen, viel spärlicher und viel ein- 
facher sein müssen, als die Beziehungen zwischen Staats- 
bürgern, welche durch alles das mit einander verbunden sind, 
was im grient die Völker trennt. Es ist daher sehr erklär- 
lich, dafs unter solchen Verhältnissen der Handel das haupt- 
sächliche Bindungsmittel zwischen Muselmanen und Christen 
ist, denn beim Austausch der Lebensbedürfuisse vermögen 
sich die Menschen am leichtesten über die Rücksichten hin- 
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wegzusetzen^ welche sie sonst vethindem sich aneinander 
zu schliefsen. 

So hat denn far die bürgerlichen Beziehungen derMu* 
hamedaner zu den Christen das Handelsrecht eine ungleich 
gröfsere Wichtigkeit gewonnen^ als das gemeine Civilrecht 
Namentlich in den gröfseren Städten und yor. allen in der 
Hauptstadt des Beiches^ welche zugleich einer der bedeu- 
tendsten Handelsplätze der Welt ist und in der sich die Völ- 
ker des Orients mit denen, des Occidents begegnen^ sind die 
Berührungen zwischen den verschiedenen Religionsgemein- 
schaften des osmanischen Reiches sowohl als auch zwischen 
Unterthanen des Grofsherm und Fremden häufig und ver- 
wickelter Natur. 

Nach dem alten Rechte nun gehörten alle aus solchen 
Geschäften entsprungenen Processe vor die türkischen Ge- 
richte, d. h. das Mekhemme, während die Gerichtsbarkeit in 
Civilsachen zwischen Individuen desselben Milleti oder dersel- 
ben Religionsgemeinschaft den Patriarchaten und den ihnen 
untergeordneten geistlichen oder, wie bei den Lateinern, welt- 
lichen Behörden anheimfiel. Wir dürfen in letzterer Be- 
ziehung an die auf Seite 24 angegebenen Bestimmungen des 
Berats für den griechischen Patriarchen erinnern, nach denen 
seine Jurisdiction in Ehesachen eine absolute war, in ande- 
ren Civilsachen aber von der Zustimmung der Partheien 
abhing. Diese Zustimmung indessen konnte fast niemals 
zweifelhaft sein, da die Christen ebenso sehr aus Rücksicht 
für die einfluTsreiche Geistlichkeit als in ihrem eigenen In^ 
teresse die Entscheidung ihrer nationalen, wenn auch sehr 
unvollkommen organisirten Gerichte derjenigen des Kadi vor- 
zogen, für den die aus der muhamedanischen Religion entr 
sprungenen Gesetze mafsgebend waren. Hieran ist durch 
den Hattihoumayoun nichts geändert, der in dem dritten Ab- 
satz des §. 9 ausdrücklich besagt: ^Specielle Givilprocesse, 
wie diejenigen über Erbschafts- oder andere derartige Sachen 
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zwischen Unterthanen desselben niclitmuselmanisclien Bitus 
können auf ihr Verlangen vor die Gerichte des Patriarchen 
oder der Gemeinden gebracht werden.*' Nur in dem Fall, 
wo die im §. 3 angeordnete Beform der christlichen Privi- 
legien in Ausführung gebracht und eine Trennung der welt- 
lichen Angelegenheiten von den geistlichen vorgenommen 
würde, wäre die Errichtung besonderer, von dem Clerus un- 
abhängiger Civilgerichte innerhalb der religiösen Gemein- 
schaften denkbar. Auch in diesem Falle aber bliebe die Ju- 
risdiction des Mekhemme für die Christen immer aus dem 
Spiele. 

Vor das Mekhemme haben immer nur solche Sachen 
gehört, bei denen Muselmane betheiligt waren. Die zahl- 
reichsten und wichtigsten dieser Art waren, wie wir gesehen 
haben, die Handelsprocesse. 

Mit Einführung des Tanzimats wurden die Gouverneure 
angewiesen, diese so genannten gemischten Civilprocesse 
zunächst vor die Medjilis oder Provinzialräthe zu bringen, 
die dann, insofern sie sich in jedem einzelnen Fall für com- 
petent erklären, zur Verhandlung und zum Urtheil schreiten» 
Es steht jedoch dem Kadi, der den Berathungen des Medji- 
lis beiwohnt, frei, entweder aus eigenem Antriebe oder auf 
Verlangen der muselmanischen Parthei zu erklären, dafs die 
Natur der* anhängig gemachten Sache ihre üeberweisung vor 
das Mekhemme erheische. Dieser Erklärung muTs Folge ge- 
leistet werden, und sie wird namentlich in allen Fällen ab- 
gegeben, in denen christliche Zeugen muhamedanischen ent- 
gegengestellt werden. Sie sind um so häufiger, je mehr der 
Gouverneur, der Kadi und die muselmanische Majorität des 
Medjilis zu der Ansicht hinneigen, dafs die Interessen ihrer 
Glaubensgenossen vor dem nach den Gesetzen des Islam ent- 
scheidenden Gerichte besser gewahrt werden können. 

Wie dem auch sein mag, es hatte die Pforte immerhin 
die Mangelhaftigkeit der türkischen Justiz in den gemisch- 
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ten Handelsprocessen^ welche oft bedeutende Interessen be- 
rührten^ erkannt und diesem Uebelstande in ihrer reforma- 
torischen Gesetzgebung fiir die Provinzen wenigstens einiger- 
mafsen abhelfen wollen. In Constantinopel, wo der Verkehr 
zwischen Ausländem und osmanischen ünterthanen von jeher 
am lebhaftesten war^ hatte man sich schon, seit langer Zeit 
von der völligen Unzulässigkeit überzeugt^ die Jurisdiction 
in Handelssachen einem Richter anzuvertrauen^ der wie der 
Kadi den Beweis durch Documente gar nicht anerkannte, 
sondern lediglich nach Zeugen- Aussagen und zwar ausschliefs- 
lich nach Aussagen muhamedanischer Zeugen entschied. Es 
war daher fast immer in den Provinzen sowohl als in der 
Hauptstadt seitens der Gesandtschaften und Consnlate auf 
die Niedersetzung besonderer Commissionen für Precesse, bei 
denen Fremde betheiligt waren, .gedrungen. Eine solche 
Gommission war in Gonstantinopel unter dem Namen Tidjaret*) 
permanent geworden. 

Auch bei dieser Gelegenheit trat von Neuem die pri- 
vilegirte Stellung hervor, deren sich die Fremden in Folge 
der Qapitulationen und mit dem immer mehr zunehmenden 
Einflufs des Auslandes erfreuten. Die grofse Begünstigmig, 
welche dadurch ihren Handels-Interessen in Bevorzugung der- 
jenigen der ünterthanen der Pforte zu Theil wurde, erweckte 
bei den letzteren häufig die Neigung unter fremden Schutz 
zu treten. Rufsland, dessen Handel hauptsächlich . }n grie- 
cliischen Händen war, begünstigte dies ebensowohl in seinem 
eigenen Interesse als auch gemäfs dem Grundsatze seiner 
griechischep Schutzpolitik. Die anderen Mächte folgten sei- 
nem Beispiel um so mehr, als sie in der Beförderung des 
griechischen und armenischen Commissionshandels das be- 



*) Tidjalret heifst wörtlich Handel, tidjaret han^ Handelsministeriiim 
und tidjaret medjilici Handelsgericht. Im gewöhnlichen Sprachgebrauch 
nennt man die Behörde, vor der Handelsprocesse entschieden werden, kurz 
tidjaret. 
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quemste Mittel, ihre eigenen Handelsbeziehungen mit d^ 
Levante auszudehnen, erblickten. Das Verfahren, welches 
die Gesandtschaften einschlugen, um den Rayahs wenigstens 
bis auf einen gewissen Grad die Privilegien von Ausländern 
zu übertragen, bestand darin, dafs sie ihnen die Berats oder 
Diplome überliefsen, welche sie von der Pforte für solche 
Individuen erhalten hatten, die sie aus der Z^hl der Inlän- 
der in ihre Dienste nehmen wollten. Grofse Eaufleute und 
Banquiers standen auf diese Weise scheinbar im Dienste der 
fremden Gesandtschaften und ihre Zahl hatte in einem für 
die Pforte beunruhigenden Mafse zugenommen. Um diesem 
Mifsbrauche, in Folge dessen sich die reichsten und ange- 
sehensten Seiner christlichen Unterthanen der Landes-Autori- 
tät entzogen, zu steuern, war Sultan Selim auf den Gedan- 
bn gekommen, eine Handelsgesellschaft unter dem Namen ^ 
der Beratiis zu begründen und sie mit ähnlichen Privilegien, 
wie die den fremden Schutzbefohlenen zustehenden, nament- 
lich auch mit einer privilegirten Gerichtsbarkeit auszustatten. 
Die Handelsprocesse der Beratiis wurden danach dem Mek- 
hemme entzogen und dem Divan des Grofs-Vizirs unmittel- 
bar überwiesen. Die Gesellschaft der Beratiis kam bald in 
den gröfsten Aufschwung und unter dem Schutze ihrer Pri- 
vilegien häuften griechische und armenische Kaufleute im- 
löense Reichthümer und bemächtigten sich fast ausschliefs- 
lidi des immer mehr aufblühenden Handels der Levante. Die 
Revolution vom Jahre 1821 und später die Beformpolitik 
haben den Wirkungskreis der Beratiis wesentlich beschränkt, 
mdefs besteht diese Gesellschaft noch jetzt, wenn auch ihre 
Privilegien unter veränderten Verhältnissen eine geringere Be- 
deutung erhalten haben. 

Inzwischen war das Tidjaret die Instanz für die Han- 
delsprocesse der Fremden mit Unterthanen der Pforte ge* 
blieben. Seine anfänglich mangelhafte Organisation hatte 
den Gesandtschaften häufig zu Klagen Veranlassung gegeben, 

18 
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so dafs die Pforte auch in dieser Beziehung aUmälig den 
Weg der Beform betrat und endlich im Jahre 1847, nach 
einer vorhergegangenen Verständigung mit den fremden Mis- 
sionen, die Umgestaltung des alten Tidjaret in das gemischte 
Handelsgericht von Constantinopel verfugte. Die desfaUsigen, 
noch heute in Kraft stehenden Bestimmungen sind folgende. 

Die Pforl;^ ernennt aus der Beihe . der Muhamedaner und 
Bayahs zehn fest angestellte und besoldete Bichter, während 
von den Gesandtschaften zehn andere Bichter imter den in 
Constantinopel angesessenen fremden, Kaufleuten erwählt wei- 
den. Diese zwanzig Bichter bilden unter dem Präsidium des 
Handelsministers das Handesgericht, dessen alter Name Tid- 
jaret beibehalten ist. Einmal in der Woche, am Donnerstag 
werden Sitzungen abgehalten und nach Stimmenmehrheit ent- 
schieden; wenn unter den Bichtern eine Majorität nicht zu er- 
reichen ist, giebt die Stimme des Präsidenten den Ausschlag. 
Die Pforte liefs nach französischem Muster einen Handelsco- 
dex ausarbeiten, dessen Bestimmungen indessen weniger als 
der französische code de commerce und die Uesancen des 
Platzes mafsgebend gewesen sind. Ein Dragoman der betref- 
fenden Gesandtschaft unterstützte die plädirende, fremde 
Parthei. 

Diese Einrichtung hat sich als in hohem Grade zweck- 
mäfsig und wohlthätig bewiesen; es sind daher nach ihrem 
Vorbilde in zwei der bedeutendsten Provinzialstädte, Smyma 
und Beirut, ähnliche Handelsgerichte, in denen statt des Han- 
delsministers die Gouverneure präsidiren, eingeführt worden. 
Ein Firman vom Jahre 1850 hat diese Mafsregel sowie die- 
jenige der Polizeigerichte selbst auf Aegypten ausgedehnt. 
Die Bogierung des dortigen Pachas hat sich indefs auch 
in dieser Beziehung ziemlich unabhängig von der Pforte zu 
halten gesucht und ist im Jahre 1856 selbststandig, jedoch 
im Einvernehmen mit den fremden Consulaten, mit einer Se- 
form ihrer Handelsgerichte vorgegangen. 
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Das Tidjaret hat nicht nur in Handelssachen^ bei denen 
Fremde betheiligt sind, zu entscheiden, es ist auch ebenso 
in ConstaAtinopel wie in den genannten Provinzialstädten 
die richterliche Instanz in den Civilsachen geworden, bei 
denen Muselmane und Nichtmuselmane, oder Unterthanen 
des Grofsherrn, die verschiedenen nichtmuselmanischen Reli- 
gionsgemeinschaften angehören, z. B. Griechen gegen Ar- 
menier oder Lateiner gegen Juden, betheiligt sind. Dadurch 
ist eine neue Beschränkung der Jurisdiction des Mekhenune 
eingetreten, welche sich wenigstens in Constantinopel wirksa- 
mer als die nach dem Tanzimat für die Provinzen zu Gunsten 
derMedjilis eingeführte erwiesen hat. Die Verweisung der 
Processe von dem Tidjaret an den Kadi ist in der Haupt- 
stadt um so schwieriger, als derselbe in dem Handelsgerichte 
nicht Sitz und Stimme hat. Die Macht der Gewohnheit und 
der Umstand, dafs die meisten Rechtsstreite zwischen Indi- 
viduen verschiedener Religionsgemeinschaften commercieller 
Natur sind, hat es zum unbestrittenen Grundsatz gemacht, 
dafs das Tidjaret in allen Civilprocessen zwischen Musel^ 
manen und Nichtmuselmanen, oder zwischen Nichtmusel- 
manen verschiedener Religion unbedingt competent ist. In 
solchen Fällen aber bilden allein die von der Pforte ernann- 
ten Mitglieder das Richterpersonal, ohne dafs darum der 
Character eines gemischten Gerichtes verloren ginge, denn 
jene Mitglieder sollen aus den Reihen der Muhamedaner und 
der Christen oder Juden gewählt sein; nur ist freilich eine 
Bestimmung über das numerische Verhältnifs dieser beiden 
Kategorien nicht getroffen. 

Der Hattihoumayoun enthält in Betreff dieser Gerichte 
keine neuen Bestimmungen, ja er erwähnt dieselben nicht 
einmal ausdrücklich. Der dritte Absatz des §. 9 bezieht sich 
offenbar auf die vorhin beschriebene Jurisdiction der Pro- 
vinzialräthe, denn er sagt wörtlich: ^die Civilprocesse wer- 
den auch fernerhin öffentlich, nach den bestehenden Gesetzen 

18* 
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und Verordnungen vor den gemischten Provinzialrätlien in 
Gegenwart des Gouverneurs und des Ortsrichters verhandelt 
werden.*' Wenn man nun berücksichtigt, dafs diese Med- 
jilis in ihrer Majorität immer aus Muselmanen bestehen, dafs 
der Ortsrichter der Kadi ist und daher ein wesentliches In- 
teresse hat, die Qompetenz seines eigenen Gerichtshofes mög- 
lichst wenig beschränkt zu sehen, dafs die Gouverneure immer 
geneigt sind die richterliche Autorität ihrer eigenen Reli- 
gionsgemeinschaft zu unterstützen, dafs die übrigen Mitglie- 
der des Medjilis mit Einschufs der christlichen durchgängig 
Creaturen des Gouverneurs sind, so wird man zugeben, dafs 
die Medjilis weder eine Garantie für eine unpärtheiische 
Rechtspflege, noch für die Vertheidigung ihrer Gerichtsbarkeit 
gegen die Ansprüche des Mekhemme bieten können. Es 
wäre daher vielmehr za wünschen gewesen, dafs der Hatti- 
houmayoun die Verallgemeinerung und die Reform des In- 
stituts der Handelsgerichte verfügt hätte. Man darf indefs 
hoffen, dafs die im vierten Absätze des §. 9 in Aussicht ge- 
stellte Revision der auf das Handelsrecht bezüglichen Ge- 
setze in dem angedeuteten Sinne werde verstanden werden. 

In Bezug auf eine solche Revisiou sind schon seit dem 

> ^^ 

Jahre 1854 in Folge eines von dem Tanzimatrathe auf Vor- 
stellungen der Gesandtschaften gefafsten Beschlusses Einlei- 
tupgen getroffen, über welche uns noch einige Bemerkungen 
gestattet dein mögen. 

Unter dem Vorsitz eines Coinmissars des türkischen 
Handelsministeriums waren Delegirte der gröfseren europäi- 
schen Gesandtschaften zusammengetreten und hatten sich 
zunächst dahin geeinigt, dafs die Pforte ihnen den Entwurf 
einer Gerichtsordnung vorzulegen habe. Letzteres ist im Mai 
des Jahres 1856 geschehen und demnächst haben Conferen- 
zen stattgefunden, welche von den Gesandtschaften PreufsenS; 
Oestreichs; Englands, Frankreichs, Sardiniens, der Vereinig- 
ten Staaten von Nord-Amerika, der beiden Sioilien, Grie- 
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chenlands^. der Niederlande und Belgiens beschickt worden 
sind. Dör Zweck dieser Conferenzen war die Revision des 
Entwurfs der neuen Gerichtsordnung für die Handelstribu- 
nale im osmanischen Reiche. 

Da sich bald das Ungenügende des türkischen Ent- 
wurfes in vielen Beziehungen zeigte^ so wurde beschlossen 
einen Gegenentwurf aufzustellen. Die desfallsigen im Juli 
des Jahres 1856 begonnenen Arbeiten haben zu dem Resul- 
tat geführt^ dafs im Frühjahr des Jahres 1857 den Gesandt- 
schaften der vollständige Entwurf einer Gerichtsordnung für 
die Handelstribunale im osmanischen Reiche übergeben wor- 
den ist. Obgleich wir nicht wissen, ob weitere Schritt^ ge- 
than sind, um die Pforte zur Annahme des Entwurfes zu 
bestimmen, so werden sich unsere Leser doch aus der nach- 
stehenden übersichtlichen Darstellung der in demselben zur 
Anwendung gebrachten Grundsätze überzeugen, wie sehr 
sich die baldige Emanirung eines dem Entwürfe entspre- 
chenden Gesetzes empfiehlt. 

Zwei Gesichtspunkte waren vor Allem ins Auge zu 
fassen gewesen, nemlich die Organisation der Gerichte und 
die Feststellung des vor denselben zu beobachtenden Ver- 
fahrens. Nach diesen Gesichtspunkten zerfallt der Entwurf 
in zwei Theile, für welche wiederum der Unterschied hat 
berüpksichtigt werden müssen, der zwischen Processen, bei 
denen Fremde und solchen, bei denen nur Unterthanen des 
Grofsherrn betheiligt sind, besteht. Zunächst soll es also 
gesetzlich ausgesprochen werden, dafs die Handelsgerichte 
in allen Civilprocessen zwischen Unterthanen verschiedener 
B^eligionsg^neinschaften competent sind. Zu dem Zwecke 
soll das von der Pforte ernannte Richterpersonal zur Hälfte 
&U8 Muselmanen und zur anderen Hälfte aus Angehörigen 
öderer Religionsgemeinschaften gebildet sein. FürProcesse 
niit Fremden bleibt es bei dem Zutritt einer gleichen An- 
zahl von Delegirten der Gesandtschaften oder Consulate, je- 
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doch mit der besonderen Bestimmung^ dafs jeder Processi- 
rende mindestens einen Kichter seiner Nationalitat in dem 
Tribunal vorfinden mufs. Es entstehen also zwei nach Art 
der Processe verschieden componirte CoUegia, von denen jedes 
seine besonderen Gerichtstage haben soll. Gemeinsam für 
die Mitglieder beider CoUegien aber ist das Präsidium eines 
eigens dazu von der Pforte bestellten Beamten: eine unge- 
mein wichtige Neuerung, weil sie den Grundsatz der Tren- 
nung der Justiz von der Verwaltung sanctionirt und di^ Han- 
delsgerichte unabhängig von dem Handelsminister in der 
Hauptstadt und den Gouverneuren in den Provinzen hinstellt; 
gemeinsam ist ferner die Vereidigung des Präsidenten sowie 
aller Mitglieder des Gerichtes, osmanischer und fremder; ge- 
meinsam endlich sind die Bedingungen, von welchen nach 
Anleitung des französischen code de commerce die Fähig- 
keit zur Theilnahme an dem Gericht abhängig gemacht wer- 
den soll. 

Nach diesen Principien organisirte Handelsgerichte sol- 
len in allen gröfseren Provinzialstädten, wo sich irgend das 
Bedürfnifs danach zeigt, eingeführt und in Constantinopel 
sowie in den Hafenstädten soll ihnen eine in ähnlicher Weise 
zusammengesetzte Seegerichts -Deputation beigefügt werden, 
deren Competenz alle Marinesachen zufallen. 

Eine weitere heilsame Neuerung ist die Errichtung eines 
Appellhofes für alle Sachen zweiter Instanz, die in erster 
vor den Handelsgerichten der Hauptstadt und der Provinzen 
abgeurtheilt sind. An einem solchen Obergerichte hatte es 
bisher ganz gefehlt, und man hatte sich bei Sachen, die. zur 
Revision gebracht wurden, damit ausgeholfen, sie demselben 
Gerichtshof mit Installation anderer Besitzer zu überweisen. 

Der zweite Theil des Entwurfes bezieht sich auf das 
Gerichtsverfahren und schliefst sich im i Wesentlichen an die 
Bestimmungen des französischen code de procidure an, je- 
doch mit angemessener Berücksichtigung ebensowohl des 
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türkisclien im Jahre 1850 publicirten code de commerce, als 
auch des türkischen gemeinen Civilrechts. Diesed Landes- 
recht mufste dabei nicht nur im Auge behalten^ sondern 
seine vielfachen Lücken durch neue^ theils dem Gewohnheits- 
recht^ theils ausländischen Gesetzgebungen entnommene Be- 
stimmungen ergänzt werden^ da die Voraussetzungen eines 
code civil und eines vollständigen code de commerce, welche 
dem französischen code de procMure zur Seite stehen^ in 
der Türkei nicht vorhanden waren. Daneben hat der Ent- 
wurf auch für das Procefsverfahren die Platz-Üesancen nicht 
unbeachtet gelassen , sondern soviel wie möglich codificirt. 
Es leuchtet ein^ dafs namentlich die Zusammenstellung der 
Gerichtsordnung eine ungemein schwierige Aufgabe gewesen 
ist, da die Verfasser des Entwurfes auf keiner für die Tür- 
kei gesetzlich feststehenden Grundlage weiterbauen konnten^ 
sondern dem fremden Rechte Bestinmiungen entlehnen mufs- 
ten^ die doch auf ganz eigenthümliche und verwickelte Ver- 
hältnisse ihre Anwendung finden sollen. Ob die Arbeit eine 
glückliche gewesen ist^ kann nur der Erfolg lehren; dafs tür- 
kischer Seits wesentliche Verbesserungen vor einer «olchen 
practischen Probe eingeführt werden, ist bei der, geringen, 
den Mitgliedern des Tanzioiatrathes in den betreffenden Mar 
terien innewohnenden Erfahrung kaum zu erwarten: Alles, 
was man von der Pforte verlangen kann, ist, dafs sie sich 
beeile den ihr vorgelegten Entwurf als Gesetz zu publiciren 
und in Ausführung zu bringen. Sie würde damit in der 
That einen heilsamen Fortschritt in der Reform ihres Ge- 
richtswesens vollbringen und den allgemeinen Sieg gesunder 
und gerechter Grundsätze anbahnen. Namentlich würde die 
Bildung einer Behörde, in welcher muselmanische und nicht- 
muselmanische Beamten sich das Gleichgewicht hielten, ein 
fiir den gesammten administrativen Organismus ungemein 
wichtiges Präcedenz seih. Nicht minder heilsam wäre die 
Trenntmg der Justiz von der Administration sowohl für die 
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Hauptstadt als far die Provinzen. Dieser in jedem civiUsir- 
ten Staatswesen elementare Grandsatz ist bei der bisher den 
Provinzialräthen zuertheilten Jurisdiction ganz unbeachtet ge- 
blieben. Wie wünschenswerth es aber ist, dafs er zur Gel- 
tung komme, werden unsere Leser aus den obigen Bemer- 
kungen über die Mangelhaftigkeit jener administrativen 
Hechtspflege entnommen haben. ' 

Wir können es daher nur wiederholt aussprechen, <daf8 
ein Fortschreiten auf der mit Errichtung des gemischten 
Handelsgerichts betretenen Bahn durchaus in dem Geiste sein 
würde, der die Türken und die fremden Gesandten bei ihren 
Berathungen über den Hattihoumayoun beseelte. Geht man 
bei Ausführung der gemachten Vorschläge mit Vorsicht und 
gerechter Würdigung der bestehenden Zustande, je nach dem 
hervortretenden Bedürfnisse zu Werke, so läXst sich vielleicht 
ein für die Stärkung des Reiches günstiges Resultat erreichen, 
jedenfalls wäre dies ein richtigerer Weg, als wenn man, wie 
das ^ der vierte Absatz des §. 9 fast anzudeuten scheint^ eine 
Umformung des gesammten Civil- und Criminalrechts nach 
europäischem Muster versuchen wollte. Wo so tief eingrei- 
fende politische, sociale und religiöse Scheidungen in der 
Bevölkerung noch bestehen, wie im osmanischen Reiche, da 
die Codificirung des Rechtes auf der Basis eines nur in der 
Einbildung vorhandenen, allgemeinen Staatsbürgerthums un- 
ternehmen, hiefse statt Ordnung Verwirrung, statt Civilisation 
Anarchie und statt des Glückes der Völker ihr unvermeidli- 
ches Verderben vorbereiten, v Uebrigens darf man sich in die- 
ser Beziehung beruhigen," denn eine derartige Arbeit würde 
eine Riesenkraft erfordern, welche der Pforte weder um das 
Gute, noch um das Schlechte zu vollbringen eigen ist. 

Der §.10 soll eine Reform des Gefangnifswesens in Aus- 
sicht stellen. Dieselbe ist gewifs aus Gründen der Mensch- 
lichkeit in hohem Grade dringend geboten, denn der Zustand 
der Gefängnisse im osmanischen Reiche ist ein sehr trauri- 
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ger; aber um in dieser Beziehung etwas Bedeutendes zu 
leisten^ wnrde es nicht nur des guten Willens^ sondern vor 
Allem peconiarer Mittel bedürfen^ über welche die Pforte nicht 
eher verfugen kann, als bis zu einer radicalen Reform ihres 
Finanzsystems geschritten ist. Bis dahin mfissen die Yer- 
heifsungen des §. 10, so sehr sie auch den edlen Absichten 
der Urheber des Hattihoumayoun Ehre machen, fromme aber 
unerffillte Wünsche bleiben. 

Die grundsätzliche Abschaflhing der Tortur, welche der 
§. 10 ebenfalls ausspricht, ist eine Wiederholung der in dem 
Fimian über die Polizeigerichte vom Jahre 1847 und in 
dem Gesetz vom 16. März 1854 enthaltenen Bestimifiungen. 
Die strenge Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften in Be- 
treff der Anwendung körperlicher Züchtigungen wird in den 
entfernteren Provinzen, wo eine Controle über die Amtshand- 
lungen der Gouverneure besonders schwierig ist, kaum zu 
erreichen sein. Nur von den Fortschritten der Civilisation 
im Allgemeinen läTst sich deshalb GutQs erwarten. 

§. 11. Die Polizei. 

Man macht sich in Europa oft falsche Vorstellungen 
über den Zustand der öffentlichen Sicherheit im osmanischen 
Reiche. Ueberall wo die Autorität der Pforte unbesixitten 
ist, he^rrscht die gröfste Ruhe und Ordnung. Es liegt dies 
einmal in der trefflichen, die persönliche Würde nie aus dem 
Auge lassenden Haltung der muselmanischen Bevölkerung, 
dann aber in dem unglaublichen Respect, welcher der Masse 
der Christen der türkischen Herrschaft gegenüber durch die 
Gewohnheit der Jahrhunderte eingeimpft ist. Wenige Poli- 
zei-Soldaten genügen, um viele Tausende in den Schranken 
des Gesetzes und der Sitte zu halten. Eine Organisation 
der Polizei wird sich daher füglich auf die bessere Bezah- 
lung der niederen Beamten und Mannschaften (Eavassen ge- 
nannt) beschränken dürfen. 
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Anders freilicbi steht es in Gegenden^ wo die Autorität 
der Pforte keine ausschliefsliche und unbestrittene ist; an 
der hellenischen Grenze, in dem Umkreise von Montenegro, 
in gewissen Gegenden Syriens sind die Räubereien an der 
Tagesordnung; es hat dies indefs seinen Grund üi politischen 
Verhältnissen, für deren schlimme Folgen es ungOTecht sein 
würde, die türkische Polizei verantwortlich zu machen. Die 
schreckenerregenden Scenen, die sich in neuerer Zeit in Con- 
stantinopel und. früher in Smyrna ereignet haben, sind ganz 
eigenthümlichen ' Ursachen zuzuschreiben. Die Verbrecher, 
welche am hellen Tage in den Strafsen Pera's Raubanfälle 
und Morde verübt, ganze Häuser ausgeplündert, förmliche 
Gefechte in öffentlichen Vergnügungslocalen geliefert haben, 
sind fast ohne Ausnahme Ausländer gewesen, welche der 
Jurisdiction der fremden Kanzleien und Consulate unterwor- 
fen, hundert Mittel haben, um den Verfolgungen • der türki- 
schen Polizei zu entfliehen. Ohne die für jeden einzelnen Fall 
besonders einzuholende Genehmigung dieser fremden Behör- 
den dürfen Ausländer, wenn nicht auf frischer That ertappt, 
von der türkischen Polizei nicht verhaftet werden, ohne 
solche Genehmigung darf letztere in von Ausländern bewohnte 
Häuser nicht eindringen und überhaupt keine irgend ener- 
gischen Mafsregeln ergreifen. Man wird also zugeben, dafs 
es sich da weniger um eine Organisation der türkischen Po- 
lizei als um eine Modification der Capitulationen, recht eigent- 
lich im Interesse der Fremden, handelt. Wenn die Gesandt- 
schaften nicht, wenigstens theilweise, auf ihre Privilegien ver- 
zichten wollen, haben sie kein Recht, sich über Folgen, 
welche die Schwächung der Landesbehörden nach sich zieht, 
zu beklagen. Wir werden später Gelegenheit finden auf diese 
schwierige Frage von der Revision der Capitulationen zurfick- 
zukommen. 
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§. 12. Heranziehung der Christen zum Kriegs- 
dienste. 

lieber diesen Paragraphen bleibt uns nach den ausfähr- 
licheii Erörterungen, zu denen das Gesetz vom 10. Mai 1855 
Anlafs gegeben hat, wenig zu sagen übrig. Wie jenes Ge- 
setz, so verheifst auch der Hattihoumayoun eine fernere Ver- 
ordnung über die Bedingungen, unter denen der Eintritt der 
Christen in die osmanische Armee erfolgen soll. Eine solche 
Verordnung ist indefs noch nicht erschienen, dagegen ist der 
Haradsch durch eine höhere, auf den Kopf eines jeden dienst- 
fähigen Individuums durchschnittlich zu 40 Piastern (etwa 
2Tlilr.) berechnete Militär -Contributions- Steuer ersetzt, und 
gegen diese liilafsregel von den deshalb zu Rathe gezogenen 
Patriarchen imd Notabein der verschiedenen Religionsge- 
meinschaften keine Einwendung erhoben worden. Unter den 
cbistlichen Bevölkerungen indessen ist die nicht unbegrün- 
dete Klage laut geworden, dafs man ihnen neue Lasten auf- 
gebürdet habe, ehe sie der durch den Hattihoumayoun ver- 
heifsenen Rechte und Vortheile theilhaffcig geworden seien. 

§§. 13 und 18. Reform der Provinzialräthe (Med- 
jilis) und Zuziehung von Christen zu gewissen Be- 
rathungen des höchsten Staatsrathes (conseil su- 

prime de justice). 

Die Reform der Provinzialräthe wird sich hauptsächlich 
auf folgende Punkte zu erstrecken haben: 
1) Das numerische Verhältnifs der muselmanischen zu den 
nichtmuselmanischen Mitgliedern. Es wäre gewifs drin- 
gend zu wünschen, dafs für die Bestimmung dieses 
Verhältnisses die numerische Stärke der verschiedenen 
Bevölkerungen zu Grunde gelegt würde. Solange die 
Christen selbst in den Provinzen, in denen sie die über- 
wiegende Mehrzahl der Bevölkerung ausmachen, durch 
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eine kleine Minorität in den Medjilis vertreten sind, 
kann von einer wirksamen Yertheidigong ihrer Interes- 
sen den muselmanisclien Gouverneuren gegenüber nicht 
die Rede sein. Die Beform der gemischten Handels- 
gerichte, welche wie bemerkt auf Anregung der Ge- 
sandtschaften und nach eineiji von deren Delegirten 
ausgearbeiteten Project in Aussicht steht, wird für die 
neue Organisation der Medjilis hoffentlich ein günstiges 
Präcedenz feststellen. Ist einmal das Gleichgewicht 
zwischen Moslems und Christen in Einer Behörde her- 
gestellt, so wird es nicht mehr so schwierig sein, den- 
selben Grundsätzen bei den anderen, welche aus Mit^ 
gliedern verschiedener Beligionsgemeinschaften zusam- 
mengesetzt sind, in Anwendung zu bringen. 

2) Die Wahlfreiheit für diejenigen Abgeordneten, welche 
die Gemeinden zu entsenden haben. Es wird darauf 
ankommen, dafs diese Abgeordneten nicht Creaturen 
der Pacha's seien und sich dazu hergeben, seine Ver- 
antwortlichkeit durch ihre, von personlichen Rücksichten 
beeinflufsten Abstimmungen zu erleichtem. Die des- 
halb zu erlassenden Verordnungen werden in Einklang 
mit der im §. 3 in Aussicht gestellten Beorganisation 
der weltlichen Verwaltung der christlichen Gemein- 
schaften zu bringen sein. 

3) Die Freiheit der Abstimmung. Den Gouverneuren wird 
die Befugnifs nicht gelassen werden können, die Milr 
glieder der Medjilis wegen ihrer Abstimmungen will- 
kürlich abzusetzen oder sonst zu beunruhigen, obgleich 
der Staatsverwaltung natürlich die Mittel bleiben müs- 
sen, die Provinzialräthe in den gesetzlichen Schranken 
zu halten. 

4) Das Oberaufsichtsrecht der Pforte über die Berathun- 
gen der Medjilis, theils um deren Rechte den Gouver- 
neuren gegenüber zu wahren ^ theils um die Autorität 
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der letzteren gegen Uebergriffe der ersteren 'aufrecht- 
zuerhalten. 

Diese vier Punkte »ind in dem §.13 wenigstens ange- 
deutet. Wir möchten ihnen noch einen fünften hinzufügen: 
die Lostrennung jeder Art von Jurisdiction in gemischten 
Ciyilprocessen yon den Befugnissen der Provinzialräthe und 
deren Ueberweisung an die allgemein neu zu errichtenden 
Tidjarets. 

Der §.18 will die im §.13 den nichtmuselmanischen 
Gemeinschaften zugesicherte Vertretung durch die Bestim- 
mung yervollstandigen, dafs das Haupt einer jeden dersel- 
ben und je ein besonders jährlich von ihnen zu erwählen- 
der A);)geordneter bei den Berathungen des höchsten Rechts- 
rathes in allen Fällen^ in denen Gegenstände von allgemei- 
nem Interesse für alle Classen der Unterthanen des Sultans 
zur Verhandlung kommen^ Sitz und Stinmie haben sollen. 
Welches diese Falle sind^ ist nicht genau angegeben^ son- 
dern gesagt, dafs der Grofs-Vizir die Vertreter der nicht- 
muselmanischen Gemeinschaften, wenn es erforderlich, be- 
sonders zur Theilnahme an den Sitzungen des höchsten Rechts- 
ratlies einladen solle. Bis jetzt ist dies, soviel uns bekannt, 
nur einmal geschehen, als es nemlich darauf ankam, die 
Deue Kriegs-Contributions-Steuer für die Nichtmuselmane ein- 
zufahren. In diesem Falle standen gerade nicht die allge- 
meinen, sondern die besonderen Interessen einzelner Classen 
von Unterthanen in Frage. Es wird indefs der Beirath 
der Vertreter der nichtmuselmanischen Gemeinschaften auch 
hauptsächlich bei solchen Mafsregeln wünschenswerth sein, 
die sich auf die eigenthümlichen Rechte und Privilegien eben 
dieser Gemeinschaften beziehen. Dafs diesö Vertreter der 
Pforte eine irgend unbequeme Opposition machen wollten, 
ist solange nicht zu erwarten, als letztere ihren überwiegen- 
den Emflufs auf die Patriarchate und die Notabein bewahrt 
Daher darf man auch von der vorsichtigen und feinen Poli- 
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tik des Diyan erwarten^ dafs er sich durch die bis jetzt we- 
nigstens völlig illusorische Zustimmung angeblicher Vertre- 
ter der christlichen ünterthanen nicht zu willkürlichen Ein- 
griffen in deren politische und kirchliche Organisation ver- 
leiten lassen wird. Sie könnten die traurigsten^ der Absickt 
des Gesetzgebers durchaus widersprechende Folgen herbei- 
führen. 

§. 14. Das Recht des Grundbesitzes. Die Fähig- 
keit der Ausländer Grundbesitz in der Türkei zu 

erwerben. 

In Folge einer eigenthümlichen Fiction des alten isla- 
mitischen Rechtes war durch die Eroberung der gesammte 
Grund und Boden des Reiches ^Eigenthum des Staates ge- 
worden. Die Masse dieses fingirten Staatseigenthums wurde 
demnächst in drei verschiedene Classen gesondert: die erste 
fiel den Moscheen zu^ um aus den Erträgen der dazu gehö- 
rigCA Güter die Bedürfnisse des Gottesdienstes^ den Unter- 
halt der Hospitäler und Schulen, die Besoldung der Geist- 
lichen zu bestreiten; die zweitö wurde als Privatbesitz theils 
den siegreichen Muselmanen überwiesen, theils den unter- 
worfenen Rayahs gelassen; die dritte endlich wurde Staats- 
domäne. Im Lauf der Zeiten hat die Fiction, welche dem 
Staate das Obereigenthum über das ganze Territorium vin- 
dicirte, ihre practische Bedeutung verloren; dagegen ist die 
Eintheilung der Grundstücke in die drei Classen geblieben. 
Um also eine richtige Anschauimg von den Verhältnissen 
des Grundbesitzes in der Türkei und des darauf bezüglichen 
Rechtes zu gewinnen, ist es vor Allem nothwendig, sich über 
den Unterschied zwischen jenen Classen klar zu werden. 

Zu der dritten, zu der Classe der Domänen gehören die 
eigentlichen Staatsdomänen, deren Revenuen in die Staats- 
kasse, den Miri, fliefsen; die ohne Cultur brach liegenden 
Ländereien; die Privatdomänen des Sultans und diejenigen, 
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welche die Apanagen der Mitglieder der kaiserlichen Familie 
ausmachen; es gehörten ferner dahin gewisse Lehen^ die mit 
Staats- und Hofämtern > verbunden waren^ und andere^ die 
sogenannten Ziamets und Timars ^ welche den Spahis mit 
der Verpflichtung zumi persönlichen Kriegsdienst, übertragen 
wurden. Alle diese }^ehen sind indefa seit der neuen^ durch 
Sultan Mahmud eingeführten Organisation aufgehoben imd 
es fallen daher heute die betreffenden Kategorien der drit- 
ten Classe fort. Die übrigen Domänen sind^ mit Ausnahme 
der uncultivirten Ländereien, welche unter gewissen Bedin- 
gungen in das Eigenthum des sie cultivirenden Besitzers 
übergehen, unveräuTserlich, obgleich bisweilen aus ihrer Masse 
besonders verdienten Staatsmännern imd Generalen Dotatio- 
nen verliehen werden. 

Ebenso- unveräufserlich sind die Grundstücke der zwei- 
ten Classe, die Moscheen -Güter, welche unter den Namen 
Vakouf begriffen werden. Die Ausdehnung dieser Vakoufs 
hat ungemein zugenonmien, so dafs gut unterrichtete Schrift- 
steller die bisher nicht bestrittene, obgleich kaum glaubliche 
Behauptung aufgestellt haben, dafs drei Viertel des gesamm- 
ten Bodens im osmanischen Reiche Vakouf seien. * Nicht 
allein der religiöse- Sinn der Moslems ist die Ursache einer 
so unverhältnifsmäfsigen Vermehrung des türkischen Kirchen- 
gutes gewesen; es haben dazu noch ganz eigenthümliche 
Umstände beigetragen, über welche uns einige eingehendere 
Bemerkungen gestattet sein mögen. 

Der bei Weitem gröfsere Theil der den Moscheen zuge- 
hörigen Grundstücke ist in eine Art Erbpacht gegeben. Der 
Vakouf wurde gegen Einzahlung einer Summe von 10, 12 
oder 15 pCt. des abgeschätzten Werthes und gegen Leistung 
^iner jährlichen, nach einem Procentsatz des eingezahlten 
Kapitals berechneten Rate einem Privaten und dessen direc- 
^r Descendenz überlassen. Nach dem Aussterben dieser 
Descendenz fiel dann der Vakouf an die betreffende Moschee 
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zurück und wurde wiederum in derselben Weise in Erbpacht 
gegeben. Jedoch stand es dem jedesmaligen Besitzer frei 
seine Rechte einem Dritten zu cediren, unter Erlegung einer 
Abgabe von 3 pCt. des Eaufgeldes an die Moschee. 

Ein solcher Besitz hatte neben dem Yortheil der Steuer- 
freiheit (namentlich der Befreiung von dem Zehnten) auch 
den der ünveräuTserlichkeit. Ebensowenig wie der Staat 
seine Domänen^ ebensowenig durfte die Moschee ihren Ya- 
kouf verlieren. Freilich war dadurch das Recht des Vakouf- 
Besitzers kein imveräufserliches geworden, aber es stand 
doch unter dem Schutz der kirchlichen Yerwaltung, olme 
deren ausdrückliche Anerkennung es nicht auf einen ande- 
ren Besitzer gesetzlich übergehen konnte. Es lag darin eine 
nicht zu verachtende Garantie gegen Usurpationen, die vor 
einer Auflehnung gegen die Macht der ülema's mehr als vor 
der Yerkennung von blofsen Privatrechten zurückschreckten. 
Aber auch die Confiscation von Vakoufs zu Gunsten des Staar 
tes war eigentlich unzulässig, denn der Staat war weder be- 
rechtigt, die Moschee ihres Eigenthums zu berauben, noch 
durfte er zu ihr in das YerhältniTs eines gewöhnlichen £rb- 
pächters treten. Der Staat kann ja nicht beerbt werden; 
die Moschee ging daher ihm gegenüber des Heimfallsrechtes 
verlustig, welches ihr sonst nach dem Absterben der direc- 
ten Descendenz des Besitzers zustand. Indessen der Staat 
ist ein gefährlicher Usurpator und er findet immer Mittel 
und Wege um seinen Rechtsverletzungen den Stempel der 
Gesetzlichkeit aufzudrücken. Das hat er denn auch oft bei 
Confiscationen von Yakoufs gethan. Demohngeachtet war in 
Zeiten, wo so häufig statt des Rechtes die Willkür und statt 
der Ordnung Anarchie herrschten, der Besitz des Moscheen- 
gutes ein ungleich sicherer als der des freien Eigenthums, 
und daher suchten Yiele letzteres gegen die Habsucht der 
Pacha's dadurch zu schützen, dafs sie es den Moscheen über- 
trugen und von denselben als Yakouf zurückerhielten, b 
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solchen Fällen waren es dann die Moscheen^ die eine Quote 
des abgeschälten Werthes den Besitzern auazahlten^ die übri- 
gen Bedingungen der Erbpacht bjiieben dieselben. 

Der Yortheil^ welcher dem Land-Eigenthümer aus dieser 
Umwandlung von Privat-Elgenthum (Mülk) in Vakouf erwuchs, 
lag übrigens unter allen Umständen auf der Hand; denn ab- 
gesehen von der dadurch erworbenen grofseren Sicherheit des 
Besitzes entzog sich der Besitzer auch der Steuerlast und 
übernahm nur die Verpflichtung zur Zahlung eines rein notni- 
nellen^ höchstens Ein Frocent yon dem Ertrage seines Gutes 
ausmachenden Canons. Die Beschränkung des Erbrechtes 
auf die directe Descendenz war dem Muselman^ für den der 
Begriff dcir Familie sich nicht über das Haus hinaus erstreckt, 
kaum empfindlich, und wollte er seine Vakouf- Güter einem 
Seitenverwandten hinterlassen, so stand ihm noch immer das 
Au8kunft^^littel des Scheinverkaufes offen. 

So vortheilhaft dieses Verhältnlfs aber auch für den Pri- 
vaten sein mochte, ebenso nachtheilig war es für den Staat, 
der seine Grundsteuer, den Zehnten, immer mehr zusanmien- 
schmelzen sah. Sultan Mahmoud suchte daher dem weite- 
ren Umsichgreifen der Umwandlung des Mülk in Vakouf 
ein Ziel zu setzen, indem er durch einen Hatti-cherif vom 
30. Juni 1826 das Ccmfiscations -Bureau und dadurch die 
eine der Ursachen, welche die Eigenthümer anjgetrieben hatte, 
ihren freien Besitz unter den Schutz der Moscheen zu stel-. 
len, aufhob, dann aber auch die Verwaltung sämmtlicher den 
Moscheen gehöriger Güter in den Händen einer Staatsbehörde 
concentrirte, an deren Spitze ein Minister trat^ und welche 
allein die Berechtigung erhielt, die betreffenden Berats für 
neu zu creirende Vakouf s, nach genauer Untersuchung der 
einzelnen Fälle, auszustellen. Mit der in Folge des Hatti- 
houmayoun von Gülhane in höherem Grade befestigten Sicher- 
heit des Eigenthums sind denn auch jene Fälle in neuerer 
Zeit viel seltener geworden. 

19 
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Bei Geflegenheit dieser Reorganisation der Vakouf- Ver- 
waltung sind eine Anzahl eigenthümliclier Verpflichtungen, 
welche die Staatskasse gegen einzelne Moscheen eingegangen 
War^ in die jährlich zu zahlende Summe von 12 und einer 
halben Million Piastern radicirt. Diese Verpflichtungen wa- 
ren eines Theils daraus entsprungen^ dafs sich der Staat 
durch Confiscatiönen unter allerlei Rechtstiteln, die die Mo- 
, scheen anzuerkennen gezwungen waren, in den Besitz von 
Vakouf • Gütern gesetzt und also gegen den Grundsatz der 
ünveräui^erlichkeit des Moscheengutes verstofsen hatte. Der 
Staat, der somit in das Verhältnifs des Erbpächters zu den 
Moscheen getreten war, mufste immerhin, wenn er anders 
nicht vollkommen als Kirchenräuber auftreten wollte, wenig- 
stens den herkömmlichen Canon zahlen. Aufserdem waren 
in früheren Zeiten gewisse Staatseinnahmen, wie die Dona- 
nen einzelner Häfen, die Zehnten gewisser District^ von Sul- 
tanen an Moscheen und fromme Stiftungen überwiesen wor- 
den. So gehörten einer der grofsen Moscheen in Coüstanti- 
nopel die Einnahmen des Zollamtes von Smyrna. Jene Gü- 
ter hat der Staat nunmehr als sein Domanial-Eigenthum de- 
finitiv in Beschlag genommen, während die bezeichneten Ein- 
künfte in den Kreis der gewohnlichen t'inanzverwaltung ge- 
zogen sind. Die Entschädigung für die Vakouf- Verwaltung 
ist nach den alten Beträgen berechnet. Wie sehr der Staat 
dabei gewonnen hat, wird aus dem einzigen Beispiel klar 
werden, dafs das Zollamt von Smyrna, welches gegenwärtig 
an 3 Millionen Piaster jährlich einbringt, für die Vakouf- 
Verwaltung auf 50,000 Piaster abgeschätzt ist. 

Obgleich sich also die Zweckmäfsigkeit der vom Sultan 
Mahmoud eingeführten Reform nicht verkennen läfst, so wäre 
es doch zu wünschen, dafs die Regierung nunmehr noch 
einen Schritt weiter, ginge und die in Erbpacht gegebenen 
Vakouf- Güter in freies Eigenthum verwandelte. Sie würde 
wohl berechtigt sein, von den Besitzern deshalb eine ein- 
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malige, aufserordentliche Abgabe zu fordern, und sie würde, 
indem sie den ganzen Grund und Boden des Reiches zu einer . 
gleichmäfsigen Besteuerung heranzöge, ihre Revenuen so ver- 
mehren, dafs sie ohne Schwierigkeit die bisher aus den Fondö 
der Vakouf- Verwaltung aufgebrachten Kosten für die Erhal- 
tung der Moscheen, Hospitäler, Schulen etc. übernehmen 
könnte. Die Einnahmen aus den ungeheuren Vakouf- Be- 
sitzungen betragen nicht mehr als 32 Millionen Piaster, so 
dafs mit Hinzurechnung der von der Regierung gezahlten 
\2{ Million etwa 45 Millionen für den Gottesdienst und den 
öffentlichen Unterricht der Muselmane verwandt werden. 
Einer der ausgezeichnetsten Kenner orientalischer Verhält- 
nisse hat die Behauptung aufgestellt, dafs die Regierung, 
wenn sie den Vakouf der Besteuerung als freies Eigenthum 
unterwürfe, das Budget des muselmanischen Cultus auf 
db Mülionen bringen und doch noch einen jährlichen Rein- 
gewinn von 60 Millionen würde realisiren können. Offenbar 
müfste dieser meist aus dem in Natura erhobenen Zehnten 
fliefsende Gewinn mit dem zunehmenden Ertrage der Güter 
steigen, während jetzt das anormale Verhältnifs besteht, 
dafs drei Viertel des Grund und Bodens im osmanischen 
Reiche von der Grundsteuer eximirt sind. Aber eine solche 
radicale Reform in dem Vakouf- Wesen würde auf grofsön 
Widerstand bei der mächtigen und mit dem alten Türken- 
tlium eng verwachsenen Klasse der ülemas stofsen, deren 
Glieder, trotz der von Sultan Mahmoud eingeführten Reor- 
ganisation, noch immer bedeutende persönliche Vortheile aus 
der* Verwaltung der Vakouf- Güter ziehen. Diesen Widerstand * 
zu brechen ist keine leichte Aufgabe für die Regierung und 
würde eine Energie erfordern, welche sich wie überall so 
auch in' Constantinopel nur selten zeigt. Indefs ohne Ener- 
gie wird es unmöglich für die Pforte sein, sich ihren greisen 
finanziellen Verlegenheiten zu entziehen. Und doch ist das 
eine Lebensfrage für das osmanische Reich, ^o daf» man 

19* 
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Itoffen darf 9 dafs die Finanzen mit ihren unerbittlichen For- 
derungen den türkischen Staatsmännern die Kraft zur Er- 
greifung von Maisregeln auch in Betreff des Yakoufs einfiö- 
fsen werden^ welche das Wohl des Staates driagend erheischt. 

Nach dem §.14 des Hattihoumayoun wird erklärt^ dafs 
die Gesetze, welche die Verfugung über unbewegliches Eigen- 
thum regeln, für alle Unterthanen des. Reiches gemeinsam 
seien. Hieraus folgt also, dafs die Christen berechtigt sind, 
alle Arten der den Moslems gehörigen Güter, seien sie Mülk 
oder Vakouf, zu erwerben. Dieser Gnmdsatz wird indeik nur 
sehr allmälig zur practischen Wahrheit werden können. Die 
Moslems fühlen sehr wohl, dafs def Besitz des Grund und Bo- 
dens eine politische Bedeutung für sie hat Wäre derselbe ein- 
mal massenhaft in die Hände der sich durch den Handel und 
die Industrie bereichernden Christen übergegangen, so wurde 
mit der socialen Stellung der bisher im ausschliefslichen Besitz 
der Herrschaft befindlichen Bace eine Veränderung vorgehen, 
die weit wichtigere Folgen haben müTste, als alle möglichen 
Beformgesetze. Der Nationalstolz und das lebhaft von den 
Türken gefühlte, gemeinsame Interesse ihres Stammes treten 
daher einer Veräufserung von muselmanischen Grundstücken 
an Christen hindernd entgegen. Es ist in Europa schwer, 
sich eine richtige Vorstellung von der Zähigkeit zu machen, 
mit der' der Türke an solchem Eigenthum festhält, auf wel- 
ches er aus religiösen oder nationalen Beweg^ünden beson- 
deren Werth legt. Er zieht es vor, die glänzendsten Aner- 
bietungen reicher Griechen und Armenier auszuschlagen, um 
nur nicht gegen seine eigenen oder die Ueberzeugungen sei- 
ner Glaubensgenossen anzustofsen. Wer auch nur versucht 
hat, ein edles Pferd von einem Türken zu kaufen, der weifs, 
welche Schwierigkeiten man zu überwinden, welche Opfer 
man zu bringen hat, um ihn zum Aufgeben seiner nationa.- 
len Vorurtheile zu bewegen. ^ 

Aber wenn es auch hier und da gelingt, die Scrupel 
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eines Muselmans dturch die Aussicht auf grofsen Gewinn zu 
beseitigen, so wird die Behörde dem Christen, der das mu- 
selmanische Grundstück für gutes Geld dem Gesetze gemäfs 
kaufen will, dennoch Schwierigkeiten entgegenstellen. Damit 
der Kauf eines solchen Grundstückes nemlich gültig sei, ist die 
Ausstelking des neuen Besitztitels entweder durch das Mek- 
hemme, wenn es sich um Mülk handelt, oder durch die Va- 
kouf- Verwaltung erforderlich. Diese Behörden werden in 
dem Quartiergesetze einen keinesweges durch die Reform auf- 
gehobenen, sondern von dem Hattihoumayoun selbst aner- 
kannten Gnind finden, um die Legalisation des Verkaufes zu 
verweigern. Sie werden sich darauf berufen, dafs im osma- 
nischen Reiche die verschiedenen Milletis verschiedene Lo- 
calitäten bewohnen und dafs es im Interesse der öffentlichen 
Ordnung liege, diese örtliche Scheidung aufrecht zu erhalten. 
Sie werden hervorheben, dafs die auf der Religion beruhende 
Sitte es nicht dulde, Christen mitten unter Moslems wohnen 
zu lassen. Sie werden diesem Grundsatz eine möglichst 
weite Ausdehnung geben und es wird ihnen fast immer ge- 
lingen, irgend einen kleinen Umstand auffindig zu machen, 
aus dem sie den Kauf muselmanischen Grund und Bodens 
durch einen Christen als dem Quartiergesetze widerstreitend 
darzustellen yennögen. 

Nichts würde mehr geeignet sein, in dieser Beziehung 
eine durchgreifende Veränderung einzuführen, als wenn der 
zweite Theil des §. 1 4 in Ausführung gebracht würde. Nach 
dem8elbe^ soll es Ausländern gestattet sein, Grund und Boden 
in der Türkei zu erwerben, unter folgenden Bedingungen: 

1) dafs sie sich den bestehenden Geisetzen und polizei- 
lichen Verordnungen fügen; 

2) dafs sie dieselben Lasten, wie Unterthanen der Pforte 
tragen; 

d) dafs vorher Arrangements mit den fremden Mächten 
deshalb getroffen seien. 



•« 
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Es ist bekannt^ dals bis jetzt Ausländer nicht berech- 
tigt gewesen sind^ Grundbesitz im osmanisclien Reiche zu 
erwerben. Die ursprüngliche Ursache dieser Ausschliersung 
darf wohl in der eigenthümlichen Stellung gesucht werden, 
welche die Türken überhaupt zu den fremden Mächten ein- 

fa 

nahmen. Es war ja die Unterwerfung def Ungläubigen an- 
ter das Gesetz des Islam ein Gebot des Propheten und die 
Türkei befand sich daher grundsätzlich fortwährend im Kriege 
mit den europäischen Staaten. Die Unterbrechung des Krie- 
ges glich immer mehr einer Waffenruhe, als einem dauei- 
haften^ durch die Anerkennung derselben Rechtsgrundsätze 
von den verschiedenen Partheien gesi^erten Frieden. Je un- 
sicherer und anormaler der Zustand des unterbrochenen 
Krieges war, um so nothwendiger wurde es, nicht nur die 
bei der Pforte beglaubigten Gesandtschaften mit den weite- 
sten Privilegien auszustatten, sondern auch die fremden, sich 
in der Türkei aufhaltenden TJnterthanen von der politischen 
Organisation der osmanischen Gesellschaft möglichst fem zu 
halten, welche ihnen principiell feindlich entgegentrat. Der 
türkische Staat konnte es ebensowenig dulden, dafs sich 
ungläubige Franken auf seinem Territorium festsetzten, als 
diese sich davor scheuen mufsten, Beziehungen im Lande an- 
zuknüpfen, welche aufserhalb der Sphäre des gesandtschaft- 
lichen Schutzes lagen. 

Die Ausschliefsung der Ausländer von dem Rechte des 
Grundbesitzes t^ar daher sowohl von ihrem eigenen Stand- 
punkte aus als auch von demjenigen der Türken eine natür- 
liche Folge der politischen Zustände des Orients im Allge- 
meinen. Im Lauf der Jahrhunderte haben sich indefs diese 
Zustände und mit ihnen auch die Stellung der Ausländer 
sehr wesentlich geändert. Die Jurisdiction der fremden Ge- 
sandtschaften über ihre Nationalen ist für die letzteren heute 
nicht mehr in demselben Grade wie früher eine Nothwendig- 
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keit^ dagegen ist sie in ausgedehnterer Weise ein Privilegium 
geworden, welches^ sie in mancher Hinsicht in eine bessere 
Lage als die Rayahs und selbst als die Türken setzt. Die 
Intervention der fremden Diplomatie beschränkt sich nicht 
mehr darauf, ihre Nationalen in einer von der Gesellschaft 
des Orients isolirten Stellung gegen Anfechtungen, zu schützen, 
sondern die Stütze, welche die Fremden bei ihren Missionen 
und Consulaten finden, gewährt ihnen die Sicherung ihrer 
Rechte für die mannigfaJitigen Geschäftsbeziehungen, in welche 
sie zu den Einwohnern des Landes getreten sind. Unter sol> 
eben Verhältnissen hat die Pforte um so mehr geglaubt^ an 
der Ausschliefsung der Ausländer von dem Recht zum Grund- 
besitz festhalten zu sollen, als sie von einer Einräumung des- 
selben ein ihr unbequemes Eindringen europäischer Elemente 
in den inneren Staatsorganismus befürchtete. 

Es wird indefs die Frage zu erwägen sein, ob dieses Ein- 
dringen nicht gerade dem Interesse des nach höherer Cultur 
strebenden Staates entspreche. Wie sehr es in dem natürlichen 
Entwickelungsgange der Dinge liegt, dürfte schon der Umstand 
beweisen, dafs trotz des Gesetzes eine gewisse Kategorie frem- 
der Schutzbefohlenen thatsächlich bereits Grund-Eigenthümer 
sind. Diese aufseror deutliche Begünstigung trifft bis jetzt 
äusschliefslich die zahlreiche Classe derjenigen, welche seit 
geraumer Zeit, oft in der zweiten und dritten Genera- 
tion, im osmanischen Reiche ihren Wohnsitz haben, ohne 
durch diese lange Expatriation den Anspruch auf die Juris- 
diction der fremden Behörden verloren zu haben. Sehr viele 
dieser sogenannten Levantiner haben namentlich Häuser in 
den gröfseren Hafenstädten, einzelne aber auch sogar sehr 
bedeutende Länderstrecken vorzüglich in Kleinasien erwor- 
ben. Es ist dies freilich nur durch Umgehung des Landes- 
rechtes möglich gewesen; sie haben nemlich ihr unbewcjgli- 
ches Eigenthum jeder Art auf die Namen entweder von Un- 
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terthanen der Pforte oder ihrer Frauen*), welche in dieser 
Beziehung sonderbarer Weise vor dem Gesetze als Rayahs 
gelten^ einschreiben lassen. Im ersteren Fall ersehen sie 
sich irgend einen in ihren Diensten stehenden unbemittelten 
Muselman oder Rayah aus, der vor der Behörde zwar als 
Eigenthfimer gilt, sich aber durch Eingehung einer simulir- 
ten grofsen pecuniären Verpflichtung gegen den wahren Ei- 
genthümer in die Unmöglichkeit versetzt von seinem Recht 
Gebrauch zu machen. Je ärmlicher die Umstände des Schein- 
Eigenthümers, um so willkommener ist er dem wirklichen 
Grundbesitzer, nicht allein weil er dann ganz und gar in 
die Gewalt des letzteren geräth und die Geltendmachung sei- 
ner vor dem Gesetze vollkommen anerkannten Ansprüche 
nicht zu befürchten ist, '«ondem auch weil der Staat dadurch 
verhindert wird die Abgaben von dem betreffenden Grund- 
stück zu erheben. Der wirkliche Eigenthümer ist in seiner 
Eigenschaft als Fremder von diesen Abgaben befreit und der 
Schein -Eigenthümer befindet sich thatsächlich durch seine 
Dürftigkeit in der Unmöglichkeit sie zu leisten. 

Es sei uns vergönnt, dieses für den Staat so nachtheüige 
Verhältnifs an einem Beispiele deutlich zu machen. In Smyr- 
nä, in Salonich und auf der Insel Cypem sind die Fremden im 
Besitz ganzer Stadtviertel und zwar der am besten gelegenen 
und daher werthvollsten. Die Finanz- Verwaltung, welche auf 



*) Es scheint, dafs in dem Gesetz, welches die Franken von dem 
Gmndbesitz ausschliefst , der bezügliche türkische Ausdruck nur im Mas- 
culinnm gebraucht ist. Die orientalischen Bechtsgelehrten , welche sehr 
stark im Interj^retiren sind, namentlich wenn man Mittel und Wege zu fin- 
den weifs, um ihren Verstand und ihre Gelehrsamkeit auf angemessene 
Weise zu unterstützen, haben sich dahin ausgesprochen, dafs, da das Ge- 
setz nar mannlicher Franken Erwähnung thue, die Weiber dieser Classe 
nicht darunter begriffen werden können und ihnen daher der Besitz von 
Grund und Boden gestattet werden müsse. Verschiedene Bichtersprüche, 
Fetwa's, sollen in diesem Sinne von den competentesten Behörden gegeben 
worden sein. 
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diese Weise einen bedeutenden Steneransfall schon seit einer 
Reihe von Jahren erleidet, hat die Fremden zur Einkommen- 
steuer, der sogenannten Vergu, heranzuziehen gesucht und zu 
diesem Zweck ihre Häuser nach einem von den türkischen Be- 
hörden gemachten Cataster abgeschätzt. Aber die Fremden 
haben die Zahlung verweigert und sich an ihre Consulate 
um Schutz gegen- die Verletzung ihrer Privilegien gewandt. 
Diese haben remonstrirt und so ist die Sache nach Constan- 
tinopel vor das Forum der Pforte gebracht, welche den Ge- 
sandtschaften die Ungerechtigkeit vorgestellt hat, dafs ihre 
l^ationalen mit Umgehung des Gesetzes Grundbesitzer seien 
und sich doch der Steuerpflicht entziehen wollten. Sie hat 
daher verlangt, dafs diese fremden Schutzbefohlenen gleich 
ünterthanen des Grofsherm, deren Rechte sie usurpirt ha- 
ben, für ihr ganzes Vermögen und nach dem türkischen Ca- 
taster zur Vergu herangezogen werden sollten. Die Gesandt- 
schaften sind diesem Verlangen nur theilweise beigetreten; 
sie haben eine absolute Steuerpflicht ihrer Nationalen, die 
ja nicht auf ihren eigenen sondern auf fremden • Namen be- 
sitzen, nicht anerkannt, dagegen zugegeben, dafs die Billig- 
keit die Besteuerung derselben, wenn auch nicht für ihr gan- 
zes Vermögen, so doch für denjenigen Besitz erfordere, den 
sie nun einmal in einer durch die .Gewohnheit conisacrirten 
Form auf türkischeöi Territorium innehaben. Aber die Ge- 
sandtschaften haben nicht darin gewilligt, dafs der von den 
Landesbehörden erhobene Cataster für ihre Schutzbefohle- 
nen mafsgebend sein könne und sie haben eine Revision des- 
selben mit Zuziehung der Consulate beansprucht. Die Pforte 
hat sich dem gefügt und vor mehreren Jahren sind von ihr 
dea betreffenden Provinzial- Gouverneuren die entsprechen- 
den Weisungen zu einer Verständigung mit den Cönsulaten 
Aber die Revision des Catasters mittelst gemischter, aus Ein- 
heinüschen und Fremden zusammengesetzter Commissionen 
zugegangen. In Folge dessen ist im Jahre 1856 das Regle- 
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ment ausgearbeitet und den Gesandtschaften officiell von der 
Pforte mitgetheilt worden, welches unsere Leser unter No. 18 
der üoeumente finden. 

Man wird aus Obigem entnehmen, zu wie nachiheiligen 
Folgen die Ausschliefsung der Fremden von dem Recht zum 
Gründbesitz für die türkischen Finanzen geführt hatte. Durch 
das Reglement vom Jahre 1856 ist diesem Uebelstande nur 
theilweise abgeholfen. Man sollte daher meinen, dafs es im 
eigenen Interesse der Pforte liege, mit den Mächten ein Ab- 
kommen zu trefifen, ' um den Fremden rechtlich einen Besitz 
zu gestatten, welchen die Levantiner wenigstens factisch doch 
innehaben. Aber ein solches Abkommen würde unmöglich 
Verden, wenn die Pforte das völlige Aufheben der Capitu- 
lationen und die unbedingte Unterwerfung der Fremden un- 
ter die Jurisdiction der Landesbehörden beanspruchen wollte. 
Die Fremden würden dadurch für ihre Privatverhältnisse in 
die Lage der christlichen Unterthanen des Grofsherrn gera- 
then. Diese Lage ist wenigstens gegenwärtig noch nicht der 
Art, dafs irgend eine civilisirte Macht sie für ihre Untertha- 
nen wünschen könnte; die türkischen Behörden gewähren 
leider überall noch nicht genügende Sicherheit für eine un- 
partheiische Rechtspflege ohne Mitwirkung der fremden Ge 
sandtschafts- oder Consulatsbeamten und die Zustände des 
Orients sind überhaupt nicht dazu angethan, dafs man die 
Bürger civilisirter Staaten ohne den directen Schutz ihrer 
nationalen Behörden lassen könnte. 

Uns scheint aber die Aufhebung der Capitulationen auch 
keineswegs erforderlich, damit die drei Bedingungen erfüllt 
werden können, an welche der §.14 des Hattihoumayoun 
die Zulassung von Ausländern zu dem Recht des Grundbe- 
sitzes knüpfen will. 

Die erste dieser Bedingungen besteht, wie wir gesehen, 
darin, dafs Fremde, die in der Türkei Grundbesitz erwerben 
wollen, sich den bestehenden Gesetzen und polizeilichen Ver- 
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Ordnungen ffigen sollen. Hierin würde an sich gar nichts 
Neues und Unerhörtes liegen^ denn die Fremden müssen sich 
bereits in allen ihren Beziehungen mit Unterthanen der Pforte 
dem Landesrecht unterwerfen; warum sollten sie/ das also 
nicht auch in allen Bechtsverhältnissen thun, die aus ihrer 
Eigenschaft als Grundbesitzer folgen? Es ist nicht wohl ein- 
zusehen^ warum Ausländer^ diß in allen Civilprocessen mit 
Eingeborenen ihr Recht vor türkischen Gerichten nehmen, 
sich nicht auch eben dieser Jurisdiction in solchen Rechts- 
streiten unterwerfen könnten, zu denen ihr unbewegliches 
Eigenthum Veranlassung gäbe. Es würde dabei nur darauf 
ankommen, die Grenzen naher zu bestimmen, in denen die 
Gesandtschaften und Consulate durch ihre Beamte ihren 
Schutzbefohlenen Beistand zu leisten berechtigt sein müTs- 
ten. Freilich würden die ausländischen Grundbesitzer da- 
durch vor den einheimischen einigermafsen bevorzugt, aber 
dieser Vorzug könnte nur scheinbar sein und keinesweges zum 
Nachtheil der Osmanea ausfallen, wenn man die richtigen 
legislatorischen Einrichtungen zu treffen wüfste. Auch vor 
dem Tidjaret befinden sich die Fremden in einer günstigeren 
Lage, und doch ist darüber keinesweges von den Untertha- 
lien des Grofsherrn Klage geführt worden. Die Betheiligung 
der fremden Gesandtschafts- und Consulatsbeamten hat eine 
Verbesserung der Handelsjustiz herbeigeführt, welche allen 
Processirenden, welcher Nationalität sie auch angehören mö- 
gen, zu Gute gekommen ist. Nicht eine ungerechte Bevor- 
zugung der Fremden vor dem Tidjaret, sondern eine zweck- 
mäfsiger^ Organisation des Gerichtes, eine den Verhältnissen 
entsprechende Entwicklung des Rechtes, eine sachgemäisere, 
unpsyrtheiischere Rechtspflege sind die allgemein wöhlthäti- 
gen Folgen der Einführung europäischer Elemente in die tür- 
kische Justiz gewesen; Warum sollten dieselben Folgen nicht 
auch bei der Entscheidung von Processen über Grund- Eigen- 
thum durch dieselben Ursachen herbeigeführt werden? Ist 
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erst einmal der Rechtszustand jFiir die fremden Grundbesitzer 
ein gesicherter geworden, so wird er es auch ganz natürlich 
und durch die Macht der Verhältnisse für die Einheimischen 
werden. Dies wiA in dem klaren, offenbaren Interesse der 
Fremden liegen, die nur dabei gewinnen können, wenn der 
Rechtsschutz ein allgemeiner wird. Die türkischen Gerichte 
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werden anfangs vielleicht dem fremden Druck in einzelnen 
Fällen nachgeben müssen, bald aber werden ihnen Gerech- 
tigkeit und ünpartheilichkeit zur angenehmen Gewohnheit 
werden. Die Ordnung wird sich von den Theilen; auf das 
Ganze ausdehnen und die Civilisation wird auf diese Weise 
einen ihrer schönsten, segensreichsten Siege erringen: einen 
Sieg, der dem Staate nicht minder als den Privaten zum 
Nutzen gereichen mufs. Freilich wäre dieser Sieg schon er- 
rungen, bestände in der Türkei bereits die Ordnung, von der 
unklare Enthusiasten und erbärmliche Schmeichler fabeln, 
dann wäre die Pforte berechtigt, eine völlige Gleichstellung 
ausländischer Grundbesitzer mit einheimischen zu verlangen. 
Aber auch die alleroberflächlichste Kenntnifs des Orients mufs 
jeden Unpartheiischen überzeugen, dafs der Zustand der tür- 
kischen Provinzen nichts weniger als ein befriedigender, oder 
irgendwie geeignet ist,, dem Europäer genügendes- Vertrauen 
einzuflöfsen. Um seine Person und seine Capitalien dort un- 
ter den ausschliefslichen Schutz der Landesbehörden zu stel- 
len. Diesen Zustand: plötelich wie mit einem Zauberschli^ 
zu ändern und zu einem civilisirten zu machen, ist eine Un- 
möglichkeit. Nur langsam, nur durch die Hülfe europäischer 
Elemente läfst sich ein so wünschenswerthes Resultat er- 
reichen. Möge die Pforte ^Iso nicht vor den deshalb noth- 
wendigen Mitteln zurückschrecken, sondern auf der Bahn mit 
Entschiedenheit vorschreiten, die sie in Smyrna und Salo- 
nich schon geschickt und glücklich betreten hat. 

üebrigens wird es weniger auf die Emanirung neuer 
Gesetze für den Grundbesitz, als vielmehr auf die Sicherung 
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einer gerechten Anwendung der bestehenden dabei ankom- 
men. Wenn aber nach dem §.14 die Fremden sich eben- 
falls den polizeilichen Verordnungen fügen sollen, so 
wird es allerdings durchaus nothwendig sein, dafs die Pforte 
deshalb genauere Aufklärungen gebe. Der Begriff polizeili- 
cher Verordnungen ist ein zu weiter und zu unbestimmter, 
als dafs man in einem Lande, in welchem die Willkürlich- 
keiten und Mifsbräuche namentlich der Provinzialbehörden 
leider noch immer sehr häufig sind, die fremden Grundbe- 
sitzer den üebergriffen und Vexationen der Pachas oder 
dem fanatischen Eigendünkel der Ulemas schutzlos überlie- 
fern könnte. Die Pforte braucht indefs deswegen nur eine 
allgemein gültige Verordnung zu publiciren und mit Strenge 
über deren Beobachtung durch ihre Beamten zu wachen, so 
wird es dem Fremden immer möglich sein, in Constantino- 
pel oder auch schon an den Metropolen der Provinzen Ab- 
hülfe gegen etwaige ungerechte Beeinträchtigungen zu erlan- 
gen. Es ist übrigens wahrscheinlich, dafs die türkischen 
Staatsmänner bei den ^polizeilichen Verordnungen** des §. 14 
hauptsächlich das Quartiergesetz im Auge gehabt haben. Das- 
selbe findet seinen durchaus gerechtfertigten Grund in den 
socialen Verhältnissen des Orients; nur fehlt es ihm an einer 
bestimmten, den heutigen Verhältnissen angepafsten Formu- 
lirung. Es mag den Sitten der muselmanischen Bevölkerung 
gerecht werden, ohne ihren mit civilisirten Zuständen un- 
verträglichen Vorurtheilen einen unbeschränkten Spielraum 
zu gewähren. Die Definition des Quartiergesetzes wird also 
einen Haupttheil der von der Pforte zu erlassenden allge- 
meinen polizeilichen Verordnung über die Verhältnisse des 
OrundbesitzegC auszumachen haben. 

Die zweite Bedingung des §.14 besteht darin, dafs 
fremde Grundbesitzer dieselben Lasten wie einheimische zu 
übernehmen haben. Unter Lasten können hier natürlich nur 
die an dem Grundbesitz haftenden Steuern zu verstehen sein. 
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Für Regelung dieser Frage findet sich in der erwähnten 
Angelegenheit der Grundbesitzer von Smyrna, Salonich und 
Cypern ein nützlicher Präcedenzfall. Es ergeben sich aus 
demselben zwei durch die Billigkeit vollkommen gerechtfer- 
tigte Grundsätze : der erste, dafs Fremde nur zu solchen Steu- 
ern herangezogen werden können, die aus ihrer Eigenschaft 
als Grundbesitzer*) folgen. Es dürfte indefs gerathen sein, 
sich über alle in diese Kategorie fallenden Abgaben zu ver- 
ständigen. Der zweite Grundsatz ist der, dafs zu allen Abs 
Eigenthum Fremder betreffenden Abschätzungen eine Mit- 
wirkung der Consularbehörden erforderlich sei. Am natSr- 
lichsten wird sich in dieser Beziehimg die Einsetzung ge- 
mischter Commissionen, in denen also das Interesse der Frem- 
den durch aus ihrer Mitte genommene Abgeordnete vertreten 
wäre, empfehlen. 

Die dritte Bedingung, das Arrangement mit den frem- 
den Mächten, ist, wie wir darzuthun gesucht haben, sein 
wohl ohne eine völlige Aufhebung der Capitulationen zu er- 
füllen. Es wird sich dabei nur darum handeln, die einzel- 
nen von uns angedeuteten Punkte zu präcisiren: eine Arbeit, 
welche freilich neben dem guten Willen der damit zu be- 
auftragenden Agenten eine sehr genaue Eenntnifs der Zu- 
stände des Orients erheischt. 

Es würde ein grofser Fortschritt auf der Bahn der wah- 
ren Civilisation des Orients sein, wenn sich die Pforte da- 
zu entschliefsen könnte, die Ausführung des §.14 bei den 
, Mächten in Anregung zu bringen. Der Ackerbau ist immer 
die erste imd nothwendige Grundlage des Nationalreichthums; 
nur werm die Bodencultur sich über das Land hin verbrei- 
tet und einen gewissen Aufschwung genommen hat, nur dann 



*) Das Reglement von 1856 zieht die Levantiner freilich aach zu den 
Steuern heran, denen der Binnenhandel unterliegt Hiergegen läfst sich 
gewifs Nichts einwenden, denn es erscheint nur gerecht, dafs aach Fremde 
Accise, Brückengeld und dergleichen Abgaben bezahlen. 
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können sich Handel und Industrie in einer dem Lande ge- 
deihlichen Weise entwickeln. Ohne jene Grundlage ist die 
Industrie unmöglich, ohne sie dient der Handel nur dazu, 
fremde Eaufleute zu bereichern, welche mit den Interessen 
des Landes in )Leinem festen Zusammenhange stehen, ohne 
sie sind die von dem Handel aufgehäuften Capitalien nicht 
im Stande, einen befruchtenden Einflufs auf den Wohlstand 
der Bevölkerung auszuüben. Es ist daher auch für das es- 
manische Reich von der allergröfsten Wichtigkeit, die Ent- 
wicklung des Ackerbaues, der sich dort noch in dem Zu- 
stande der Kindheit befindet, auf jede Weise zu befördern. 

Zu diesem Zwecke wird die Regierung nach drei Rich- 
tungen hin zu wirken haben; sie wird erstens den Ueber- 
gang der Grundstücke von Eigenthümem, welche die Fähig- 
keit und die Mittel eine bessere Cultur einzuführen nicht 
besitzen, an solche, die ihre Kräfte und Capitalien auf die 
Bodencultur verwenden wollen, zu befördern; sie wird zwei- 
tens die Verwerthung fremden Capitals auf türkischem Grund 
und Boden zu erleichtern und sie wird drittens der Coloni- 
sation die Hand zu bieten haben. Nichts kann aber mehr 
geeignet sein, in diesen drei Richtungen die Anstrengungen 
der Pforte mit Erfolg zu krönen, als wenn sie damit beginnt, 
den Fremden das Recht des Grundbesitzes zugänglich zu 
machen. Haben sich einmal eine Anzahl europäischer Capi- 
talisten bereit gefunden, die Cultur civilisirter Länder auf 
die reichen und seit Jahrhunderten ohne Ausbeute geblie- 
benen Gegenden Rumeliens und Anatoliens zur Anwendung 
zu bringen, so werden vor der Evidenz der Thatsachen die 
Yorurtheile der Muselmane allmälig schwinden, das Beispiel 
der von Fremden erreichten Resultate wird die Eingeborenen 
zur Nachahmung ermuntern; die Macht der nach dem Orient 
verpflanzten Civilisation wird die Schranken des Quartierge- 
setzes überall da durchbrechen, wo es ohne Gefahr für die 
öffentliche Ordnung geschehen kann. Die niederen Behör- 
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den in den Provinzen werden sich genöthigt sehen, dem Im- 
pulse nachzugeben, den eine aufgeklärte Regierung Bestre- 
bungen leihen wird, welche, indem sie den Werth des Bo- 
dens erhöhen und den Nationalreichthum vermehren, den 
Finanzen des Staates zu Hülfe kommen müssen. Auch die 
europäischen Capitalien werden sich Unternehmungen nicht 
entziehen, die einen sicheren und grofsen Gewinn abwerfen. 
Wenn bereits jetzt die Bodencultur in der Türkei trotz ihrer 
unvollkommenen Methode einen Ertrag von 12 bis 15 Pro- 
cent bringt, so darf man mit Bestimmtheit auf ganz andere 
Resultate von der Anwendung aller der Hülfsmittel rechnen, 
welche Wissenschaft und Erfahrung in Verein mit Capital 
europäischen Landwirthen an die Hand geben. Doch nur, 
wenn der Erwerb des Eigenthums ihnen gestattet wird, darf 
man auf die Mitwirkung der Europäer rechnen. Nur unter 
dem durch den Beistand ihrer nationalen Behörden gesicher- 
ten Schutz, einer klaren und vernünftigen Gesetzgebung kön- 
nen sie sich auf Unternehmungen in einem fernen und m 
seinen Eigenthümlichkeiten so wenig bekannten Lande ein- 
lassen. Die Kunstgriffe der Levantiner, welche das Gesetz 
umgehen, statt es zur Grundlage ihrer Rechte zu machen, 
welche vermöge einer in langjährigem Verkehr mit dem tür- 
kischen Beamtenthum erworbenen Gewandtheit legale Garan- 
tien entbehren können, sind den an geordnete Rechtsverhält- 
nisse gewöhnten Europäern nicht zuzumuthen« Und doch ist 
nur von diesen wahrhaft Erspriefsliches für die Türkei zu er- 
warten; nur sie sind im Stande die moralischen und ma- 
teriellen Hülfskräfte dem Orient zuzuführen, deren er bedarf, 
um zu eiaer seiner glänzenden Vergangenheit würdigen Cul- 
turstufe sich erheben zu können. 

Wie lebhaft dies von der Pforte gefehlt worden ist, geht 
schon aus dem Umstände hervor, dafs sie ihre Aufmerksam- 
keit der Colonisationsfrage zugewandt hat. Von dem Tan- 
zimatrath ist in dieser Beziehung ein Reglement ausgearbei- 
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tet und mit der Sanction des Sultans versehen worden, wel-^ 
ches unsere Leser unter der No. 19 der angefügten Docu- 
menta finden und welches wir in gan2 besonderem Grade 
iker Beachtung empfehlen. 

Dieses Reglement leidet indefs an derjenigen Verkennung 
der Thatsachen, welcher bisher auch das Scheitern verschiede- 
ner, von der Pforte lebhaft gewünschter und begünstigter, 
industrieller, finanzieller und administrativer Unternehmun- 
gen zuzuschreiben gewesen ist. Wie bei Ausbeute der Berg- 
werke, bei der Gründung von Banken, bei der Erbauung von 
Eisenbahnen, so nun auch bei der Colonisation geht die os- 
maoische Regierung von der durchaus irrigen Ansicht auB, 
daTs die inneren Zustände des türkischen Reiches den Leu- 
ten in Europa ein genügendes Vertrauen einflöfsen, um sie 
zu bestimmen ohne eine Garantie der europäischen Regie- 
rangen ihre Personen und ihr Capital dem ausschliefsli- 
cheu Schutz türkischer Obrigkeiten zu überlassen. Einzelne 
Abentieurer und solche Subjecte, die nichts zu verlieren und 
keine Aussichten auf ein gutes Fortkommen in der Heimath 
baben, werdeji sich freilich hie und da bereit finden, ihr 
Glück bei den Türken zu versuchen. Was können aber die 
Flüchtlinge der civilisirten Gesellschaft für die Cultur des 
Orients thun? Solide und tüchtige Menschen werden nur 
selten bereit sein, bedingungslos sich einem Regimente zu 
überliefern, welches die öffentliche Meinimg nun einmal als 

• 

ein regelmäfsiges, genügenden Schutz bietendes nicht aner- 
kennen will. Freilich wirken dabei manche übertriebene, 
falsche und ungerechte Vorstellungen mit, aber eine gewisse 
Wahrheit liegt ihnen doch zu Grunde, und ein gewissenhaf- 
ter Kenner der Türkei wird schwerlich sich entschliefsen kön- 
iion, seinen Landsleuten zur Auswanderung dorthin zu rathei^, 
wenn man ihnen das Aufgeben jeden Beistandes ihrer hei- 
Diatiüichen Behörden zur Bedingung macht. 

Diese Bedingung aber wird rückhaltslos in den drei 

20 
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ersten Artikeln des TanEimat^ Reglements ausgesprochen. 
Nach dem Artikel 10 sollen, die Colonisten sogar nnmittel- 
bar den türkischen Administrativ -Behörden in den betreffen- 

I 

den Gaza*s oder Santjak's untergeordnet werden^ ohne dafs 
Ton einer unabhängigen Verwaltung ihrer Gemeinde-Ange- 
legenheiten^ wie dieselbe doch den Rayahs überall zusteht^ 
die Bede wäre. Der Artikel 12 gestattet der Begierung, die- 
jenigen Colonisten, mit deren Aufführung sie nicht zufrieden 
sein würde, aus dem Lande zu entfernen. Die eingewan- 
derten Europäer wurden sich also danach der Regierung ge- 
genüber in einer noch ungünstigeren Lage als die eingebore- 
nen christlichen Unterthanen der Pforte befinden; sie wür- 
den sogar von Seiten der letzteren alle möglichen Anfein- 
dungen zu erdulden haben, gegen welche es ihnen in einem 
Lande, mit dessen Sprachen, Sitten, Gesetzen und Ein- 
richtungen sie vollkommen unbekannt wären, an jedem 
Yertheidigungsmittel fehlt Unter solchen umständen mufs 
man rechtschaffenen, arbeitsamen und einigermafsen bemit- 
telten Familien, wie sie die Pforte laut Artikel 13 nur an- 
nehmen will, auf das AUerentschiedenste und Ernsteste da- 
von abrathen, dem Bufe nach dem Orient zu folgen. Sie 
würden aller Wahrscheinlichkeit nach dem traurigsten Elende 
entgegengehn, und vergeblich auf die Hilfe einer Begierong 
hoffen, die von ihrer Ansiedelung Vortheile^ nicht aber 
Verlegenheiten erwartet, einer Regierung, deren höchsten 
Leitern zwar Gerechtigkeitssinn und guter Wille eigen ist, 
die aber in dein entfernten, den Colonisten zur Ansiede- 
lung überwiesenen Gegenden nur eine sehr langsame und 
schwache Einwirkung ausübt. Ja, auTserhalb des Schutzes 
der Consulate und auTserhalb des administrativen Oi^anis- 
mus der grofsen religiösen Gemeinschaften des Landes ste- 
hend, würde es den armen Colonisten selbst an allen Mitteln 
fehlen, um der Regierung ihre Vorstellungen und Beschwer- 
den nahe zu legen. Sollten sie aber von den niederen Pro- 
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vinzialbehörden eine kräftige Unterstutzimg erwarten^ so \Y&r* 
den sie bald des himmelweiten Unterschiedes gewahr wer* 
den^ der zwischen einer geordneten^ intelligenten und in-^ 
tegren Administration^ an welche sie in ihrer Heimath ge* 
wohnt sind/ und türkischen Beamten besteht, mit denen sie 
sich nicht einmal yerständigen könnten imd die ihnen oft 
mit MiTstrauen und Verachtung begegnen dürften. 

Die Yortheile, welche das Reglement den Golonisten bie- 
tet, bestehen hauptsächlich in der unentgeltlichen Ueberlas* 
sirng von der Regierung gehörigen Ländereien (Art. 4) imd 
in der Befreiung von aJlen Grund- imd Personal- Steuern, 
sowie von der Verpflichtung zum Kriegsdienst und von der 
Kriegs -Contributions- Steuer während einer Reihe von Jah- 
ren (Art. 5. 6). 

Abgesehen von der Frage, ob der Termin, dieser Steuw- 
befreiung nicht viel zu kurz gegriffen, iat hervorzuheben, 
dafs die Fruchtbarkeit und die gesunde Lage der Ländereien, 
yon denen der Artikel 4 des Reglements ganz allgemein 
spricht, für das Gedeihen der Colonien nicht genfigen wür- 
den. Es wird noch darauf ankommen, ob man Ländereien 
in der Nähe des Meeres, :groIser Flüsse oder volkreicher 
Städte aussuchen wird. Was kann dem Landwirth auch die 
ergiebigste Production helfen, wenn er seine Producte nicht 
auf den Markt bringen kann. Dazu bedarf er aber die Leich- 
tigkeit oder wenigstens die Möglichkeit des Transportes. Diese 
sind in der Türkei nur insoweit vorhanden, als die Natur 
sie bietet, denn die Kunst hat dafür noch nichts gethan. 
Man wird also ermessen, von wie grofser Wichtigkeit für die 
Colonisten die günstige Lage der ihnen zu überweisenden 
Ländereien sein würde. 

Tebrigens enthält der Artikel 14 eine Bestimmung, wel- 
che freilich beweist, dafs dem ganzen Reglement nur eine 
theoretische Bedeutung beizulegen ist, die aber der Loyali- 
tät der osmanischen Regierung alle Ehre macht Es heifst 

20* 
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namlicli in dem besagten Artikel^ dafg m jedem Falle, wo 
Familien zur Einwanderung in die Türkei sieb entschliefsen 
sollten^ die Pforte wenigstens zwei Monate vor der Ausfüh- 
rung eines solchen Entschlusses davon unterrichtet werden 
musse^ damit sie die erforderlichen practischen Einleitungen 
rechtzeitig treffen könne. Daraus geht also hervor^ dafs der- 
gleichen Einleitungen noch nicht getroffen sind. In der That 
sind weder die Häfen bezeichnet, nach denen sich die Colo- 
nisten zu dirigiren haben, noch die Behörden, bei welchen 
sie sich nach ihrer Ankunft melden sollen, noch die Anstal- 
ten, welche für ihre erste Unterbringung getroffen sind, noch 
die Transportmittel, deren sie für die Heise in das Innere 
eines Landes bedürfen, in dem gar keine fahrbaren Strafsen 
existireh. üeber alle diese Dinge, über welche denn doch 
eine genaue und zuverlässige Auskunft ganz miumgänglich 
ist, sollen die türkischen Vertreter im Auslande erst noch 
mit Instructionen versehen werden, wenn sieh dazu ein pcac- 
tisches Bedürfnifs zeigt. Vorläufig also handelt es sich nur 
um die Anregung eines Gedankens; sollte dieser Gedanke, 
trotz den, wir können es nur wiederholen, völlig unannehm- 
baren Bedingungen des Reglements, dennoch Anklang finden, 
60 verhelfst die Regierung, dafs sie sich mit den alsdann er- 
forderlichen Mafsregeln beschäftigen werde, sie sagt aber 
deutlich genug, dafs vorher dem Reglement eine practische 
Folge nicht gegeben werden und dafs sie daher keine Ver- 
antwortlichkeit für das Schicksal vpn Individuen, die sich, 
ohne eine weitere Anzeige abzuwarten, auf die Reise bege- 
ben wollten; übernehmen könne. 

Man darf hoffen, dafs diese wohlgemeinte Warnung eine 
gebührende Würdigung finden wird und dafs sich nicht 
Einzelne durch vorschnelles Handeln ins Unglück stürzen 
werden. 

Unserer Ueberzeugung nach kann die Colonisation in 
der Türkei nur dann zu einem erfreulichen Resultat ffir die. 
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Colonisten und for das Land fuhren^ wenn die Pforte Aus- 
ländem den Erwerb von Grundbesitz gestattet Alsdann 
wird es sieb empfehlen^ Unternehmungen in gröfserem Um- 
fange zu organisiren und durch das mächtige Princip der 
Association für das Zusammenwirken von Menschen imd 
Capital zu sorgen. Gelingt es in Europa und namentlich 
m Deutschland^ solide Gesellschaften zu begründen^ welche be- 
deutendere Capitalien im Orient zu verwenden entschlossen, 
und im Stande sind, den arbeitenden und ärmeren Classen 
Vertrauen einzufiöfsen, so wird es zweckmäTsig sein, durch 
lauf oder durch Abschlufs eines Vertrages mit der Regie* 
nmg ausgedehnte Gütercomplexe zu erwerben und dort die 
Colonisten in Gemeinden zusammenzuhalten, ihnen eine selbst- 
ständige communale Administration in ähnlicher Weise zu 
geben, wie sie die Griechen und Armenier besitzen, und der- 
artige Niederlassungen unter den Schutz der fremden Con^ 
sulate und Gesandten zu stellen. 

Wenn wir das von dem TanzimatrBath erlassene Re- 
glement einer etwas scharfen Kritik unterzogen haben, so 
ist'un» dabei ein Widerstreben gegen die Absichten der 
Pforte durchaus fremd gewesen. Im Gegentheil .sind wir 
sehr bereit, Zeugnifs dafür abzulegen, dafs diese Absichten 
auf einem durchaus richtigen Gefühle der wahren Interessen 
des osmanischen Reiches beruhen. Nur müssen zu ihrer 
Verwirklichung auch die richtigen Mittel ergriffen werden, 
nnd diese Mittel müssen vor Allem den Interessen der euro- 
päischen Colonisten gerecht sein. Nur von dem Gedeihen 
der letzteren sind erspriefsliche Resultate für die Cultiir des 
türkischen Bodens zu erwarten. Nach den, vielfach gemach- 
ten Erfahrungen aber vermögen wir in dieser Beziehung die 
Bestimmungen des Reglements als glücklich gewählt keines- 
wegs anzuerkennen. 



310 



§. 16 und der als §. 21 zu bezeichnende yorletzte 
Absatz des Hattihoumayoun. Die öffentlichen Ar- 
beiten und insbesondere die Beschaffung von Com- 
munications-Mitteln durch Heranziehung fremden 

Capitals. 

Erst seit wenigen Jahren ist ein dgener Etat for öffentli- 
che Arbeiten mit der yerhältnifsmäTsig unbedeutenden Summe 
von 10 Millionen Piastern (ohngefähr 500,000 Thirn.) aus- 
gestattet worden. Man hat indefs nirgends eine Wirkung die- 
ser Dotation far das Gemeinwohl wahrnehmen können, und 
es scheinen die betreffenden Gelder, deren Auszahlung übri- 
gens während des Krieges unterblieben ist, zur Besoldung 
eines Heeres ganz unnützer ^ind unfähiger Beamten verwandt 
zu' sein. Allerdings ist in der Nähe der Hauptstadt zwischen 
verschiedenen kaiserlichen Pallästeh und auf der Strecke 
zwischen Brussa und Ghemlik der schwache Anfang mit 
Ghausseebauten gemacht worden. Diese, wenigstens nach 
der Absicht der Regierung, fahrbaren Strafsen, welche in 
den anderen Provinzen des Reiches mit Ausnahme Aegyp- 
tens und, der Donaufürstenthümer beispiellos sind, befinden 
sich indefs bereits in einem jämmerlichen Zustande, was 
kaum verwundem kann, da nichts für ihre Instandhaltung 
geschieht. Zur Zeit als die französische Armee in Maslak, 
etwa \\ Meilen von Pera entfernt und auf der sehr besuch- 
ten Strafse nach Bujucdere ein Reserve -Lager aufgeschla- 
gen hatte, erbaute sie für ihren eigenen Bedarf eine schöne 
Chaussee; aber wenige Monate nach dem Abzug der Fran- 
zosen war diese fränkische Neuerung spurlos verschwunden 
und der Weg in seinen normalen, kaum für Reiter passir- 
baren Zustand zurückgebracht. Die Versuche, welche, die 
Pforte gemacht hat, um den Personen- und Postverkehr zwi- 
schen Constantinopel und den wichtigsten Küstenpunkten 
durch türkische Dampfschiffe herstellen zu lassen, sind fast alle 
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wieder atifgegeben worden^ nnd wenn die ögtreichisclien und 
französischen Dampfschiff -Gesellschaften diesen Dienst nicht 
versähen^ so würde er eben vollkommen unterbleiben. Der 
unglaublich lebhafte Personenverkehr auf dem Bosporus 
wird durch eine Anzahl kleiner Dampfschiffe besorgt^ die 
einer armenischen Handelsgesellschaft gehören. Schreiber 
dieses ist auf jenen Dampfern oft mit englischen Marine* 
Officieren zusammengetroffen^ die stets versicherten^ sich bei 
den heftigsten Seestürmen nicht in einer so augenscheinli- 
chen Lebensgefahr befunden zu haben, wie sie uns in den 
übers Maafs voUgepropften Böten drohte, die den durch keine 
Welle getrübten, engen Meeresarm, die belebteste StraTse des 
kaiserlichen Byzanz, unter osmanischer Flagge befiihren. 

Es bedarf übrigens keines eingehenden Beweises für 
die unbestreitbare Thatsache, dafs für die Herstellung von 
Communications -Mitteln in der Türkei noch Alles zu thun 
und dafs die Regierung des Landes nicht im Stande ist, mit 
eigenen Kräften in dieser Beziehung irgend bedeutende Re- 
sultate zu erreichen. Hier wird also die Mitwirkung Euro- 
pa's ganz besonders in Anspruch zu nehmen sein. Wir dür- 
fen daher hoffen, dafs unsere Leser einige kurze Bemerkun- 
gen über die Grundsätze, deren Befolgung sich dabei zu 
empfehlen scheint, mit nachsichtigem Literesse entgegenneh- 
men werden. 

Die Türkei befindet sich noch auf einem sehr niedrigen 
Culturzustande; sie ist daher auch keinesweges in der näch- 
sten Zukunft einer grolsen industriellen Entwickelung fähig, 
sondern es wird vor Allem darauf ankommen, den Acker- 
bau zu fordern und zu heben. Dieser Umstand mufs bei 
der Anlage der Communications -Mittel berücksichtigt und 
dahin gestrebt werden, vorzüglich den Transport der Boden- 
Erzeugnisse zu ermöglichen. Es treten also in erste Linie 
die ReguUrung schiffbarer Flüsse und die Anlage von Ganä- 
l«u, denn die Beförderung massenhafter Rohstoffe erheischt 
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Biclit sowohl Sclmelli^eit ak WohlfeUheit, und diese wird 
am Besten dnrcli den Wasseriransport erreicht. 

Sind einmal die zahlreichen nnd schönen Hafen Rnme- 
liens nnd Anatoliens dnrch grofse Wasserstraisen mit den 
hauptsächlichen Centren der Bevolkemng im Inneren in Yer- 
bindnng gebracht^ so wird dahin zn streben sein den Beban- 
em des Landes die Erreichung der grolseren Marktplätze 
dnrch die Anlage fahrbarer StraTsen zu erleichtern. Dies 
wird noch ungleich wichtiger als die Anlage von Eisenbah- 
nen sein, bei welcher immer noch mannigfache andere^ von 
der Bodencultur unabhängige Rücksichten in Betracht za 
ziehen sind. 

Es werden sich danach drei Classen von Arbeiten er- 
geben: 

1) solche, welche direct von der Central -Yerwaltnng in 
die Hand genommen werden müssen, 

2) solche, welche der Staat Actien- Gesellschaften gegen 
eine angemessene Zinsengarantie überlassen kann, 

3) solche, für welche die einzelnen Gemeinden heranzu- 
ziehen sind. 

FluTsregulirungen und Canale gehören zur ersten Classe; 
sie sind am Nothwendigsten und Wichtigsten. Für sie wer- 
den Anleihen und die Verwendung europäischer Techniker 
und Beamten erforderlich sein. 

Eisenbahnen gehören zur zweiten Classe, weil bei ihnen 
die Interessen des internationalen Handels und des Perso- 
nenverkehrs in die erste Linie treten. Sie versprechen daher 
einen unmittelbareren und leichter einzuziehenden Gewinn 
als die Arbeiten der ersten Classe. Deshalb kann der Staat 
für Eisenbahnen das System der Anleihen gegen das des 
Yerdinges an Actien -Gesellschaften vertauschen. Die grö- 
fseren oder geringeren Schwierigkeiten, denen die Bildung 
von Actien -Gesellschaften begegnen wird, müssen am Besten 
über das wahre Bedürfnifs solcher Unternehmungen ent- 
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scheiden. Unter allen Umstanden aber ist auch hier nnr 
TOD einer starken Betheiligung europäischer Capttalien Er- 
spriefsliches zu erwarten. Um dieselben auf ein ihnen noch 
fremdes Terrain hinüberzuziehen^ wird sich die Regierung zu 
einer verhältnifsmäfsig hohen Zinsengarantie sowie dazu ent- 
schliefsen müssen^ in Bezug auf den Bau^ auf die Yerwal- 
tong und auf den Betrieb ä$T Bahnen den Gesellschaften 
eine grofse Selbstständigkeit einzuräumen. Dafs auch dabei 
hauptsächlich Ausländer verwandt werden müssen ^ versteht 
sich von selbst. 

Zu den Wegebauten, welche das Innere des Landes mit 
den grofsen Verkehrs -Adelrn in Verbindung bringen sollen, 
wird das Interesse der Gemeinden von selbst sie zur Mit- 
wirkung treiben, und darum rechnen wir diese Arbeiten zur 
dritten Classe. Der Staat wird jenes Interesse indefs noch 
zu ermuntern und die Anstrengungen der Gemeinden zu un- 
terstützen haben. 

Doch wir halten mit diesen schon zu weit ausgespon- 
nenen Bemerkungen inne, da sie lediglich unseren persön- 
lichen Beobachtungen entsprungen und keinesweges dem Texte 
der §§. 16 und 21 entnommen sind. Diese enthalten indefs 
lediglich ganz allgemeine und vage Verhei£»ungen, welche 
wohl darauf berechnet waren, bei dem grofsen Publikum 
einen guten Eindruck hervorzubringen imd der öffentlichen 
Meinung einiges Vertrauen in den Eifer der Pforte für die 
Civilisation einzuflöfsen, obgleich man vernünftiger Weise 
nicht erwarten konnte, dafs sie nüchternen Geschäftsmännern 
auch nur die kleinste Summe zum Nutzen der öffentlichen 
Arbeiten in der Türkei entlocken würden. Solche hand- 
greifliche Beweise des mercantilen Vertrauens werden der 
Pforte erst zu Theil werden, wenn es ihr gelungen sein wird, 
Ordnung und Begelmäfsigkeit in ihre Finanzverwaltung zu 
bringen. 
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§§. 15. 17. 20. Beform des Steuersystems, nament- 
lich in Betreff der Steuer-Erhebung. Regelmafsige 
Aufstellung eines Budgets. Begründung yon Ban- 
ken und Reform des Hünzwesens. 

Es giebt zweierlei Mittel, durch welche ein in Verfall 
gerathenes Staatswesen sich wieder aufrichten kami: die 
Kräftigung der inneren Oi^ane, welche das nationale und 
politische Leben der Gesellschaft durchdringen, und die Stär- 
kung der Regierung. 

Sind die Elemente einer Nation noch lebensfähig und ist 
ihre Entwicklung nur durch zufällige Umstände zurückgeM- 
ten, so muTs früher oder später die Wiedergeburt des Staates 
erfolgen. Heil dem Lande, in dem alsdann Volk und Regie- 
rung einmüthig zusammen und sich gegenseitig unterstatzend 
an dem gemeinsamen Besten arbeiten. Ist aber die Regie- 
rung nicht im Stande, den sich mit Energie im Volke gel- 
tend machenden Bedürfiiissen zu genügen, so entstehen ge- 
waltsame Umwälzungen, deren bald heilsame, bald verderb- 
liche Wirkung sich je nach der moralischen Kraft der Nation 
bemifst. Eine derartige Krise ist, unserer Ueberzeugung nach, 
für das osmanische Reich gegenwärtig nicht zu befürchten. 
Die Völker, welche eis bewohnen, stehen auf einer zu ge- 
ringelt Stufe der Cultur, die Bande, welche sie aneinander 
knüpfen, sind zu lose, zu viele nationale und religiöse Motive 
gegenseitiger Eifersucht sind, vorhanden, ak dafs ihre gemein- 
same Erhebung gegen die Autorität der Pforte wahrschein- 
lich wäre. Näher mag die Gefahr liegen^ dafs einzelne Theile 
sich von dem Ganzen trennen; doch auch sie ist noch nicht 
nahe genug, als dafs die Regierung daran verzweifeln müfste, 
ihr durch weise Mafsregeln vorbeugen zu können. Doch 
wenn die Gefahr auch noch nicht drohend vor der Thür steht: 
dafs sie vorhanden ist, dafs die Zeichen erschienen sind, welche 
ihr Anrücken verkünden, wer könnte sich darüber täuschen? 
Ernst und laut ergeht der mahnende Ruf an die Pforte^ &u^ 
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ihrer Apathie zu erwachen und das zweite Mittel zu erfassen^ 
durch welches die osmanische Macht sich verjüngen und die 
dem Scepter des Sultans unterworfenen Völker zu neuem 
Leben herangezogen werden können: die Kräftigung der Re- 
gierung. 

Die erste Bedingung einer starken Regierung aber sind 
geordnete Finanzen. Ohne den nereus rerum gerendarum läfst 
sich in politischen Dingen nichts Heilsames yoUbringen. Dar- 
um stehen wir nicht an, die Behauptung auszusprechen, dafs 
das sicherste Kriterium für den politischen Werth aller der 
Mormen, die wir zu schildern bemüht gewesen sind, in der 
Frage liegt, ob. die Pforte im Stande sein wird, Ordnung in 
ihr Finanzwesen zu bringen. 

Einer der ausgezeichnetsten Staatsmänner und Finan^ 
ciers des europäischen Continents, der den Orient aus eige- 
ner Anschauung genau kennt, soll gesagt haben, dafs die 
Ordnung des türkischen Staatshaushaltes ein wahres Kinder- 
spiel sei und dafs die Pforte, wenn sie wolle, in wenigen 
Jahren ihr Budget ins Gleichgewicht und demnach ihre 
Einnahmen bedeutend yermehren könne. Allerdings wenn 
eine geringe Staatsschuld, yerhältniTsmäTsig niedrige Steuern 
und enorme, noch ganz intact danieder liegende Hilfsquellen 
äUer Art auf einen guten Vermögenszustand hinweisen, so 
gehört die Pforte zu den reichsten Regierungen der Welt und 
es bedarf nur einiger rationeller Mafsregeln um ihren Reich- 
thum zu Tage zu bringen; aber wenn man auf die morali- 
schen Kräfte sieht, welche das Materielle in eine heilsame 
nnd geregelte Circulation setzen sollen, so verfinstert sich 
die Aussicht in die Zukunft. Die Türken sind im Allge- 
meinen weder mit den Grundsätzen der modernen Staats-Oeko- 
nomie bekannt, noch, viel weniger in ihrer Praxis erfahren. 
Sparsamkeit und Pünktlichkeit sind ihnen ebensowohl in* der 
Verwaltung des öffentlichen Vermögens wie im Privathaus- 
halt unbekannte Tugenden. Die Türken sind darin jenen 
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ToraeluneD Herren des rmgen Jalirlnmderts zu vergleiclieQ, 
die es unter ibrer Wurde liielten, sich mit der Yerwaltung 
ihres Vermögens abzugeben, und so allmlUig dem Buin ent- 
gegengingen, ohne einen Aufwand zu treiben, der ihre Mit- 
tel überstiegen haben wurde, wenn sie sie mit Vernunft und 
Ordnung zu nutzen verstanden hatten. 

So ist es denn gekommen, dafs trotz der WichtiglLeit, 
welche die Finanzen für den Staat haben, sich ihre Verwal- 
tung noch nie in den Händen eines Hannes gefunden h4 
der seiner unendlich schwierigen Aufgabe gewachsen gewe- 
sen wäre. Die Finanz -Minister sind fast immer aus einer 
Glasse von Beamten gewählt worden, deren Bildung Ton der 
europäischen Civilisation ganz unberührt geblieben ist und 
die sich über eine gewisse durchaus ungenügende Geschäfts- 
routine zu erheben nicht vermochten. Diese Leute hatten keine 
klare Vorstellung von dem Wesen eines nach rationelleß 
Principien geordneten Staatshaushaltes und noch viel weni- 
ger das nöthige Ansehen, die gesicherte Stellung und dei 
festen Gharacter, deren sie bedurft hätten, um das für heilsam 
Erkannte mit Entschiedenheit zur Geltung' zu bringen. Von 
mächtigeren Einflüssen abhängig waren sie genöthigt^ den 
Ansprüchen ihrer Beschützer überaU nachzugeben und ihr 
Amt weniger zum Frommen des Gemeinwesens als im In- 
teresse einzelner Personen zu verwalten. Inmitten sich stets 
mehrender und complicirendef Schwierigkeiten und Verlegen- 
heiten sahen sie sich genothigt, zu dem Bath gewisser gro- 
fser, namentlich griechischer Banquiers ihre Zuflucht zu neh- 
men, welche bei Ertheilung desselben natürlich ihren eige- 
nen Vortheil vor Allem im Auge hatten. Je nach dem Spiel 
einer nie rastenden Intrigue und im Gewirre der unendlich 
gespaltenen Partheiungen der hohen türkischen Büreaukraüe 
protegiren diese Banquiers bald diesen, bald jenen Finanz- 
Minister oder werden von ihm protegirt. Solange der Pro- 
tigi oder Protector am Ruder ist, an, dem er niemals lange 
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bleibt^ bieten seine kaufmännischen Bathgeber Alles auf^ 
um die Staatskassen auszubeuten, und auf diese Weise ge* 
liogt es ihnen oft, in wenigen Monaten Millionen zu erwer- 
ben. Eine nähere Beleuchtung einzelner Zweige der türki- 
scben Finanzwirthschaft wird das Verderbliche solcher Zu- 
stände nur zu anschaulich machen. 

Im Jahre 1855 ist in der türkischen 8taatszeitung ein 
Ton dem Tanzimat-Rathe ausgearbeitetes Gesetz über Fest- 
stellung des Budgets publicirt worden. Dieses Gesetz zer- 
fällt in 13 Artikel, von denen der zweite den Ausgaben, 
dei dritte den Einnahmen, der vierte, fünfte und sechste der 
Entwerfong und Feststellung des Budgets, der siebente der 
Souveränen Genehmigung desselben, der achte, neunte und 
zehnte seiner Ausführung, der elfte, zwölfte und dreizehnte 
der üeberwachung dieser Ausführung gewidmet sind. Die^ 
ses Gesetz, welches keine irgend heilsame WiAungen ge* 
babt hat, suchte nur die Unzahl bereits bestehender Bestim- 
mungen nach dem Schematismus irgend eines modernen 
Handbuches der Finan^wissenschaft zu ordnen. Eine voll- 
ständige XJebersicht des ökonomischen Zustandes des Reiches 
gewährt es keineswegs. Die zu einer gründlichen Erörterung 
desselben erforderlichen Detailkenntnisse dürften auch' kaum 
irgend Jemand in Constantinopel genügend zu Gebote stehen; 
wir können am Allerwenigsten darauf Anspruch machen. Es 
kann daher nicht unsere AMcht sein, eine eingehende 
Schilderung der türkischen Finanzen hier zu geben; viel* 
mehr beschränken wir uns auf einige das Verständnifs der 
in den Paragraphen 15, 17 und 20 des Hattihoumayoun ent- 
haltenen Bestimmungen erleichternde Erläuterungen. 

Zuerst also die Reform des Steuersystems. 

Die hauptsächlichen Einnahmequellen des türkischen 
Staates, nach dem Ertrage, wie er auf Grund wenn nicht 
genauer so doch authentischer Nachrichten in den Jahren 
vor dem letzten Kriege angenommen wurde, sind folgende: 
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Die Vergfi oder Einkommensteuer = 220 000 000 Fiast 

Die Zehnten = 220 000 000 - 

Der Haradsch = 40 000 000 - 

Die Döuanen = 86 000 000 - 

Verschiedene indirecte Steuern . = 1 50 000 000 - 

Der ägyptische Tribut ....«= 30000000 - 

Der Tribut der Wallachei . . . = 2 000 000 - 

- der Moldau . . . . = 1 000 000 - 

- Serbiens = 2 000 000 - 

Zusammen = 751 000 000 PiasL 

Was den durch das Gesetz vom 10. Mai 1855 in eine 
Kriegs -Contributions- Steuer Verwandelten und seit dem Jahre 
1856 quantitativ erhöhten Haradsch betrifft^ *so yerweisen 
wir auf das bereits in den früheren Abschnitten darüber Ge- 
sagte. Zu den verschiedenen indirecten Steuern gehören: 
die Patentsteuer, der SteiÄpel, der Ortroi, die Brücken-, Thor- 
und Hafengelder, die Salinen und Fischereien, die Bergwerke, 
die Posten. Hierauf näh^ einzugehen würde Erörterungen 
erheischen, die auTserhalb der dieser Arbeit gesteckten Gren- 
zen liegen. In Bezug auf den ägyptischen Tribut sowie auf 
denjenigen der drei Donaufürstenthümer ist nur zu bemer- 
ken, dafs sich durch Erlegung derselben die genannten Pro- 
vinzen von allen finanzielleli Verpflichtungen gegen die Cen- 
ttalregierung frei machen. Wr beschränken unsere Betrach- 
tung daher auf die Yergü, die Zehnten und die Douanen. 

Die Zehnten sind, wie Ubiccini richtig bemerkt, weni- 
ger eine Steuer als ein Gefälle, welches der Staat in seiner 
fingirten Eigenschaft als Obereigenthümer alles Grund und 
Bodens im Beioh von dessen Producten erhebt. Eximirt 
davon sind sämmtliche Domänen und alle Vakouf- Güter; iluQ 
unterworfen ist also nur das freie Eigenthum oder Mülk. 
Für dieses werden von den eigentlichen Bodenproducten die 
Zehnten überall gleichmäTsig in natura erhoben; nicht so 
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gleichmäfsig werden die Zehnten von dem auf dem Lande 
gezüchteten Yieh (mit Ausnahme des Hornviehs und der 
Pferde) erhoben; diese Yiehzehnten sind nur Rumelien 
und einigen Districten Asiens eigenthümlich; in den ande- 
ren Landestheilen werden sie durch eine Erhöhung der Vergä 
ersetzt. 

Die Vergü ist eine Art Einkommensteuer^ jedoch nicht 
im Sinne der in England zuerst eingeführten uicame tax'^ 
diese ist eine persönliche Steuer^ denn für ihre Erhebung 
wird das Einkommen der zu besteuernden Person, ohne Rück- 
sicht auf. die Quellen aus denen es fliefst, abgeschätzt und 
£e so sich ergebende Summe nach einem gewissen Frocent- 
satz besteuert. Nicht so die Vergfi, sie wird von den Re- 
venuen, welche den verschiedenen, das Vermögen der Per- 
sonen bildenden ßegenstanden entfliefsen, erhoben : also von 
den Hausmiethen, von den Cerealien, den Oliven, den Heer- 
den und so weiter; nicht aber von dem Dienst-Einkommen 
der Beamten. Die Steuer lastet also hauptsächlich auf dem 
Ackerbau, der zu den Zehnten und der Vergü herangezogen 
wird. Letztere beträgt im Allgemeinen 10 pCt., jedoch für 
diejenigen Districte, welche dem Viehzehnten nicht unter- 
worfen sind, steigt sie bis auf 25 pCt. 

Wie wir bereits gesagt, sind die Revenuen aus Vakouf- 
Gütem, ebensowohl Häusern als anderen Grundstücken, von 
der Vergü eximirt. Ebenso ist Constantinopel und sein Weich- 
bild in Folge eines alten Privilegiums davon befreit. Es ist 
dies jedoch nicht so zu verstehen, dafs die Personen, welche 
die Hauptstadt des Reiches bewohnen, für alle ihre Reve- 
nuen von der Vergü frei sind, sondern sie sind es nur für 
diejenigen, welche aus ihr^n in Constantinopel und dessen 
Weichbild belegenen Eigenthum fliefsen. 

Die Douanen. Seit dem Jahre 1838 hat die Pforte 
eine Reihe von Handelsverträgen mit all den Staaten abge- 
schlossen, xoit denen sie diplomatische Beziehungen unter- 
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hält Danach Bind alle Zölle, welche die Circulation der 
Waaren im Inneren des Reiches beschränkten, aufgehoben 
und die Besteuerung ist lediglich auf den Export und Im- 
port beschränkt worden. Alle Waaren werden ohne irgend 
welchen unterschied für den Export mit 12 pCt und für 
den Import mit 5 pCt. verzollt, und zwar der Art, dafs für 
den Export 9 pCt. bei der Ankunft der Waaren in dem Zoll- 
amt des betreffenden Hafens und 3 pOt. bei der wirkliclien 
Ausfuhr, für den Import 3 pCt. bei der Einbringung der 
Waaren in das Zollamt, 2 pCt. bei ihrem Uebertritt in den 
Bionenverkehr oder ihrem Austritt aus dem Zollamte erho- 
ben werden. Diese Procentsatze werden nach dem Preise^ 
den die Waaren auf den türkischen Handelsplätzen erreichen, 
berechnet. Um für diese Berechnung eine feste und allge- 
mein anerkannte Grundlage zu gewinnen, vereinbart die tür- 
kische Regierung mit den betheüigten Gesandtschaften für 
eine gewisse Reihe von Jahren Tarife, in denen, wie wohl 
zu beachten ist, nicht die Höhe der Steuern für die ver- 
schiedenen Waaren festgestellt — denn diese ist Vertrags- 
mäfsig unabänderlich 12 und respecüve 5 pCt. ad valorem — 
sondern der Marktpreis der Waaren ermittelt und danach 
der bezügliche Betrag seiner Procentsätze bestimmt wird. 

Aus den' vorstehenden Bemerkungen über die drei haupt- 
sächlichen Einnahmequellen /der Türkei, welche zusammen 
550,000,000 Piaster von den 750 Millionen des ganzen Bud- 
gets ausmachen, erhellt ganz unverkennbar, dals es der Acker- 
bau ist, welcher die schwersten Lasten für das Gemeinwe- 
sen zu tragen hat. Der Landwirth ist genöthigt, in Folge 
der Cumulation von Zehnten und Vergü, 20 pCt. seiner jähr- 
lichen Production entweder ganz in Naturalleistungen oder 
in einzelnen Districten zur Hälfte und zur anderen Hälfte 
in Geld an den Staat abzugeben, während das Einkommen^ 
welches mit beweglichem Eigenthum gewonnen wird, nament- 
lich also die Erzeugnisse des Handels und der Industrie, 
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nur einer Steuer von 10 pCt. unterliegen. Es darf dabei 
freilich nicht unberücksichtigt bleiben, dafs das Material, aus 
welchem der Landbauer dmdh. Arbeit seine Einnahme ge- 
winnt, d. h. der Grund und Boden, steuerfrei ist, während 
die Rohstoffe, welche die noth wendigen Elemente jeder in- 
dustriellen und commerciellen Thätigkeit bilden, bereits bei- 
steuert sind, wenn sie der Fabrikant oder Kaufmann erwirbt. 
Um indefs den Grad der Schwere einer Steuer zu bemessen, 
kommt es nicht sowohl darauf an, wie viel der Besteuerte von 
dem Resultat seiner Arbeit, sondern darauf, wie viel er von 
dem durch die Arbeit erzielten Gewinn abgeben niufs. Fär 
den Fabrikanten kann es gleichgiltig sein, ob er mit einem 
durch die Steuer vertheuerten Material arbeitet, sobald er 
sich dafür an dem Consumenten erholen kann; soll er aber 
für die Arbeit selbst Steuer zahlen, so wird es sich dann 
nicht allein darum handeln, ob der Cohsument im Stande 
ist, die von Neuem vertheuerte Waare zu kaufen, sondern 
auch darum, ob dem Fabrikanten noch ein genügender Ge- 
winn bleibt. Die Bedeutung dieser Erwägung wird von der 
gröfseren oder geringeren Leichtigkeit des Absatzes der Waa- 
ren abhängen. Je lebendiger der Geschäftsverkehr und je 
gröfser daher. der Gewinn ist, um so steuerungsfähiger wird 
der Producent. In einem Lände nun, wo, wie in der Tür- 
kei, Communications- Mittel mit dem Inneren kaum existiren, 
fallen die Vortheile der Zügänglichkeit und der Belebtheit 
des Marktes fast ausschliefslich dem in volkreichen Städten 
und besuchten Hafenplätzen wohnenden Fabrikanten oder 
Kaufmann zu> während der Ackerbauer fern von den Canä- 
len der gröfseren Waaren-Circulation mit Schwierigkeit Ab- 
nehmer für einen kleinen Theil seiner Producte findet und 
daher nur die nachtheiligen Wirkungen der Concurrenz fühlt, 
und alle Vortheile derselben auf Seiten des Kaufmanns sind. 
Doch auch dieser, welcher genöthigt ist, enorme Kosten auf 
den Transport zu verwenden, kann, wenn er nicht verlieren 
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will, für die Producte selbst an Ort und Stelle nur unbe- 
deutendes zahlen. Die Folge aller dieser umstände ist, dafs 
der Ackerbauer, der Ein Fünftheil seiner jährlichen Produc- 
tion dem Staate abliefern mufs, ohne im Stande .zu sein, 
das ihm XJebrigbleibende gunstig zu vcrwerthen, nur das für 
seine sehr einfachen Bedürfnisse Nothwendigste producirt; 
wollte er weiter über dieselben hinausgehen, so wfirde er 
Gefahr la\ifen, lediglich -die Einnahmen des Fiscus zu ver- 
ihehren, ohne für die mehr aufgewandte Arbeit auf irgend 
eine Entschädigung hoffen zu können. 

Nicht zufrieden, den durch die verderblichen Wirkun- 
gen einer mangelhaften Administration in die ungünstigste 
Lage versetzten Ackerbauer auf imerhörte Weise durch die 
directen Steuern zu bedrücken, hat es sic!h die Pforte noch 
angelegen sein lassen^ ihr ZoUsystiBm lediglich nachtheilig 
für die Bodencultur zu gestalten. Die Türkei ist vielleicht 
der einzige Staat der Welt, in dem der Export einen drei- 
fach höheren Zoll bezahlen mufs als der Import. Da aber 
die Industrie im Orient, mit Ausnahme weniger Lurus-Arti- 
kel, nicht im Stande ist. Objecto zu liefern, mit denen die 
jährlichen Einfuhren aus Europa gedeckt werden könnten, 
so beschränken sich die Ausfuhren fast lediglich auf Boden- 
Erzeugnisse und namentlich auf Gekeide. Auf diesen also 
ruht hauptsächlich die Last des 12 pCt betragenden Aus- 
fuhrzolls. Wollte man diese Einrichtung dadurch rechtfer- 
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tigen, dafs der Zoll nicht sowohl den inländischen Produ- 
centen als den auswärtigen Kaufmann trifft, so. würde man 
irren. Freilich wäre es möglich, die türkischen Boden-Erzeug- 
nisse in den Häfen zu so niedrigen Preisen zu beschaffen, 
dafs das Angebot des fremden Handels auch mit Zurechnung 
des Ausfuhrzolls von 12 pCt. dem Verkäufer einen bedeu- 
tenden Gewinn liefse, so könnte man mit Kecht behaupten; 
dafs die Regierung diesen Zoll nicht von der Arbeit ihrer 
Unterthanen, • sondern von dem Welthandel erhöbe und daher 
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einen durch die günstige geographische Lage ihr gebotenen 
finanziellen^ YorÜheil zöge. Wenn man aber auch nur die 
beiden bereits näher bezeichneten Umstände^ die hohe di- 
recte Steuer und die Schwierigkeit des Transportes ins Auge 
fafst, so wird man begreifen, warum die Boden-Erzeughisse 
in den meisten Hafenplätzen des osmanischen Reiches zu 
einem für den inländischen Handelsstand günstigen Preis durch- 
aus nicht zu beschaffen sind. Die grofsen Häuser, welche sich 
in Constantinopel durch den Götreidehandel bereichert haben, 
beziehen ihre Waare nicht sowohl aus den von der Naturge- 
segneten Provinzen Asiens und Europ^'s, welche direct von der 
osmanischen Administration ab,hängen, als vielmehr 'aus den 
rassischen Häfen des schwarzen Meeres und aus den einer 
unabhängigen Verwaltung sich erfreuenden Donaufürstenthü- 
mem. Ja die letzteren waren lange Zeit verpflichtet, grofse 
Getreidelieferungen nach der Hauptstadt des Kelches zu sen- 
den, welche doch in ihrer unmittelbaren Nähe Länderstrecken 
beherrscht, die in glücklicheren Zeiten nicht nur die frucht- 
barsten, sondern auch die ergiebigsten der Welt waren. 
Braucht es schlagenderer Thatsachen, um die Schädlichkeit 
des türkischen Steuer- und Zollsystems zu beweisen? 

Leider aber ist es nicht allein die Höhe der Steuer, 
welche den Ackerbau des osmanischen Reiches in eine -so 
nachtheilige Lage versetzt, senden-, und vielleicht in noch 
höherem Grade, die Art ihrer Erhebung. 

Wie bereits bemerkt, werden die Zehnten sowohl für 
die Boden-Erzeugnisse als auch für das Vieh innatura ent- 
ri<^tet Dasselbe ist für mehrere andere unter der Katego- 
rie ^verschiedene indirecte Steuern'^ begriffene Abgaben der 
Fall. Diese Natural-Lieferungen würden als solche für den 
Staat, der nicht Waaren sondern Geld bedarf, nutzlos sein. 
Man ist' daher, um das Geld möglichst schnell und möglichst 
sicher zu beschaffen, sehr natürlicher Weise auf das System 
der Verpachtungen verfallen. Solange nun die Organisation 
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des Heeres und der Verwaltung eine feudale war, d. h. so- 
lange sich die Herrschaft des türkischen Yolksstammes nicht 
in der Regierung concentrirte^ sondern unter unzählige Ein- 
zelberechtigte vertheilte, konnten Natural-Leistungen unmittel- 
bar verwandt werden, aber mit der Umformung des ganzen 
Staatswesens nach dem Grundsatze der modernen Monarchie 
und der Heranbildung einer, cehtralisirten Verwaltung war 
eine Verwendung der eingezogenen Natural-Abgaben uüomittel- 
bar durch den Staat unmöglich geworden. Er niuiste viel- 
mehr darauf bedacht sein, sie zu verwerthen. In je umfas- 
senderem Mafsstabe dies geschah, je gröfsere Garantien die 
Käufer der von dem Staate eingezogenen Waaren boten, je 
bereiter und je mehr sie in der Lage waren, die bedungene 
Eaufsumme sofort nach Abschlufs des Geschäftes zu zahlen» 
um so annehmbarer mufsten dem Staat dessen Bedingungen 
erscheinen. Handel zu treiben widerstrebt nun einmal dem 
Wesen einer politischen Gewalt, und wenn sie durch äulsere 
Umstände gezwungen ist, ihrer Natur Gewalt anzuthun, so 
wird sie schon die instinctmäfsige ErkenntniTs ihres Vortheils 
darauf führen, den Betrieb eines ihr ungewohnten und für 
sie nicht passenden Geschäftes möglichst zu vereinfachen. 
Privaten die Berechtigung des Staates innerhalb eines ge- 
wissen Steuerdistrictes für eine gewisse Zeit gegen eine nach 
ungefährer Abschätzung und durch die Goncurrenz bestimmte 
Summe abzutreten, mit einem Wort die Steuern zu verpach* 
t^, das schien das bequemste Mittel, um durch den Han- 
del die Verwerthung der von den Steuerpflichtigen zu leisten- 
den Natural-Lieferungen zu bewerkstelligen. So nothwendig 
dieses System vom finanziellen Standpunkte auch sein mochte^ 
so blieben in volkswirthschaftlicher Beziehung die üblen Wir- 
kungen des dem System zu Grunde liegenden falschen, öko- 
nomischen Princips nicht aus. Der Staat ist zum Hauptlie- 
feranten derjenigen Boden-Erzeugnisse geworden, die in den 
gröfseren Handel übergehen, und er hat die Producenten, 
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statt sie durch freie Arbeit an den Yortheilen dieses Han- 
dels Theil nehmen zu lassen^ zu Frohndienem herabgedräckt. 
Der Handelsmann^ der die Zehnten von dem Staate gepach- 
tet und diesem das Pachtgeld dafür bezahlt hat, bemächtigt 
sich nun, ohne den Producenten fär seine Arbeit zu ent- 
schädigen, gerade desjenigen Theils der Feldfrüchte, die er 
Hüter einem anderen Steuersystem dem Producenten hätte 
abkaufen müssen und aus dem letzterer einen gröfseren 6e- 
mim hätte ziehen können. ]p Folge davon verliert der Pro- 
ducent das mächtigste Reizmittel zu angestrengter Arbeit, 
ei leistet eben Frohndienste, welche nicht er selbst, sondern 
sein Dienstherr, der Staat, im Handel verwerthet. Darunter 
leidet die Production, welche nur durch die Emulation freier 
Eigenthümer gedeihen kann. Der Kaufmann seinerseits zieht 
es vor, den für den Handel nothwendigen Bedarf im Grofsen 
und zu den vortheilhaftesten Bedingungen unter der Form 
der Steuerpa;Cht dem Staate abzukaufen, statt mühsam im 
Detail, dem Gesetze unumschränkter Concurrenz sich fügend 
und die gerechten Ansprüche der Producenten befriedigend, 
die Waaren zu sammeln und auf diejenigen Punkte hinzu- 
fahren, auf denen die Gonsumtion ihrer bedarf. Darunter 
leidet der Handel, welcher ein Feind aller Monopole ist und 
der sich gedeihlich nicht . entwickeln kann, wenn der Staat 
fiir den Verkauf der nothwendigsten Lebensbedürfnisse mit 
dem Producenten in Concurrenz tritt. 

Alle diese Uebelstände aber sind nicht sowohl Folgen 
des Systems der Steuerverpachtungen als vielmehr desjeni- 
gen der Natural-Leistungen. Sie würden auch unter der nor- 
malsten und vortrefflichsten Verwaltung stattfinden; sie wer- 
den aber noch empfindlicher durch die zahllosen MiTsbräuche, 
welche in der Türkei das System der Steuerverpachtungen 
80 verhafst gemacht haben. Eine nähere Prüfung dieser 
Mifsbräuche wird uns lehren, dafs sie durchaus nicht aus- 
schliefslich dem Pachtsystem zuzuschreiben sind, sondern in 



326 

Verhältnissen ihren Grund haben ^ die ihren verderblichen 
Einilufs auf alle Erhebungs-Arten von Naturalsteuern äufsern 
müfsten^ ja^ dafs für letztere das Pachtsystem immer noch 
unter den unvermeidlichen Üebeln das kleinste ist. 

Eine Verordnung Sultans Mustafa U. vom Jahre 1695 
hatte das System der Steuerverpachtungen auf Lebenszeit 
eingeführt. Von dieser Mafsregel hatte man. eine Verbesse- 
rung des wahrhaft jammervollen Zustandes der Stenerpflicli- 
tigen erwartet, welche bis dahin jährlich neuen Steuerpäch- 
tern, wie privilegirten Blutsaugern überantwortet waren. 
Man hatte gehofft, dafs Leute, welchen die Steuerpachtung 
als eine persönliche Berechtigung überwiesen würde, ein un- 
mittelbares Interesse an der Erhaltung des Wohlstandes der 
Bevölkerungen nehmen und eine gerechte, die Hilfsquellen 
der Steuerpflichtigen schonende Verwaltung einführen wür- 
den. Die nächste Folge dieser Verordnung war, dafs die 
Provinzial- Gouverneure fast überall die Steuern ihrer Ver- 
waltungsdistricte pachteten und nun, die militärischen, ad- 
ministrativen und finanziellen Zweige der Staatsgewalt in 
ihrer Hand vereinigend, gegen die Pforte eine Stellung ein- 
nahmen, die sie von revocablen Beamten zu unabhängigen 
Vasallen machte. Je nach dem Gharacter und der Fähig- 
keit der Gouverneure indessen besserte sich allerdings in 
einzelnen Provinzen der Zustand der Steuerpflichtigen^ ohne 
darum ein erfreulicher zu werden; aber in sehr vielen Fällen 
wurde weiter nichts eweicht als wne Systematisirung der 
alten üebel. Die Pachas, zur Vorausbezahlung der bedun- 
genen Pachtsumme verpflichtet, sahen sich genöthigt, des- 
halb bei den armenischen und griechischen Banquiers (Sar- 
rafs) zu den onerösesten Bedingungen Credit zu suchen; und 
um wiederum den auf diese Weise eingegangenen Verpflich- 
tungen genügen, sowie um die unermefslichen Bedürfnisse 
eines schrankenlosen Luxus befriedigen zu können, machten 
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sie ihre obrigkeitliche Gewalt der unersättlichen Habsucht 
jener Geldmenschen dienstbar, welche ihrerseits wiederum, 
aufgestachelt durch die Unbeständigkeit aller Verhältnisse 
und den Sturz ihrer Protectoren fürchtend, keinen Augen- 
blick verloren und vor keinem Mittel zurfickschreckten, um, 
von der despotischen Willkür der Beamten unterstützt^ die un- 
glücklichen Bevölkerungen auszusaugen und auszuplündern. 

Die unabhängige, oft widerspenstige Haltung, welche die 
Gouverneure, durch die Ausübung der vollen Staatsgewalt 
in ihren Verwaltungskreisen, gegen die Pforte einzunehmen 
in den Stand . gesetzt wurden, bewies dieser bald die Gefah- 
ren des Systems;, aber erst der Energie des Sultans Mah- 
moud gelang e^, die Macht der meisten seiner übermüthigen 
Vasallen zu brechen und die Verwaltung des Staates nach 
den Grundsätzen zu reorgamsiren, die wir in früheren Ab- 
schnitten dieser Arbeit zu schildern gesucht haben. ' Damit 
hat denn: auch, wenigstens nach dem Buchstaben des Ge- 
setzes, die Verwaltung der .Finanzen für Rechnung der Pro- 
vinzial- Gouverneure ihr Ende erreicht, und bereits seit einer 
Reihe von Jahren besteht die im §. 15 des Hattihoumayoun 
wiederholt und feierlich ausgesprochene Bestimmung, dafs 
die Staatsbeamten und die Mitglieder der Medjilis sich an 
den Steuerpaehtungen nicht betheiligen dürfen. Auch ge- 
schieht der Zuschlag der Pachtungen schon seit lange durch 
öffentliche Versteigerung an den Meistbietenden. Trotz aller 
dieser Verordnungen jedoch finden die schreiendsten Mifs- 
bräuche statt, welche einen wahrhaft erschr ecken Jsn Blick 
in. die tiefe Entsittlichung des türkischen Beamtenthums und 
der höheren Gesellschafts- Classen des Orients eröfEnen. 

Die Pachtung der öffentlichen Einkünfte ist für den 
Pächter besonders vortheilhaft, wenn sie um eine möglichst 
geringe Summe erlangt und wenn die Eintreibung der Steu- 
ern möglichst vollständig und strenge gehandhabt wird. Dem 
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Interesse der Pächter steht in dieser zweifachen Beziehung 
dasjenige des Staates entgegen, ^letzteres erheischt daher eine 
scharfe Controle bei der Versteigerung der Steuerpachten und 
kräftigen Schutz der Steuerpflichtigen gegen jede Beeinträch- 
tigung ihrer Bechte. Alles hängt also von der Integrität 
der Beamten ab; geben diese der Versuchung unredlichen 
Gewinns nach, gelingt es dem Steuerpächter, die Inhaber der 
öffentlichen Gewalt seinem Interesse dienstbar zu machen, 
so wird dasjenige des Staates und der Steuerpflichtigen ge- 
opfert. Ist aber einmal die Bahn der Corruption betreteo, 
so müssen sich die Verluste des Gemeinwesens immer mebi 
steigern, denn je entschiedener, je rücksichtsloser die Hilfe 
der Beamten, um so gröfser der Gewinn der Pächter, um so 
reicher di'e Mittel der Belohnung jener verbrecherischen Hilfe, 
um 80 umfassender die Verluste des Staatsschatzes, um so 
verderblicher die Bedrückungen der Bevölkerung. 

Niemand nun ist in Constantinopel mehr in der Lage, 
die Begünstigungen der öffentlichen Gewalt zu erlangen als 
die dortigen grofsen griechischen und armenischen Banquiers. 
Niemand hat zugleich ein gröfseres Interesse, sich der Steuer- 
pachtungen zu bemächtigen als eben diese Leute, welche die 
umfassendsten Geldgeschäfte mit einer fortwährend in pecuniä- 
ren Verlegenheiten befindlichen Regierung machen. Diese sieht 
sich genöthigt, in Folge der Unordnung ihrer Finanzverwaltang, 
durch kleine Anleihen auf kurze Termine und zu enormen 
Procenten den Bedürfuissen des Augenblicks zu genügen. Sie 
wendet dich deshalb an die Banquiers des Platzes, welche 
sich die Zahlung der vorgeschossenen Summen durch die 
Steuerpachten sichern und der Regierung deren Schuldver- 
schreibungen statt baarer Leistungen, zu denen sie aus jenen 
Pachten verpachtet sind, an den Verfallterminen präsentiren. 
Es entsteht dadurch eine unglaubliche Plünderung der öffent- 
lichen Einkünfte, indem der Staat das unregelmäTsige und 
ungenügende Eingehen seiner Steuern durch ruinöse Anleihen 
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decken muTs, deren Zinsen denselben Menschen zufliefsen, 
von denen die Steuern zn den für den Staat^chatz nach- 
theiligsten Bedingungen, gepachtet sind. 

Man begreift, dafs unter solchen Umständen bei den 
Steuerpachtungen eine ernsthafte Concurrenz gegen die gro- 
fsen und einflufsreichen Geldmänner Constantinopels unmög- 
lich ist. Weder der Gouverneur, der von ihrer Feindschaft 
den Verlust seiner Stelle zu befürchten, von ihrer Freund- 
schaft aber reichliche Geldspenden zu erwarten hat, noch die 
dii minorum gentium der provinziellen Handelswelt, denen 
zu schaden der Gouverneur und seine reichen Patrone um 
zählige Mittel besitzen, können daran denken, im Interesse 
des Staates Abkommen rückgängig zu machen, welche meist 
schon in der Hauptstadt im Interesse der einflufsreichsten 
Personen*) getroffen sind. 



*) Es sei uns yeigönnt» zur Erlänterang der obigen Bemerkungen folgende 
Stelle aas einer mit grofser Sachkenntnifs geschriebenen Broschüre des 
Herrn Cor, ehemals ersten Dragoman der französischen Botschaft, zu citiren. 
Herr Cor erzählt, wie es im Jahre 1847 mit der Versteigerung der Zehn- 
ten einer gewissen Provinz erging. „Die Zahl der von allen Punkten dei^ 
Provinz herbeigekommenen Käufer war bedeutend ; man hoffte, dafs dieser 
Zmanmienflufs von Concurrenten dem Staatsschatz von grofsem Vortheil 
sein würde; aber die Concession ist an den Einflufsreichsten und nicht 
aa den Meistbietenden vergeben worden. N. N., welcher sie seit fünf oder 
sechs Jahren monopolisirt, hat sie auch dieses Mal zu erhalten gewufst, 
Dank seinem Einflüsse und seinem ungeheuren Vermögen, dessen Betrag 
genau die Summe der von dem Staatsschatz erlittenen Verluste ausmacht 

Einige Tage vor der Versteigerung hat er selbst und haben seine zahl- 
reichen Agenten die Namen der Dörfer, deren Zehnten er pachten wollte, 
bezeichnet. Die Käufer haben die Bedeutung dieses officiösen Winkes 
verstanden und darin den förmlichen Befehl sich jedes Gebotes zu ent- 
liälten erblickt. Sie haben sich indefs auf die Auction begeben, weniger 
nm die Pacht einiger Dörfer zu acquiriren, welche N. dem armen Pubii- 
kun zu überlassen die Gnade hat, als um durch ihre Gegenwart zu be- 
weisen, wie fern ihnen der Gedanke an Opposition lag. Zur bestimmten 
Stande -hat der Auctionator die Pacht der verschiedenen Dörfer zum Preise 
ües vergangenen Jahres ausgeboten. N. hat ein Mehrgebot von einigen 
hundert Piastern gethan. Tiefes Schweigen herrschte unter den anwesen- 
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Dieselben Umstände^ welche bei der Versteigerung der 
Steuerpachtungen eine für die Finanzen des Staates so schäd- 
liche Wirkung äufsern^ machen sich bei der Erhebung der 
Steuern zum Nachtheile der Privaten geltend. Ganz beson- 
ders aber ist dies der Fall bei allen den Steuern , welche 
wie die Zehnten in Natural-Leistungen besteheü. Hier wäre 
vor Allem ein gerechtes Verfahren der Beamten bei der Ver- 
theilung der Steuerquoten, bei der Abschätzung der Leistungs- 
fähigkeit der einzelnen Gemeinden und bei der Auswahl 
der als Steuern zu liefernden Froducte erfordeüich. Die 
Vertheihing der Steuerquoten und die Abschätzung der Lei- 
stungsfähigkeit der Districte und Gemeinden gehören zu den 
Haupt-Attributen der Medjilis, die unmittelbare Erhebung ist 
die Sache der Kodja Bachis und Mudire, welche von den 
Untersteuereinnehmern, den Malmudiren, und den Ober- 
steuereinnehmern, den Defterdaren, controlirt werden. Bedenkt 
man nun, dafs der Medjilis lediglich aus Oreaturen des Pa^ 
chas und aus den durch und durch corrumpirten Notabein 
zusammengesetzt ist, dafs der Defterdar und die Malmudire 
nicht direct von der Staatsregierung, sondern persönlich vom 
Pacha angestellt werden, dafs sie mit jedem neuen Gouver^ 



den zahlreichen Känfem. In der That Wehe dem, der es gewagt hätte, 
N. zu steigern ! Diesem wäre es ein Leichtes, einen so unerhörten Ueber- 
muth anf das Empfindlichste zu strafen. 

N. ist die Facht daher zugeschlagen, ohne dafs die gesetzlichen For- 
men verletzt worden wären. Der Pncha kann nach Constantinopel schrei- 
ben, dafs Alles in Ordnung vorgegangen ist Am Abend haben sich die 
Käufer bei N. eingefunden und dort ist vota N. und zu seinem Vortheil, 
im Detail, regelmäfsig und an den Meistbietenden dasjenige versteigert 
worden, was er am Morgen im Granzen erworben hatte. Vergangenes Jahr 
hat ihm diese Procedur einen Gewinn von 1,800,000 Piastern anf die Masse 
von 2 Millionen Zehnten eingebracht Dies ist den Behörden des Ortes 
nicht unbekannt, aber N. ist weder ein Gegner, dem man trotzen, noch 
ein Freund, den man verachten könnte. Er versteht es, Gefälligkeiten, die 
ihm erwiesen worden, angemessen zu beiohneo.'^ 
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neure wechseln^ dafs die Mudire und Eodja BacMs ebenso 
von der Willkür des Pachas oder vielmehr seines Eehayas^ 
der weiter nichts als der Erste Beamte seiner Privathaus- 
haltuDg ist^ abhängen^ dafs alle diese Leute in ihrem Amte 
vor Allem eine Quelle der, Bereicherung suchen^ so wird 
man sich leicht eine Vorstellung davpn machen können, ein 
wie verwickeltes und darum um so verderblicheres Netz der 
Corruption um die unglücklichen Steuerpflichtigen gespannt 
ist, und wie überall die Habgier und Härte der Beamten 
dem wucherischen Treiben der Steuerpächter in die Hände 
arbeiten. Weit entfernt, dafs die Letzteren an dem Pflicht- 
geiShl der Behörden eine heilsame Schranke gegen Erpres- 
sungen fanden, können sie auf deren mit den Staatsgeldern 
erkaufte Hilfe namentlich dann rechnen, sobald sie den 
besten und werthvoUsten Theil der Production als Zehnten 
oder andere Natural-Leistungen in Beschlag nehmen wollen. 
Die so schmählich erworbene Beute wird hauptsächlich nach 
den Städten vertrieben, deren Verproviantirung somit den 
SWerpächtern ebenfalls anheim fällt, da sie sich auf die 
bequemste und wohlfeilste Art in den Besitz der Boden-Er- 
zeugnisse setzen und durch ihre Beziehungen zu den Ver- 
valtungabeamten am Leichtesten die Schwierigkeiten des 
Transportes überwinden können. 

Nicht genug also, dafs durch die Verpachtung von Na- 
tural-Lieferungen der Staat in seinen Einkünften verkürzt, dafs - 
der Ackerbauer gezwungen wird, statt Steuern zu zahlen 
Frohndienste zu leisten, und den besten, Theil der Ernte, 
eben den, welcher besonders geeignet ist, ihm durch Ver- 
werthung im Handel gröfseren Gewinn zu bringen, unent- 
geltlich den von der Administration des Staates unterstütz- 
ten Steuerpächtern zu überlassen, nein, den Letzteren wird 
auch noch durch dieses Verhältnifs und durch neue Begün- 
stigungen der Beamten in den Städten das Monopol des gro- 
ssen Getreidehandels gesichert und dein WQhlthätigen Gesetz 
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der Goncurrenz in den nothwendigsten Nahrongs-Artikeln Ge- 
walt angethan. 

Unmöglich kann man die Ursache aller dieser Uebel- 
stände und Mifsbräuche lediglich ^ in dem System der Pach- 
tangen finden wollen, und noch mehr würde man sich tau- 
sehen, wenn man meinte, dafs sie mit Aufhebimg des SysteniB 
verschwinden würden. Wie kann man glauben, dafs, wenn 
der Staat die Einziehung und Verwaltung der Zehnten und 
der anderen Natural-Leistungen seinen Beamten allein über- 
liefse und die Intervention des Handels dabei zurückwiese, 
die Corruption seiner Büreaukratie mit Einem Male verschwin- 
den würde? Im Gegentheil^ die Beamten, denen zugemutbet 
werden müfste, im Interesse des Staates mit seinen Waaren 
Handel zu treiben, würden darin eine noch viel stärkere weil 
ihnen unmittelbar nahe tretende Versuchung zu unredlicher 
Bereicherung finden, als jetzt, wo ihre Mitwirkung für das 
Interesse de^ Steuerpächter von diesen erkauft werden muft. 
Die MiTsstände des bisherigen Systems würden sich daher 
in um so höherem Grade vermehren, als der Staat es ver- 
sucht hätte, in die Sphäre des Handels noch entschiedener 
einzugreifen. Er würde nicht nur von seinen Agenten über- 
vortheilt werden, sondern auch unter deren Unfähigkeit lei- 
den, in seinem Interesse Geschäfte zu treiben, welche nacli 
der Natur der Dinge nur von Privaten für eigene Rechnung 
getrieben werden können. 

Wenn es nun überhaupt nicht in der Macht der Pforte 
liegt, plötzlich alle die Umstände zu beseitigen, welche auf 
die Moralität ihrer Beamtenhierarchie einen . verderblichen 
Einflufs üben, so darf sie das doch nicht abhalten, die An- 
wendung gesunder ökonomischer Grundsätze auf ihr Steuer- 
wesen anzubahnen. Sie wird daher vor Allem ihre Auf- 
merksamkeit auf die Mittel zu richten haben, durch welcbe 
sich die Aufhebung aller in Natural-Leistungen bestehender 
Steuern und deren Ersetzung durch Abgaben in Geld bewir- 
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ken lafti Erst wenn sie diese Mittel gefunden hat, kann 
sie daran denken, das Paclitsystem aufzugeben und die dl- 
recte Erhebung einzufuhren. Eine solche radicale Reform 
wfirde freilich ernste und eingehende Studien des. ökonomi- 
schen Zustandes des Landes erheischen, fär welche die Her- 
anziehung europSischer Finanzmanner ganz unabweisbar wäre; 
sie würde femer einen grofsen Entschlufs und nicht minder 
grofse Energie in der Durchfuhrung desselben erfordern, aber 
ohne solche Anstrengungen darf die Pforte überhaupt keine 
wesentliche Verbesserung ihrer finanziellen Lage erwarten. 
Bis zu dem Augenblick, wo sie sich stark genug fühlt, ihr 
Steuersystem von Grund aus, durch Abschaffung aller Na- 
tural-Leistungen zu reformiren, dürfte es nicht gerathen sein, 
das Verpachten der in Geld ^u zahlenden Abgaben, wie der 
Yergü und der Douanen, aufzugebcin, und ein zweifaches 
System der Erhebung einzuführen. Die Steuerverwaltung 
würde dadurch complicirter und kaum besser werden. Dagegen 
empfidilt sich schon jetzt eine vollständige Reorganisation des 
hierarchischen Organismus der Steuerverwaltung. Diese sollte 
den Provinzial-Gouvemeuren vollständig entzogen und dem Fi- 
nanzministerium ausschliefslich unterstellt werden. Die Def- 
terdare und Malmudire in den Provinzen sollten direct von der 
Centralregierung angestellt und ihrer Gontrole allein übergeben 
werden. Die Abhängigkeit der Steuerbeamten von den Pro- 
vinzial- Gouverneuren ist eine der Hauptursachen ihrer Unzu- 
verlässigkeit und macht eine wirksame Beaufsichtigung ihrer 
Amtshandlungen mehr als schwierig. Gelingt es dagegen 

• 

einem einsichtigen und durch mächtige Einflüsse gestützten 
Finanzminister, die zu seinem Verwaltungszweige gehörigen 
Geschäfte vor jeder fremdartigen Einwirkung sicher zu stel- 
len, die Verwaltung der öffentlichen Einkünfte iu seiner Hand 
zu vereinigen, das dazu gehörige Personal unmittelbar zu 
leiten und zu controliren, so werden sich mit der Zeit fähige 
und integre Beamte in dieser Parthie heranbilden, die so- 
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haben nur in der Hauptstadt und ihrem Weichbilde 
Cours. Für die Bedärfiiisse der Armee war indefs wah- 
rend des Krieges ein besonderes Papiergeld ausgegeben, 
welches seit dem Frieden indefs ebenfalls durch das 
gewohnliche nur in der Hauptstadt gältige ersetzt wor- 
den zu sein scheint. 

Wenn wir diese verschiedenen Classen der türkischen 
Staatsschuld näher ins Auge fassen^ so werden wir finden, 
dafs nur wenige von ihnen mit einer geordneten Finanzver- 
waltung vertraglich sind. Als eine eigentliche fundirte Schuld 
können nur die beiden in England abgeschlossenen Anleihen 
angesehen werden. Von diesen erfordert die erste von 3 Mil- 
lionen jährlich die Summe von 180^000 L., die zweite von 
5 Millionen die Summe von 250>000 L. für Deckung der lau- 
fenden Zinsen und den Beitrag zum Amortifications- Fonds, 
also zusammen '430^000 L., welche, auch den in den letzten 
Jahren günstigsten Cours angenommen, mindestens der Summe 
von 60 Millionen Piastern gleichkommen. Es würde das für 
ein Budget von 750 Millionen jährlicher Einnahmen an sich 
keine unerschwingliche Last sein, aber wenn auch für die 
Zinsen der ausländischen Schuld gewisse sichere und regel- 
mäTsige Einkünfte, wie der ägyptische Tribut und die Doua- 
nen von Smyma und Syrien verpfändet sind, so hat die Re- 
gierung doch keinerlei Vorsorge getroffen, um die dadurch in 
dem Etat für die regelmäfsigen Ausgaben entstandene Lücke 
an disponiblen Mitteln zu füllen, ebensowenig hat sie diese 
Ausgaben reducirt. Schon dieser eine Umstand hat ihr da- 
her unzählige Verlegenheiten bereitet. Um denselben zu ent- 
gehen, hat sie bei den Banquiers vcm Constantinopel die un- 
ter der zweiten Classe begriffenen kleineren Anleihen con- 
trahirt: eine Operation, welche nur als ein ganz ungenügen- 
des Palliativ bezeichnet werden kann, denn weder für die 
enormen, oft bis zu 30 pCt. belaufenden Zinsen, noch for 
die in kur;&en Zeiträumen zurückzubezahlenden fiauptsom- 
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men^ sind andere Fonds disponibel gemacht als die gewShn- 
Kchen Einkünfte. Aus dem FaUiativmittel massen also 
nothwendig neue Verlegenheiten erwachsen und nehmen wir 
die Summe dieser schwebenden Schuld auch nur zu 1 00 Mil- 
lionen an^ was gewifs viel zu wenig ist, so wird man leicht 
ennessen^ in wie peinlicher Lage sich ein Finanzminister 
befindet, der ein Budget von 780 Millionen abgesehen von 
anderen Yerbüidlichkeiten mit einer laufenden Zinsenmasse 
von 60 Millionen und einer schwebenden Schuld von 100 Mil- 
lionen ohne alle Deckungsmittel belastet sieht. Die dritte 
Glasse ist eine durchaus gerechtfertigte Schuld, für welche 
das Budget um so mehr die nöthigen Deckungsmittel ber 
sitzt, als 'ihm sowohl die Revenuen der eingezogenen Lehne 
und die den Privilegirten entzogenen Einkünfte zufliefsen, als 
auch mit dem allmäligen Aussterben der zur Entschädigung 
berechtigten die Tilgung der Schuld in Aussicht steht. 

Anders steht es mit der vierten Classe, den Sehims. 
Ursprünglich scheinen dies Leibrenten gewesen zu sein, wel- 
che mit dem Abstarben des Berechtigten erloschen. Später 
aber sind es einfache Schuldverschreibungen geworden, nach 
einem kurzen Termin von gewöhnlich 3 Jahren einlösbax. 
Im Jahre 1855 waren sie im Betrage von etwa 50 Millionen 
ausgegeben, welches dem Staate eine Zinsenlast vpn 5 Mil- 
lionen aufbürdete. Im Jahre 1857 aber ist eine neue stär-^ 
kere Emission erfolgt. In Folge deren ist nicht nur das 
Budget wiederum, ohne neue Deckungsmittel, beschwert, 
sondern die Verbindlichkeiten für eine nicht ferne Zukunft 
Bind bedeutend vermehrt worden, und es läTst sich nicht 
absehen, welche Mittel der Staat besitzen wird, um ihnen 
gerecht zu werden, ohne seinen bisherigen neue Verlegenhei- 
ten hinzuzufügen. 

Dies will aber wenig bedeuten neben der unter der fünf- 
ten Classe angeführten Schuld der Sergis. Dieselben las-' 
sen sich mit weiter nichts vergleichen als mit den Verbind- 

22 
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licbkeiten, die etwa ein tmordenfliclier PriyatDiaim gegen 
seinen Lieferanten eingeht^ indem er ihm statt die Bechnim- 
gen baar zu bezahlen ein unbestimmtes Zahlimgsyersprechen 
auf das Doppelte oder Dreifache des Werthes der gelieferten 
Waaren übergiebt. Die Masse der Sergis ist erschreckend: 
Eine Milliarde von Piastern dürfte nicht reichen, wenn man 
bedenkt^ dafs der kaiserliche Schatz, die Givilliste des Gioft- 
herm, allein deren, nach bisher unbestrittenen Angaben der 
öffentlichen Blätter, for 600 Millionen ausgegeben hat. 

Rechnen wir diese yerschiedenen, freilich nur ganz un- 
gefähr > aber gewifs nicht zu hoch angegebenen Posten zu- 
sammen, so erhalten wir 

Zinsen der fremden Schuld . . 60 000 000 Piastor 
Anleihen in Gonstantinopel . . 100 000 000 

Zinsen der Sehims 10 000 000 - 

Sergis 1000000000 - 

d. h. zusammen 1 170 000 000 Piaster 

Eine Milliarde, Einhundert imd Siebenzig Millionen Piastor 
oder nahe das Doppelte von den regelmälsigen Einnahmen 
des Reiches, wofür es gänzlich an Deckungsmitteln fehlte 
ohne der 100 Millionen Sehims zu denken, die angeblich in 
wenigen Jahren auch eingelöst werden sollen. Bedarf es 
nocli schlagenderer Gründe als solcher Zahlön, nur die Noth- 
wendigkeit des Ergreifens energischer Mafsregeln darzuthiin? 
Eine gröfsere Einschränkung in den Ausgaben, namentlich 
in der Besoldung der hochgestellten Beamten, eine Venneli- 
rung der Einkünfte durch neue Steuern und eine gewissen- 
haftere und rationellere Verwaltung der alten sind ganz drin- 
gend geboten, aber sie würden nicht genügen, ohne die Hilfe 
eines soliden Credits. Nur wenn dieser durch eine geordnete 
Finanz wirthschaft gewonnen sein wird, nur dann wird es 
möglich sein, durch theilweise Fundirung der schwebenden 
Schuld das Budget ins Gleichgewicht zu bringen und Ter- 
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legenhdten ein Ende sa machen^ die einer ernsten Regierung 
unwürdig sind. 

Doch die ümgestältang des Steuerwesens und die Her- 
stellung des Gleicligewichts im Budget sind nicht die einzi* 
gen Aufgaben^ denen der Reformator der türkischen Finan- 
zen sich zu unterziehen haben wird; es erwartet ihn< noch 
ein drittes^ nicht mindex schwieriges Problem^ ohne dessen 
glückliche Losung alle seine übrigen Erfolge illusorisch sein 
würden: es ist dies die Regulirung des Münzwesens und die 
Zurückziehung eines unfundirten Papiergeldes. Wir wenden 
die letzte Reihe unserer Betrachtungen diesem Gegenstande 
zu, in welche auch die sechste Classe der oben aufgezählten 
türkischen Staatsschulden, die sogenannten Eaim^, sich hin* 
einfügt.. 

Der ursprüngliche Werth des türkischen Piasters kam 
noch um die Mitte des vorigen Jahrhimderts der spanischen 
Golonnate gleich betrug also nach unserem Gelde etwa 1 Thlr. 
12 Sgr. Aber seit dem Frieden von Eutschuk Eainardji 
griffen die Sultane zu dem verderblichen Mittel der Ver- 
schlechterong der Münze und, einmal auf diesem abschüssi- 
gen Wege> machten sie darauf wahrhaft erschreckende Fort' 
schritte, dermafsen, dafs im Jahre 1829 eine nach den am 
h&ufigsten vorkommenden Fünfpiasterstücken, Bechlik ge- 
nannte Münze geschlagen wurde, welche dem Piaster einen 
Courswerth von 20 Centimen (19g Pfennig) liefs, während 
ihr wahrer Werth doch nur 13 Gentioien betrug. Unter die- 
ser Münze versteht man noch heute in der Türkei das lan- 
desübliche Metallique und sie ist in den Provinzen des Rei- 
ches fast das ausschlieisliGhe Zahlungsmittel. 

Die nothwendigen Folgen eines solchen Mifsverhält« 
nisses zwischen dem wahren und fingirten Werthe der Münze 
waren erstens, dafs sie aufserhalb der Grenzen des osmani- 
schen Reiches gar keinen Cours haben konnte, und zweitens, 
dafs sie ebensowohl die Regierung als auch die Privat-Specu- 

22* 
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lation anreizen mofste, durch Vermehrung des Bechliks sicli 
den Yortheil anzueignen, welcher aus der Umwandlung von 
voUgültigem Silber in eine Münze von fingirtem CourawerÜie 
entsprang. Beide Umstände übten bald ihre Wirkung: die 
Türkei ging eines ihr eigenthümlichen Zahluügsnüttels an 
das Ausland verlustig; alle yollgültige inländische Münze 
verschwand und die Speculation führte grofse Masseln nament- 
lich in England nachgq^rägter Bechliks in das osmanisclie 
Reich ein. 

Solange die Beziehungen des Orients mit der civilisii- 
ten Welt unbedeutend waren und solange sich die Regie- 
rung schuldenfrei erhielt, wurde sie von dem schädUchen 
Einflufa der Münz-Entwerthung» welche im Grunde ein Ver- 
hüllter Staatsbankerott war, nicht sehr empfindlich betrof- 
fen,, um so weniger als für sie die nothwendige Steigerang 
aller Preise sich einigermafsen durch die Zahlung einer gro- 
fsen. Steuermasse in Natural-Leistungen ausglich. Aber die 
Täuschung war nur von kurzer Dauer und die natürliche 
Macht der Dinge brachte die Wahrheit in ihrer ganzen Biir 
terkeit bald ans Licht. Der immer mehr zunehmende Han- 
del mit Europa, welcher dem Import ein bedeutendes Ueber- 
gewicht über den Export liefs, erheischte in Constanlinopel 
die BeschaJEhmg von den europäischen. Werthen entsprechen- 
den Zahlungsmitteln. Auf diese Weise wtlrde der Piaster 
in unmittelbare Beziehung zu dem auf englische Pfunde, fran- 
zösische Franken und östreichische Gulden lautenden Wech- 
sel gebracht und die letztgenannten Münzsorten kamen auf 
den hauptsächlichen Handelsplätzen des Orients in Umlauf. 
Da der Werth des Piasters ein imaginärer war, so entstan- 
den Coursschwankungen, die zunächst freilich nur die be- 
theiligten Eaufleute berührten. Allein die Pforte, deren finan- 
zielle Verlegenheiteoi immer drängender wurden, glaubte in 
der Lage zu .sein, ein Auskunftsmittel zu ergr^en, wel- 
ches auch in den mit der solidesten Finanzwirthschaft ver- 
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sehenen Staaten Europa's immerhin als ein Wagnifs- ange- 
sehen werden muTs; sie gab ein lediglich durch die voll- 
gültige Annahme bei den Staatskassen garantirtes Papier- 
geld aus. Die ersten Eaim^s erschienen im Jahre 1841 zum 
Betrage von 60 Millionen Piastern^ nur für das Weichbild 
von Constantinopel gültig und zu den am Platze üblichen 
12 pGt. yerzinsbar. Man nahm also zu dem Staatscredit 
unumwunden seine Zuflucht und die Regierung erklärte sich 
feierlich fü^ verschuldet-, sie verlangte aber nicht nur^ dafs 
das Publicum ein hini^eichendes Vertrauen in ihre Zahlungs- 
fähigkeit haben sollte^ tim ein materiell nicht garantirtes 
Papier als vollgültiges Zahlungsmittel anzuerkennen^ son- 
dern sie erwartete auch die unbedingte Zulassung einer dop- 
pelten Fiction^ derjenigen nemlich^ welche die Ersetzung von 
Metall durch Papier und derjenigen^ welche die Entwerthung 
des coursirenden Metalls erheischte. Einmal an die süfse 
Fälligkeit mittelst einer Druckmaschine Millionen zu schaf- 
fen gewöhnt und durch immer zunehmende Verlegenheiten 
angespornt, vermochte sie nicht auf der eingeschlagenen 
Bahn Halt zu machen; sie reducirte die verzinslichen Eaimes 
soviel als möglich^ «etzte den Zinsfofs von 12 pGt. auf 6 pGt 
herunter und gelängte so zu einer Emission^ die sich heute 
sicherlich auf 600 Millionen Piaster beläuft. 

Aber die Ruckwirkung dieses waghalsigen Recurses an 
den Staatscredit blieb nicht aus. Es befanden sich nun- 
mehr zweierlei inländische Zahlungsmittel auf dem Markt 
von Constantinopel^ das Bechlik und die Kaimes; beide be- 
ruhten auf einer Fiction; beide waren daher grofsen Cours- 
fichwankungen ausgesetzt; aber wenn diese Schwankungen^ 
solange nur die Bechliks bestanden^ hauptsächlich auf das 
Verhaltnifs derselben zu fremden Münzen und Wechseln von 
Einflufs gewesen waren und deshalb zunächst nur den Han- 
del mit dem Auslande berührt hatteif^ zeigten sich nun ihre 
Wirkungen auch auf das Verhältnifs von Bechliks zu Kai- 
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mes; sie griffen daher den neu geschaffenen Staatscredit an, 

* 

was um so gefälirlioher wax^ als derselbe jeder soliden Grund- 
lage sowohl in den Metalliques als in dem Papiergeld ent- 
behrte. 

Die Pforte erschrak vor dem Abgrunde, in den ihre Fi- 
nanzen zu versinken begannen. Sie versuchte sich vor dem 
Untergange zu retten und griff zu drei Mitteln^ welche alle 
drei ebenso sehr gegen die Grundsätze der National- Oeko- 
nomie verstiefsen, als sie durch ein völliges Miislingen prao- 
tisch verurtheilt worden sind. 

Es wurde ein allmähliges Zurückziehen der bisher in 
fictivem Cours gehaltenen Metalliques und deren Ersetzung 
durch eine neue> nach europäischen Grundsätzen regulirten 
und zu europäischen Münzen in richtigem MetallverhältoiTs 
stehenden Münze beschlossen. Von derselben sollten jähr- 
lich für 7^ Million Piaster ausgegeben und eine entsprechende 
Summe in Bechlik eingezogen werden. ' 

Die Circulation von ausländischen Münzen wurde ver- 
boten. 

Eine Bank wurde im Jahre 1848 errichtet, welche gegen 
ein von der Regierung gewährtes Capitfeil von 25 MiUionen 
Piastern und gegen die von der Regierung >geleistete Garantie 
des Unternehmens die Verpflichtung übernahm, den Wechsel- 
oours gegen Europa zu dem Stande von 110 Piastern für 
L. St. zu erhalten und die Eaimes gegen Bechlik oder 
neue Münze (Medjidieh genannt) mit einem Verlust von 
3 pCt. für den Inhaber der Kaimes auszuwechseln. 

Die neu ausgegebene vollgültige Münze veraichwand sehr 
bald von dem orientalischen Markte, nicht nur weil sie das 
einzige inländische, für nach Europa hin zu machende Baar- 
Zahlungen verwendbare Werthzeichen, sondern namentlich 
auch weil ihre Umprägung in Bechlik eine der einteäglich- 
sten Speculationen war. Dies war die nothwendige Folge 
der Creirung von Münzsorten versohicfdenen , reellen Wer- 
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ihea, welche durcli künstliche Mittel auf demselben Conrse 
erhalten werden sollten. Nur wenn die Regierung im Stande 
gewesen wäre in einem kurzen Termine mit Einem Male 
sammtliche schlechte Münze einzuziehen und durch vollgül- 
tige zii ersetzen^ nur dann würde die Mafsregel der Recti« 
fication des Münzwesens wirksam gewesen sein, weil alsdann 
die Bedürfnisse des inländischen Marktes die neue, allein 
gültige Münze zurückgehalten und die Unterdrückung des 
Bechlik ihre Umprägung zwecklos gemacht hätte. 

Das Verbot der Circulation fremder Münzsorten war 
ganz unausführbar, weil es dem Handel mit der noth wen- 
digsten und gesuchtesten Waare, einem reellen Werthzeichen, 
Gewalt anthun. wollte. Der Umstand, welcher die Pforte zu 
diesem wunderlichen Verbot bewogen hatte, war die heftige 
Agiotage gewesen, zu welcher, wie man meinte, das Cour- 
Biren der fremden Münzsorten AnlaTs gab. Diese Agiotage 
brachte grofse Schwankungen im Cours des Piasters hervor 
und es sollte ihr daher als eine dem Staatscredit gefährliche 
Speculatioa durch Entziehung ihres Objectes ein Ende ge- 
macht w^den. Aber man übersah dabei vollkommen, dafs 
jene Agiotage mit fremden Münzen nicht die Ursache, son- 
dern die liVirkung der öffentlichen Creditverhältnisse war. 
Kicht die wenigen in Constantinopel coursir enden Sove- 
reigns und Napoleondor's brachten das Schwanken der 
Geldcourse hervor, sondern die schlechte Metallmünze, das 
jeder Garantie entbehrende Papiergeld, die ungünstige Han- 
delsbilanz zu Europa und als Folge von alle dem der schwan- 
kende Wechselcours. Wie konnte es unter solchen Ver- 
hältnissen vermieden werden, dals an einem Handelsplatz von 
80 universeller Bedeutung wie Constantinopel, wo ein ungeheu- 
res Zusammenströmen handeltreibender Fremder stattfindet, 
vollgültige ausländische Münzen eine gesuchte Waare wurden, 
^d ds^s, um dieselbe zu erhalten, bald mehr, bald weniger 
von den inländischen Werthzeichen geboten wurden? Alle 
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BemühuDgeii der Pforte^ alle. ihre VerordBungen^ alle ihre 
Mittheilimgen an die fremden Gesandtschaften waren vergeb- 
lich; sie ist daher auch schliefslich zur Einsicht in dieün- 
zweckmäfsigkeit ihres Verbotes fremder Münzen gekommen 
und hat den Dingen freien Lauf gelassen. 

Die im Jahre 1848 unter der Direction zweier grofser 
in Constantinopel etablirter Banquiers gegrfindete Bank hatte 
die zweifache Aufgabe^ sowohl den Cours des Papiergeldes 
gegen Metalliques als auch xien Wechselpours beständig zu 
erhalten. Zu diesem Zwecke wurde sie verpflichtet^ für Eiih 
lösung der Eaunes gegen Bechlik oder die neue türkische 
Silbermünze nach Abzug von 3 pCt. zum Nachtheil des In- 
habers der Kaimes stets offene Kasse zu halten und dem 
Handel die von ihm verlangten Tratten auf London^ Paris 
oder Wien gegen baare Zahlung in Bechlik, Silber oder Kal- 
mus (letztere mit einem Verlust von 3 pCt.) zu dem Gourse 
von 110 Piaster für das Pfand Sterling, resp. von 172 Para*) 
für den Franken zu liefern. Für die aus solchen Operatio- 
nen erwachsenden Verluste gab der Staat ein Capital von 
25 Millionen Piastern und übernahm die Garantie* aller von 
der Bank zu machenden Geschäfte. Gegen Ende des Jah- 
res 1852 liquidirte letztere mit einem Deficit von 35 Millio- 
nen Piastern, folglich mit einem Totalverlust von 60 Millio- 
nen für den Staat. Dieses traurige Resultat wäre leicht vor- 
her zu sehen gewesen, wenn man sich über die eigentUche 
Bedeutung ' des ganzen Unternehmens hätte klar werden 
wollen. 

Was zunächst den Ausdruck ^Bank^ betrifft, so war 
derselbe einigermafsen willkürlich für ein Institut gewählt, 
für dessen Existenz und für dessen sämmtliche Handlungen 
sich der Staat verbürgte. Die angebliche Bank war 



*) Vierzig Para gehen aaf einen Piaster, drei Asper anf einen Fa». 
Der Asper ist heute eine rein imaginäre M&nse. 
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eigentlich nur eine mit gewissen finanziellen Operationen be- 
auftragte Staatskasse. Dabei war es nnn gleich sehr eigen- 
thümlich^ dafs der Staat dem von ihm al pari ausgegeb^ 
nen Papiergelde einen Goursverlust von 3 pCt. gegen M^tal- 
liques von vornherein zuerkannte. Indessen dieser Um- 
stand hätte sich allenfalls aus gewissen, in der Natur der 
Dinge begründeten Verhältnissen erklären lassen. Offenbar 
nemlich waren die auf dem Platze von Gonstantinopel circu- 
lirenden inländischen Zahlungsmittel für den Bedarf unge- 
nügend. In Ermangelung von Banknoten bedurfte es eines 
anderen au parteur lautenden Papieres, das unter gewissen 
Bedingungen wohl in von dem Staate garantirten Tresor- 
scheinen, gefunden werden durfte. Wenn derselbe alsdann 
für die Umwechselimg des Tresorscheins in Metall einen Dis- 
conto nahm 9 so konnte dies als eine von dem Handel far 
die ihm gewahrte Verkehrs -Erleichterung erhobene Abgabe 
angesehen werden, deren Entrichtung andererseits wiederum 
den Vortheil gewährte, dem circulirenden Piapiere einen festen, 
wenn auch unter dem Nominalwerth bleibenden Gours zu 
sichern. Demohngeachtet und auch abgesehen von der un- 
erfüllt gelassenen Bedingung fester und geordneter Credit- 
Verhältnisse blieb der grofse üebelstand, dafs der Staat sei- 
nen eigenen Schuldscheinen, welche er für voll ausgab und 
bei Steuerzahlungen für voll annahm, für den Handel einen 
geringeren Werth ausdrücklich und durch eine seiner Kassen 
beilegte. Er machte daher einen kleinen Gewinn auf Kosten 
seines Gredits. Wie völlig illusorisch dieser Gewinn war^ 
das zeigte sich' in der unverkennbarsten Weise bei dem 
Hauptgeschäfte der sogenannten Bank, welches im Emittiren 
von Tratten auf Europa bestand. Unter normalen Verhält- 
nissen liegt die Aufgabe einer Bank darin, das von dem 
Handel ausgegebene Werthpapier, den Wechsel, an sich zu 
ziehen und bis zu dessen Verfall ihm ein dem Gelde gleich- 
stehendes Circulations- Mittel, die Banknote, zu rabstituiren« 
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Die Meraofi sowohl for den Handel als för die Bank ent- 
springenden Vortheile sind fiir jenen die sofortige Flüssig- 
machung der aus seinen Geschäften entspringenden Obliga- 
tionen, für diese der für die Substitution der Banknote 
gegen den Wechsel erhobene Disconto. Ganz anders yer- 
hielt es sich mit der Bank von Constantinopel. Der Dienst, 
welchen dieselbe dem Handel zu leisten hatte, bestand darin, 
dem zu Constantinopel in Umlauf befindlichen, in Europa 
aber nicht zu verwerthenden Gelde eine Obligation, einen 
Wechsel zu substituiren, mittelst dessen der orientalisde 
Handel seine gegen europäische Plätze eingegangenen Ver- 
pflichtungen erfüllen könnte. Es war also gerade das Um- 
gekehrte von dem, was bei den Operationen einer normalen 
Bank stattfindet, und es lielsen sich daher auch die aus letz- 
teren entspringenden Vortheile weder für den Handel noch 
für die Bank von Constantinopel erwarten. Hier fand viel- 
mehr ein Tausch statt, bei welchem die Bank oder richti- 
ger gesagt der Staat unbedingt immer verlieren mufste, ek- 
zelne Eaufleute sich bereichem konnten, der Handel aber 
auf einen dauernden Gewinn nicht hoffen durfte, weil die 
Unternehmung die Ursachen ihres unvermeidlichen Verder- 
bens in sich trug. In der That, der Staat lieferte ein siche- 
res, auf feststehende Werthe lautendes, in Europa zahlbares 
Papier, für dessen volle Honorirung er mit allen seinen Mit- 
teln einstand; er ^npfing dafür Werthe, die weder auf einer 
realen Basis, noch auf einem geordneten Creditsystem be- 
ruhten; er übernahm daher die Verpflichtung, aus seiner 
Tasche für die Nachiheile aufzukommen, welche dem ans- 
ländischen Handel aus dem Umstände erwuchsen, dafs die 
Türkei vollgültiger und in Europa zu verwerthender Zah- 
lungsmittel entbehrte. Die kunstliche Mxirung des Conr- 
ses eben dieser Zahlungsmittel war der Zweck, den man 
erreichen wollte. Dabei befand man sich, wie wir g^eicb 
des Näherei aeheii werden, in einem vioiSseit Cirkri. 
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um den durch Emittiruiig von Tratten auf Europa dort 
eiogegangenen Verpflichtungen zu genügen, sah sich die Bank 
genöthigt, mit den bei ihr eingezahlten Piastern ihrerseits 
wiederum im Handel europäische Münzen oder Wechsel auf 
London, Paris und Wien anzukaufen. Während sie also 
ihr Papier zum Course von 1 1 Piastern für das L. St. aus- 
gab, mufste sie eben dieses L. St. zu dem Preise sich ver- 
schaffen, den es im Handel nach dem Gesetze der Nachfrage 
und des Angebotes erhielt; sie selbst aber trug durch ihren 
immer mehr steigenden Bedarf zur Vermehrung der Nach- 
frage nach vollgültiger Münze und daher zum Steigen des 
Coorses derselben, respective zur Herabdrückung desjenigen 
des Piasters bei. Trols ihrer Wechsel -Emissionen also, oder 
vielmehr gerade in Folge derselben nahm die in Constanti- 
nopel mit fremden Münzen und Wechseln getriebene Agio- 
tage immer mehr zu und der künstliche Werth des Piasters, 
weit entfernt an* Festigkeit zu gewinnen, gerieth in immer 
grofsere Schwankungen. Das Deficit der Bank machte der 
Regierung zuletzt die Fehlerhaftigkeit ihres Systems klar; 
sie entsagte demselben und ist seitdem noch nicht im Stande 
gewesen, wirksamere Maisregeln zur Abhülfe der fortwäh- 
rend im Zunehmen begriffenen Uebelstande zu ergreifen. 
Der seit dem Kriege tief gesunkene öffentliche Credit, die 
unaufhörlichen finanziellen Verlegenheiten, in denen sich die 
ßegierung befindet, die bedeutend vergröi'serte Masse der in 
Umlauf gesetzten Kaim^s haben eine Lage herbeigeführt^ die 
sich am Besten durch die Thatsache bezeichnen läfst, dafs 
das L. St. heute einen Cours von über 150 Piaster erreicht 
oder mit anderen Worten, dafs der Werth der Landesmünze 
in Vergleich zu dem Jahre 1853 sich uni fast ein Drittheil *) 
verschlechtert hat. 



*) Im Anfang des genannten Jahres und nach dem Cours von HO 
^ das L. St. war 1 Piaster =: 22} Centimen, nach dem Cours von 150 
für das L. St ist I Piaster » l&f Centimen. * 



848 

Kann man sioli unter solchen Umstanden der üebei- 
2eugung erwehren^ dafs die Ausffihrong der im §. 20 des 
Hattihoumayoun enthaltenen Bestimmungen eine Lebensfrage 
far die Regeneration der osmanischen Herrschaft ist? ^Han 
wird sich — so heifst es in jenem Paragraphen — ndt der 
Grfindung von Banken und anderen derartigen Institaten be> 
schäftigen, um zur Reform des Münz- und Finanz -Systems 
zu gelangen; man wird auf die Beschaffung von Mitteln zur 
Vermehrung der Quellen des Reichthums Meines Reiches b^ 
dacht sein.*^ Es hat in den Jahren 1856 imd 1857 anPi«- 
jecten der verschiedensten Art nicht gefehlt, keines von die- 
sen Projecten aber ist zu einism practischen Resultat gedie- 
hen. Die Ursache so vieler mifslungener Versuche ist nidit 
schwer zu finden. Ohne die umfassendste Beihtüfe des euro- 
päischen Credites ist die Pforte nicht im Stande, weder ihr 
Budget ins Gleichgewicht zu bringen, noch ihr schleebtes 
Metallique durch gutes zu ersetzen, noch ihre Eaunes ein- 
zuziehen, noch eine Bank nach normalen Grundsäts^en tmd 
mit heilsamer Einwirkung auf den ausländischen und inlan- 
dischen Handel des Reiches, zu begrfinden, noch endlich die 
im Lande verborgenen Hilfsquellen aller Art zum Nutzen 
der Völker und des Staates zu erschliefsen. Wie aber ist 
die Unterstützung des europäischen Credites zu erlangen? 
Das ist die grofse Frage, auf welche es nur Eine Antwort 
giebt. Credit ist Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit: diese 
ist bedingt durch strenge Ordnung des Staatshaushaltes. 
Sobald die türkische Regierung die Kraft und die Fähigkeit 
erlangt haben wird, deren sie bedarf, um durch Redaci- 
ruDg der Ausgaben, durch eine strenge und gewissenhafte 
Verwaltung der vorhandenen Steuern, durch die Aufhebung 
aller gegen eine gleichmäfsige Besteuerung verstoisenden Pri- 
vilegien, namentlich also durch Umwandlung des Vakouf in 
Mulk, durch Anbahnung einer Reform des Steuersystems, 
Aufhebung aller Natural -Leistungen und deren Ersetsnng 



349 

mit regelmafslgen Steuern in Geld^ durch eine rücksichtslos 
durchgreifende Reorganisation der Beamtenhierarchie — durch 
diese und andere ernsthaft practische Mafsregeln den Einnah- 
men des Staates Begelmäfsigkeit und Stetigkeit zu gewäh- 
ren und ihnen neue hinzuzufügen — sobald mit Einem Worte 
die Regierung moralisch wiedergeboren sein wird^ werden die 
Capitalien Europa's dem osmanischen Reiche durch den Canal 
des Credits zufliefsen, weil die öffentliche Meinung alsdann 
die schöpferische Hand erkennen wird, welche das Geld in 
einer iür das Gemeinwesen fruchtbringenden Weise zu ver- 
wenden und dadurch denen, die es geben sollen, einen an- 
gemessenen und sicheren Gewinn zu gewährleisten vermag. 



Anhang 



D oc. umente. 



Documente. 



I. 

Der am 18. Februar 1856 (11. Djemazi-ul-Ahir 1272) 
auf der Pforte feierlich publicirte Hattihoumay oun. 

(OfSdeUe üebenetzang.) 

„Ciall soit fait en conformiti da Cöntenn." 

A Yqus Mon Grand Yizir Mehemed Emin AaU Pacha 
dicore de Mon ordre Imperial du Medjidiä de la premiere 
classe et de Tordre du merite personnel, que Dieu Vous 
accorde la grandeur et double Votre pouvoir. 

Mon desir le plus eher ä eti d'assurer le bonheur de 
toutes les classes des sujets que la Bivine Providence a plac^s 
sous Mon sceptre Imperial^ et depuis Mon avenement au 
trone je n ai cesse de faire tous mes efforts dans ce but. 

Gräces en soient rendues au Tout-Puissant^ ces efforts 
incessants ont dejä porte des fruits utiles- et nombreux. De 
jour en jour le bonheur de la nation et la richesse de 
Mes Etats vont en augmentant. Desirant aujourd'hui renou- 
veler et elargir encore les r^lements nouveaux institues dans 
le but d'arriver ä obtenir un etat de choses confonne ä la 
dignite de Mon empire et ä la position qu'il occupe parmi 
les nations civilisees^ et les. droits de Mon empire ayant 
aujourd'hui, par lä fidelite et les louables efforts de tous 
Mes sujets et par le concours bienveiUant et amical des 
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grandes puissances, mes nobles allies, re^u de rexterieur 
une consecration qui doit etre le commencement d'une ere 
nouvelk, Je veux augmenter le bien-etre et la prosperite 
Interieure, obtenir le bonbeur de touts Mes sujets qui, a 
Mes yeux, sont tous egaux et Me sont ^galement cbers, et 
qui sont unis entre eux par des rapports cordiaux de pa- 
triotisme, et assurer les moyens de faire de jour en jour 
croitre la prosperite de Mon empire. 

J'ai donc resolu et J'ordonne la mise en execution des 
mesurea suivantes: 

{§. 1.) Les garanties promises de Notre part ä tous h 
sujets de Mon empire par le Hattihoumayoun de Gulbane et 
en conformite du tanzimat sans distinction de classe ni de 
culte, pour la securite de leurs personnes et de leurs biens 
et pour la conservation de leur honneur, sont aujourd'hui 
confirmees et consolidees, et pour qu'elles re^oiveut leur plein 
et entier effet, des mesures efficaces seront prises. 

(§. 2.) Tous les Privileges et immunites spirituels accor- 
des ab antiquo de la part de Mes ancetres et a des dates 
posterieures, ä toutes les communautes cbretiennes ou d'aa- 
tres rites non-musulmans etablis dans Mon empire sous 
Mon egide protectrice, seront confirmes et maintenus, 

(§• »O Chaque communaute chretienne ou d'autre rite non- 
musulman sera tenue, dans un delai JSxe et avec le concours 
d'une commission formee ad hoc dans son sein, de proceder, 
avec Ma haute approbation et sous la surveillance de Ma 
S. Porte, ä Texamen de ses immunites et privileges actuels, 
et d'y discuter et soumettre a Ma S. Porte les reformes exi- 
gees par le progres des lumieres et du temps. Les pou- 
Yoirs concedes aux patriarches et aux eveques des rites chre- 
tiens par le Sultan Mehemet II et ses successeurs, seront 
mis en harmonie ayec la position nouvelle que Nos inten- 
tions g^nereuses et bienveillantes assurent ä ces commu- 
nautes. Le principe de la nomination a vie des patriarcheS; 
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apres la revision des reglements d'^lection aujourd'hui ea 
vigueur^ sera ezactement applique conformement k la teneur 
de leurs &mans d'investitare. Les patriarches^ les metropoli- 
tains, les archeveques, les evequeB, les rabbins seront asser- 
mentes ä leur entree en fonctions d'apres une formule con- 
certee en Gommun entre Ma S. Porte et les chefs spirituels 
des diverses communautes. Les redevances eccUsiastiques^ 
de quelque forme et nature qu'elles soient, seront suppri- 
mees et remplacees par la fixation des revenus des patri- 
arches et des chefs de commiinaut^s et par Tallocatioii de traite- 
ments et de salaires equitablement proportionn^s ä rimpor- 
tance, au rang et ä la dignite des divers membres du clerge. 

« 

n ne sera porte aucune atteinte aux propriet6s mobi- 
lieres et Immobili^res des divers clerges chretiens; toute- 
fois radministration temporelle des communautes chretiennes 
ou d'autres rites non-musulmans sera placee sous la sauve- 
garde d'une assemblee choisie dans le sein de chacune des 
diverses communautes parmi les membres du clerg^ et des 
laiqnes. 

(§. 4.) Dans les villes bourgades et TOlages oü la popula- 
tion appartiendra en totaliti au meme oulte, il ne sera apport^ 
aucune entrave ä la reparation, d'apres leur plan primitif, 
des edifices destines au culte^ aux ecoles^ aux höpitaux et aux 
cimetiferes. Les plans de ces divers Edifices, en cas d'erec- 
tion nouvelle, approuves par les patriarches ou chefs de com- 
munautes devront etre soumis ä Ma S. Porte qui les approu- 
vera par Mon ordre Lnperial ou fera des observations dans 
nn delai determine. 

Chaque culte dans les , localites oü ne se trouveront 
point d'autres confessions religieuses, ne sera soumis ä au- 
cune espece de restriction dans la manifestation publique 
de sa religion. Dans les villes bourgades et villages oü les 
cultes sont melanges^ chaque communaute habitant un quar^ 
tier distinct, pourra egalement^ en se conformant atd: ^t&- 
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aoriptions ci-dessus indiquees^ repaxer et coiiBolider ses eglises, 
ses hopitaux^ ses ecoles et ses cimetieres. Lorsqu'il s agira 
de la Gonstruction d'edifices nouveaux, Tautorisatioa neces- 
«aire sera demandee par Forgane des patriarches ou des chefs 
des communautes a Ma S. Porte qui prendra une decision 
souveraine, en accordant cette autorisation a moins dobsta- 
cles administratifs. L'intervention de l'autorite administrative 
dans tous les actes de cette nature sera entierement gra- 
tuite; Ma S. Porte prendra des mesures energiques pour as- 
surer a chaque culte^ quel que soit le nombre de ses adle- 
rents, la pleine liberte de son exercice. 

(§. 6.) Toute distinction ou äppellation tendant a readre 
une classe quelconque des sujets de Mon empire Inf erieure a 
une autre classe^ a raison du culte^ de la langue ou de 
la race^ sera ä jamais effacee du protocole adminlstratif. Les 
lois seviront contre l'usage entre particuliera ou de la part 
des autoritös de toute qualification injurieuse ou blessante. 

(§. 6.) Vu que tous les cultes sont et seront librement pra- 
tiques dans Mes Etats, aucun sujet de Mon empire ne sera 
gene dans Texercic^de la religion qu'il professe et ne sera/ 
en aucune maniere inquiete ä cet egard. Personne ne pourra 
etre contraint a changer de religion. 

(§, 7.) La nomination et le choix de tous les fonctionnaires 
et autres employes de Mon empire etant entierement depen- 
dants de Ma volonte Souveraine, tous les sujets de Mon 
empire sans distinction de nationalite seront admissibles aoi 
emplois publics et aptes ä les occuper selon leurs capacites 
et leurs merites et conformement a des regles d'une appli- 
cation generale. 

(§. 8.) Tous les sujets de Mon empire seront indistinctement 
re^us dans les ecoles civiles et militaires du gouvernement, 
s'ils remplissent d'ailleurs les conditions d'äge et ^i^ex^imen 
specifiees dans les reglements organiques des dites ecoles. 
De plus chaque communaute est autorisee ä etablir des ecoles 
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publiques de sciences, d'arts et d'indnstrie. Seulement le 
mode d'enseignement et le choix des professeurs dans les 
ecoles de cette catigorie seront sous le controle d'un con- 
seil mixte d'instruction publique, dont les membres seront 
nommes par un ordre souverain de Ma part. 

(§. 9.) Toutes les affaires commerciales, correctionelles et 
criminelles ^entre des nmsulmans et des snjets chretiens ou 
autres non-musnlmans ou bien des chr^tiens ou autres des 
rites differents non-musulmans seront d^ferees a des tribu- 
naux mixtes. 

L'audience de ces tribunaux sera publique/ les parties 
seront mises en presence et produiront leurs temoins, dont 
les depositions seront re^ues indistinctement sous un ser- 
ment selon la loi religieuse de chaque culte. 

Les proces ayant trait aux affaires civiles continueront 
d'etre puBliquement juges d'apr^s les lois et les reglements 
par-devant les conseils mixtes des provinces, en presence du 
gouvemeur e't du juge du lieu. Les proces civils speciaux 
comme ceux: de succession ou autres de ce genre entre les 
Sujets d'un meme rite chretien ou autres non-musulmans 
pourront, a leur demande, etre renvoy es par-devant les con- 
seils des patriarcats ou des communautes. 

Les lois penales, correctionelles et commerciales et les 
regles de procedure a appliquer dans les tribunaux mixtes 
seront completees le plutot possible et codifiees. II en sera 
publie des traductions dans toutes les langues en usi^e daCns 
l'empire. 

(§. 10.) n sera procede dans le plus bref d^lai possible 
ala reforme du Systeme penitenüaire dans son application aux 
maisons de detention, de punition ou de correction et autres 
Etablissements de meme nature, afin de concilier les droits 
de Thumanite aveo ceux de la justice. Aucune peine cor- 
porelle meme dans les prisons ne pourra etre appliquee que 
conformement k des reglements disoiplinaires ^manes de Ma 
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S. Porte, et tout ce qui ressemblerait a la tortoie'sera ra- 
dicalement aboli. 

Les infractions a ce sujet seront severement reprimees 
et entraineront, en outre, de pleiii droit la punition, en con- 
formite au code crimmel, des autorites qui les aursdent or- 
donnees et des agents qui les auraient commises. 

(§. 11.) L' Organisation de la police dans la capitale, dans 
les villes de province^ dans les campagnes sera reglee de fa^n 
a donner ä tous les sujets paisibles de Mon empire les ga- 
ranties les plus fortes de securite quant a leurs personoes 
et a leurs biens. 

(§. 12.) L'egalit^ des impots entrainant Tegalite des charges 
comme celle des devoirs, entraine aussi celle des droits, les 
sujets chretiens et des autres rites non-musulnians devront, 
ainsi qu'il a et^ anterieurement resolu, aussi bien que les 
musulmans satisfaire aux obligations de la loi de recnite- 
ment. Le principe du remplacement ou du racliat sera ad- 
inis. IL sera publie dans le plus bref delai possible une loi 
complete sur le mode d'admission et de service des süjeü 
chretiens et d'autres rites musulmans dans Tarmee. 

(§. 13.) II sera procede ä une reforme dans la composition 
des Gonseils provinciaux et cömmunaux pour garantir la since- 
rite des choix des delegues des communautes musulmanes, 
chretiennes et autres et la liberte des votes dans les conseils. 

Ma S. Porte avisera ä Temploi des moyens les plus ef- 
flcaees de connaitre exactement et de contröler le resultat 

» 

des deliberations et des decisions prises. 

(§. 14.) Comme les lois qui regissent Tachat^ la vente et la 
disposition des proprietes immobilieres sont^communes a tous 
les sujets de Mon empire, il pourra etre permis aux etran- 
gers de posseder des proprietes foncieres dans Mes Etats, en 
se conformant aux lois et aux reglements de police, en ac- 
quittant les memes obarges que les indigenes et apres que 
des arrangements auront eu lieu avec les puissaAces etrangeres. 



359 

(§. 15.) Les impots seront exigibles au mSme titre de tous 
les sujets de Mon empire^ sans distinction de classe ni de culte. 
On avisera aux moyens les plus prompts et les plus ener- 
giques de corriger des abus dans la perception des impots 
et notamment des dimes. Le Systeme de la perception di- 
recte sera successivement et aussitot que faire* se pourra 
substituee au regime des fermes dans toutes les branches 
des revenus de l'Etat. Tant que ce Systeme demeurera en 
vigueur, il sera interdit sous les peines les plus severes a 
tous les agents de Fautorite et a tous les membres des medji- 
lis de se rendre adjudicataires des fermes qui seront annoncees 
avec publicite et concurrence, ou d'avoir une part quel- 
conqu6 dans leur exploitation. Les impositions locales se- 
ront autant que possible calculees de fa^on a ne pas affecter 
les sources de la production ou ä entraver le mouvement du 
commerce Interieur. 

(§. 16.) Les travaux d^utilite publique recevront une dota- 
tion convenable, ä läquelle concourront les impositions parti- 
Gulieres et speciales des provinces appelees a jouir de 
l'etablissement de voies de communication par terre et 
parmer. 

{§. 17.) Une loi speciale ayant deja ete rendue qui or- 
donne que le budget des recettes et depenses sera fixe et 
communique chaque annee, cette loi sera observee de la ma- 
niere la plus scrupuleuse. L'on procedera ä la revision des 
Iraitements affectes ä chaqüe emploi. 

(§. 18.) Les chefs et un delegue de chaque communaute 
designes par Ma S. Porte seront appeles ä prendre part aux 
deliberations du conseil supreme de justice. Dans toutes 
les circonstances qui interesseraient la generalite des sujets 
de Mon.empire, ils seront specialement convoques ä cet 
effet par Mon Grand Vizir. Le mandat des delegues sera 
annuel. Ils preteront serment en entrant en Charge. Tous 
les membres des conseils dans les reunions ordinaires et 
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extraordinaires ^mettront librement leursavis et leursvotes 
sand qu'on puissß jamais les iiiquieter a ce sujet. 

(§. 19.) Les lois contre la corruption, la concussion ou la 
malversation seront appliquees^ d'apres les formes legales, a 
tous les Sujets de Mon empire quelleque seit leur classe et 
la nature de leurs fondtions. 

' (§. 20.) L'on s'occupera de la . cieation de banques et 
d'autres institutlons semblables pour arriver ä la refonne du 
Systeme monetaire et financier^ ainsi que de la creation de 
fouds destiaes ä augmenter les sources de la richesse materielle 
de Mon empire* L'on s'occupera egalement de la creation 
de routes et de canaux qui rendront les Communications plus 
faciles et augmenteront les sources de la richesse du pays. 
On aboliria tout ce qui peut entraver le commerce et Tagri- 
culture. Pour arriver ä ce but, l'on recherchera les moyens 
de mettre ä profit les sciences, les arts et les capitaux de 
l'Europe, et de les mettre ainsj successivement en execution. 

Tels etant Mes ordres et Mes volo'ntes, Vous qui etes 
Mon Grand Vizir, Vous ferez selon Tusage publier soit dans 
la capitale^ soit dans toutes les parties de Mon empire, ce 
firman Imperial, et Vous veillerez avec attention et prendrez 
toutes les mesures necessaires afin que tous les ordres qu'il 
contient soient dorenavant executes avec la plus rigoureuse 
ponctualite. 



n. 



Abweic)iungen von dem 
nebenstehenden Memo- 
morandum in demjeni- 
gen, Ober welches die 
drei Repräsentanten mit 
den Ministern der Pforte 
übereingekommen wa- 
ren und das Lord Strat- 
ford seiner Regierung 
unter dem 13. Februar 
1856 übersandte. 



unverändert. 



Memorandum, über wel- 
ches die Botschafter 
von Frankreich, Eng- 
land und der Internun- 
tius übereingekommen 
waren, und das Lord 
Stratford seiner Regie- 
rung unter dem 19. Ja- 
nuar 1856 einsandte. 



Quatrieme garantie: 

1. Des mesures efficaces 
seront prises pour que les 
garanties promises ä tous les 
Sujets de S. M. le Sultan par 
le hatti-cherif de Gulhane 
et les lois de tanzimat^ sans 
distinction de classe ni de 
culte, re^oivent leur plein et 
entier eflfet. Ces principes se- 
ront rappeles et consacres de 
nouveau par un acte sölennel 
emane du Souverain. 



364 



Memorandum vom 13. Februar. 



unverändert. 



unverändert. 



Memorandum vom 19. Januar. 

sera apporte aucune entrave 
ä la reparation, d'apres leui 
plan primitif, des edifices d«8- 
tines au culte^ aux eeoles, aui 
hopitaux et aux cimetieres. 
Les plans de ces divers edi- 
fices, en cas d'erection nou- 
velle approuves par les pl^ 
triarches ou chefs des com- 
munautes, seront simplement 
soumis ä la S. Porte, qui 
devra les approuver ou faire 
ses observations dans un de- 
lai dötermine. 

Chaque culte dans les lo- 
calites oü • ne se trouveront 
point d'autres confessions re- 
ligieuses, ne sera soumis dans 
ses manifestations exterieures 
ä aucune espece de restric- 
tion. Dans les villes bour- 
gades et villages oü les cultes 
sont m^lang^s, chaque com- 
munaute habitant un quartier 
distinct pourra egalement, en 
se conformant aux prescrip- 
tions ci-dessus indiquees, re- 
parer et consolider ses eglises, 
ses hopitaux, ses eeoles et ses 
cimetieres. 

Lorsqu'il s'agira de la 
construction d'ediflces nou- 
veaux, Fautorisation neces- 
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Memorandum vom 13. Februar. 

* demandee pax Forgane du 
patriarche ou chef de cominu- 
naute ä la S. Porte qui pren- 
dra une . . . 



unverändert, aber als §. 6. 



als §. 5. folgendermalsen: Vu 
que tous les cultes sont et 
seront librement pratiques 
dans les Etats Ottomans, au- 
cun snjet de S. M. le Sultan 
^^ sera gene dans Texercice 



Memorandum yom 19. Januar. 

saire sera demandee* a la 
S. Porte, et la S. Porte pren- 
dra une decision souveraine 
en accordant cette autorisa- 
tion ä moins d'obstacle ad- 
ministratif. L'intervention de 
Fautorite administrative dans 
tous les actes de cette na- 
ture sera entierement gratuite. 
Le gouvernement prendra des 
mesures pour assurer ä chaque 
culte, quel que soit le nom- 
bre de ses adberents, la 
pleine libert^ de son exercice. 
. 5. Toute distinction ou 
appellation tendant ä rendre 
une classe quelconque des su- 
jets de S. M. le Sultan in- 
ferieure ä une autre classe 
ä raison du culte, de la lan>- 
gue ou de la race, sera ä Ja- 
mals effac^e du protocole ad- 
ministratif. Les lois seviront 
contre Tusage, entre particu- 
liers ou de la part des au- 
torites, de toute qualification 
injurieuse ou blessante. 

6. Aucun sujet de S. 
M. le Sultan, ä quelque culte 
qu'il appartienne, ne sera ni 
insulte, ni moleste, encore 
moins persecute ou puni ä rai- 
son de ses opinions religio uses. 
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MemorandniQ vom 13. Febmar« 

de la religion qu'il professe^ 
et ne sera en aucune maniere 
inqui^ti ä cet egard. Personne 
ne pourra etre contraint a 
changer de religion. 



Memorandum vom 19. Jamuur. 



unverändert. 



unverändert. 

als Zusatz: De plus chaque 
communaut^ est autorisee ä 
etablir des ecoles publiques 
de science^ d'art et d'industrie : 
seulement le mode d'enseigne- 
ment et le choiK des profes- 
seurs dans les Ecoles de cette 
categorie seront sous le con- 
trole d'un conseil mixte d'in- 
stniction publique^ dont les 
membres seront nonunes par 
S. M. Imperiale. 

9. Comme il est decid^ 
que des tribunaux mixtes et 



7. Tous les sujets de S. 
M. le Sultan^ sans distinction 
de nationalite^ seront admis- 
sibles aux emplois publics 
et aptes ä les occuper^ selon 
leur capacite et leur merite 
et conformement a des regles 
d'une application generale. 

8. Tous les sujets de S. 
M. le Sultan seront indistincte- 
ment re9us dans les ecoles ci- 
viles et militaires dugouveme- 
ment aujourd'hui existantes oq 
qui seraient creees ä ravenir, 

*s'ils remplissent d'ailleurs les 
conditions d*äge et d'examen 
specifiees dans les reglements 
orgäniques des dites ecoles. 

9. Toutes les affaires ci- 
viles ou criminelles, dans les- 
quelles seraient meles des 
musulmans avec des non-mu- 
sulmans ou des non- musul- 
mans des rits differents, se- 
ront deferees a des tribunaux 
mixtes. 

L'audience de ces tribu- 
naux sera publique: les par- 



367 



Memonmdiim vom 13. Februar. 

speciaux seront institues pour 
juger les proces criminels 
entre des musulnmns et des 
non-musulmans ou des non- 
musulmans de rits differents^ 
et que des tribunaux de com- 
merce mixtes existent dejä 
pour les affaires commerciales, 
un code penal^ un code com- 
mercial, et des codes de pro- 
cedure relatifs ä ces tribunaux 
sont sur le point d'etre com- 
pletes et le seront au plutot. 
Les proces ayant trait aux 
affaires civiles continueront 
a etre juges d'apres les lois 
et les r^lements parrdevant 
les conseils mixtes des pro- 
vinces en presence du gou- 
vemeur et du juge du lieu. 
Les proces civils speciaux, 
comme ceux de succession ou 
d'autres de ce genre, entre les 
Sujets du meme rit, pourront 
a leur demande etre renvoyes 
par les conseils des patri- 
arches ou des communautes. 
L'audience de ces tribu- 
bunaux sera publique. I^es 
parties y seront mises en pre- 
sence et produiront leurs'te- 
^oins, dont les dipositions 
seront reines indistinctement 
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ties y seront mises en pre* 
seiice et produiront leurs te- 
moins^ dont les depositions 
seront re9ues indistinctement 
sous un serment prete selon 
la loi religieuse de chaque 
culte. 
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Bous un sennent prete selon 
la loi religieuse de chaque 
culte. 

Les lois penales^ correc- 
tionelles et commerciales et 
les regles de procedure ä ap- 
pliquer dans les tribunaiix 
mixtes seront completees le 
plutot possible et codifiees; 
il en sera publie^ sous les 
auspices de la Porte, des tra- 
ductions dans toutes les lan- 
gues en usage dans TEmpire. 



Memorandum ?om 19. Jaanat. 



unverändert als §. 10. 



10. Wie das beistehende 
letzte alinea des §. 9. 



11. II sera procede dans 
le plus bref delai possible a 
la reforme du Systeme peni- 
tentiaire dans son applicatiou 
aux maisons de detention, 
de punition ou de correction 
et d'autres etablissements de 
meme nature, ä concilier les 
droits de Thumanite avec ceux 
de la justice. Aucune peine 
corporelle, meme dans les pri* 
sons, ne pourra etre appli- 
quee que conformement a des 
reglements disciplinaires ema- 
nes de la Porte, et tout ce 
qui ressemblerait ä la tor- 
ture sera radicalement aboli 
Les infractions ä ce sujet se- 
ront sev^ement reprimees et 
entraineront en outre de pleiB 
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unveräiidert als §.11. 



unverändert als §. 12. 



*von hier ab: de manifere ä 
leur assurer la position la plus 
convenable. 



Memorandum rom 19. Januar. 

droit la destitution des au- 
torites qui les auraient or- 
donnees et des agents qui les 
auraient commises. 

12. L'organisation de la 
police dans la capitale^ dans 
les villes de province et dans 
les campagnes sera revisee 
de fa^on a donner ä tous les 
sujets paisibles de S. M. le 
Sultan les .garanties desira- 

'bles de securit^ quant ä leurs 
personnes et ä leurs biens. 

13. L'egalite des impots 
entrainant Tegalite des cbarges^ 
comme celle des devoirs en- 
traine aussi celle des droits, 
les non-musulmans devront 
comme les musulmans satis- 
faire aux obligations de la 
loi de recrutement. Le prin- 
cipe du remplacement ou du 
rachat sera admis. 

H sera publie dans le plus 
bref d^lai possible une loi 
complke sur Torganisation et 
sur le mode d'admission et 
de Service des sujets non -mu- 
sulmans dans Tarmee,* reglant 
Tavancement dans la hi^rar- 
cbie et le traitement affect^ 
k chaque grade. La position 
d'activit^ et celle de reforme 

24 
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unverändert als §. 13. 



14. Gomme les lois qui 
regissent Tachat^ la vente et 
la disposition des proprietes 
immobilieres sont communes 
a tous les sujets du Sultan^ 
S. M. est aussi disposee ä 
pennettre aux etrangers de 
posseder des proprietes fon- 
cieres dans ses Etats ^ en se 
conformant aux lois et en ac- 
quittant les memes oharges 
que les indigenes, et apr^s 
les arrangements qui auront 
lieu avec les puissances etran- 
geres. 



Memomndam vom 19. Januar. 

des officiers seront egalement 
garanties. 

14. II sera procede ä iine 
reforme dans la composition 
des conseils provinciaui et 
communaux, pour garantirla 
sincerite des choix des de- 
legues des communautes mo- 
sulmanes et non-musulmaoes, 
et la liberte des votes dans 
les conseils. La Porte ayisera 
k Femploi des moyens les 
plus efficaces de connaitre 
exactement et controler le re- 
sultat des deliberations et des 
decisions prises. 

15. Les lois qui regissent 
Fachat, la vente et la dispo- 
sition des proprietes immo- 
bilieres sont communes a tous 
les sujets de S. M. le Sultan. 
Le droit de propriete fonciere 
sera concede aux etrangers, 
sous Fobservation des lois qui 
regissent la matiere et I'obli- 
gation d'acquitter les meines 
charges que les indigenes. 

^ 16. Les impots sont eii- 
gibles au meme titre de tous 
les sujets de S. M. le Sultan, 
Sans distinction de classe ni 
de culte. On avisera aux 
moyens les plus prompts et 
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Memorandiim ?om 13. Februar 



unveräadert als §. 16. 



unv^ändert als §. 15. <^ 



i 



Memorandam rem 19. Janiuur. 

les plus energiques de cor- 
riger les abus dans la per- 
ception des impöts et notam- 
ment des dimes. Le systöme 
de la perception directe sera 
successivement^ et aussitot que 
faire se pourra, substitue au 
regime des fermes dans toutes 
les branches des revenus de 
rÄtat. 

Tant que ce Systeme de- 
meurera en vigueur, il sera 
interdit sous les peines les 
plus seyeres ä tous les agents 
de Tautorite et ä tous les 
membres des medjilis, de 
se rendre adjudicataires des 
fermes qui seront annoncees 
avec publicite et concurrence, 
et d'avoir une part quelconque 
d'interet dans leur exploita- 
tion. 

Les impositions locales se- 
ront autant que possibles 
calculees de fa^on ä ne pas 
aflfecter les sources de la pro- 
duction ou ä entraver le mou- 
yement du commerce Interieur. 

17. Les travaux d'utilite 
publique recevront une do- 
tation convenable^ ä laquelle 
concourront les impositions 
particulieres et speciales des 

24* 
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Memorandum vom 13. Februar. 



unverändert als §. 17. 



unverändert als §. 18. 



Memorandum rom 19. Januar. 

provinces appelees a jouir de 
Fetablissement des voies de 
communication par terre et 
par eau. 

18% Le budget des recettes 
et depenses de TEtat sera com- 
munique ä une epoque perio- 
dique et autant que possible 
par prevision d'une annee^ aa 
grand conseil de justice. 

Le budget sera annuelle- 
ment publie et Ton procedera 
ä la revision des traitements 
affect^s ä chaque emploi. 

19. Les chefs et un dele- 
gue de chaque communaute 
designes par la S. Porte se- 
ront appeles a prendre pari 
aux deliberations du conseil 
supreme de justice^ dans tou- 
tes les circonstances qui in- 
teresseraient la generalite des 
Sujets de S. M. le Sultan. Ils 
seront specialement convoques 
ä cet effet par le Grand Yizk. 
Le mandat ' des delegues seriei 
annuel. Hs preteront serment 
en entrant en charge. 

Tous les membres du con- 
seil dans les reunions ordi- 
naires et extraordinaires emet- 
tront librement leurs avis et 
leurs votes sans qu'on puisse 
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MenKMrandiini rom 13. Febmar. 



unverändert als §. 19. 



als §. 20. 
eingeschaltet * de la reforme 



Memorandam rom 19. Januar. 

Jamals les inquiiter k ce 
snjet. 

20. Les loiff contre la cor- 
ruption^ la concussion ou la 
malversation seront appli- 
quäes^ d'apreis les formes le- 
galesy ä tous les snjets de S. 
M. le Sultan, quelle que seit 
leur classe et la nature de 
leurs fonctions. 

21. II est ä desirer que la 
S. Forte annonce Fintention 
de s'occuper au plutot * de 
son Systeme monetaire et de 
la creation d'institutions de 
credit public. 
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dnes sur ces qnestions, si Ton fait la part d'inegalites de 
conditions surtout politiques et qui ont ete plus ou moinfl 
oommunes ä toute TEurdpe^ jamais, sous le sceptre des mu- 
sulmans, la pröpagande religieose n*a pris la fonne perse- 
cutive ! 

II est vrai que la tolerance des Sultans a ete pres- 
qu'unique dans rhistoire; que sur les territoires conquis pv 
les Ottomaas, les diverses populations vaincues se sont con- 
servees dans leur nationalites, leurs lois, leurs religio^ 
et, tandis que la fusion des divers elements qui compose&t 
les peuples, a ete presque partout violemment poursuivie, 
les divers elements se sont paisiblement maintenus dans tonte 
la Variete de leur dissemblance sous Tautorite des Sultans, 
et se trouvent aujourd'hui proteges et conserves par les prin- 
cipes memes de cette loi musulmane, que Ton a si souvent 
et si inexactement acouses d'intolerance. 

On chercherait en vain a decouvrir la cause qui a pu, 
dans des temps de lumi^re tels que le nötre, maintenir jasqa'a 
un cejtain point la pensee, que, sans protection etrangere, 
les Privileges religieux de TEmpire Ottoman etnient exposes^ 
si Ton ne songeait qu'une ennemie achamee et perseverante 
de FEmpire -Ottoman, la Russie, a travaille de la maniere 
la plus active et la plus heureuse, pend3>nt longtemps, ä obs- 
curcir le jugement de l'Europe sur cette question, afin de 
faire reussir ä l'ombre de faux semblants religieux des plans 
purement politiques. Desorganiser TEmpire Ottoman, IV 
moindrir par tous les moyens possibles, demembrer son au- 
torite politique aussi bien que' ses provinces, et ensuite s'eta- 
blir dans des contrees oü la confusion aurait remplace tont 
ordre regulier, tel a ^t^, tel est encore le plan de la Russie. 
Heureusement qu'elle n'a plus de complices et n'en pourra 
plus trouver dans Tavenir, en egarant Fopinion de rEurope, 
eomme eile a reussi ä le faire plus d'une fois. Les evene- 
ments qui ont entoure la revolution de laquelle est sorti le 
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royaume actuel de Grece^ sont le demier exemple de cette 
habilete perfide dont la demiere heiire a enfin sonn^. 

G'est librement» au moment meme de la conquete et 
dans la plenitude de la plus enti^re autorite^ que les Sultans 
fideles au ^sentiment de rhumanite *et ä Tesprit meme de 
rislamisme, ont accorde aux chretiens de l'Empire Otto- 
man leurs Premiers privileges. Aucan empechement materiel 
ne s'opposait ä ce que ces Souverains n'usassent d'une puis- 
sance illimitee contre la foi des vaincus^ et ils n'ont use de 
cette puissance que pour proteger et maintenir cette foi^ en 
Ventourant de privileges qui n'ont jamais ete violes. Si dans 
rinterieur de FEmpire Ottoman il y a eu, comme ailleurs, 
des actes d'oppression^ la cause en ^tait Tignorance des temps^ 
la difference des races et le rapprochement trop grand encore 
de la periode de guerre et de conquete. Toutes proportions 
gardees, l'Empire Ottoman a suivi ä cet egard les memes 
phases que les autres pays, et l'on peut meme dire hardi- 
ment, sans crainte d'etre dementia qu'aux epoques d'obscurite 
et d'intolerance plus ou moins grande qui ont pese sur l'Eu- 
rope entiere^ ce n'etait pas dans l'Empire Ottoman que les 
minorites vaincues avaient le plus a regretter leur etat. 

II y a eu peut-etre une epoque oü la physionomie de 
la domination musulmane prit un aspect regrettable pour les 
chretiens dans quelques parties de l'Empire Ottoman. Ce 
fat au temps du developpement demesure de l'influence des 
janissaires qui avaient usurpe une position redoutable ä 
toutes les autorites et a tous les droits. Mais la justice des 
Sultans a detruit pour jamais cette redoutable corporation 
ainsi que toutes les influences qui s'y rattachaient; et les 
hommes d'^tat de l'Europe les plus consideres- n'ont pas 
craint de proclamer que depuis la destruction des janissaires, 
la Turquie avait, dans l'espace d'un petit nombre d'annees, 
progresse, toute proportion gardee, plus que tout autre pays. 
Jwnais l'autorite musulmane n'a' cherche ä convertir vielem- 
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ment xm sujet non-musalman. Les patriarcats constitaes 
aux epoquea oii la Bassie ne Tetait pas encore, reimisseBt 
un tel faisceau de droits civils et religieux, qne Ton peut 
yraiment dire qu'ä la reserve de Fautorite politique que 
le gouvemement musubaan exerce seul, les chretiens sont 
plutot administres 9 juges et diriges par une aut(Mrite chre- 
tienne que musulmane. C'est volontairement, sans y etre 
amenes par aucone consideration que oelle de leurs devoiis 
de Souverains^ que les Sultans ont etabli un tel etat de 
choses qui n'a jamais ete serieusement compromis; et ce 
n'est que la seule Russie qui a interet a faire croire le con- 
traire et a s'efforcer de persuader aux chretieus sujets mn- 
sulmans, de meme qu'aux puissances chretieimes^ que cest 
a l'intervention etrangere que les Privileges accordes aux 
chretieus ont du leur naissance et devront leur cbnservation. 
La Turquie a le droit d'attendre de touis les hommes 
d'Etat justes et.eclaires une serieuse appreciatiön de vehtes 
aussi incontestables que Celles qu'on vient d'exposer. C'est 
d'elle meme et pour aller au devant des voeux de ses allies 
que^ dans les derniers temps^ la Sublime Porte a confinne 
et etendu les, privileges religieux des chretieus et quelle 
a annonce Tamelioration aussi rapide que possible de la 
Situation de ses sujets, sans distinction de race ni de reli- 
gion. C'est ä la face du monde et pour repondre de la 
maniere. la plus eclatante aux calonmies de la Russie^ que 
ces ameliorations ont ete realisees et que ces nouveaux pro- 
gres ont ete promis. Si les declarations les plus franches 
et les plus eclatante» ne paraissent pas süffisantes aux puis- 
sances alli^es de la Sublime Porte qui se croi^it en devoir 
de ne rien negliger pour assurer le sort de leurs correligion- 
naires, quels gages meilleurs pourrait-on imaginer que ceux 
. qui decoulent de Tinteret meme du gouvemement du Sultan 
a rendre heureux et prosperes tous ses sujets^ quelle qoe 
seit leUr religion? L'Europe peut- eile trpuver uue securil^ 
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plus complite qne oelle qui r^sulte de.cette garantie morale 
vemant confirmer les plus sinceres et les plus eclatantes assu- 
rances spontanement donnees? 

Si donc par ces actes dans le passe, par ces declarations 
les plus explicites dans le present, par Fappreciation de 
ses plus chers mterets d'aYenir, la Sublime Porte offre des 
garanties süffisantes pour le maintien et Tobservation des 
Privileges religieux des chretiens sujets de son empire, quelles 
ne seraient pas les consequences dangereuses de la stipu- 
lation d'une garantie! L'insistance sur Tinsertion dans les 
traites d'une garantie explicite impliquerait gratuitement: 

1. Une atteinte a la dignite du gouvernement Impe- 
rial, car eile supposerait une arriere-pensee ä toutes les 
declarations^ un manque de francbise et de bonne foi dans 
de solennelles assurances; que la Sublime Porte peut me- 
connaitre tout ce qu'il y a de plus constate en fait de prin- 
cipes d'administration, la regle essentielle pour tout gouver- 
nement de realiser, par tous les moyens possibles, le bien- 
etre de tous ses sujets. 

2. XTne atteinte aux droits de souverainete de la Su- 
blime Porte; car eile porterait le caractere d'une volonte et 
d'tme initiative etrangeres venant s'associer, par immixtion, 
a Celles du Sultan dans l'exercice de son autorit^ de Sou- 
verain. 

3. üne paralyse de Taction de Fautorite administrative; 
car en etablissant aux yeux des populations de FEmpire Otto- 
man que le maintien et Fobservation des privil^e» des chre- 
tiens seront dus, dans Favenir, a Finfluence etrangere, non 
moins qu'aux intentions bienveillantes et eclairees du gou- 
vernement de la Sublime Porte, ce prestige et cette integrite 
de commandement si essentiels ä Funite i&t ä la fdree de 
toute autorite administrative, se trouveraient profondement 
«t dangereusement leses. 

4. Enfin les puissanees amies et affines de la S. Porte 
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Be donneraient en quelque sorte un d^menti» si eUes in- 
sistaient snr Finsertion textaelle, dans un traite quelconque, 
de la garantie sus-enoncee. En eifet, tont le monde sait 
qne la mission dont le prince Menchicoff etait charge, avait 
pour objet de surprendre ou d'arracher une reeönnaissance 
de Tassociation du Souverain de la Russie ä la protection 
des Privileges des chr^tiens de TEmpire Ottoman. Tous las 
hommes d'Etat comprirent que, sous un voile d'interet simule 
pour les chretiens orthodoxes de TEmpire Ottomf^i, la Bussie 
Youlait obtenir a son profit un veritable demembrement moral 
de Fautorite Sauveraine des Sultans^ demembrement qm 
atteignait plus profondement les lois d'existence d'une soa- 
verainete que la perte des territoires 'les plus impprtants; 
car c' etait au coeur memo de toute legitime et solide domi- 
nation que venait s'implanter le germe destructeur/ C'est 
avec Fapprobation de FEurope entiere que le gouvernement 
de la Sublime Porte repoussa cette injuste pretention^ sous 
quelque forme captieuse que^ d'abord ^clatante^ eile alt en- 
suite voulu se dissimuler. 

II est donc peu naturel que les puissances amies et 
alliees de la Sublime Porte^ apres avoir approuv^ S. M. le 
Sultan dans la legitime defense de Son autorite souveraine, 
jusqu'ä preudre les armes pour Sa cause et envoyer leurs 
soldats mourir a cöte des Siens, en combattant glorieuse- 
ment pour la consolidation de Fintegrite morale et materielle 
d'un empire declare toujours indispensable a Fequilibre ea- 
rop^en; il est donc peu naturell disons-nous, que ces memes 
puissances reclament^ au nom de Famitie, de la part dela 
Sublime Porte cette memo concession a Finfluence etrangere 
qu'elles trouvaient et trouyent encore si dangereuse aux 
mains de la Russie. On pourrait meme ajouter que Fin- 
sertion dans un trait^ de la garantie sus-enoncee et dont le 
peu d'opportunite vient d'etre demontre^ cr^erait des situations 
nouvelle^^ embarrassantes pour cbacun et desquellea les 
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conflits d'autorite les plus delicats pourraient naitre par 
la suite. 

La justice^ la logique^ la prudence s'unissent donc en- 
semble pour eloigner une demande dangefeuse ä introduire 
dans le droit public europeen. II est en consequence a 
presumer que les puissances amies et alli^es de la Sublime 
Porte, apres avoir obtenu, par la Cooperation loyale' de leur 

diplomatie et de leurs armes, le raffermissement materiel de 

» 

TEmpire Ottoman, ne voudront pas lui faire subir ün ebranle- 
ment politique et moral dont les resultats seraient contraires 
a toutes leurs declarations et ä toutes leurs intentions. II 
est donc ä esperer que la question dont nous yenoüs d'ex- 
poser les differents cotes sous leur veritable jour, sera l'ob- 
jet du plus serieux et du plus mür examen. La position 
d'un empire que les bommes d'^tat de TEurope veulent 
faire entrer completement dans le concert europeen, ne doit 
pas s'y trouver inferieur a la position de tout autre ; et Tu- 
nite, l'intägrite de Tautorite souveraine de chacun de ses 
Etats doit etre la regle commune pour tous. 




IV. 

Memorandum über die von der Pforte ihren christ- 
lichen Unterthanen ab antiquo in geistlichen Din- 
gen verliehenen Privilegien. 

Von Lord Stratford de RedcliflFe der englischen Re- 
gierung unter dem 16. Januar 1856 übersandt 

(Ans der engUsdien Uebersetzimg des Türkischen ins Deutsche übertragen.) 



Im Fall einer Erledigung des griechischen Patriarchats 
treten die in der Nahe der Hauptstadt residirenden Erzbi- 
schöfe ^ nämlich diejenigen von Heraclea, Cysicus, Nicome- 
dien und Chalcedon mit der Synode von Constantinopel zu- 
sammen und schreiten zur Wahl eines Prälaten, wie sie 
dabei ihr religiöser Ritus und ihre freie WUlensmeinung 
leiten. Hiernach melden sie mittelst Bericht ihre Wahl der 
Pforte, welche die erwählte Person in der Würde eines P>- 
triarchen bestätigt. Die Wahlen des armenischen und des 
armeno- katholischen Patriarchen werden von den geistlichen 
Häuptern und den Notabein dieser Nation, sammt der Er- 
theilung ihrer Investitur, ganz wie im vorigen Falle voll- 
zogen. 

So lange die Patriarchen die ihnen untergebene Heerde 
nicht bedrücken, oder nicht gegen die Vorschriften ihrer Reli- 
gion handeln, werden sie, falls sie nicht etwa freiwillig resigni- 
ren, nicht abgesetzt, sondern bleiben lebenslänglich im Amte. 
Geschieht in den bezeichneten Fällen ihre Absetzung, so ist 
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das unter einstimmiger Zustimmimg der Synode und nach 
genauer Untersuchung des Thatbestandes. 

Die Leitung xmd Anordnung ihrer religiösen Angelegen- 
heiten , das ihnen zustehende Einkommen und die anderen 
Geschäfte des Patriarchats liegen^ ihren religiösen Gewohn- 
heiten gemäXs^ nicht ausschliefslich in der Hand des jedes- 
maligen Patriarchen^ sondern diese Angelegenheiten unter- 
liegen der Controle der Erzbischöfe ^ welche unter sich die- 
jenigen wählen, denen das Patriarchats -Siegel übergeben 
wird. Ebenso befinden sich die Siegel aller Klöster im 
Reiche in den Händen der Synode. 

Einem sehr alten Gesetz gemäis dürfen die Erzbischöfe 
nicht ohne die ausdrückliche Erlaubnifs des Patriarchen nach 
Constantinopel kommen. 

Die Unterthanen aller Glassen müssen sich in den der 
Competenz des Patriarchen unterliegenden Angelegenheiten 
an dieselben wenden und ihnen in allen diesen Dingen Ge- 
horsam leisten. 

Der Patriarch ernennt und setzt ungehindert die Erz- 
bischöfe, Bischöfe und Priester an allen Orten ab, über die 
sich seine Jurisdiction ausdehnt. 

Ein griechischer Erzbischof kann nur mit Anwendung 
des Synodal -Siegels ersetzt werden, und wenn an Stelle 

■ 

eines Bischofes oder Vicares einer Gemeinschaft em Ande- 
rer ernannt werden soll, so muTs eine Eingabe mit dem Sie- 
gel des Patriarchen und Medjilis jener Nation eingereicht 
werden, damit die neugewählte Person das Berat erhalten 
könne, welches sie in den Stand setzt von dem erledigten 
Amte Besitz zu ergreifen, und einen Firman, der die ihr 
von der Pforte gestellten Bedingungen angiebt. Auf ander- 
seitige Vorstellungen hin kann Niemand zum Erzbischof oder 
Vicar ernannt werden. 

Wenn Pacha's oder Eadi's die schlechte Auffuhrung 
eines Erzbischofs, Bischofs oder Vicars denuncüren und seine 
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Absetzung oder sein Exil verlangen^ so darf auf solclie Be- 
schwerden nicht eher eingegangen werden, als bis maa sicli 
an den Patriarchen um Aufklärung gewandt hat; und wenn 
etwa in Folge der Beschwerden des Pacha oder Kadi ein 
Firman erlassen wird^ so werden die erforderlichen Mafsre- 
geln eingeleitet. 

Wenn ein Erzbischof^ Vicar^oder Bischof in Geschäften 
nach Constantinopel geht, so steht es ihm frei, sich wäh- 
rend seiner Abwesenheit durch einen anderen Priester ver- 
treten zu lassen. 

Niemand darf die Patriarchen, Erzbischöfe, Bischöie, 
Vicare oder Priester daran hindern, in ihren Wohnungen die 
Schrift zu lesen, Lampen und Lichter anzuzünden. Vorhange 
und Bilder aufzuhängen, Betstühle einzurichten, Bauchfässer 
zu schwingen oder ein Crucifix bei Ausübung ihrer geist- 
lichen Functionen zu führen. 

Es steht den Mitgliedern aller Gemeinschaften völlig 
frei, ihre Todten in jeder, ihrem Ritus entsprechenden Weise 
zu beerdigen. Die Kirchen oder heUigen Statten, welche sie 
in Constantinopel oder in den Provinzen von alten Zeiten 
her besitzen, müssen durchaus geachtet werden. 

Vorstellungen, welche unter dem Patriarchat- oder Sy- 
nodal- oder dem Siegel der National-Versammlung ausgefer- 
tigt sind, werden berücksichtigt. Jedes auf den Ritus Bezu; 
habende Verlangen wird berücksichtigt. 

Niemand darf, ohne durch einen Firman dazu berech- 
tigt zu sein, die Kirchen oder Klöster einer Gemeinschaft 
durchsuchen. 

Niemand darf sich der Wiederherstellung von Klöstern 
oder Kirchen einer Gemeinschaft nftch dem alten Plan und 
nach anerkannten Grundsätzen widersetzen; und solche alte 
Kirchen dürfen nicht auf blofses Petitioniren oder selbst ge- 
schriebene Vorstellungen von einer Gemeinschaft auf die an- 
dere übertragen werden. 
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Kein Ansprach darf auf das Eigenthum einer Kirche 
oder eines Klosters wegen der Schulden einer anderen Per- 
son erhoben werden, noch dfirfen damit Geschäfte gemacht 
oder es in Pfand genommen werden; und wenn sich irgend 
wie Jemand dasselbe angeeignet haben sollte, so wird man 
ihn auf gesetzlichem Wege zwingen, es herauszugeben und 
es wieder dahin ' zurückstellen, wo es hergenommen war. 

Alle Individuen irgend einer Gemeinschaft, welche sich 
nach dem Ritus ihrer Nation zu verheirathen oder von ein- 
ander zu scheiden wünschen, müssen sich deshalb an den 
Patriarchen oder dessen Repräsentanten wenden: und Nie- 
mand darf sich sonst darin mischen. Wenn ein Patriarch 
einen Priester strafen will^ weil er ein Paar imcanonisch 
nnd ohne eine Ermächtigung des Patriarchen, Bischofs oder 
Vicars verheirathet hat, so darf man sich darin nicht mischen. 
Entstehen Zwistigkeiten zwischen zwei Personen wegen der 
Heirath oder über andere Gegenstände und der Patriarch 
wünscht sie deshalb in der Kirche Eide schwören zu lassen, 
oder irgend Jemand mit der Excommunication zu bestrafen, 
so dürfen sich dem der Kadi und seine Beamten nicht wider- 
setzen. Da es gegen die christliche Religion ist, dafs sich 
Jemand von seiner Frau scheiden lasse, oder in Bigamie lebe, 
oder sich nach dem Tode seiner Frau mehr als dreimal 
wieder verheirathe, so mufs die Verletzung dieses canoni- 
schen Gesetzes bestraft werden. Auch mufs der Eintritt in 
die Kirche denjenigen untersagt werden, welche die kirchli- 
chen Ehegesetze verletzen; und weder Kadi's, Naibs noch 
andere Behörden dürfen den Priester zwingen. Jemand der 
iDi Bann der Excommunication gesorben ist zu beerdigen. 

Erzbischöfe, Bischöfe, Vicare, Priester, Mönche und an- 
dere Christen können bis zu einem Drittheil ihrer Besitzun- 
gen Eigenthum ihren Patriarchen oder Kirchen oder den 
Annen vermachen. Nach ihrem Tode sind ihre Testamente, 
den Vorschriften ihrer Religion gemäfs, giltig und treten in 

25 
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Kraft, und nach aufgenommendm Beweise geht das Eigen- 
thuin auf die Erben des Geschiedenen nach Mafsgabe des 
Gesetzes über. Wenn Erzbischofe^ Bischöfe, Priester, Mön- 
che und Nonnen ohne Erben sterben, so nimmt der Pa* 
triarch oder sein Stellvertreter das Unterlassene Geld, Effec- 
ten, Pferde und alles andere Eigenthum des Geschiedeneii 
in Verwahrung, um es dem öffentlichen Schatz auszuhändi- 
gen, ohne dafs sich der Eassam oder Vertheiler des Todten- 
guts, die Mutavellis oder Muhassils *) darin mischen düik 
Stirbt Jemand mit Hinterlassung von Erben, so kann vda 
der Patriarch noch sein Stellvertreter irgend etwas von dm 
Eigenthum in Beschlag nehmen mit Ausnahme der kirchli- 
chen Gewänder, welche in der Sacristei deponirt werden. 

Die griechischen Metropoliten, die armenischen und k»- 
tholischen Delegaten, Priester und Mönche, welche irgend 
wie gegen die Vorschriften ihrer betreffenden Sekten ver- 
stofsen, werden von ihren Patriarchen nach den jedesmali- 
gen ritualen Gebräuchen bestraft; es wird ihnen das Haar 
geschoren, sie werden ihres priesterlichen Amtes entkleidet 
und die ihnen anvertrauten Kirchen werden Anderen über- 
tragen. Die an Stelle der so abgesetzten Geistlichen noth- 
wendig gewordeoen Priester werden ihren Regeln gemals 
xmd ohne Einspruch oder Hindernifs von anderer Seite her 
gewählt. Und diejenigen Priester und Mönche, die zu kei- 
ner bestimmten Kirche oder Kloster gehören, sondern henuDr 
schweifen und die wahrhaft griechischen und armenisclen 
Unterthanen der Pforte zu verführen trachten, gegen- ihre Vor- 
schriften, sollen durch Vermittelung des Patriarchen unter 
einem Firman festgenommen und den Gesetzen gemäls zur 
nothwendigen Strafe gezogen werden. 

Niemand darf sich um das Eigenthuma und lebende Ka- 
pital, das zu Kirchen oder Klöstern gehört, bekümmern noch 
um die Pertinenzien, welche auf zum Patriarchen -Sitz eines 

*) Cnratoren der Moscheen^ter. 
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jtden Patriarchen oder zu anderen Kirchen gehörigen Lan* 
dereien liegen; sondern derartiges Eigenthum vird nach dem 
durch alte Zeiten geheiligten Gebrauche besessen und genutzt. 

Das von den griechischen^ armenischen und katholischen 
üaterthanen der Pforte bisher als Taxen an den Staatsschatz 
oder als freiwillige Contributionen gezahlte Geld, die Beve* 
nfien und die Ausrüstung des Patriarchats und das persön* 
liehe Einkommen des Patriarchen sind auch fernerhin wie 
zuYor zu bezahlen; keine Zögerung, keine Opposition da- 
gegen werden gestattet. Wenn die Agenten der Kirchen oder 
Kloster sich irgend etwas von dem Schatz oder dem Ein- 
kommen des Patriarchats aneignen» so sollen ihre Kechnun- 
gen revidirt und sie zur Erstattung gezwungen werden, ohne 
dafs sich Jemand darin mischen darf. Wenn die Patriar- 
chen irgend wo an die bischöflichen Delegaten oder die Geist- 
lichkeit aofser jenem Einkommen Ansprü<Aie haben, so sollen, 
nach Erwirkung eines kaiserlichen Firmans und nach Aus- 
stellung eines Schreibens des betreffenden Patriarchen, die 
^on ihnen zur Einkassirung solcher Summen bestimmten 
Personen Yon den Kadis und Naibs alle gesetzliche Unter- 
stützung erhalten um das Geld zu realisiren: solche mit der 
Sicherung von Ansprüchen eines Patriarchen betraute Per- 
sonen oder deren Stellvertreter sollen in aller Weise auf 
ilu:en Reisen unterstützt und für ihre persönliche Sicherheit 
dabei gesorgt werden; auch darf sich Niemand widersetzen, 
wenn sie eine andere als ihre gewöhnliche Kleidung tragen 
oder nöthigen Falls Waffen führen wollen, noch darf man 
ilinen Geschenke irgend welcher Art abfordern. 

Die Zollämter an den verschiedenen Hafenplätzen und 
Thoren dürfen nicht, sich etwa auf alten Gebrauch berufend, 
sich der Fortschaffung von Beisteuern, welche die Christen 
unter den Benennungen von Weinbergs -Ertrag und frommer * 1 

Spende für den eigenen Gebrauch des Patriarchen bestim- 
men und welche in Sjrop, Oel, Honig etc. bestehen, nach | 

25* ! 
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dessen Hause widersetzen, vielmehr sind die besonders für 
des Patriarchen Delegaten und die Bischöfe oder deren Kir- 
chen besimmten Artikel frei von allen Zöllen und vom 
Oetroi. 

Solche Griechen^ Armenier oder Katholiken, welche auf- 
richtig und entschlossen zum Islam übergetreten sind^ dür- 
fen natürlich wegen ihrer Religion nicht beunruhigt werden; 
solche indessen die nicht aus freiem Antriebe zum Islam 
übertreten wollen, dürfen nicht von irgend Jemand verge- 
waltigt oder gezwungen werden. 

Wird die Grefangensetzung emes griechisclien, armemr 
sehen oder katholischen Priesters gesetzlich nothwendig, so 
wird er in dem Patriarchat in Verwahrung genommen und 
darf nicht irgend wo anders gefangengesetzt werden. 

Niemand darf sich dem Vortragen des Patriarchen-Sta- 
bes oder des Ej:«uzes widersetzen noch den Patriarchen hin- 
dern Pferde zu reiten, ein Gefolge zu haben und dieses nach 
Belieben zu kleiden ; eben das gilt von den Provinzial- 
Delegaten oder den Bischöfen, und diese können nicht ge- 
nöthigt werden ihren Wohnsitz zum Konak (Reise -Woh- 
nung) herzugeben. 

Entsteht ein Prozels zwischen Metropoliten, Delegaten 
oder Bischöfen und anderen Individuen, so wird er nach 
der Hauptstadt zur Untersuchung und Entscheidung g6mäi<; 
den Prinzipien der Billigkeit und nach seiner besonderea 
Natur und seinen Bedingungen gezogen. 

Die Patriarchen imd deren Kapukehaya's nebst 15 Per- 
sonen ihres Gefolges sind frei von allen Steuern, Regierungs- 
Auflagen oder gebräuchlichen Erhebungen oder Anforderungen. 

Functionen, welche die Geistlichkeit unter dem 
obigen Namen geistlicher Privilegien ausübt. 

Wenn die Metropoliten, ihre Delegaten oder die Bi- 
schöfe nach Belieben Steuern von christlichen Unterthanen 
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erheben, so steht weder in Bezug auf deren Betrag noch 
Erhebungsart der Staats -Behörde darin ein Einmischungs- 
recht zu. 

Jede Sekte kann Schnlen aller Art und überall eröff- 
nen und dem Staat steht keinerlei Aufsichtsrecht über die 
darin befolgte Lehrmethode zu. Verlangt ein Patriarch, Me- 
tropolit, Delegat oder Bischof die Exilirung irgend eines In- 
dividuums unter den Christen auf Grund einer Verletzung 
der religiösen Vorschriften seiner Sekte, so geschieht sol- 
chem Verlangen Genüge ohne eine üntersurfiung. 

Jedem Patriarchen steht es frei, die Publication oder 
das Lesen von Büchern unter seiner Nation zu verbieten und 
Contravenienten zu bestrafen. 



Neuerlich in geistlichen Dingen gemachte Con- 

cessionen. 

Die früher bewilligte Erlaubnifs Kirchen wiederherzu- 
stellen wird nun auf deren Erweiterung und ganz neuen 
Aufbau ausgedehnt. 

Ln Falle ein christlicher Unterihan zu dem Muhame* 
danismus überzutreten wünscht, mufs, um sich zu versichern, 
dafs keine Art von Zwang oder Gewaltthätigkeit angewandt 
worden, vor der Pforte in der Hauptstadt und vor den Med- 
jilis in den Provinzen, in Gegenwart der Verwandten und 
Freunde der betreffenden Person eine Untersuchung angestellt 
werden; stellt sich darnach heraus, dafs er freiwillig seinen 
Glauben gewechselt hat, so wird er angenommen, üner- 
wachsenen und noch nicht im Besitz ihres ünterscheidungs- 
Vermögens befindlichen Kindern wird der Religions- Wech- 
sel nicht gestattet, ' 
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Frfilierer Zustand niolitniuselmanischer ünteT- 

thanen. 

Zu allen Zeiten haben nichtmuselmanische IJntertha* 
nen Eigentliam aller Art ebenso wie die Muselmane und ge- 
nau imter demselben Rechtstitel besessen. 

Während die musehnanischen Unterthanen dem Staat 
den ^Uschur^ oder Zehnten von dem Boden-Ertrag zahlten, 
zahlten die nichtmuselmanischen Unterthanen dem Staat den 
^Sunun^ oder Achten. 

Während muselmanische Unterthanen 4 Procent ^(m 
ihren Waaren als Zoll zahlten^ zahlten nichtmusebnanisclie 
5 Procent 

Nichtmuselmanische Unterthanen waren vom Militir- 
dienst eximirt und zahlten dafür eine Entschädigungstaxe 
oder „Tizyeh^; aufserdem zahlten sie unter verschiedenen 
Namen und Titeln verschiedene Taxen, von denen die Mu- 
selmane befreit waren^ und leisteten gewisse Dienste unter 
dem Namen von ^Amja*' (?) und ^Angaria* (Frohnden). 

Sie durften nicht 'aufserhalb . des osmanischen Reiches 
reisen, ausgenommen diejenigen, denen besonders gestattet 
war, mit Europa Handel zu treiben. 

Alle öffentlichen Aemter und jeder Ehrenrang wurden 
nur muselmanischen Unterthanen verliehen; nichtmuselnu- 
nische waren dazu durchaus unbefahigt. 

Es bestand zwischen den muselmanisehen und nicUr 
muselmanischen Unterthanen ein Unterschied in der Form 
und Farbe ihrer Kleider und Häuser, in den Geschäfts- und 
Umgangsformen. 

Goncessionen, welche nichtmuselmanischen Unter- 
thanen seit dem Tanzimat ertheilt sind. 

Alle Unterthanen des Sultans geniefsen gleiche Rechte 
in Sicherung ihres Lebens und Eigenthums, in Erhaltung 
ihrer Ehre und ihres Charakters. 
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Der Unterschied in der Bestenenmg, der zwisolien mu» 
selmanischen und nichtmaselmanischen Unterthanen bestand, 
ist gänslich aufgehoben; alle osmanische Unterthanen unter- 
liegen jetzt ganz denselben Bestimmungen in Bezug auf die 
Leistung von Steuern, sowohl im Allgemeinen als auch far 
Zehnten, Zölle oder andere Abgaben. 

Frohndienste der Art wie die Amja sind jetzt für alle 
Classen osmanischer Unterthanen abgeschaffL 

Allen osmanischen Unterthanen steht es jetzt frei nach 
Belieben überall hinzureisen, sei es in Handelszwecken, zu 
Hüer Informirung oder zum Vergnügen. 

Dia osmanischen Unterthanen sind zum Militärdienst 
zugelassen und die Ersatzsteuer ist abgeschafft; jedoch ist 
beschlossen worden, eine sogenannte Militair-Zuschufs-Steuer 
(Tyane-i-askeriye) zu erheben als ein Loskauf von der 
Leistung persönlicher Dienste. 

Nichtmuselmanische Unterthanen werden im Dienst der 
Pforte nach ihrem Verdienst und ihren Fähigkeiten verwandt 
und zu dem vom Staate verliehenen Ehrengraden zugelassen. 
In d«n Provinzial- Versammlungen jedes Eyalet, Liva 
und Kaza ist jede Sekte durch ihre geistlichen Häupter ver- 
treten, aufserdem aber haben andere Mitglieder derselben 
ebenfalls eine Stimme in bürgerlichen und Municipal- An- 
gelegenheiten und in allen der Entscheidung dieser Versamm- 
lungen unterliegenden Sachen stehen die Abstinmiungen der 
mnselmanischen und nichtmuselmanischen Mitglieder auf glei- 
chem Fufs. 

In den Tidjarets ui^d Criminal- Gerichtshöfen, sowohl in 
der Hauptstadt als in den Provinzen, bestehen die Mitglieder 
ebenfalls aus Muselmanen und Nichtmuselmanen, deren Ab- 
stimmungen gleiches Gewicht haben. 

Jede Nation kann eine Versammlung in ihrem Patriar- 
chat für die Erledigung ihrer eigenen speciell nationalen 
Angelegenheiten abhalten, wenn sich dieselben auf die Be- 
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aufsichtigung' von Hospitälern, Schulen und Derartiges be- 
ziehen; in den Provinzen erwählt jede Nation ebenfalls ihre 
eigenen Häupter für Städte und Dörfer und setzt sie ein. 

In den gröfseren und kleineren Provinzial-Districten 
(Eyalet, Liva und Kaza) bringt die Pforte die allgemeinen 
Steuern zur Hebung, aber jede Nation nimmt besonders die 
Vertheilung ihrer eigenen- nationalen Besteuerung vor; die 
von den Häuptern eingetriebene Gesammtsumme wird in der 
Nationalkasse deponirt. Da alle osmanischen ünterthaneü 
gleich vor dem Gesetze sind, . so nehmen die gesetzlid«n 
Gerichte das Zeugnifs und die Angaben der ünterthanen 
aller Glassen an. 

Alle Unterschiede, welche für nichtmuselmanische Cn- 
terthanen in Bezug auf Kleidung, Wohnungen und andere 
derartige Dinge bestanden, sind abgeschafft; Jedermann kann 
sich kleiden, sein Haus bauen und einhergehen, wie es ihm 
beliebt; in Bezug auf Formen, Titel und Anreden wird ein 
vollständig gleiches Benehmen gegen alle Unterthanen des 
osmanischen Reiches beobachtet. 



V. 

Memorandum de Lord Stratford de Redcliffe, trans- 
mis au gouvernement britannique le 14 janvier 
1856, 

L'empire et la soaverainete de la dynastie Ottomane 
dans leur juste extension se rattachent de nos jours au grand 
Systeme europeen, et les puissances amies et alliees de la 
Porte ont constamment a coeur d'eloigner tout danger qui 
pourrait les atteindre. Le d^sir de ces memes cours^ de 
foumir a S. M. le Sultan les occasions, pour ne pas dire 
les moyens d'asseoir son independance sur des. bases solides 
et permanentes^ n'admet pas de question. 

Le progres de la guerre fait prevoir que selon toute 
probabilite les Operations combinees auront tot ou tard pour 
resultat une pacification conforme aux voeux de l'Europe et 
aux besoins de la Turquie. Mais ce qui peut aider d'avance 
rachevement d'une si belle oeuvre^ n'en est pas moins digne < 
d'attention. II est urgent au contraire de fixer des ä present 
les principes et de concerter autant que possible les mesures 
necessaires pour en obtenir tout l'^et au benefice de Tem- 
pire, objet de tant de «eins et de sacrifices. Garantir le 
tenitoire Ottoman contre les dangers d'un envahissement^ et 
Tabandonner en meme temps aux vices inteiieurs qui le fönt 
ddperir k vue d'oeil, qu« serait-il sinon une illusion perr 
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nicieuse dont les peuples, üiartyrs de la guerre, pouiraient 
a juste titre demaüder raison? 

La Porte est en droit de dire que d^s Torigine eile 
s'est montree prete ä tolerer les cultes autres que le sien 
propre^ en ajoutant ä la tolerance de ces cultes un nombre 
considerable de Privileges accordes aux peuples qui en fai- 
saient profession. La confirmation de ces dons precieux, 
transmis de Souverain en Souverain^ lui ont valu a peu 
d'exceptions pres^ Tob^issance et la fidelite de ceux panni 
ses Sujets qui^ sans etre unis par les liens de la foi, sont 
neanmoins soumis au sceptre du Sultan. Elle ne cesse nea 
plus de professer les principes de la reforme administrative 
et d'aviser aux moyens de leur donner une impulsion et sur- 
tout une application teile que ses sujets de toute classe et 
les amis de Tempire se rejouiraient de voir realisee. 

En lui rendant cette justice, en appreciant aossi les 
motifs qui lui ont inspire la resolution de repousser les 
pretentions de la Russie, les alliees de son gre veulent mainte- 
nant s'associer aux travaux destines ä en perpetuer rexclusion. 

Par Tadoption, la Promulgation et la mise qjx viguear 
k temps de mesures d'autant plus efficaces qu'elles seraient 
equitables et genereuses, la Porte fera taire le reproche de 
ne pas avoir employe tous les moyens que Toccasion lui 
offre pour assurer son avenir. De ces mesures, rinitiative 
et Fexecution lui apparüennent. Les puissances appelees 
au secours de la Turquie ne sauraient refiiser leur Coope- 
ration. L'Europe qui reconnait la necessite des refonnes 
dans rinteret de la paix et de la civilisation se fera sans 
doute un devoir d'en oonsacrer raccomplissement et de yeiller 
en amie a leur maintien. 

La question des Privileges est%teUement liee avec celle 
des refonnes administratives que toutes lea deux semblent 
devoir se ranger dans le memo cadre. Les rapprodier de 
manike a faire disparaitre les diSerences qui aeparent les 
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miuTihnaiis des rayas^ serait im paa de g^aat danui la r^g^ 
neration progressive de Tempire. 

II est k esperer que le temps yiendra en aide a la le- 
gislation pour effectuer oet immense bienfait 

La Porte en continuant ä prendre le devant se fera 
encore plus d'honneur et consultera ses meilleurs interets. 
Tont concourt ponr lui inspirer le courage de le faire et lui 
impose le devoir de le faire sans delai. Elle est anjoard'hui 
a meme de mettre en pratique les mesures qu'elle a deja 
adoptees^ de faire une application plus complete des prin- 
cipes qu'elle a deja proclames et d'etendre^ en les confirmant 
de nouvean^ les Privileges qu'elle a accordes de longue date. 
Elle a deja la mission de sevir contF« les abns et la cor- 
Tuption, de pnrifier Tadministration de la justice et de Tar 
dapter aux besoins de toutes les classes^ dactiver les fonc- 
tions des employ^s publics et de puiser de nouvelles forces 
pour la marche du gouvemement et pour le maintien de 
Tempire dans Tadmission de tous ses sujets a Thonneur de 
dtfendre la patrie et a Tobligation de vouer leurs talents 
au Service de FEtat. 

De toutes les institutions Celles qui sont capables de 
s'adapter aux mouvements et aux besoins de la societe, de* 
viennent ä la longue les plus stables et les plus dignes de 
notre veneration. Jamals elles ne sauvegardent mieux TEtat 
que lorsqu'eUes ouvrent sagement le sein aux requisitions 
fondees de Topinion et du temps. La nature^ teile qu'une 
intelligence infiniment bienfaisante Ta voulu^ repugne a Tisole- 
ment et aux formes exdusives. Rien n'est au fond sta- 
stionnaire. La vie c'est le mouvement. Elle se developpe, 
eile s'alimente par la double action de Texercice et de Tas- 
similation. Le corps politique ne differe pas de si loin du 
Corps naturel. La sociite et l'individu subissent a plus d'un 
•gard les memes conditions. 

Eclaires de ces convictions, le Sultan et Sea miniatres 
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reconnaitront sans peine ce qn'il y a de vrai et de pratique 
dans Iqs propositions suivantes dont plusieurs ont deja passe 
en lois et dont les autres sont pour la plupart acceptees en 
principe. EUes se trouvent couchees en forme d'articles, aux 
nnmeros pres, dans Tintention de les rendre plus courtes 
et plus nettes. II faut avouer qu'elles sont toutes plus ou 
moins d'une urgence incontestable. 

Le gouvernement du Sultan devant exercer Tautorite 
supreme de Tempire, les lois du tanzimat dans leur en- 
semble seront observees et mises en execution par ordre h 
S. M. de maniere ä ce que toutes les classes de Ses sujets, 
sans distinction quelconque, joui^ont egalement de la meme 
protection et de la meme surete par rapport ä leurs per- 
sonnes, a leurs biens et ä leur honneur. 

II s'ensuit que le gouvernement defendra a tous ses su- 
jets, sans exception, d'employer des expressions injurieuses 
ou humiliantes les uns contre les autres, et toute distinction 
a rendre une clause inferieure ä une autre a raison du culte, 
de la race ou de la langue sera repudiee par les lois et par 
les autorites. 

Tous les Privileges antiques et d'autres accordes par 
firman ou legalement attribues aux diverses communautes 
non-musulmanes seront declares de nouveau et confinnes 
d'une maniere solennelle. 

Tous les sujets de S. M. le Sultan sans distinction se- 
ront eligibles aux emplois publics, en se conformant- am 
reglementß etablis et en montrant les qualites convenables. 

La tolerance religieuse sera mise en plein effet de ma- 
niere que personne ne sera insulte, ni moleste, encore moins 
persecute ou puni, ä cause de ses opinions religieuses. La 
protection, efficace de l'autorite sera donnee de meme ä tont 
individu expose a de p^eUs abus, et le culte divin jouira de 
la meme protection selon le rit et la pratique de chaque 
communaute. 
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La faculte de reparer ou de bätir de nouveau des eglises 
ou d'autres edifices consacres au culte divin, partout oü 
besoin en sera, d' apres la declaration des autorites spirituelles 
de chaque diocese ou autre district ecclesiastique, sauf un 
delai necessaire pour en yerifier les- circonstances sous le point 
de vue administratif, sera pleinement reconnue et legalisee 
ä perpetuite. 

Le grand conseil de Fempire, sous les auspices imme- 
diates du Souverain, adoptera les reglements les plus pro- 
pres a s'assurer les fins de la justice, ä faciliter la marche 
des affaires, et a donner un cours separe ä chacun de ces 
deux departements. 

Le conseil admettra ä ces deliberations quelques mem- 
bres choisis respectivement par les diverses communautes, 
et libres de toute objection fondee de la part du gouver- 
nement. 

Chaque membre du conseil durant les seances, quelque 
soit la classe doht il releve, aura pleine liberte d'exprimer 
impunement et sans reserve ses opinions relativement ä la 
matiere mise en discussion, pourvu qu'il ne sorte pas des 
formes convenables. 

La memo regle sera appliquee aux conseils soit de pro- 
vince, soit de district on de municipalite. 

Tout chef de departement dans la capitale, toiit gou- 
verneur de province ou de ville, aura aupres de lui un con- 
seiller ou moustechar nomme d'entre les chretiens sujets 
de la Porte. 

La nomination de Tindividu sera sujette ä la confir- 
mation du gouvernement, et sa demission, ä cause de'mau- 
vaise conduite ou de manque de capacite ou d' autre defaut 
süffisant, aura egalement besoin de la confirmation du gou- 
vernement. 

Les cours de haute justice, constituees d' apres la loi 
du coran, seront reservees pour les sujets musulxnans. Les 
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cours civiles le seront de meme, lonque les parties aeront 
enti^rement musulmanes. 

Les diff^rends qui pourraient survenir entre les sujeto 
non-musulmans de la Porte, seront juges d'apres les loisi 
les usages et les r^glements de la communaut^ ou des com- 
mxuiaut^s dont fel^vent les parties int^ress^es. Loisqu'il 
sera question d'un acte criminel on d'une affaire litigieuse» 
soit entre nn musulman et un sujet cLe la Porte qui ne Test 
pas, soit entre deux sujets qui sont de communautes diffe- 
' rentesy le proc^s sera intente devant un tribunal mixte, etir 
bli d'avance pour de pareils cas en matibre criminelle et de- 
vant le tidjaret en mati^re civile. ü en sera de meme daos 
les provinces comme dans la capitale. 

Les lois pönales, civiles, commerciales qui doivent regier 
la proc^dore et.les jugements, seront completees an plntot» 
codifiees separement et publikes. On aura soin de les rendre 
conformes aux principes les plus gineralement reconnus de 
la justice impartiale et de rhuinanit^. 

U va Sans dire que les cours de justice seront ouvertes 
au public, que les tämoins seront asserment^s, que les par- 
ties adverses seront mises en pr^sence, que les tömoignages 
seront admis indifferenunent par rapport k la croyance, a la 
race ou a la position sociale des individus. 

Les proc^s doivent se faire avec promptitude, l'arresta. 
tion Sans violence, et remprisonnement sans duret^, au deli 
d'une stricte n^cessite. Toute facilite doit etre accordee a 
Temploi des moyens ä d^charge. 

On fera en sorte que la proprete, la Ventilation, la 
salubrit^ aussi bien que la surete seront etablies dans lea 
prisons de toute espbce. Point de torture, point d'exaction. 
Tout acte de Fun ou de l'autre, n'importe de quel genre oa 
degr^, sera d^fendu sous des peines s^veres. 

n sera permis aux prisonniers de voir leurs parents 
et leurs avocats d'une mani^re r^glee. Les sexes. les agea 
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et les crimes ne seront pas confondus dans le meme apparte- 
ment. Les prisons seront inspectees de temps ä autre par 
des personnes competentes et responsables^ nommees ad hoc. 
Aucune peine corporelle ne sera infligee qu'en conformite avec 
une sentence legale, d'une maniere responsable et publique. 

Un Corps effectif de police düment organise, dont les 
individus seront choisis avec soin et suffisamment pay^s, 
veilleray sous la direction d'un ministre d'Etat^ au bon ordre 
de la capitale. Les villes provinciales jouiront de la meme 
protection» chacune selon sa population. Pour les campagnes 
il y aura une police montee» ou gendarmerie regime d'apres 
les memes principes. 

II sera permis ä chaque communautä d'avoir, selon les 
besoins des diverses localites, une police separee» choisie par 
ses propres magistrats, approuvee par l'autorite Ottomane» et 
subordonnee ä la police generale. 

£n fait de finance» les impots et d'autres charges» quelle 
qiie soit leur nature» seront les memes» a proportion pour 
toutes les classes. Le budget annuel des revenus et des 
d^penses sera soumis au conseil supreme» et publie ensuite. 
La perception des revenus publics sera reformee de maniere 
k garantir le tresor contre toute concussion» et les contri- 
buables contre toute exaction injuste. On reglera surtout 
la maniere de prendre la dime en nature» le cas ächeant» 
Sans injustice. 

Aucune brauche du revenu ne sera plus donnee en forme, 
et toute imposition locale sur les objets ou le mouvement 
du commerce cessera ä Tinterieur. 

Non obstant que par suite de Tabolition du haradsch 
les taxes se trouvent en principe ^galement k repartir sur 
tous les sujets de la Porte» sans distinction de classe» la 
portion ä payer par ceux de chaque communaute sera per^ue 
et remise aux officiers du fisc par les magistrats ou notables 
de la meme communaute. 
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Sera reconnu comme chose a faire» aussitot que pourra, 
la Substitution d'une bonne circulation metallique a la place 
du papier et de la monnaie de mauvais aloi qui se trou- 
vent maintenant en usage legal. 

Par suite de la participation de toutes les classes ä la 
jouissance des droits civils de Tempire, les rangs de l'ar- 
mce Imperiale seront ouverts ä töus les sujets conformement 
aux regles qui ne doivent pas tarder ä se faire d'une ma- 
niere equitable et concrliante, par rapport suttout a robli- 
gation ppur les chretiens de servir aux conditions de Im 
Organisation, a leur traitement dans le Service et aux limites 
de leur avancement dans les grades superieurs. 

Quant aux places fo.rtes, aux bätiments de guerre, aux 
arsienaux, le gouvernement supreme doit etre le seul juge 
en dernier ressort des dispositions necessaires pour en assurer 
la meilleure administration. 

L'enseignement conforme aux besoins de la societe pro- 
gressive sera partout encourage. Dans ce but, des seminaires 
et des Colleges seront graduellement etablis dans les sites 
.les plus convenables, et une partie du revenu sera speciale- 
ment afifectee ä leur construction. Les sujets de toute classe 
y seront admissibles, et les communautes non-musulmanes 
auront en outre la faculte de former de pareils etablissements 
avec la sanction de l'autorite supreme. 

Des mesures efficaces seront adoptees, avec Temploi des 
fonds necessaires, pour exploiter les ressources materielles 
de l'empire et pour en faciliter la consommation et le trans- 
port. Tout ce qui opere, tout ce qui s'ofifre comme obstruc- 
tion ä Tagriculture, ä Tindustrie, au commerce, sera reforme 
de maniere ä tirer profit ^es capitaux, de la science et des 
bras de FEurope pour leur developpement complet. 

Par rapport aux biens- fonds, la meme faculte legale de 
les heriter et de les acquerir, d'en jouir, de les leguer, de 
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les vendre ou autrement transf^rer^ sera reconnu k tous les 
Sujets de S. M. le Sultan sans exception quelconque. 

Quant aux emplois publics, une revision generale en sera 
faite, afin de rendre leur exercice plus effectif et la renu- 
meration des employes ä la fois plus economique et mieux 
distribuee. 

Chacune des diverses communautes non-musulmanes 
sera tenue de passer en revue ses institutions actuelles d'une 
maniere convenable, et d'y introduire les reformes jugees 
necessaires par qui de droit. Dans la conduite de cette 
Operation, ^on visera surtout ä Tadoption des regles les plus 
propres a remedier aux abus de l'autorite, a faciliter aux 
pauvres le recours k la justice, ä fixer les traitements du 
clerge selon Tordre de rhierarchie et les moyens des con- 
tribuables; ä mettre enfin Tadministration des biens de la 
communaute sous la sauvegarde d'une assemblee mixte du 
clerge et des laiques. 

Les lois pönales ^man^es de Tautorit^ supreme contre 
la corruption, la concussion et la malversation s'appliqueront, 
d'apres les formes legales, ä tous les sujets de la Porte, quelque 
seit leür classe ou leur denomination. 

En precisant aussi les chefs des reformes dont l'adoption 
ou la mise en activite est ä ne pas douter urgente, Tami 
le plus deyoue de la Turquie, Fetranger le plus habitue ä 
l'observation de ce qui s'y passe doit necessairement subor- 
donner ses impressions aux connaissances intimes, au juge- 
ment delicat de ceux qui sont nes dans le pays, et dont 
les intirets de tout genre s'identifient avec le progres de 
l'Empire et avec la gloire de son auguste Souverain. 
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VI. 

Traduction d'une note officielle en date du 2 Eebi- 
ul-Ewel 1260 (21 mars 1844) remise ä Tam- 
bassade de France. 

S. M. le Sultan est dans Tirrevocable resolution de 
maintenir les relations amicales et de resserrer les liens de 
parfaite Sympathie qui L'unissent aux grandes puissances. 

La S. Porte s'engage ä empecher par des moyens effec- 
tifs qu'a Favenir aucun chretien abjarant rislamisme ne soft 
mis ä mort. 

Eine gleichlautende Erklärung war unter demselben Da- 
tum an England gemacht Sir Stratford Canning nahm, von 
dieser Note durch folgende officielle Erwiederung Akt. 

(Extract.) 

The official declaration communicated by His Exellency 
the Minister for foreigne affairs shall be trammitted to the 
British Government, who will understand with satisfaction 
that the Sublime Porte in taking effectual measures to pre- 
vent henceforward the execution and putting to death of 
any Christian, an apostate from Islamisme, relinquishes for 
ever a principle inconsistent with its friendly professions. 
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(Uebersetznng.) 

Die officielle von Sr. Excellenz dem Minister der aus- 
wärtigen Angelegenheiten gemachte Mittheilung wird der 
britischen Begierung übersandt werden^ welche mit Genug- 
thuung daraus entnehmen wird^ dafs die hohe Pforte^ indem 
sie wirksame Mafsregeln ergreift^ um fernerhin die Hin- 
richtung zum Tode jedes von dem Islam abgefallenen Christen 
zu verhindern^ für immer ein mit ihren freundschaftlichen 
GesinnungS'AeuTserungen unverträgliches Princip aufgiebt. 
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vn. 

üebersetzung aus dem Englischen einer von Lord 
Stratford de Redcliffe an die Pforte gerichteten 
und dem Minister der auswärtigen Angelegenhei- 
ten durch den ersten Dragoman der Botschaft 
am 26. Januar 1856 übergebenen Note. 

Mehrere Jahre sind verflossen, seit die Hinrichtung eines 
jungen Armeniers zu Constantinopel, der dem mohamedaDi- 
schen Glauben entsagt hatte und zu dem Christenthum zu- 
rückgekehrt war, eine Hinrichtung, welcher kurz darauf eine 
ähnliche Strafvollziehung in Brussa folgte, die Entrüstung von 
Europa erregte und die Regierungen von England und Frank- 
reich bewog, gemeinsam der Wiederholung eines so grofsen 
Aergernisses vorzubeugen. Der Sultan und seine Minister 
blieben ihren beharrlichen Vorstellungen nicht unzugänglich. 
Das persönlich von Sr. kaiserlichen Majestät dem britischen 
und auch dem französischen Botschafter gegebene Verspre- 
chen, sowie die amtlich eingegangenen Verpflichtungen der 
Pforte schienen durchaus genügend, die christlichen Unter- 
thanen des Reiches vor religiösen Verfolgungen zu schützen 
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und ins Besondere den barbarischen Gebrauch der Hinrich- 
tung von Convertiten abzustellen. 

Es kann jedoch nicht zugestanden werden, dafs that- 
sächlich dieses diplomatische Verständnifs zwischen der Pforte 
und ihren AUiirten, obgleich gekrönt durch das Versprechen 
des Sultans, zu so entschiedenen und so wirksamen Erfol- 
gen geführt hat, als die französische und die englische Re- 
gierung zu erwarten berechtigt gewesen wären. Zwei Fälle 
sind bekannt, in denen letzthin gewisse Personen den Tod 
von Henkers Hand aus religiösen Gründen erlitten haben. 
In anderen Fällen hat man durch Gefangensetzung, schlechte 
Behandlung oder weite Entfernung entweder einen Widerruf 
zu erwirken oder die feindselige Stimmung eines fanatischen 
Haufens zu beruhigen gesucht. Ganze Familien katholischer 
Convertiten wurden bei einer Gelegenheit ihren Häusern ent- 
rissen und über die See nach Asien unter Umständen ge- 
schickt, welche jedes menschliche Gefühl empören xmd für 
das Leben jener Personen gefahrbringend waren. Protestan- 
ten, obgleich in ihrem religiösen Bekenntnifs durch kaiser- 
lichen Firman anerkannt und den Lokalbehörden empfohlen, 
sind ohne ihre Schuld beunruhigt worden, während die tür- 
kischen Beamten, weit entfernt sie gegen die Gewaltsamkei- 
ten ihrer christlichen Verfolger zu schützen, selbst nur zu 
oft die Verfolgung begünstigt haben. 

Sicherlich ist es an der Zeit, diesen Ueberrest eines un- 
wissenden Jahrhunderts vollständig und für immer zu tilgen 
und die freisinnigen Erklärungen der Pforte zu Thaten zu 
machen. Handlungen, welche, um deutlich zu reden, Abge- 
schmacktheiten im Auge der Vernunft und Abscheulichkei- 
ten in dem der Menschlichkeit sind, dürfen, nach den Re- 
geln der Klugheit, nicht länger dem gesunden Verstände und 
den guten Gefühlen von Nationen trotzen, welche das engste 
Band vereinigt. Sie sind verurtheilt durch eine richtige 
Politik, durch die Civilisation. Eine Gesetzgebung, welche 
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Anomalien in sich schliefst, wird denen die sie aufrecht er- 
halten gefährlich. Eine Nation welche nicht im Stande ist, 
sich von Makeln zu reinigen, yerwirkt zuletzt die Sympathie 
der anderen und fiLllt als Opfer ihrer vereinzelten Schwache. 

Auf das Tiefste von diesen wichtigen Wahrheiten durch- 
drungen und eifrig besorgt, das osmanische Beich von XJebel- 
ständen zu befreien, die dem Verkennen jener Wahrheiten 
entspringen, appellirt eine freundlich gesinnte Regierung, im 
Verein mit einem mächtigen und edelherzigen Allürten noch 
einmal an die Weisheit und den Edelsinn, welche in kriti- 
schen Augenblicken selten dem Rathe der Pforte entstan- 
den sind. 

England und Frankreich machen, wie Jedermann weifs, 
gigantische Anstrengungen und bringen enorme Opfer um 
das Reich des Sultans zu stützen. Obgleich bereits viele 
ruhmvolle Erfolge das Vordringen ihrer Waffen bezeichnet 
haben, so liegt doch noch ein weites Feld der Thätigleit 
vor ihnen, und nur die Vorsehung vermag das Endziel zu 
erkennen. 

Unter solchen Umständen hat der Unterzeichnete von 
seiner Regierung den Befehl erhalten, den berührten Gegen- 
stand auf das Emstlichste der Aufinerksamkeit der hohen 
Pforte zu empfehlen. Er ist angevnesen worden, bemerklicb 
zu machen, dafs die grofsen Mächte niemals darin einwilli- 
gen können, dafs durch die Triumphe ihrer Flotten und Ar- 
meen in der Türkei die Giltigkeit eines Gesetzes befestigt 
werde, welches nicht nur für. sie ein beständiger Schimpf 
sondern für ihre Mitchristen eine Quelle grausamer Verfol- 
gung ist. Sie sind berechtigt zu verlangen und die britische 
Regierung verlangt ausdrücklich, dafs der zum Christenthum 
übergehende Mohamedaner dieseswegen eben so frei von jeder 
Art Strafe sein soll, wie der zum Mohamedanismus über- 
gehende Christ. Die Vernunft erheischt in allen solchen 
Fällen, dafs bei der Freiheit des menschlichen Gewissens 
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der weltliche Arm nicht zwingend in die geistige Ueber- 
zeugung eingreifen darf. 

Der Unterzeichnete lebt der festen Hoffnung, dafs die 
Minister des Sultans von der Erfahrung zu sehr erleuchtet 
und zu bereit sind, den Forderungen der Zeit und der Um- 
stände Rechnung zu tragen, um die den Motiven dieser For- 
derung zu Grunde liegende Gerechtigkeit zu verkennen, dafs 
sie vielmehr die Noth wendigkeit einsehen werden, eine Be- 
schwerde abzustellen, die in einem so peinlichen Gegensatz 
zu den der Türkei von christlichen Mächten geleisteten 
Diensten steht. 

An der Pforte ist es zu bestimmen, in welcher Weise 
diese gerechte und unabweisliche Reform am Befriedigend- 
sten ins Werk zu setzen ist. Der Unterzeichnete kann keinen 
Augenblick darüber in Zweifel sein, dafs die türkische Re- 
gierung, indem sie den letzten Rest blutigen Fanatismus 
entfernt und desfallsigen früheren Zusicherungen jeden Schat- 
ten von Unsicherheit nimmt, einen unverletzlichen Schutz 
allen ihren Unterthanen jedweden Glaubens angedeihen las- 
sen wird, welche, dem Antriebe ihres Gewissens in religiösen 
Dingen folgend, ihr Recht ausüben werden, ohne eine Störung 
des Friedens der Gesellschaft zu suchen. 

Bisher hat die britische Regierung mit gleicher Libera- 
lität die Millionen ihrem Scepter in Indien unterworfener 
Muselmänner behandelt und sie würde lebhaft die Nothwen- 
digkeit bedauern, gegen dieselben eine weniger edle Politik 
befolgen zu müssen. 

Die Pforte wird eine so schwere Verantwortlichkeit nicht 
auf sich nehmen wollen; sie wird ohne Zweifel erwägen, 
dafs der Schutz der Gesellschaft gegen eine, religiöse For- 
men annehmende Empörung und der Schutz der Religion 
selbst gegen Verunglimpfung durch besondere Bestimmungen 
gewahrt werden kann, welche sich mit kluger Mäfsigung 
gegen Fälle offener Auflehnung und unverbauter Gottes- 
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lästenmg richten. Jetzt ist es ihre erste Pflicht, den For- 
derungen ihres Allürten mit der ganzen, von den Um- 
ständen ihr eingeflöfsten Dankbarkeit entgegenzukommen, 
mit Weisheit dabei der politischen Lage ihres Reiches und 
dem Wohle der Bekenner des Islam innerhalb nnd aufser- 
halb dessen Grenzen Rechnung tragend. 



Der Unterzeichnete etc. 



gez. Stratford de Redcliffe. 



VIII. 

üebersetzung einer Note Fuad Pacha's an Lord 
Stratford de Redcliffe aus dem Englischen. 

Den 12. Februar 1866. 

Die bereits früher und noch kürzlich von Ew. Excel- 
lenz schriftlich und mündlich gemachten Mittheilungen über 
religiöse Angelegenheiten sind in die genaueste Erwägung 
gezogen worden. Die wichtigen und freundschaftlichen Dien- 
ste, welche der Pforte zu allen Zeiten und ganz besonders 
in den neuesten seitens ihrer erlauchten AUiirten, der briti- 
schen und anderer Regierungen, zu Theil geworden sind, 
werden im höchsten Grade von Sr. Majestät dem Sultan ge- 
würdigt und die daraus entsprungenen Gefühle der Dank- 
barkeit werden für. immer in das Herz der osmanischen Na- 
tion eingegraben bleiben. Nicht nur nährt die Pforte den 
aufrichtigen Wunsch, den freundschaftlichen Vorstellungen 
ihrer AUiirten so weit als möglich durch befriedigende Mafs- 
regeln zu entsprechen, sondern sie erkennt auch sehr wohl 
den Geist der Zeit, und sie beeilt sich daher, mit kaiserli- 
cher Genehmigung, die in Bezug auf den oben erwähnten 
Punkt getroffene Entscheidung mitzutheilen. Demgemäfs 
werden die früher der britischen und französischen Regie- 
rung in Bezug auf die Renegaten -Frage gegebenen Zusicherun- 
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gen jetzt erneuert und abermals bestätigt, während in Zufn- 
gung einer weiteren Zusicherang erklärt und bekannt gemacht 
wird, dafs die bei det damals getroffenen Entscheidung ge- 
brauchten Ausdrücke in dem Sinne sollen verstanden wer- 
den, dafs sie absolut alle Renegaten umfassen. Es wird 
aufrichtig gehofft, dafs diese Entscheidung, welche ein neuer 
und thatsächlicher Beweis davon ist, dafs die Pforte unter 
keinen Umständen sinnlos Mafsregeln praktischer Art aus 
dem Wege geht, unsere erlauchten AUiirten befriedigen wird. 

gez. Mehamet Fuad. 



IX. 

Kaiserlicher Firman vom November 1850, der die 
Protestanten in der Türkei als eigene Gemeinde 
constituirt. 

(üebersetznng aus dem Englischen.) 

An Dich meinen Vizir Mohammed Pacha, Polizei-Prä- 
fecten in Constantinopel. 

^ Wenn Dich dieser erhabene nnd erlauchte Befehl er- 
reicht, so wisse, dafs bisher diejenigen meiner christlichen 
ünterthanen, welche den protestantischen Glauben angenom- 
men, viel Ungemach und Störung erlitten haben. Meine 
kaiserliche Barmherzigkeit aber, welche Aller Stütze ist und 
welche sich gegen alle Classen meiner ünterthanen offenbart, 
will nicht dulden, dafs irgend eine Classe der Verfolgung aus- 
gesetzt sei. Da daher die oben erwähnten Protestanten auf 
Grund ihres Glaubens bereits eine besondere Gemeinde bilden, 
so ist es mein kaiserlicher, barmherziger Wille, ^ dafs zur Be- 
förderung ihrer Geschäfte und um ihnen Ruhe, Friede und 
Sicherheit zu verschaffen, eine treue und zuverlässige Per- 
son aus ihrer Mitte von ihnen selbst gewählt und eingesetzt 
werden soll, mit dem Titel eines Vekil der Protestanten, und 
dafs derselbe mit dem Polizei -Präfecten in Beziehung treten 
soll. Du wirst nicht dulden, dafs man von ihnen unter dem 
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Namen von Abgaben oder unter anderem Verwände fiir Hei- 
rathen Registratur- oder andere Gebühren erhebe. Du wirst 
darüber wachen, dafs sie, gleich anderen Gemeinschaften des 
Reiches, in allen ihren Angelegenheiten, wie in der Erwer- 
bung von Begräbnifsplätzen und Bethäusern, alle Art Er- 
leichterung und alle nöthige Unterstützung iSnden. Du wirst 
nicht zugeben, dafs irgend eine andere Gemeinschaft irgend 
wie sich um ihre Gebäude bekümmere oder sich in ihre 
weltlichen Angelegenheiten oder überhaupt in ihre Angele- 
genheiten, seien sie nun bürgerlicher oder religiöser Art, 
hineinmische, sie sollen frei und ungehindert die Ge- 
bräuche ihres Glaubens beobachten können. Und es wird 
Dir befohlen, nicht zu gestatten, dafs sie auch nur im Aller- 
geringsten in diesen oder irgend welchen anderen Beziehun- 
gen beunruhigt werden und dafs man mit beharrlicher Auf- 
merksamkeit darüber wache, sie in Ruhe und Sicherheit zu 
erhalten. Wenn es nothwendig ist, so soll es ihnen auch 
frei stehen, Vorstellungen über ihre Angelegenheiten durch 
ihren Vekil an meine hohe Pforte gelangen zu lassen. 



X. 

Entwurf eines geheimen Vertrages von Fürst Men- 
chicoff der Pforte vorgelegt und von Lord Strat- 
ford seiner Regierung in üebersetzung aus dem 
Türkisehen am 8. April 1853 übersandt. 

S. M. le Sultan et-S. M. TEmpereur de toutes les Rus- 
sies desirant sincerement maintenir et conserver la paix et 
la bonne intelligence qui existent heureusement entre« les 
deux Empires, ont resolu de conclure une Convention parti- 
culiere qui doit avoir la force et l'effet d'un traite destin6 
ä resserrer de plus en plus les liens de l'amitie parfaite et 
a augmenter la confiance et la securite qui existent entre 
eux, et a mieux expliquer le traite conclu Fannee de Tere 
chretienne 1777, et les traites posterieurs ainsi que les art. 
VII. VIII. XIV. et XVI. du traite de Kainardji lequel a iti 
confirme par celui d'Andrinpple. 

En consequence S. M. le Sultan et S. M. TEmpereur 

de Russie ayant fait choix de 

pour leurs Plenipotentiaires, ceux-ci, aprfes avoir exhibö et 
8*etre communique leurs pleinpouvoirs et apres Techange de 
ces pleinpouvoks qu'ils ont trouves en bonne et due forme, 
sont convenus des articles suivants: 

Art. I. Dans le but desire de faire oesser ä Jamals 
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toutes les causes de dissensions^ tous les doutes et tous les 
differends relativement aux immunites^ aux droits et aux 
Privileges qui ont ete accordes et assures ab antiquo par 
les anciens Empereurs Ottomans aux habitants de la Molda- 
vie, de la Valachie et de la Servie, qui de meme que dif- 
ferentes autres nations chretiennes dans TEmpire Türe pro- 
fessent la religiou Greco- Russe, on est convenu par la pre- 
sente Convention des conditions suivantes; savoir: la religion 
Grecque sera toujours protegee dans toutes les eglises; les 
Representants de la Cour Imperiale auront le droit, comme 
par le passe, de donner des ordres aux eglises tant ä Con- 
stantinople que dans d'autres endroits et villes, ainsi qu'aux 
eccl^siastiques; et comme ces conseils viennent de la part 
d'un gouvernement ami et voisin, ils seront bien accueillis. 

Art. IL Comme les quatres venerables Patriarches, sa- 
voir : celui de Constantinople, celui d' Antioche, celui d'Alexan- 
drie et celui de Jerusalem, ainsi que les archeveques, les 
eveques et autres prelats doivent etre elus librement, et con- 
formement aux lois, aux regles et aux usages de TEglise 
Orientale, et confirmes et bonorablement traites suivant leur 
rang, ils auront a jouir completement des privileges et des 
avantages temporeis que la S. Porte a toujours eu Tusage 
et pour principe de leur accorder et de leur assurer par les 
Berats qu'elle leur delivre lors de leur nominatioE. Leurs 
attributions spirituelles leur seront assignees separement, et 
ils les exerceront sans empechement 

Art. III. Attendu que le Patriarche de Constantinople 
ainsi que les trois autres Patriarches, c'est-a-dire celui 
d'AutiochjD,. celui d'Alexandrie et celui de Jerusalem qui sont 
elus par le Synode librement, sont, conformement aux lois 
et aux commandements de TEglise, nonunes ä vie; et at- 
tendu que la S. Porte reconnait et confirme f>ar les firxnans 
d'investiture qu'elle leur donne, d'apres Tancien usage, leur 
nomination a vie, iln'y aura aucun changement a cet egard; 
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et taut que les cas pr^vus par les finnans d'investitare n'ar- 
riTent pas, dorönavant auciin Patriarche ne pourra etre d^ 
pose et change. Et meme dans les firmans d'investitiire il 
est dit que^ tant qu'il n'y a pas de preuve que le Patriarche 
opprime les Rayas^ qu'il viele les lois de l'^glise ou qu'il 
est traitre aux Padichah^ il ne doit pas etre depose, mais 
Tester dans son poste pendant toute sa vie. 

Art. IV. L'histoire atteste et plosieurs aetes aussi at- 
testent et prouvent que TEglise de Jerusalem et les eveques 
ses suffragants ont^ depuis les temps des Califs et pendant 
le regne successif de tous les Sultans, ete singuli^rement 
prot^gös et honoris dans tous les temps : et que leurs droits 
et leurs privilöges ont toujours 6t6 confirm^s. 

La S. Porte s'engage cons6quemment envers la Cour 
Imperiale de Bussie de maintenir ces droits et ces privil^ges 
tant dans la ville de Jerusalem que hors de lä, sans porter 
la moindre atteinte aux droits des autres nations chr^tiennes, 
compos^es de Bayas indig^nes et ^trangers, qui ont ^\k ad- 
mises ä faire leurs d^votions dans l'Eglise du St. Sepulcre 
et dans d'autres Lieux Saints, seit dans les oratoires qu'elles 
ont en commun avec les Grecs, seit dans les oratoires qu'elles 
ont en propre. 

Art. Y. II a k^k juge necessaire et juste de confirmer 
pleinement par un nouveau firman om6 d'un hatticheriff 

portant la dato de tous les firmans qui ont 

et^ donnes par les predecesseurs de S. M. le Sultan heu- 
reusement regnant, en faveur du Patriarcat de Jerusalem, 
et qui enumerent et expliquent les Lieux Saints que ceux 
qui professent la religion catholique ont en propre en vertu 
de leurs anciens droits, et les autres Lieux Saints qui vien- 
nent d'etre ouverts aux pretres catholiques pour y exercer 
leur culte. Par consequent la S. Porte promet et prend 
Tengagement que le firman et le hatticheriff sus-mentionne, 
lesquels ont ete remis formellement ä la Cour Lnperiale, 
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resteronty tels qu'ils seront mis «n execution ä la lettxe> et 
qu'ils seront maintenus a Tavenir ayec bonne foi. 

Art. VI. Etant necessaire que les sujets Russes, pretres 
ou autres^ qui ont, conformement aux traites existants, la 
permission et la faculte d'aller yisiter la ville de Jerusalein 
et les Lieux Saints de cette ville» soient traites sur iin pied 
igal ayec les nations les plus favorisees» et attendu que les 
Catholiques et les Protestants ont des prelats particuliers a 
euXy et des endroits respect^s et affectös aux affaires reli- 
gieuses^ si la Cour Imperiale de Bussie en fait la demande, 
la'S. Porte dans ce cas s'engage ä designer un site conve- 
nable dans la ville de Jerusalem ou aux environs, pour la 
constructicm d'une äglise k Texercice du culte par les pre- 
tres russes, et d'un höpital destine aux pelerins malades on 
pauvres. Cette eglise et cet höpital seront sous Tinspectioii 
speciale du Consul General de Bussie en Palestine et en 
Syrie, 

Art. VII, Comme cette Convention doit etre ratifi^e par 
les deux Hautes Cours contractantes, dans un delai de six 
semaines, ou plutot si faire se peut, les ratifications seront 
echangees ä 

C'est pourquoi les Plenipotentiaires des deux Parties 
ont mis leurs signatures ä la präsente Convention, et ils y 
ont appose leurs cachets. 



XI. 

Project, welches wahrend des Wiener Congresses 
von den russischen Bevollmächtigten dem Baron 
-Prockesch mitgetheilt wurde. (Nach den Num- 
mern 123 und 124 des „Nord" vom 2. und 
5. Mai 1856.) 

Projet de propositions relatives aux droits des chretiens 
et de leur äglise. 

Depuis un quart de sifecle le gouvernement ottoman a 
entrepris une serie de reformes dont le but a ete double: 
fortifier Tautorite centrale ebranlee par Tanarchie de la force 
annee et par la revolte des pachas et des derebeys, ga- 
rantir les populations de Tempire des maux l^gues par Far- 
bitraire et Toppression sans frein de Tancien regime. 

La centralisation progressive du pouvoir en a augment6 
la force : mais dans la meme proportion^ eile en a aggrave la 
responsabilite. Si par sa faiblesse d'autrefois ä Tegard des 
pachas usurpateurs, des derebeys hereditaires, et de la 
force annee indisciplinee, il n'etait que solidaire des maux 
qui se produisaient, le progres meme de la centralisation le 
rend aujourd'hui directement responsable, soit du renou- 
vellem'ent des anciens abus, soit des souffrances nouvelles, 
provoquees par Tapplication erronee des principes inaugures 
par la reforme. 

27 
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n y ayait sous rancien regime des elements constitatifis 
inh^rents aux populations de Tempire ottoman^ que la con- 
quete avait respectes et legitimes^ et qui ont resiste a la 
tyrannie et k Tanarchie de cette ^poque; c'etaient Torgani- 
sation communale et les francMses accordees par les souye- 
rains ottomans aux populations chretiennes et ä leur dglise, 
seit par stipulation consentie, soit sous la forme d'un acte 
spontane des conquerants. 

EUes ont produit d'heureux resultats et des exemples 
frappants de d^veloppement agricole et commercial. Les 
pachas memes et les d^rebeys, int^ress^s directement comme 
ils r^taient sous Fancien regime au bien-etre de la pro- 
yince qu'ils ezploitaient pour leur propre compte, ont re- 
spect^ et favorise des institutions et des francMses salutaires 
pour les populations. 

La r^forme^ en exag^rant d^une part sa tendance de 
centralisation, et de l'autre« en livrant la population a la 
merci d'une classe d'employ^s salaries et etrangers h la lo- 
calitiy a confondu les principes de la commune avec l'arbi- 
traire qu'elle ^tait appel^ ä supprimer. 

L'int^ret si legitime , que les souffrances actuelles des 
populations chretiennes de la Turquie inspire aux puissances 
chretiennes^ et le salut de Tempire ottoman lui-meme^ re- 
clament des garanties de Tameiioration du sort de ces po- 
pulations^ des garanties pour leurs droits religieux, civils et 
politiques. 

Le gouvernement ottoman peut puiser ces garanties dans 
une triple source: V celle des anciennes francMses consen- 
ties ou octroyees k l'epoque memo de la conquete ou incor- 
poration successive de la plupart des provinces qui forment 
Tempire ottoman^ et notamment dans les bärats et les fir- 
mans relatifs aux droits de r^glise chretienne; 2® celle des 
promesses solennelles contract^es par le souyerain regnan^ 
soit dans Tacte de Gulhanä, soit dans les diverses manifesta- 
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tiona de rimtiative du Sultan servant de developpement du 
tanzimat; 3® celle du besoin qu'eprouve le gouvemement 
ottoman de r^pondre par des faits et par des actes serieux 
ä la soUicitttde des puissances pour sa conservation et poor 
sa duree. 

Les abus dont les populations chretiennes ont le plus 
souffert dans la periode actuelle de la reforme Ottomane^ 
peuvent etre classes en trois cat^gories. 

1® Empietemeut sur leurs anciennes franchises munici- 
pales et religieuses^ et ingerence progressive^ directe ou ia- 
directe^ de Tautorite administrative et iiscale dans les affaires 
int^rieures de la commune et de l'^glise. La v6nalit6 des 
employ^s ottomans a seule proflt^ de ces empi^tements^ ^ga- 
lement pr^judieiables ä F^tat et aux populations; 

2^ Pril^vement de Timpot territorial par le systime de 
Taffermage ou iltisam^ mode proscrit et fletri par Facte de 
Gulhan^ meme qui en a ordonn^ la suppression^ et qui nean- 
moins n'a fait que so fortifier^ se compliquer et se gen4ra- 
liser depuis cette ^poque. II est cependant prejudiciable a 

9 

TEtat financi^rement et politiquement^ et il ruine la popu- 
lation Uvree a la merci du demier encherisseur qui^ par 
des influences tenebreuses, met les autorites superieures 
memes dans ses interets, realise d'immenses profits en re- 
vendant le droit acquis ä des sp^culateurs, qui le revendent 
encore en partageant les profits avec les autorites locales, 
de Sorte que tout recours du contribuable contre Toppression 
exercee -par les ag^nts des fermiers et sans fermiers devient 
impossible^ soit sur les lieux memes^ soit ä Constantinople. 

3^ Developpement du fanatisme dans la population mu- 
sulmane qui, froissöe dans ses anciens Privileges abusifs, se 
venge souvent sur les chretiens de ses griefs contre le gou- 
vemement^ n*accorde son appui aux autorites administratives 
qu'au prix de Timpunite de tout exces ä Tegard des chretiens, 
rend, par son attitude, totalement illusoires les principes de 

27* 
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tol^rance prescrits par la refonne^ et ofEre le douloureux 
spectacle d'un vaste complot de toute une popuIation armee, 
possedant des terres et des privileges politiques avec la pres- 
que totalite des agents de Tautorite^ contre une autre popu- 
Iation desarmee^ desheritee de tout droit politique^ exposee 
k etre traitee en rebelle ä l'egard de Tautorite souveraine^ 
lorsqu*elle d^fend meme son honneur et sa fortune; plus 
nombreuse cependant^ active et reveillee au sentiment de ses 
droits naturels^ tant par les promesses du souverain que par 
les notions qui lui arrivent de tout cöte sur les sympathies 
de TEurope chretienne. Cet ^tat de clioses amene neces- 
sairement la reproduction de crises sanglantes et ne peut 
durer sans danger imminent pour Tempire ottoman. 

Les garanties dont nous avons indique la necessite^ doi- 
yent donc s'appliquer a faire mieux respecter les droits de 
la commune et de T^glise^ ä remanier le Systeme de Tim- 
pot territorial^ ä mettre un frein au fanatisme de la popu- 
Iation musulmane^ seit en dominant son influence, soit en 
relevant les chr^tiens de leur abaissement politique actuel, 
de cet etat devenu illegal depuis que le souverain a jure 
dans la cour de Gulhane Tegalite de ses sujets devant la loi, 

L'accomplissement du premier point de cette triple tache 
est de nature ä faciliter Foeuvre entifere. 

Les dispositions ci-annexees paraissent de nature a com- 
pleter cette reforme salutaire dans l'interet de Fempire ot- 
toman et de ses populations chretiennes de differents rites, 
qui forment la majorite des sujets du Sultan. 



V Les droits^ privileges et immunites de la comimune 
considär^e comme base fondamentale du Systeme administrar 
tif, judiciaire «t financier^ doivent etre garantis et proteges 
par le gouvernement et plutot developp^s que restreint^ dans 
Fadministration et la legislation. 
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2^ La competence des mehrem^s ou tribunaux appel^s 
ä juger d'apr^s la loi du coran^ devra 8e bomer aoi seules 
causes entre musulmans; les causes de la meme cat^gorie 
entre chretiens appartiendront a la connaissance des tribu- 
naux ecclesiastiques instituös aupres des ^veques. 

3® Tout autre tribunal civil ou criminel sera forme de 
juges de Tune et de l'autre religion^ en rapport avec la na- 
tionalit^ du lieu^ principe qui existe dejä ä l'etat d'essai 
dans les tribunaux de commerce et dans ceux de police nou- 
vellement organises. Les titres de propriet^s et les registres 
de Tetat civil entreront dans les attributions de ces tri- 
bunaux. 

4^ Le temoignage chretien sera admis selon les memes 
prescriptions que celui des musulmans. 

5** Le harad^h ou capitation^ comme tribut de rachat 
annuel de la vie du chretien, sera supprime. II sera rem- 
place par une somme annuelle, payable en bloc, par chaque 
communautö chr^tienne en proportion de sa force num^rique 
et en remplacement de la conscription militaire, Tarmee re- 
guliere n'etant formee que par des conscrits musulmans selon 
la loi organique. 

6® Toute incapacite civile des chrötiens sera abolie. IIa 
pour^ont etre admis aux emplois du service civil et jouiront 
des memes privileges bierarcbiques que les musulmans. 

7^ Ils participeront a Fadministration locale ä Tinstar 
des musulmans, soit comme membres des conseils munici- 
paux, soit comme employes du gouvernement. 

8® La diversite des nations, religions et rites, les us, 
franchises et immunites locales devant etre prises en consi- 
deration dans Torganisation administrative particuliere de 
chaque province de Tempire ottoman, le gouvernement s'ap- 
pliquera ä puiser dans chaque province les elements admi- 
nistratifs, en.se conformant aux voeux de la population, et 
de maniere ä preserver chaque nation ou communion da 
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Toppression d'nne autre nation, dans Fordre civil ausai bien 
qne dans Fordre religienx. 

9® Le principe ci-dessus trouvera, a plus forte raison, 
son application et son developpement dans les provinces ou 
difltricts dont la popnlation est en totalite ou en grande ma- 
jorite chretienne. 

10'' Le privilege existant ponr certaines provinces et 
commnnautes d'avoir aupres de la Porte leurs fond^s de 
pouYoirs (kapou-kehayas) tires de leur propre sein et char- 
ges de la defense de leurs interets, sera progressivement 
etendu aux populations qui y auraient des titres sufiBsants 
par leurs conditions d'existence et leur developpement 

11® Les communes chretiennes de chaque province, meme 
lä oii la population chretienne est en minorite, auront leurs 
delegues dans les instances administratives. Le rang Uerar- 
chique et les droits de ces delegues seront respectes par les 
autorites locales. 

12® L'administration Interieure de toute communaute 
chretienne, ses droits et privil^ges seront a Tabri de toute 
ingerence illegale de Fautorite, et garantis de toute oppres- 
sion de la part des hommes influents etrangers a la com- 
mune. 

13® La commune sera legalement constituee pour chaque 
rite chretien, selon la coutume locale et sous les auspices 
de Fautorite ecclesiastique de chaque rite. 

14^^ Toute commune chretienne acquittera son impot en 
bloc et sera garantie de Fingerence des autorites fiscales 
dans la repartition et le mode de prelevement de Fimpot. 

15® Le fermage des dimes ou iltisam sera aboli. 

16® Toute prestation en nature qui n'est pas fixee par 
une loi, sera severement prohibee. 

17® Le droit de la possession des Immeubles sera ab- 
solu et libre de toute entrave ou restitution motivee par la 
religion de Facquereur. 
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18^ L'autorit^ ciyile aura k s'abstenir de toute ing^rence 
dans les affaires du culte chr^tien^ dans T^lection ou la no- 
mination des dignitaires ou desservants de T^glise chretienne 
et dans Teducation religieuse de la nation; eile ne mettra 
pas d'obstacle k l'unpression et k la circulation des livres 
du oulte et de T^ducation en quelque langue que ce seit. 
La censure necessaire a cet egard sera exercee par TcHrgaiie 
du clerge. 

19" Elle ne s'opposera pas a ce que T^glise de chaque 
communion chretienne se conforme dans son administration 
Interieure aux voeux et aux besoins de la nation, et notam- 
ment ä Tegard de la langue nationale dans le service di- 
vin et ä la nationalite des eveques et des pretres. 

20^ Les patriarches ou chefs spirituels respectifs de 
chaque communion chretienne etant nommees par F^glise 
meme, selon Tinstitution particuliere de chaque rite, sont irre« 
vocables de droit. Dans aucun cas ils ne pourront etre i& 
Yoques par l'initiatiye de l'autorite ciyile. Le seul tribunal 
competent ä leur egard est celui de l'eglise meme. Le gou- 
vemement ne pourrait demander la mise en jugement d'un 
patriarche a moins d'une communication pr6alable de ses 
griefs contre lui aux representants des puissances contrac- 
tantes. 

2V L^autorite supreme ecclesiastique de chaque rite 
chretien etant investie selon le principe constitutif meme 
de Tempire ottoman, de la defense des droits religieux, ci- 
vils et politiques de sa nation aupres du gouvernement ot- 
toman, eile exercera ses attributions civiles et politiques 
par Torgane de dignitaires de Tordre civil, delegues par la 
nation, confirmes par la dite autorite ecclesiastique, respon- 
sables dans la gestion des affaires de leur competence tant 
Tis- a- vis du gouvernement qa'k l'egard de la nation qui 
les a investis de sa confiance, destituables par cons^quent 
et ayant rang dans la hierarchie civile de T^tat. 
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22® C'est par ces dignitaires et sous les auspices de 
Tautorite ecclesiastique respective que chacune des commu- 
nautes chretiennes reglera et gerera les deniers destines par 
la communaute meme ä rentretien de son eglise et de ses 
institutions et fondations pieuses. 

23" Le droit de la reparation des eglises^ fondations 
pieuses et de tout edifice relevant de Feglise sera garanti 
et delivre de toute entrave ou restriction. Quant a la fon- 
dation de nouveaux edifices du culte, en principe^ aucune 
commune chretienne, si petite qu'elle soit, ne sera privee 
de posseder son eglise^ son ecole et son hopital^ selon ses 
moyens et en se conformant aux prescriptions de police. La 
demande d'autorisation sera adressee au gouvernement par 
les instances de Tautorite ecclesiastique competente^ et la 
formalite existante de Temanation prealable d'un ilazn de 
Tautorite spirituelle musulmane sera supprimee. 

24" Tous les biens ecclesiastiques formant le vakouf de 
chaque rite chretien et reconnus inalienables par la loi mu- 
sulmane meme, serönt garantis de toute spoliation ou confis- 
cation dans toute Tetendue de l'empire ottoman. 

25" La conversion d'un chretien a Tislamisme, ou la 
conversion d'un individu ou d'une commune d'un rite chre- 
tien ä un autre rite chretien ne doit accorder aucune pre- 
rogative civile. Dans aucun cas la conversion d'un mineur 
contre la volonte de ses parents ou tuteurs ne peut etre ad- 
mise, la tuteile des orphelins etant reservee ä l'autorite 
ecclesiastique et communale. 

26" La peine de-mort sera abolie en matiere de reli- 
gion. Le maximum de la peine que la loi pourrait infliger 
au musulman converti au christianisme devra se borner a 
l'exil du converti dans une province dont la majorite de la 
population serait chretienne. 

27" La violation d'une eglise ou d'un cimetiere sera 
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assimilee anx delits contre les mosqnees et les dmetieres 
musulmaiis. 

28' Le Status quo actuel de possession des Saints-Lieux 
pouT chacnne des comnmnautes chretieimes de Jerusalem 
sera maintenu et conTerti en loL Le gouvemement ottoman 
s'abstiendra dY introdnire aucun changement» a moins d*ime 
entente avec les pnissances contractantes. 

29^ La police du temple de la resnrrection ä Jerusalem 
sera regolarisee d*apres nne entente de la Porte aTec les 
representants des pnissances, ponr etre en hannonie tant avec 
les droits de Teglise qn avec les convenances et avec le 
respect qn il faut observer envers les lieux veneres par les 
nations chretiennes. II est entendu que Fusage abnsivement 
introduit par la garde mnsnlmane et par les hauts dignitaires 
Ottomans de fumer la pipe dans ce temple, sera proscrit 

30' Les droits des popnlations chretiennes sujettes du 
Sultan et ceux de leur eglise seront corrobores par un nou- 
veau hatti-cberif constitutif. Cet acte solonnel sera adresse 
aux pnissances qui, en retour de Tengagement de la Porte 
de maintenir inviolables ces droits et d'en rendre Tapplicar 
tion efficace, les garantiront de leur cote et declareront ne 
pretendre se reserver aucune ingerence speciale en fayeur 
de teile ou teile autre classe de sujets du Sultan, de tel 
ou tel autre rite cbretien. 
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Traduction d^un firman Imperial remis en copie aux 
missions ätrangeres k Constantinople le 16 mars 
1854. 

Ainsi qu'il a ete maintes fois publie par mes firmans Im- 
periaux promulgues jusqu'ä ce jour et qu^il est ä la con- 
naissance de tous: — mu par les sentiments de haute cle- 
mence et de soUicitade paternelle dont Dieu a sp^cialement 
doue mon coeur de Souverain et de Ealife^ j'ai constamment 
en vue d'assurer le repos^ la tranquillite et la secuiite des 
Sujets de mon empire et de rendre prosperes lEtat et le 
pays^ et je ne cesse d'y vouer toutes mes pensees« 

Anssi c'est pour la realisation de cet utile et salutaire 
objet de mes voeux qu'ont ete introduites avec Taide du Tres- 
Haut les reformes administratives (tanzimat- liairie) 
et beaucoup d'autres lois qui s*y rattachent, et Ton en voit 
actuellement les nombreux avantages. 

Ayant de meme vivement au coeur que les röclamations 
fondees sur des droits soient partout convenablement reglees, 
et les dispositions legislatives pleinement executees, afin que 
les Sujets et les habitants de mon empire n*eprouvent non 
plus sous ce rapport ni inqui^tude ni dommage^ 11 a ete 
forme d'abord ä Constantinople et plus tard dans quelques 
autres localites importantes de mes l^tats des consells (tri- 
bunaux) speciaux de commerce et des consells correctlonels, 
et mes propres sujets aussi bi^n que les sujets etrangera 
öprouvent journellement sous tous les rapports Tutilite et 
les bienfaits de ces institutions. 
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Dans le but d'^tablir aussi dans d'autreB endroits con- 
yenables de mon empire de semblables conseils^ une com- 
mission formte au sein de mou conseil supreme de justice 
a murement examine et disout^ cet objet^ et le rapport qu'elle 
a redig^, a ^te In et attentivement examine dans une seance 
speciale du conseil de mes ministres. 

Les attributions de ces conseils se bornent a Tinstruc- 
tion des proces des sujets etrangers qui se rendent coupa- 
bles de meurtre, de vol et d'autres crimes et delits contre 
des sujets etrangers. On a principalement eu en vue^ en in« 
stitaant ces tribunaux^ qu'il füt procede a toutes les in- 
yestigations possibles et aux verifications les plus minu- 
tieuses et les plus consciencieuses tendant ä mettre en evi- 
dence la culpabilit^ ou Finnocence des prevenus, et le but 
de ces enquetes n'est autre que celui de punir les individus 
dont la culpabilite a et^ positivement etablie en conformit^ 
des dispositions des lois et des principes de justice et d'^- 
qxdte et de ne pas laisser ^chapper les criminels k la rigueur 
des lois. 

Mus par ces considerations^ les assistants au conseil de 
mes ministres ont juge ä propos d'adopter les mesures 
suiyantes. 

Qu'il soit etabli pour le moment dans quelques locali- 
tes considerables et importantes de mes Etats^ autres que 
Celles oü 11 en existe deja, des conseils sous la denomination 
de conseils de verification qui^ a Tinstar de ce qui se 
pratique dans les conseils de police et de zabtie de la 
capitale^ aient sp^cialement a connaitre des diff^rends qui 
surgissent en mati^re criminelle et correctionelle entre mu- 
sulmans et chretiens, et les autres classes des sujets de 
mon gouvernement comme aussi entre les sujets etrangers 
et les sujets de ma Sublime Porte. 

Que le but de Tinstitution de ces conseils etant de con- 
stater equitablement les crimes et delits des coupables et 
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de preserver les ümocents de toute molestaüon, les gonyer- 
nements et les autorites du pays aient a se conformer rigoa- 
reusement au reglement qui a ete redige a cet effet» a eviter 
tonte contravention a cet egard et a Youer une sollicitude 
constante a la pleine et stricte obseryation des dispositions 
arretees. 

Que les foDctionnaires a nommer ä ces conseils soient 
choisis^ ainsi qu'il en est fait mention dans un des para- 
graphes du reglement precite^ parmi les membres des grands 
conseils municipaux les plus eprouves sous le rapport de 
leur equite^ de leur intelligence et de leur droiture et parmi 
d'autres personnes convenables. 

Qu'il soit nomme un ou deux kiatibs (commis) seien 
le besoin^ et ces conseils une fois formes sur les lieux qu'il 
en soit refere ä Constantinople. 

Ces dispositions ayant ete soumises ä ma sanction, j u 
ordonne qu'elles soient mises en execution de la maniere sus- 
indiquee. G'est ä cet effet qu'a ete rendu mon firman Im- 
perial et qu'il est expedie conjointement ä une copie. authen- 
tique et scellee du reglement precite. 

Toi donc qui es le gouverneur de .... ., lorsque Tu 
auras connaissance^ Tu procederas avec Tintelligence et la 
perspicacite dont Tu es doue^ ä la formation du conseil dont 
il s'agit^ et apres en avoir choisi et nomme les membres. 
Tu refereras a Constantinople. 

En examinant et reglant les causes qui surgiront avec 
toute la justice et Fimpartialite que prescrit le susdit regle- 
ment. Tu attacheras la plus grande importance a constater 
regulierement les crimes des coupables comme a preserver 
de toute molestation les innocents et Tu T'efforceras d'agir 
avec la prudence et Tintelligence requises. 

Sache -le ainsi et prete foi a ce noble signe. 
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Reglement ^labor^ au sujet des attributions des con- 
seils de v^rification qui ont 6t4 institu^s pour 
recueillir tout d'abord en cas de meurtre, de bles- 
öures, de vols et d'autres crimes et d^lits de ce 
genre entre les diverses classes des sujets otto- 
mans et entre ces demiers et des sujets ^trangers, 
des renseignements exacts sur le compte des 
coupables et proc^der ä rinstitution de leurs 
procäs. 

Le conseil de verification est un conseil distinct du 
grand conseil municipal et du conseil de commerce qui sera 
forme sur le pied du conseil de zabtie (police) de Con- 
stantinople pour connaitre des crimes et des d^lits mention- 
nes ci-dessus. II se reunira ä de certains jours de la se- 
maine et se composera d'individus d une droiture öprouvee, 
capables de remplir les devoirs de la justice et de Fequite, 
qui seront choisils- parmi les membres les plus aptes du con- 
seil du chef-lieu de la province et panni d'autres personnes 
notables et considerees du pays. 

II sera preside par les gouverneurs. 

On proc^dera avec la plus grande equite et impartialit^ 
ä Texamen et au jugfcment des proces des prevenus äinsi 
qu'ä rinterrogation des temoins. 

Si la pluralite des membres du conseil concevait quel- 
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ques doutes sor leB t^moiDS a charge, ils ne les entendront 
qu'apres les avoir fait preter serment de la maniere usi- 
tee, qu'ils diront la veriti, qu'ils ne diront rien de contraire 
a eile et qu'ils exposeront ce qu'ils savenl Ceux qui au- 
ront &t& convaincos d'ayoir fait de fausses levelations et 
pret^ HD faox germent, seront punis. 

A moins que leor confrontation ne soit n^ssaire^ les 
t^moins ne seront pas introdaits tons a la fois dans la 
chambre du conseil. Ils seront interroges s^par^ment, et 
lorsqu'un t^moin sera examin^, les autres ne devront pas 
p^n^trer dans la cliambre. les t^moins seront interroges 
en pr^sence du pr^yenu. 

Au cas qu'il y aurait des individus qni pritendissent 
d^montrer la faussete des d^positions faites k la charge des 
pr^venusy on les entendra apr^ leur avoir fait preter ser- 
ment^ comme il a ^tö dit plus haut, et le jugement sera 
rendu d'apr^s les d^positions de Tune ou de l'autre part qui 
auront paru offrir k la pluralit^ des membres du conseil des 
indices certains de v^racitä. 

On vouera tout autant d'attention a ce qui sera allegue 
contre un pr^venu qu'a tout ce qui pourra servir a sa ju- 
stification. — Afin de mettre en ^vidence soit la culpabilit^, 
soit rinnocence d'un pr^venu, c.-ä-d. afin que le yrai coa- 
pable ne puisse pas öchapper ä la rigueur de la loi et que 
rinnocent ne soit pas injustement puni: le conseil «entendra 
sur les seuls points d'un proc^s qu'il est de toute n&sessite 
d'^claircir d'une maniere positive^ les rev^lations des per- 
sonnes qui seront censees avoir des notions personnelles et 
speciales ä cet 6gard sans aucune exception et a quelque 
classe et nationalitä qu'elles appartiennent. Tous ceux qui 
seront indiqu^s tant par le demandeur que par le däfendeur 
comme ayant des informations a fouiiir sur Taffaire en dis- 
cussion^ seront forc^s k compariutre au conseil pour dire ce 
qu'ils savent. 
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Le conseil ayant instniit dans son gein le proc^s du 
pr^venu reconnu coupable döterminera la peine qu'il aura 
merit^e d'apr^s les lois pönales de la S. Porte^ et la fera 
mettre en exöcution apr^s qu eile aura ete sanctionnöe par 
le gouverneur du payg. — Le conseil de verification ne 
rendra pas de sentences portant condamnations a la peine 
du talion (kassas) et au prix du sang (diet), mais en de 
pareils cas il se bornera a soumettre le rösultat de son en- 
quete au gouverneur qui, de son cotö, en rendra compte au 
grand conseil, et ce demier prononcera un jugement d'apr^s 
les lois de la S. Porte. — Toutes les fois que le plaignant 
DU le prevenu sera sujet ötranger^ la cause sera discutöe 
dans le sein du dit conseil en presence du consul, ainsi que 
le prescrivent les capitulations, ou de celui qu'il chargera 
de le reprösenter. Son intervention et son assentiment se* 
ront nöcessaires pour le prononcä du jugement et pour sa 
mise en exöcution. 

Si rindiyidu dont le proc^s est k instruire, ötait un su- 
jet ötranger ou bien un sujet de la Porte coupable de quelque 
delit envers un sujet ötranger, il faudra ahsolument que le 
proces et le jugement aient lieu en conformitö des traitös 
en vigueur devant le consul de la nation du plaignant ou 
du prävenu, ou bien de celui que le consul dölöguera ä sa 
place. Ce demier comme son reprösentant sont autorisös, 
a l'instar des autres membres du #sonseil, k interroger les 
temoins, ä leur poser des questions et, au besoin, ä emettre 
leur propre maniere de voir et leur opinion. — S'il y avait 
pluralitö de voix parmi les membres du conseil en faveur 
d'un prövenu dont la justification rösulterait des investiga- 
tions pratiquöes, et qu'il n'eüt pas les antöcedents^ sa mise 
en libertö sera demandee au gouverneur. 

Si un inculpö faisait volontairement l'aveu de sa faute, 
il n'y a plus rien k dire^ mais si cet homme röellement n'ötait 
pas coupable et que son aveu n'ötait que le rösultat de 
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promesses söduisantes ou de moyens d'iiitiinidation^ et qn'il 
fat constatö de Tavoir fait ä contxe-coeur ou bien ponr avoir 
4i& tromp^^ cet aveu ne sera pas admis contre lui. 

Au cas ou un inculp^^ apres avoir confesse d'etre r6elle- 
ment coupable^ viendrait ä pretendre que cet aveu lui a ete 
arrachä par des s^ductions et des tromperies^ il ne sera tenu 
aucun compte de cette assertion. 

Le conseil n'appliquera ni bastonnades ni chaines ni 
aucune espece de torture devant Finterrogatoire des incul- 
p68, ni lors de leurs punition. 

Lorsqu'il faudra arreter quelqu'un pour un motif quel- 
conque^ il sera traduit devant la poIice^ qui devra^ sans perte 
de temps^ d^cider s'il y a eu lieu d'instruire le proces de 
ce d^tenu ou de le mettre en liberte. 



XIV. 

Circular des englischen Botschafters in Constantino- 
pel an die Cönsuln Ihrer britannischen Majestät in 
der Türkei. 

(Uebenetzang ans dem Englischen.) 

Therapia, den 20. November 1854. 

Mein Herr! 

In den letzten Monaten hat die türkische Regierung vier 
wichtige Mafsregeln ergriffen^ welche^ eine energische Aus- 
führung vorausgesetzt^ darauf berechnet sind^ für dieses Reich 
entweder unmittelbar oder doch in ihren eventuellen Folgen 
von dem wohlthätigsten Einflufs zu sein; und auf Befehl 
der Pforte ist davon L M. Botschaft Mittheilung gemacht 
worden. 

Durch die erste dieser Mafsregeln ist für das gesammte 
osmanische Reich in dem Criminal-Rechts-Verfahren eine 
bedeutende Verbesserung eingetreten. Dem Schutz der Un- 
schuld und der Entdeckung des Verbrechens bei Processen 
der bezeichneten Art sind neue Sicherheiten gewährt; und 
vor Allem ist die Annahme des Zeugnisses der ünterthanen 
des Sultans aller Classen auf den Fuls vollkommener Gleich- 
heit gestellt. 

28 
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Die zweite richtet sich gegen Unordnungen und Akte 
grausamer Gewaltthätigkeit, welche sich die irregulären Trup- 
pen im Dienste der Pforte oder Individuen ohne amtliche 
Stellung, in ungezügelter Leidenschaft sich ihrem Hange nach 
Plündereien und blutigen Verbrechen überlassend, nur zu 
häufig zu Schulden kommen lassen. 

Die dritte entfernt alle Einschränkungen, denen neuer- 
lich die Ausfuhr von Getreide aus den Häfen der Türkei un- 
terworfen worden ist. 

Die vierte, sicherlich nicht minder wohlthätig, ist eine 
völlige üntersagung des Sclaven- Handels mit Georgien und 
Circassien. 

Da Ihrer Majestät Regierung an dem Ergreifen dieser 
Mafsregeln ein lebhaftes Interesse genommen hat, so kann 
sie nur den ernsten Wunsch hegen, denselben eine entschie- 
dene und -dauernde Wirkung zu sichern. Der vollständige 
Erfolg eines so heilsamen Resultates liegt nicht nur im In- 
teresse der Menschlichkeit, sondern wird auch dem Wohle 
und dem Fortschritte eines Reiches förderlich sein, dessen 
Erhaltung nach richtigen Grundsätzen heute einer der Grund- 
gedanken der europäischen Politik ist. 

Ich hege die Ceberzeugung, dafs zur Erreichung eines so 
grofsen Zweckes Ihre w^achsame Aufmerksamkeit und die Ver- 
wendung Ihres unpartheiischen Einflusses wesentlich beitragen 
kann. Die türkischen. Pro vinzial- Behörden, denen in erster 
Instanz die getreue Durchführung der fraglichen Mafsregeln 
obliegt, haben bei dieser ihrer Pflichterfüllung manche tra- 
ditionellen Vorurtheile zu überwinden und mit vielen wider- 
streitenden Interessen zu kämpfen. Von dem Sitze der Re- 
gierung entfernt, bedürfen sie natürlicher Weise der Unter- 
stützung, der Ermahnung und der Ermuthigung; und bei 
den gegenwärtig zwischen uns und der Türkei bestehenden 
engen und herzlichen Beziehungen kann jenen Behörden von 
Niemand besser eine solche Hilfe gewährt werden als von 
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Ihnen und Ihren Collegen an anderen Orten, da Sie ohne 
Z\¥eifel von dem Geist jener Alliance durchdrungen sind, 
welche die beiden Länder in thatkräftiger Vereinigung zu- 
sammenhält. 

Ich mufs Sie jedoch daran erinnern, dafs das freund- 
schaftlichste Eingreifen (interference) in jene Angelegenhei- 
ten, welche unmittelbar zu den inneren des Reiches gehö- 
ren, ein vorsichtiges Benehmen und eine angemessene Ach- 
tung der Rechte der Souveränität oder der localen Jurisdic- 
tion erheischen. Sie können beaufsichtigen (vigilance), rathen 
und selbst remonstriren , ohne die Grenzen des Angemesse- 
nen (propriety) zu überschreiten, und im Fall des Mifslin- 
gens werden Ihre Vorstellungen bei der heimischen Regie- 
rung, sowie bei der hiesigen Botschaft die Aussicht auf eine 
Abhilfe eröffnen, welche, wenn auch für später aufgeschoben, 
darum von nicht weniger sicherer Wirkung sein wird. 

Beifolgend erlialten Sie Abschrift der auf diese vier 
MaJ'sregeln bezüglichen Firmane, Instructionen und Noten, 
sowohl im türkischen Original als auch in englischer oder 
französischer Uebersetzung. 

Dieselben würden Ihnen bereits früher zugegangen sein, 
wenn sich dem nicht Hindernisse, auf die es unnöthig ist 
hier näher einzugehen, entgegengestellt hätten. 

Obgleich die Mafsregeln selbst Ihnen und dem grofsen 
Publicum bereits bekannt sind, so wird Sie das gegenwär- 
tige Circular doch zur rechten Zeit erreichen, um sie durch 
eine bereits erworbene Erfahrung ihrer Wirkungen zu be- 
fähigen, mit practischem und zweckmäfsigem Urtheil ihre 
Durchführung zu fördern. 



Ich bin etc. 



gez. Stratford de Redcliffe. 
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XV. 

Auszug aus dem Journal de Conslantinople vom 10. 
Mai 1855. 

Tous leg sujetfl de Tempire saus exception jouissent de 
prosperite et de bien-etre ä Foinbre des lols de justice qu'il 
a i>\A donn^ ä Sa Majeste Imperiale de cr^er et d'etablir^ dans 
Tunique intention de raffermir les bases de T^tat et de con- 
solider Tedifice du gouvernement et de la nation. 

En vertu d'un ordre Imperial^ les ameliorations admi- 
nistratives et les garanties legales propres ä produire et a 
assurer une plus grande somme de bien-etre generale sont 
l'objet de deliberations et seront mises ä ex^cution au für et 
ä mesure de leur adoption. 

Comme il a ete reconnu necessaire de detenniner d'a- 
bord^ en les adaptant aux regles de Tempire^ les obligations 
principales qu'imposent ä chaque classe des sujets de Tem- 
pire ses devoirs de sujetion^ des r^glements seront succes- 
sivement formes sur ces mati^res et mis ä execution. 

La premi^re et la plus importante de ces obligations 
etant le service militaire^ il a Ate juge urgent de fixer les 
bases des reglements qui seront etablis sur cet objei 

II est evident que toutes les classes des sujets de Tem- 
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pire sont sans exception astreintes a remplir les obligations 
resultant des devoirs de suj^tion et quo la plus louide de 
ces charges est le Service militaire. 

Les sujets musulmans la remplissent seuls jusqu'a pre- 
sent, tandis que la defense de la patrie commune est un de- 
voir pour tous. Les autres classes aussi devront donc par- 
ticiper ä ce Service qui etait exclusivement devolu a une 
seule. Ceux qui rempliront ce Service en personne^ s'en ac- 
quitteront par leur corps^ et ceux qui ne prendront pas part 
au Service effectif, y contribueront par un equivalent rachat. 

Gomme les regles de la justice exigent d'etablir une 
egale analogie pour Taccomplissement de cette importante 
Obligation^ nous proclamons la decision qui a ete prise ä cet 
egard en vertu d'un ordre Imperial et d'apres Tavis unanime 
des plus hauts fonctionnaires de T^tat. 

Ce Service militaire de Fempire ottoman etant^ ainsi que 
nous venons de le dire^ un devoir pour tous les sujets de 
Tempire^ les sujets non- musulmans qui n'y contribuaient pas^ 
payaient^ independamment de la taxe generale^ un impot 
special sous la denomination legale de „djidzye^ (indemnite). 

Dorenavant ces classes aussi foumiront un contingent 
militaire dont le nombre sera fixe par le gouvernement. 

En egard au chiffre des populations musulmanes et ä 
leur habitude de manier les armes, la plus grande partie 
des forces militaires, qui seront entretenues par l'empire ot- 
toman, sera toujours composee des musulmans et la plus 
petite en sera formee par les autres communautes des sujets. 

Ainsi, conformement ä la decision qui sera prise a cet 
egard, une fraction determinee du contingent general, que 
toutes les autres classes foumiront, d'apres le chifiEre de la 
Population male et proportionellement a ceux fournis par 
les musulmans I sera appelee au service effectif et entrera 
dans les rangs de Tarmee, et le reste payera comme equi- 
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Talent, ind^pendamment de la taxe generale, une contribn- 
tion militaire. 

La r^gle qui servira de base ä cette contribntion, est 
la suivante: 

Le contingent general qui sera fourni ä ravenir par ces 
classes, sera fixe d'apres Tanalogie et les proportions ci-des- 
sus specifiees. Le montant de la contribution militaire de 
ceux qui rempliront ce service en personnes, sera defalque 
de la quotite totale de cet impot, et le restant en sera re- 
parti sur tous les sujets mäles appartenant aux susditeti 
classes qui doxvent contribuer au service militaire, et pre- 
ley^ conjointement avec la taxe generale. 

Des reglements speciaux seront faits pour fixer equita- 
blement la quotite de t;ette contribution et le mode de 8& 
perception et repartition. 

La dur^e de service et le Systeme de conscription pre- 
ficrit par les institutions militaires ä Tegard des personnes 
qui se trouveront au service militaire actif, serviront de base 
k la formation des reglements speciaux qui auront pour bat 
d'etablir un rapport exact pour la fixation des contingents 
et le mode de leur enrölement, ainsi que de soumettre a 
une r^le uniforme les droits de ceux qui se rendraient 
dignes d'obtenir des grades d'officiers, soit par la capacite 
qu ils auraient deployee dans les rangs de Tarmee, soit par 
les connaissances qu ils auraient acquises dans les ecoles 
Lonperiales. 

Ces reglements sont en voie de discossion et seront 
prochainement promulgues et mis a execution. 

La S. Porte appreciant les preuves de zele et de de- 
vouement que tous ses fideles n'ont cesse de lui temoigner, 
et connaissant que tous egalement desirent, dans de pareilles 

m 

drconstances, servir le Souverain lenr bienfaiteur, FEtat et 
leur patrie, et voolant qae ceox de ses siyets qui n'ont pas 
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pris part jusqu'Ji präsent au service militaire^ participent 
Sans retard ä Fhonneur et ä la gloire qui ont illustre dans 
ces temps ce service, a d^cide que par mesure extraordi- 
naire, et jusqu'ä ce que les reglemeuts permanents et sp4- 
ciaux sus-enonces soient completement etablis, on prendra 
la quantite de contingents qui sera jugee necessaire parmi 
les habitants des localites convenables d'Anatolie et de Rou- 
melie. 

Quoique ceci soit une mesure extraordinaire, le service 
des soldats qui seront enroles en ce moment jouira du be- 
nefice des lois permanentes qui seront faites plus tard, et 
le nombre des soldats qui sera pris de cette maniere, sera 
passe en compte du contingent general, qui sera fixe d' apres 
les regles permanentes et qui consistera en service effectif 
et en contribution militaire. 

Si parmi les soldats pris, par mesure extraordinaire, 
il y en avait qui donnassent des preuves de capacite et me- 
ritassent d'etre nommes officiers, ils obtiendraient des grades 
militaires a l'avenir d' apres le degre de leurs Services et 
de leur merite. Les decisions ci-dessus ayant ete prises, 
le mode de leur execution sera notifie par des firmans spe- 
ciaux et on procedera immediatement ä y donner suite. 

En faisant participer de cette maniere et d' apres leurs 
facultes et leur position toutes les classes de sujets au Ser- 
vice militaire, qui reunit les peines et les fatigues ä rhon- 
neur du service, la S. Porte a eu pour but d'alleger la 
Charge du service qui pesait exclusivement sur les musul- 
mans, et de faire aussi participer les autres classes des su- 
jets de Tempire a l'honneur et ä la gloire de servir Tetat 
et la patrie. Ceci etant une nouvelle preuve de la gene- 
rosite et de la soUicitude que Sa Majeste Imperiale n'a 
cesse de prodiguer ä l'egard de tous ses sujets en general, 
nous ne doutons pas que chacun n'en soit penetre de satis- 
faction et de recounaissance. 
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Par decision Imperiale, plusieurs hauts fonctionnaares 
de la S. Porte ont re^u la mission de se rendre tres-pro- 
chainement dans les diverses provinces de la Rouinelie et 
de TAnatolie, pour y proc^der a rapplication equitable de 
Tordre souverain qu'on vient de lire. 

Constantinople, le 9 mars 1855. 
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Art IX du traite de Paris du 30 mars 1856. 

S. M. I. le Sultan 9 dans sa constante sollicitude pour 
le bien-etre de ses sujets, ayant octroye un firman qui, en 
ameliorant leur sort, sans distinction de religion ni de race^ 
consacre ses genereuses intentions envers les populations 
chretiennes de son empire, et voulant donner un nouveau 
temoignage de ses sentiments a cet egard^ a resolu de com- 
muniquer aux puissances contractantes^ le firman spontane- 
ment emane de sa volonte souveraine. 

Les puissances contractantes constatent la haute valeur 
de cette communication. II est bien entendu qu'elle ne sau- 
rait en aucun cas donner le droit aux dites puissances de 
s'immiscer soit coUectivement, soit separement dans les rap- 
ports de S. M. le Sultan avec ses sujets ni dans Tadmi- 
nistration interieure de son empire. 



Protocole no. 11. Extrait. Seance du 28. fevrier. 

Presents : les representants de TAutriche, de la France, 
de la Grande -Bretagne, de la Bussie, de la Sardaigne et 
de la Turquie. 

Le IV'*"« point est lu dans son emsemble et Mr. le 

comte Walewski rappelle a cette occasion qu'il y a lieu de con- 
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stater Tentree de la Turquie dans le droit public europeen. 
Les plenipotentiaires reconnaissent qu'il Importe de constater 
ce fait nouveau par une stipulation particuliere inseree au 
traite general. II est donne lecture de la redaction qui avait 
ete concert^e a Vienne a cet effet, et il est admis quelle 
pourrait etre accueillie par le congres. 

Mr. le comte Orloflf exprime le desir d'etre fixe sur 
la marche que la Turquie se propose de suivre pour donner 
au IV'^"® point la suite qu'il comporte. 

Aali Pacha annonce qu'un nouveau hatti-cherif a re- 
nouvele les privileges religieux octroyes aux sujets non- 
musulmans de la Porte, et prescrit de nouvelles reformes 
qui attestent la soUicitude de S. M. le Sultan pour tous les 
peuples indistinctement; que cet acte a ete public, et que, 
la S. Porte se proposant de le communiquer aux puissan- 
ces au moyen d'une note officielle, aura aiasi satisfait aux 
previsions concernant le IV'®™® point. 

Mr. le comte Orloff ainsi que Mr. le Baron de Hübener 
et apres, les autres plenipotentiaires expriment l'avis qu'il 
soit fait mention, dans le traite general, des mesures prises 
par le gouvernement ottoman. Us invoquent le texte meme 
du IV*®°« point qui en fait une Obligation aux plenipoten- 
tiaires, sans qu'il puisse toutefois en resulter une atteinte 
ä l'independance et a la dignite de la couronne du Sultan. 

Les plenipotentiaires de l'Autriche, de la France et de 
la Grande -Bretagne rendent hommage au caractere liberal 
des dispositions'^qui ont ete arretees ä Constantinople, et 
c'est dans la meme pensee qu'ils jugent indispensable de 
les rappeler dans Facte final du congres, et nuUement pour 
en faire naitre un droit quelconque d'immixtion dans les 
rapports de S. M. le Sultan avec ses sujets. 

Aali Pacha repond que ses pouvoirs ne lui permettent 
pas d'adhärer pleinement a l'avis des autres plenipotea- 
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tiaires et annonce qu'il prendra par le t^l^gruphe leg ordres 
de sa cour 



jyiem« Point parafe pat les repr^sentants de rAutriche, de 
la France, de la Grande-Bretape, de la Russie et de la Turquie 
dans la Conference de Vienne le 1®' fevrier 1856 et parafe 
comme preliminaire de la paix par les representants des 
memes puissances et de la Sardaigne ä Paris le 25 fevrier. 

4. Population 8 chretiennes sujettesdela Porte. 

Les immnnites des sujets rayas de la Porte seront con- 
sacrees sans atteinte a l'independance et ä la dignite de la 
couronne du Sultan. 

Des delib^rations ayant lieu entre l'Autriche, la France, 
la Grande -Bretagne et la 8. Porte afin d'assurer aux sujets 
chretiens leurs droits religieux et politiques, la Russie sera 
invitee ä la paix ä s'y associer. 



Protocole no. XIII. Seance du 24 mars 1856. 

Presents: les plenipotentiaires de rAutriche, de la France, 
de la Grande -Bretagne, de la Prusse, de la Russie, de la 
Sardaigne, de la Turquie. 

Mr. le comte Walewski rappeile que le con- 

gres a decide, dans une de ses precedentes s^ances, qu'il 
serait fait mention dans le traite general du hatti-cherif ren- 
du recemment par S. M. le Sultan en faveur de ses sujets 
non-musulttians: qu'il a ete convenu toutefois que cette men- 
tion serait con^ue ä la fois, dans des termes propres a eta- 
blir la spontanelte dont le gouvernement ottoman a use dans 
cette circonstance, et de fa^on qu'il ne put en aucun cas 
en resulter un droit d'ingerence pour les autres puissances. 

« 

Mr. le comte Walewski propose d'inserer au traite ge- 
neral, sur le IV' ^"« point la redaction suivante qui lui semble 
remplir les intentions du congres: 
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^S. M. Imperiale le Sultan^ dans sa constante sollicitude 
pour le bien-etre de tous ses sujets, sans distinction de re- 
ligion ni de race, ayant octroye un firman qui consacre ega- 
lement ses genereuses intentions enyers les populations chre- 
tiennes de son empire^ et voulant donner un nouveau te- 
moignage de ses sentiments ä cet egard^ a resolu de com- 
muniquer aux puissances contractantes le dit firman spontan 
nement emane de sa volonte souveraine.^ 

„II est bien entendu que cette communication dont les 
puissances contractantes constatent la haute valeur, ne sau- 
rait en aucun cas donner le droit aux dites puissances de 
s'immiscer soit coUectivement, soit separement^ dans les rap- 
ports de S. M. le Sultan avec ses sujets^ ni dans Tadmi- 
nistration interieure de son empire.** 

Messieurs les plenipotentiaires de V Antriebe^ de la Grande- 
Bretagne et de la Turquie appuient cette proposition^ comme 
repondant pleinement ä Fobjet qu'on se pro^ose. Äali Pacba 
ajoute qu'il ne lui serait pas possible de se rallier a toute 
autre redaction^ si eile tendait a conferer aux puissances 
un droit de nature ä limiter l'autorite souveraine de la S. 
Porte. 

Messieurs les plenipotentiaires de la Russie repondant 
que ce point merite une attention particuliere, et qu'ils ne 
sauraient exprimer leur opinion avant d'avoir examine avec 
sein la redaction mise en deliberation: ils en demandent 
le renvoi ä une commission. 

Messieurs les plenipotentiaires de la France et de la 
Grande -Bretagne combattant la proposition de Messieurs les 
plenipotentiaires de la Russie, en se fondant a leur tour 
sur l'ünportance memo de la question qui demande ä etre 
deliberee in pleno, 

U est decide que la discussion aura lieu, en congres, 
dans la prochaine seance 
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Protocole XIV. S^ance du 25 mars 1856. 

Präsents: les pl^nipotentiaires de FÄutriche, de la Franoe, 
de la Grande -Bretagne^ de la Prusse, de la Rüssie^ de la 
Sardaigne^ de la Turquie. 

Messieurs les plenipotentiaires de la Russie sont 

invit^s k faire pari au congr^s des observations qu'ils se 
sont reserve de presenter au congr^s sur la r^daction inseree 
au protocole no. XIII, et relative au IV**"* point. 

Mr. le baron de Brunnow expose qu'en assurant aux 
chr^tiens de Fempire Fentiere jouissance de leurs privileges, 
on a donne ä la paix une garantie de plus et qui ne sera 
pas la moins precieuse; qu'ä ce titre on ne sauraittrop ap- 
pr^cier Fimportance du batti-ch^rif röcemment ^man^ de la 
volonte souyeraine du Sultan; que les plenipotentiaires de 
la Russie n'b^sitent pas ä reconnaitre, et sont en autre heu- 
reux de declarer que cet acte, dont chaque paragraphe at- 
teste hautemenl!%le8 intentions bienyeillantes du souverain 
qui Fa rendu, realise et depasse meme toutes leurs esp^ 
rances; que ce sera rendre hommage ä la haute sagesse du 
Sultan, et t^moigner de la soUicitude qui anime egalement 
tous les gouvemements de FEurope, que d'en faire mention 
dans le traite de paix; qu'on est d'accord sur ce point, et 
qu'il ne s'agit plus que de s'entendre sur les termes. Mr. 
de Brunnow ajoute que Fint^ret particulier que la Russie 
porte aux chretiens de la Turquie, Favait determin^e a donner 
son entier assentiment ä une premiere redaction qui semble 
cependant avoir souleve certaines objections, bien que cette 
redaction, conformement ä Favis unanime du congr^s, fit re- 
monter exclusivement ä la volonte souveraine et spontanee 
du Sultan Facte qu'on veut rappeler dans le traite, et stipu- 
lät qu'il ne pouvait en r^sulter un droit quelconque d'ing^- 
rence pour aucüne puissance. 

Par igard, dit-il encore, pour des susceptibilit^s que 
nous respectons, nous y renon9ons donc et nous proposons 
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au coDgr^s une r^daction qui nous semble satisfaire ä toutes 
les necessites en restant dans les limites qui nous sont tra- 
cees. Mr. le baron de Brunnow donne lecture de cette re- 
daction qui est ainsi con^ue: 

^S. M. le Sultan, dans la constante sollicitude pour le 
bien-etre de tous ses sujets, sans distinction de religion ni 
de race, ayant octroye un firman qui consacre ses genereuses 
intentions envers les popuiations chretiennes de son empire, 
a resolu de porter le dit firman ä la connaissance des puis- 
sances contractantes. Leurs majestes Tempereur des Fran- 
9ai8 etc. constatent la haute valeur de cet acte spontane de 
la volonte souveraine de S. M. le Sultan. Leurs dites mar 
jestes acceptent cette communication comme un nouveau 
gage de Tamelioration du sort des chretiens en Orient , ob- 
jet conunun de leurs voeux, dans un interet general d'hu- 
manite, de civilisation et de piete.^ 

^£n manifestant ä cet egard Tunanii^te de leurs in- 
tentions, les hautes parties contractantes declarent d'un com- 
mun accord, que la communication de Tacte ci- dessus men- 
tionne ne saurait donner lieu a aucune ing^rence coUective 
ou isolee dans leß affaires d'administration Interieure de Tem- 
pire Ottoman, au prejudice de Tindependance et de la dignite 
de Tautorite souveraine dans ses rapports avec ses sujets.^ 

M. le premier plenipotentiaire de la France et apres lui 
le comte de Clarendon fönt remarquer que le projet pre- 
sente par Messieurs les plenipotentiaires de la Russie ne 
differe pas essentiellement de celui auquel ils demandent ä 
le substituer et qu'en insistant ils placeraient Messieurs les 
plenipotentiaires de la Turquie dans Fobligation d'en referer 
de nouveau ä Constantinople, et provoqueraient ainsi de 
nouveaux ajoumements, que si les differences qu'on remarque 
entre les deux textes ont une portee digne d'occuper le con- 
gres, Messieurs les plenipotentiaires de la Russie devaient 
en preciser le caractere et la nature; qui si, au contraire, 
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ees differences sont inslgnifiantes, comme on peut le croire 
ä'la premiere vue, il canviendrait de s'en tenir ä la redac- 
tion qui a deja obtenu ragrement du gouvernement ottoman^ 
principal interesse dans la question. 

M. le comte Orlofif repond que, d'accord avec M. le 
baron de Brunnow, et prenant en consideration les motifa 
enonces par Messieurs les plenipotentiaires de la France et 
de la Grande 'Bretagne, il renonce ä faire agreer le projet 
presente par M. le second plenipotentiaire de la Russie et 
quil se rallie ä celui presente par le comte Walewski, en 
demandant toutefois un leger changement, et reservant Fap- 
probation de sa cour. 

Lord Cowley dit qu'il ne peut laisser passer les ex- 
pressions dont s'est servi Mr. le baron de Brunnow en par- 
lant de Tinteret particulier que la Russie porte aux sujets 
chretiens du Sultan et que l'interet que les autres puissances 
chretiennes n'oift cesse de leur temoigner, n'est ni moins 
grand ni moins particulier. 

Mr. le baron de Brunnow repond qtfen rappelant les 
dispositions dont sa cour a toujours ete animee, il n'a pas 
entendu revoquer en ^^^te ou contester celles des autres 
puissances pour leur correligionnaires. 

Apres avoir declare que ses instructions ne lui per- 
mettent d'adherer ä aucune modification sans prendre les 
ordres de son gouvernement, Aali Pacha reconnaissant que 
le dernier changement demande par 'Mr. le comte Orloff 
consiste dans une simple transposition de mots, y donne son 
assentiment, et le congres adopte la redaction suivante 
devenue definitive, sauf la reserve faite plus haut par M. le 
premier plenipotentftiire de la Russie. 

^S. M. Imperiale le Sultan, dans sa constante soUicitude 
pour le bien-etre de ses sujets, saus distinction de religion 
ni de race, ayant octroye un firman qui, en ameliorant leur 
sort, consacre egalement ses genereuses intentions envers les 
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popolations chr^tieimes de son empire, et voulant donner un 
nouveau t^moignage de ses sentimelits k cet egard, a resolu 
de communiquer aux puissances contractantes le dit firman 
^mane de sa volonte soiiveraine.^ 

^Les puissances contractantes constatent la haute valeur 
de cette conununication.*' 

„II est bien entendu qu'elle ne saurait, en auciin cas, 
donner le droit aux dites puissances de s'immiscer^ soit col- 
lectivement, soit separ^ment, dans les rapports de S. M.^le 
Sultan avec ses sujets^ ni dans Tadministration Interieure 
de son empire.* 
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Boujourouldi de la S. Porte. Avril 1857. 

Tres Prudeut Patriarcho des Grecs. 

II est porte a votre connaissance qu'une des hautes 
dispositions du firman Imperial concernant les reformes der- 
nierement promulguees, prescrit que tous les Privileges et 
immunites spirituels accordes aux communautes chretiennes 
et autres non-musulmanes, etablies dans l'empire ottoman, 
ayant ä etre examines dans un delai fixe, des conseils ad 
hoc formes dans les patriarcats, doivent, avec la haute per- 
mission Imperiale et sous la surveillance de la S. Porte, 
proceder ä leur examen et discuter et soumettre ä la S. 
Porte les reformes exigees par le progres des lumieres 
et des temps; que comme les patriarches, les metropoli- 
tains, les archeveques, les eveques et les rabbins seront 
assermentes, ä leur entree en fonctions, d' apres une formule 
concertee en commun entre la S. Porte et les chefs spirituels 
des diverses communautes, toutes les redevances ecclesia- 
stiques, de quelque forme et nature qu elles soient, doivent 
etre supprimees et templacees par la fixation des revenus 
des patriarches et des chefs des communautes et par Tallo- 
cation de traitements et de salaires equitablement pro- 
portionnes ä l'importance, au rang et ä la dignite des divers 
membres du clerge; et que, sans porter atteinte aux pro- 
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prietes immobilieres des divers clerg^s chretiens, radministra- 
tion temporelle des affaires des eommunautes non-musul- 
manes doli etre placee sous la sauvegarde d'une assemblee 
choisie dans le sein de chacune des diverses communarites 
parmi les membres du clerge et les lai'ques. 

Or^ de meme que rimportance de cette question ne com- 
porte plus d'ajoumement, de meme il ne sera pas donne 
libre carriere ä ceux qui voudraient chercher par des moyens 
detournes^ ä denaturer et a eluder une resolution du gou- 
vemement Imperial si officiellement manifestee. £n un mot» 
la S. Porte ne pourra pas permettre qu'un principe dont les 
effets salutaires pour toute la nation ressortent avec evidence, 
seit mis en pratique d'une maniere defectueuse. 

En consequence vous etes invite a agir avec empresse- 
ment suivant la ligne qui vous est tracee, et par la forma- 
tion, dans le patriarcat grec, du conseil qui doit discuter 
les objets susdits. 



xvni. 

Extrait de la Presse d'Orient du 10 novembre 1856. 

Memorandum 

Communiqn^ officiellement aux ambassades et l^gations ^trang^res pres 

la Porte Ottomane. 

Ainsi que toutes les legations des puissances amies en 
ont d^ja ete informöes par la note officielle que leur a adres- 
see la Sublime Porte, en date du 24 Djemadi-ul-ewel 1271, 
Aali Nehad Effendi, envoye en mission speciale ä Smyrne, 
pour dresser le cadastre des terres, proprietes et immeubles 
sis ä Smyrne et dans son timar, et faire la repartition de 
rimpot, ayant termine le cadastre, la commission speciale 
qui avait ete formee a cet effet ä Smyrne meme, a fait un 
projet de reglement fondamental, concernant le mode de re- 
partition et de perception de l'impot, projet qui a ete sou- 
mis ä la S. Porte. 

Ce projet ayant ete, apres avoir ete examine minu- 
tieusement dans les hauts conseils de Tempire, adopte comme 
le reglement special pour Tassiette des impots de la dite 
ville et de ses dependances, le firman Imperial pour Texe- 
cution entiere de cette decision a ete emane. Conformement 
ä la teneur de ce firman Imperial et aux termes du dit re- 
glement, on commencera ä proceder ä la repartition et ä la 
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perception de Fimpot, et de meme que tontes les proprietes 
en general, si:>es dans le territoire ottoman, sont souinises 
aux lois speciales de lempire^ celles qui sont possedees par 
des indigenes, parents de quelques -uns des snjets des pms- 
sances etrangeres, sont egalement soumises anx memes lois. 

Je vous prie donc, Monsieur , de vouloir bien 

donner les Instructions necessaires et formelles a votre con- 
8ul ä Smyrne, pour qu'il porte cette decision du gouveme- 
ment Imperial a la connaissance de ses nationaux, et que, 
pour ]a mlse ä execution de cette mesure, il donne toutes 
les facilites qui dependront de lui. 

Je m'empresse de vous adresser ci-joint un exemplaire 
imprime du reglement dont il a ete fait mention. 

Agreez etc. 

Constantinople, 8 djemadi-ul-ewel 1273 (6 novembre 
1856). 



Traduction du reglement concernant larepar- 
tition de l'impot de la ville de Smyrne et de ses 
dependances. 

Article 1*^. La quotite de l'impot ä payer par la ville 
de Smyrne^ son timar et ses dependances^ montant ä la 
somme de 1,200,000 piastres, devant etre versee sans aucun 
retard en entier et sans aucune reduction au tresor Impe- 
rial, et la commission mixte du cadastre, d'accord avec Aali 
Nehad Effendi, commissaire Imperial, ayant ete d'avis qu'il 
fallait prelever a titre d'impot, en ajoutant a Fimpot pro- 
prement dit une somme supplementaire de 200,000 piastres, 
une somme totale de 1,400,000 piastres, afin de pouvoir re- 
mettre la somme integrale de 1,200,000 piastres au tresor 
Imperial, payer les frais du bureau de la perception et con- 
sacrer Fexcedant aux ameliorations urgentes de la ville, Fexe- 
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cTition de cette mesure est arretee. En cons^quence 11 eet 
entendu que: 

1® 800,000 piastres devront etre levees sur la propriete 
immobiliere inscrite de la ville et son timar. 

2^ 400,000 piastres sur Tindustrie, les arts et metiers, 
le petit commerce de detail et le commerce interieur et local, 
cet impot devant etre applique ä tout habitant de la ville 
de Smyme et son. timar en general, n'importe sa nationa- 
lite, qu'il soit sujet de la S. Porte ou etranger. 

3® 200,000 piastres sur les dix villages et leurs depen- 
dances qui de temps immemorial sont sous la juridiction de 
la ville de Smyrne, et pour le moment chacun dans la pro- 
portion dejä etablie, savoir: 

Boumabad et ses dependances (nehavi) . Piast. 72,000 

Djouma Ovassi - 17,750 

Trianda - 28,750 

Seydi Keuy - 19,600 

Boudja - 13,300 

Balgiora - 8,000 

Kelizman - 15,300 

Tschamli et Heerke - 8,000 

Menemen Skelessi - 13,300 

Takhtalt - 4,000 

Piast. 200,000 - 

Ces 200,000 piastres devront etre levees sur la propriete 
immobiliere, sur Tindustrie et sur les arts et metiers, et la 
maniere dont la chose aura ete reglee,* sera par la suite rap* 
portee au gouvernement Imperial. 

Article 2* . L'impot de la ville de Smyrne de 800,000 
piastres etant fixe sur la valeur des immeubles inscrits aux 
registres du cadastre^ qui s'eleve actuellement a la somme de 
deux cent millions de piastres, il a ete arrete, que chaqud 
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proprietaire payerait im droit de quatre pour miUe sor la 
valeur inscrite par estimation sur les dits registres. 

Quant k Timpöt de 400,000 piastres, a leyer sur rin- 
dustrie, le commerce de detail etc. etc. comme il est dit plus 
haut, il sera per^u taut des habitants proprietaires, au moyen 
de patentes de diverses categories, qui seront delivrees par 
la commission mixte d'apres une juste appreciation de leurs 
moyens d'existence et de leur fortune sans prejudice de Tim- 
pot qu'ils pourraient avoir ä payer sur leurs immeubles, s'ils 
sont proprietaires. 

n a ete convenu en outre que les negociants, quelle qua 
seit leur nationalite, faisant le grand commerce Interieur 
comme les sujets ottomans^ payeront aussi bien que les mar- 
chands au detail^ un droit de patente; sont exempts toute- 
fois de ce droit ceux des negociants etrangers qui fönt le 
commerce exterieur d'apres les dispositions des traites ; mais 
cette exemption ne s'applique qu'ä leur commerce exterieur. 

L'impot de 200,000 piastres, ä etre leve des villages 
ci-dessus mentionnes, continuera ä etre per^u de leurs habi- 
tants comme par le passe et jusqu*ä ce qu'un recensement 
regulier des proprietes des dits villages et de leurs depen- 
dances (nehavi) ait ete fait par la commission mixte, et 
alors la repartition de l'impot respectif de chaque village 
separement se fera d'apres le Systeme adopte pour la ville, 
en prenant pour base de la quote-part ä repartir sur cha- 
cun de ses habitants la somme connue dont ledit village est 
dejä frappe et la valeur estimee de chaque propriete, plus 
r^valuation de l'impot industriel des arts et metiers. L'esti- 
mation des maisons situees dans les villages se fera sur le 
pied du loyer probable qu'elles pourraient produire suivant 
ce qui s'est pratique ä l'egard des proprietes rurales et sera 
faite sur les memes bases que celles appliquees aux pro- 
prietes du timar de la ville, mais le resultat definitif sera 
d'abord rapport^ a la S. Porte. 
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Article 3**"*. L'imp6t de la ville de Smyrne et des vil- 
lages adjacents qui sera r^parti et perQU d'apr^s le nouveau 
mode ci-dessus ^nonc^, est du aiLtr^sor Imperial k partir 
du 1 — 13 mars 1271 (1855); comme il est du Systeme 
du tresor Imperial de percevoir Timpot h, partir de Fepoque 
fixee comme commencement de ohaque nouvelle annee^ Tan- 
nee 1271 expir^e sera enti^rement encaissee et celui de 1272 
et des annees suivantes^ sera per^u d'apres le Systeme sus- 
mentiomxe du tresor. 

Article 4*^™®. Les nouvelles constructions qui seront faites 
dans la ville de Smyrne et son timar, seront inscrites an- 
nuellement aux registres du cadastre^ suivant la valeur ä 
laquelle elles seront estimees par la commission mixte; elles 
seront taxees egalement du droit de quatre pour mille. 

Toute augmentation dans les recettes provenant de cette 
maniere des Douvelles constructions^ compensation faite des 
moins values possibles par suite d'incendies ou ecroulement 
par accident, sera partagee en deux portions doDt Tune re- 
viendra au tresor et Tautre ä la ville^ qui en disposera dans 
J'interet public, en sus des 200,000 piastres ci-dessus men- 
tionnees. 

Mais si par suite d'une catastrophe, d'un incendie con- 
siderable, les taxes de 800,000 piastres fixees comme ci- 
dessus sur les immeubles existants et enregistres ne pour- 
raient etre per^ues, et que le deficit qui en resulterait ne 
put etre couvert meme par la somme entiere des taxes des 
nouvelles constructions, ce deficit ne pourra etre supporte 
par les immeubles qui auraient echappe au sinistre; seule- 
ment les proprietaires dont les maisons auraient ete detruites 
cesseront de payer les quatre pour mille sur la valeur pri- 
mitive inscrite, et ne payeront plus que sur la valeur de 
leurs terrains suivant Testimation qui sera faite par la com- 
mission mixte. Aprfes le recouvrement de cette nouvelle 
somme.. la remise du deficit constate sur la somme originale 
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de 800,000 piastres sera r^för^e h, la haute generosite du 
gouvernement de Sa Majeste Imperiale. 

Toute depense au-dessus de 4000 piastres qui devra 
etre allouee sur la somme ci-dessus affectee aux ameliora- 
tions de la ville sera^ d'apres les ordonnances en Tigueur, 
rapport^e par rintermediaire du commissaire Imperial aa 
Gonseil general de Smyrne qui la soumettra ä la S. Forte 
par proces verbal officiel. 

Article 5»«™«. La commission mixte est permanente; eile 
agira sous la presidence d'un commissaire Imperial designe 
par la Sublime Porte; eile se composerä de quatorze mem- 
bres dont huit sujets de la S. Porte et six etrangers. Cette 
commission sera consideree comme un corps indigene pris 
parmi les contribuables de la ville. 

Les attributions de la commission mixte sont: d'org^ 
niser^ avec Tadhesion et la surveillance de son pr^sident, 
les bureaux d'impöt et du cadastre, elaborer les projets qui 
auraient pour objets les details ayant trait au present re- 
glement et a son execution, döterminer Temploi des exce- 
dants qui seront affectes aux ameliorations de la ville, 
et en operer Texecution. L'impot sera per^u par des col- 
lecteurs sous les ordres du president et verse ä la caisse 
de la province. 

Et attendu qu'il sera tenu des r^gistres d'inscription 
de toutes les proprietes, ladite commission devra aussi 
prendre acte de toutes les transactions hypothecaires de milk, 
n'ayant point trait k Tadministration des vacoufs, pour en 
assurer la validite. Elle connaitra de toutes les questions 
qui concernent les reglements et la police des constructions. 

La commission s'occupera, s'il y a lieu, de rediger des 
projets de reglements sp^ciaux et de detail, relativement 
ä Fassiette et ä la perception de Fimpot. Ces projets se- 
ront soumis a la Sublime Porte par Fintermediaire du com- 
missaire Imperial, avec un rapport du gouvernement general. 
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, 4 

Articie 6**"®. Les dispositions du präsent reglement 
pourront etre modifiees par les reglements generaux qui pour- 
raient etre promulgues ult^rieurement pour les finances de 
tont Tempire. 

Fait a la Sublime Porte, le 22 du mois de Sefer 1273 
(21 octobre 1856). 



XIX. 

Durch kaiserlichen Befehl genehmigtes Reglement 
des osmanischen Tanzimat-Rathes, in Betreff der 
Colonisirung türkischer Länder, nach einer von 
der türkischen Gesandtschaft am Berliner Hofe 
im Jahre 1857 publicirten üebersetzung. 

Art. 1. Die Colonisten schwören zunächst, Sr. Majestät 
dem Sultan bestandig treu zu sein und die Eigenschaft der 
Unterthanen des Reiches ohne den mindesten Vorbehalt oder 
die mindeste Beschränkung anzunehmen. 

Art. 2. Sie unterwerfen sich in jeder Beziehung den 
gegenwärtigen und zukünftigen Gesetzen des Reiches. 

Art. 3. Sowie alle übrigen kaiserlichen Unterthanen 
werden die Colonisten vor jedem Hindernifs in Ausübung 
der Religion, zu welcher sie sich bekennen, geschützt wer- 
den, und sie werden ohne allen Unterschied dieselben Be- 
ligions- Privilegien geniefsen, wie die übrigen Classen der 
Unterthanen des Kaiserreiches. Wenn sich an den ihnen 
von der Regierung anzuweisenden Ortschaften hinreichende 
Capellen ihres Religionsbekenntnisses befinden, so werden 
die Colonisten in diesen ihre Andacht verrichten, wenn sie 
aber neue Dorf schatten anlegen, so werden sie von der kai- 
serlichen Regierung, auf vorgängiges Ansuchen, die Erlaubnifs 
erhalten, die Capellen zu erbauen, deren sie bedürfen. 
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Art. 4. In den zur Niederlassung von Einwanderern 
geeignet befundenen Provinzen des türkischen Reiches wer- 
den unter den verfügbaren, der Regierung gehörigen Län- 
dereien die fruchtbarsten und gesundesten ausgesucht wer- 
den und man wird jedem Colonisten den Theil eines Land- 
strichs anweisen und übergeben, dessen er, seinen Mitteln 
gemäfs, zum Betriebe des Landbaues oder irgend eines an- 
dern Handwerks bedarf. 

Art. 5. Die Colonisten, welche sich in den verfügbaren, 
der Regierung gehörigen und ihnen unentgeltliüh überlas- 
senen Ländereien niedergelassen haben, werden von jeder 
Grund- und Personensteuer durch sechs Jahre befreit sein, 
wenn sie sich in Rumelien, und durch zwöl/ Jahre, wenn 
sie sich in Asien angesiedelt haben. 

Art. 6. Ebenso werden die Colonisten vom Militair- 
dienste oder vom Erläge der Loskaufungssumine befreit sein, 
und zwar die in Rumelien angesiedelten für aechs imd die 
in Asien für zwölf Jahre. 

Art. 7. Nach Verlauf dieser Termine der Befreiung 
werden die Colonisten auf gleichem Fufse wie alle übrigen 
Unterthanen des Reiches allen Abgaben und Grundsteuern 
unterworfen sein. 

Art. 8. Die Colonisten werden die ihnen von der Re- 
gierung unentgeltlich überlassenen Ländereien nur nach einem 
Zeitraum von wenigstens zwanzig Jahren verkaufen können. 

Art. 9. Diejenigen, welche vor Ablauf dieses Zeitrau- 
mes das Land verlassen und aus dem Unterthansverbande 
treten wollen, werden der Regierung ihre Ländereien zurück- 
geben. Ebenso sind sie verpflichtet, der Regierung ohne 
alle Yergütigung alle Baulichkeiten zu überlassen, welche 
sie auf diesen Ländereien werden errichtet haben imd die 
nicht mehr als ihr Eigenthum betrachtet werden können. 

Art. 10. Die Colonisten werden die Autorität des Caza 
oder des Sandjak anerkennen, unter welchen die Dörfer und 



460 

Marktflecken stehen, wo sie sich niedergelassen haben, und 
sie werden von denselben regiert und geschätzt werden, wie 
die übrigen Unterthanen des Kaiserreiches. 

Art. 11. Wenn die Colonisten vor Ablauf des Zeitrau- 
mes ihrer Befreiung von Abgaben genöthigt sind, ihren Wohn- 
ort zu wechseln, um sich an einem • anderen Orte des Kai- 
serreiches niederzulassen, so steht ihnen das zwar frei, doch 
wird die Frist ihrer Befreiung von Steuern und Abgaben 
nur von der Zeit an gerechnet, wo ihnen die ursprüngliche 
Länderei bewilligt wurde. 

Art. 1 2. Die Colonisten, welche in ihrer ursprünglichen 
Heimath weder ein Verbrechen begangen haben, noch zwei- 
felhafter Aufführung gewesen sein dürfen, müssen rechtliche 
Leute, Ackerbauer und Handwerker sein. Die kaiserliche 
Regierung behält sich das Recht vor, diejenigen aus dem 
Lande zu entfernen, welche später ein Verbrechen begehen 
oder sich schlecht aufführen würden. 

Art. 13. Da jeder derjenigen Familien, welche sich nach 
der Türkei werden begeben wollen, um sich daselbst anzu- 
siedeln, ein so grofser Landstrich zu bewilligen ist, als ihre 
Mittel gestatten, so müssen — ehe sich diese Familien auf 
die Reise nach der Türkei begeben — detaillirte Register 
mit Bezeichnung ihrer Namen, Eigenschaften, Mittel, der 
Summe ihres Vermögens und ihrer Professionen angefertigt 
und der kaiserlichen Regierung durch ihre auswärtigen Ge- 
sandtschaften und Consulate in den Orten, wo sich solche 
befinden, unterbreitet werden. Es wird festgesetzt, dafs jede 
Familie ein baares Vermögen im Werthe von wenigstens 
sechzig Gold-Medjidiger, ohngefähr 1350 Francs^ besitzen 
mufs. 

Art. 14. Sowohl bei der Abreise der Colonisten aus 
dem Auslande, als bei ihrer Ankunft in der Türkei werden 
die auswärtigen Consuln der hohen Pforte und die kaiserli- 
chen Behörden des Inlandes ihnen die nöthigen Erleichterun- 
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gen für den Transport ihrer Habe und ihren Gepäcks be- 
willigen. Ihre Pässe werden ihnen von allen türkischen 
Consuln unentgeltlich ausgefertigt werden. Dennoch findet 
es der Tanzimat-Rath nothwendig, dafs in jedem Falle, wo 
sich Familien zur Uebersiedelung und Niederlassung in der 
Türkei melden, die kaiserliche Regierung hiervon wenigstens 
zwei Monate früher unterrichtet werde, damit dieselbe — 
nach Mafsgabe der bereits gefafsten Beschlüsse — Zeit habe, 
in den zu den Niederlassungen ausgewählten Provinzen des 
Reiches die zur Vertheilung an die Colonisten geeigneten 
Ländereien anzuweisen, so zwar, dafs diese bei ihrer An- 
kunft in der Türkei keinen Zeitverlust noch Beschwerden 
zu erleiden haben. Demgemäfs werden auch entsprechende 
Instructionen den Vertretern und Consuln des ottomanischen 
Reiches im Auslande ertheilt werden. 

Beschlossen den 5. Djemaziel-akhir 1272. 



Gedruckt bei A. W. Schade in Berlin, Grilnstr. 18. 
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